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Magistratssitzung vom 3. Februar 1919 

 

Anwesend die Herren Flügel, Müller, Buse, Winter, Dr. Wentrup und Dr. Teves 

 

1 

Neuwahl der Stadtverordneten. 

Magistrat bestimmt als Wahltag den 2. März 1919 und beschließt, in der 

Stadtverordnetensitzung vom 5. Februar einen Dringlichkeitsantrag einzubringen, demzufolge 

die Stadtverordneten gemäß § 6 II des Ges. vom 30.6.1900 u. § 8 der Verordnung vom 26. 

Januar 1919 zwecks Bildung des Wahlvorstandes zwei Beisitzer u. je 1 oder mehrere 

Stellvertreter wählen sollen. 

2 

Der am 3.2.1919 mit Jakob Born von Montabaur geschlossene Vertrag betreffend Abfuhr von 

ca. 50 Klafter Nadelholz vom Himmelfeld zum Bahnhof Montabaur für 20 M pro Klafter wird 

genehmigt. 

 

3 

Die Holzversteigerung vom 3. Februar, Distrikt Diethardsschlag  

wird genehmigt. 

 

4 

Das Gesuch des Schreiners Johann Ickenroth von Montabaur um Gewährung einer 

Entschädigung von 24 M für die in Gemeinschaft mit Ernst Kugel von Montabaur 

vorgenommene Reinigung des Leo von Ende`schen Saales nach dem Durchmarsch unserer 

Truppen wird genehmigt. 

 

5 

Auf das Gesuch des Polizeinachtwächters Strunk die jährliche Vergütung von 50 M für das 

Austragen der Steuerzettel zu erhöhen, beschließt der Magistrat im Hinblick auf die 

bedeutende Verwahrung der Arbeit die Vergütung ab 1.1.19 auf 75 M jährlich zu erhöhen. 

 

6 

Dem Peter Glattfelder ist die Wohnung in der Selekta zum 1.2.19 gekündigt. Da G. nicht 

geräumt hat, beschließt der Magistrat den G. durch den Polizeisergeanten Helm befragen zu 

lassen, ob er anderweit Wohnung gefunden habe u. wann er ausziehen werde. 

 

7 

Auf das Gesuch des Zimmermeisters Josef Hambach zu Montabaur betr. Errichtung einer 

Werkstätte 
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auf dem Grundstück Herzog-Adolfstr. Parz. 88 beschließt der Magistrat, das dem 

Kreisbaumeister Paul zur Begutachtung und alsdann dem Domänenfiskus zur Kenntnisnahme 

darzulegen. 

 

8 

Der Magistrat nimmt das von Bürgermeister Reis vorgelegte amtsärztliche Attest vom 31.119 

zur Kenntnis. 

 

9 

Der Landrat hat unter dem 30.1. zur Namhaftmachung einer Person aufgefordert, die als 

Vertreter der Stadt in den Demobilmachungsausschuss aufgenommen werden soll. Magistrat 

beschließt, die Angelegenheit der Stadtverordnetenversammlung vom 5.2.19 zu Punkt 3 der 

Tagesordnung vorzulegen. 

 

10 

Magistrat beschließt, den Kriegsteilnehmer Christian Hermes von Montabaur auf sein Gesuch 

als städt. Arbeiter anzunehmen. 

 

Gez. Dr. Teves, Buse, Winter, Flügel, Josef Müller 
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Magistratssitzung vom 5. Februar 1919 

Anwesend die Herren: Winter, Buse, Flügel, Müller, Dr. Wentrup und Dr. Teves 

 

1 

Auf das Gesuch des A. Bender von Montabaur um Anstellung als städt. Bürohilfsarbeiter 

beschließt der Magistrat die Anstellung mit einem Monatsgehalt von 120 M. Kündigungsfrist 

ein Monat beiderseits jeweils zum letzten des Monats zulässig. Vertrag ist noch zu tätigen. 

 

2 

Eine Dampfmaschine des städt. Elektrizitätswerkes ist reparaturbedürftig. Reparatur ist in 

absehbarer Zeit nicht möglich. Stadt deshalb zum Teil ohne Licht. Zudem drängt die 

amerikanische Besatzung auf Abhilfe. Die Koblenzer Straßenbahngesellschaft erbietet sich 

auf Grund der in ihrem Schreiben vom 4.2.1919 niedergelegten Bedingungen – siehe 

Sonderakten -  die Stadt mit Strom zu beliefern. Ferner liegt eine mündliche Offerte des 

Sägewerksbesitzers Adam Quirmbach von Montabaur vor. Quirmbach nimmt Anfang 

kommender Woche eine Lokomobile in Betrieb. Er will mit der daraus gewonnenen Kraft 

einen von der Stadt zu stellenden Dynamo in Betrieb setzen und so den erforderlichen Strom 

erzeugen. Quirmbach ist zur Stromlieferung bereit, falls ihm und zwar auch für den mit Hilfe 

seiner Wasserkraft erzeugten Strom pro Kilowattstunde 20 Pfg. gezahlt werden. Magistrat 

beschließt den beiden Offerten als Dringlichkeitsantrag der Stadtverordnetenversammlung vom 

5.2. vorzulegen und in erster Linie das Projekt Quirmbach zu empfehlen mit   
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der Maßgabe jedoch, dass möglichst auf einen Preis von 18 Pf.  pro Kwh eingewirkt werden 

soll. 

 

3 

Etwa 1916 hat Bürgermeister Reis aus einem Geschäft des Lebensmittelamtes der Stadt, bei 

dem ein Gewinn von ca. 1300 M erzielt wurde, sich 1000 M des Gewinns mit der 

Begründung von dem Angestellten Allmann geben lassen, er wolle die 1000 M auf ein 

Sparbuch anlegen, damit er das Geld für etwaige Fälle zur Verfügung habe, in denen der 

Magistrat Forderungen nicht genehmige. Er ließ die 1000 M als Verkaufsprovision buchen, 

legte sie auf seinen Namen auf ein Buch der Nass. Sparkasse an, das er für etwa 8 Tage in den 

Schrank des Standesamtes unterbrachte. Nach dieser Zeit war das Buch verschwunden. Am 

4.12. gab Bürgermeister Reis die 1000 M dem Allmann zurück mit dem Bemerken, er habe 

eine größere Operation durchzumachen. Da man nie wisse, wie so etwas weis gehe, wolle er 

ihm das Geld übergeben, um alles in Ordnung zu haben. Magistrat beschließt, den 

Bürgermeister Reis um Aufklärung zu ersuchen. 

 

4 

Auf ein Schreiben des Fabrikanten H. Volkmann von Montabaur, wonach der 

Jugendspielverein nicht mehr im Stande sei, Zinsen vom Jugendspielplatz zu zahlen und 

wonach sich Volkmann erbietet, den Platz zum Buchwert unter Barzahlung des Kaufpreises 

oder Eingabe von Kriegsanleihe zu erwerben beschließt Magistrat, der 

Stadtverordnetenversammlung das Schreiben vorzulegen und Ablehnung des Angebotes zu 

empfehlen, im Übrigen aber den Gesuchsteller gemäß 
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Magistratsbeschluss vom 5.12.18 zu bescheiden. 

 

Festgesetzt 7 Uhr abends nach Schluss der Stadtverordnetensitzung. 

 

5  

Der Magistrat beschließt, den Oberstadtsekretär Blaum zu bevollmächtigen, namens der Stadt 

mit dem Seminarlehrer Vollmar den von der Stadtverordnetenversammlung beschlossenen 

Kaufvertrag über die Präparandenanstalt zu tätigen und die Auflassungserklärung 

entgegenzunehmen, sowie alle zum Übergang des Eigentums auf die Stadt erforderlichen 

Erklärungen abzugeben und anzunehmen. 

 

6 

Der Magistrat schließt sich dem Beschluss der Stadtverordnetenversammlung vom heutigen 

Tage betr. Änderung der Besoldungsverhältnisse der städtischen Beamten und Angestellten 

vollinhaltlich an. 

 

Gez. Dr. Teves, Buse, Winter, Flügel, Josef Müller 
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Magistratssitzung vom 13.2.19 

 

Anwesend die Herren: Buse, Flügel, Müller, Dr. Wentrup, Winter u. Dr. Teves 

 

1 

Die Batterie des Städtischen Elektrizitätswerkes bedarf dringend der sofortigen Reparatur.  

Mit Rücksicht auf die durch den Krieg bewirkte außergewöhnliche Verteuerung aller 

Materialpreise und Löhne will die Accumulatorenfabrik den am 24.4.1912 geschlossenen 

Vertrag (siehe Ablage) nicht mehr als rechtsverbindlich anerkennen. Die Annahme des 

Nachtragsvertrages vom 15.11.18 ist bereits abgelehnt. Mit dem heute persönlich 

erschienenen Vertreter der Accumulatorenfabrik Ingenieur Wagner wurde der zu den Akten 

genommene Vertrag geschlossen. Der Magistrat ging beim Abschluss des Vertrages von der 

Folgerung aus, dass zumal mit Rücksicht auf das Drängen der amerikanischen Besatzung, die 

auf sofortiger Beseitigung der Zahl  vorhandenen Störungen in der Lichtversorgung der Stadt 

besteht, die Reparatur baldmöglichst ausgeführt werden müsse. 

Bei weiterem Hinauszögern der Arbeit ist zudem nach sachverständigem Urteil eine weitere 

erhebliche Verschlechterung der Batterie zu besorgen. Ohne Zubilligung einer 

Sondervergütung würde die Accumulatorenfabrik ihrer bestimmten Erklärung nach aber nicht 

arbeiten. Der Vertrag sei deshalb abzuschließen. 

 

2 

Am 2. Dezember 1918 hat die Stadt für Rechnung des Militärfiskus den Lastkraftwagen U = 

III 698 versteigert.  

Meistbietender blieb Fabrikant Heinrich Volkmann in Montabaur mit 3.500 M. Die Stadt hat 

das Geld für den Militärfiskus vereinnahmt, die amerikanische Besatzungsbehörde hat den 

Lastwagen darauf am 6.2.19 beschlagnahmt. Volkmann verlangt von der Stadt Rückerstattung 

von 3.500 M u. Ersatz von 621,40 M Reparaturkosten. 
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Der Magistrat beschließt, gegen die Rückpachtung der 3.500 M nichts einzuwenden, falls die 

Genehmigung der zuständigen Stelle beigebracht wird. Erstattung der 621,40 M wird 

abgelehnt. 

 

3 

Kaufmann Christian Gaber aus Montabaur soll auf sein Gesuch als Bürohilfsarbeiter durch 

Privatdienstvertrag angestellt werden. 

 

4 

Maschinenmeister Müller soll auf sein Gesuch das Dezembergehalt mit 180 M abzüglich der 

gezahlten Unterstützung von 65 M und der Bezüge aus der Krankenkasse erhalten.  

 

5 

Der Pachtvertrag vom 13. Februar 19 über die Parzellen Kartenblatt 5603 C, 5609 A, 10/5618 

a und 26/5618 b wird unter folgender Voraussetzung genehmigt: Pächter müssen dem 

Magistrat ein Rückgangsrecht für den Fall zugestehen, dass die Stadt die Parzellen verkaufen, 

vertauschen oder für sich selbst in Anspruch nehmen will. 

 

6 

Bürogehilfe Kunst erhält aus dem Etat des Lebensmittelamtes für seine Mitwirkung bei der 

Metallbeschlagnahme auf sein Gesuch weitere 55 M. 

 

7 

Das Gesuch des Polizeisergeanten Helm um Vergütung für angebliche Überstunden wird 

abgelehnt. 

 

Gez. Dr. Teves, Buse, Winter, Flügel, Josef Müller 
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Magistratssitzung vom 20. Februar 1919 

 

Anwesend Dr. Teves, Dr. Wentrup, Flügel, Buse, Müller und Winter 

 

1 

Auf das Gesuch der hiesigen Volksbücherei beschließt der Magistrat: 

a) Die Stadt zahlt einen Zuschuss von 360 M 

b) Sie liefert der Bücherei jährlich 1 Klafter Holz und gewährt freie Beleuchtung 

c) Sie zahlt der Bücherei für Reinigung des Bibliothekzimmers jährlich 30 M 

d) Sie stellt der Bücherei das Zimmer des Eichamts zur Verfügung und verlegt das 

Eichamt in den jetzigen Büchereiraum 

Die Stadtverordnetenversammlung soll jedoch zunächst in der Angelegenheit befinden. 

 

2 

Auf die Vorstellung Seyffart und Genossen betr. Reparatur der Burgstraße wird beschlossen: 

Reinigung und provisorische Instandsetzung der Straße sind sofort in Angriff zu nehmen. Mit 

der amerikanischen Besatzung ist zu verhandeln, damit die Besatzung nach Möglichkeit die 

Straße mit schwerem Fuhrwerk nicht befährt. 

 

3 

Die von Jakob Baren, J. Eschenauer, Anton Decker, Böckling, Trees und Genossen 

vorgelegten Rechnungen über Anfuhr von Holz für die amerikanische Besatzung sollen von 

der Stadt bezahlt werden. Die Zahlung erfolgt nur vorlageweise. Die Stadt fordert das Geld 

demnächst von dem Reich zurück. 

 

4 

Das hiesige Lehrerseminar legte 5 Rechnungen über 117,70 M vor und verlangt auf Grund 

Kriegsleistungsgesetzes Zahlung der Beträge. Die Entscheidung wird dem Bürgermeister 

überlassen. 

 

5 

Das Gesuch des Fabrikanten Jos. Olig in Montabaur auf Stundung der Umsatzsteuer 
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bis 1.4.19 wird genehmigt. 

 

6 

Die Erklärung des Bürgermeisters Reis auf die gemäß Magistratsbeschluss vom 5.2.19 an ihn 

gerichtete Anfrage soll zu den Akten genommen werden. 

 

7 

Bürogehilfe F. Helm erhält auf sein Gesuch für 15 Überstunden 15 M, ebenso Bürogehilfe 

Karl Kunst für 38 Überstunden 38 M. 

 

8 

Die Herstellung von Abdeckungen der Rinnenausläufe auf den Bürgersteigen soll nach dem 

Kostenvoranschlag Hübinger durch die Stadt bewirkt werden. 

 

9 

Auf das neuerliche Gesuch des Nachtwächters Strunk um Erhöhung seiner Bezüge für die 

Zustellung amtlicher Schriftstücke beschließt der Magistrat, den Gesuchsteller befragen zu 

lassen, wie viel er beansprucht. 

 

10 

Auf das Schreiben des Kreisschulinspektors Hölscher vom 13.2.10 betr. Ausschreibung einer 

Lehrerinnenstelle an der Selekta beschließt der Magistrat dahin vorstellig zu werden, dass die 

Stelle vorerst provisorisch bestehen bleibt, da die Dernbacher Schwestern die Schule 

demnächst übernehmen werden. 

 

11 

Auf telegraphische Anfrage des Landratsamtes erklärt Magistrat: § 2 des zwischen Marianum 

GmbH und der Stadt über die Selekta abgeschlossenen Vertrages vom 4.10.18 ist dahin 

auszulegen, dass die Stadt erstmalig die Schuleinrichtungen beschafft, dass die weitere 

Unterhaltung der dazu gehörende Gegenstände sowie die Neubeschaffung von Abgängen 

Sache des Marianum ist. 

 

12 

Zum Baugesuch des Zimmermeisters Josef Hambach in Montabaur schließt der Magistrat der 

Erklärung des Domänenrentamtes, 
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wonach das Gesuch nicht zu befürworten ist, weil das geplante Bauwerk das Stadtbild 

verunstaltet, an. 

 

13 

Die Holzversteigerung vom 17.2.19 Distrikt Haun wird genehmigt. 

 

14 

Nachdem vom Magistratsbeschluss vom 13.2.19 genug geschehen, wird die Verpachtung der 

in dem Beschluss bezeichnete Acker genehmigt. 

 

15 

Die Beleuchtungskommission soll über die  Weigerung des Gastwirtes Leo vom Ende und des 

Dr. med. Froning Stromgeld für November 18 zu bezahlen, weil die deutsche Einquartierung 

den meisten Strom verbraucht habe, entscheiden. 

 

16 

Der von Wwe. Franz Peters in Montabaur vorgelegte Vertragsentwurf betr. Erweiterung der 

Präparandenanstalt wird an die Finanzkommission verwiesen. 

 

17 

Die an der einen Dampfmaschine im Elektrizitätswerk gebrochene Kurbelwelle soll mit 

möglichster Beschleunigung der Maschinenbau GmbH in Leipzig Pl. Zwecks Anfertigung 

einer neuen Welle zugeschickt werden. 

 

 

18 

Die Frage der Neuregelung der Gehälter für die städtischen Beamten soll der 

Finanzkommission unterbreitet werden. Magistrat spricht sich für Ruhegehaltskasse, falls 

Oberstadtsekretär Blaum vor Ablauf von 2 Jahren in Pension geht. Die Pension für die letzte 

Gehaltserhöhung Blaums nicht zu tragen, die Pensionslast alsdann vielmehr von der Stadt zu 

tragen ist. 

 

Gez. Dr. ‚Teves, Winter, Josef Müller, Buse, Flügel 
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Magistratssitzung vom 21.2.19 

 

Anwesend: Dr. Teves, Dr. Wentrup, Flügel, Müller und Buse 

 

Magistrat beschließt, die Lehrerin Gretchen Reichert von Montabaur mit der vorläufigen 

Wahrnehmung der an der Selekta freigewordenen Lehrerinstelle zu beauftragen. Gehalt nach 

den Sätzen der Selekta unter Anrechnung der bisherigen Dienstzeit. Vgl. Magistratsbeschluss 

vom 20.2. Zif. 10. 

 

Gez. Dr. Teves, Buse, Flügel, Müller 

 

Magistratssitzung vom 22.2.19 

 

Anwesend die Herren: Winter, Flügel, Buse, Dr. Teves 

 

1 

Magistrat beschließt: Die Holzversteigerung vom 24.2.19 im Distrikt Butterborn wird 

genehmigt. 

 

2 

Das Gesuch des Lokalgewerbevereins um Erhöhung des städt. Zuschusses zur 

Fortbildungsschule wird abgelehnt. Dem Verein wird anheimgegeben, vom Kreis einen 

höheren Zuschuss zu erbitten.  

 

3 

Auf sein Gesuch wird dem Gastwirt Willy Schneider in Montabaur die rückständige Steuer 

auf ½ Jahr gestundet. 

 

4 

Da der Sägemüller Quirmbach seiner vertraglich übernommenen Verpflichtung zur Lieferung 

von elektrischem Strom nur höchst mangelhaft nachkommt, sollen ihm pro Kilowattstunde 

solange nur 16 Pfg. bezahlt werden, bis er seinen vertraglichen Verpflichtungen genügt. 

 

5 

Der Beschluss der Stadtverordnetenversammlung vom 26. Februar 19 über die Vermietung  
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der Präparandenanstalt an Wwe. Franz Peters in Montabaur wird genehmigt. Der von Dr. 

Teves vorgelegte Vertragsentwurf findet die Billigung des Magistrats. Der Vertrag soll 

demgemäß abgeschlossen werden. 

 

6 

Bürogehilfe Lieser wird zum 1.3.19 auf seinen Wunsch entlassen. 

 

7 

Polizeiwachtmeister Strunk erhält auf sein Gesuch ab 1.1.19 für das Herumtragen der 

Steuerzettel jährlich 120 M. 

 

Gez. Dr. Teves, Winter, Buse, Flügel 

 

 

Magistratssitzung vom 28.2.19 

 

Anwesend die Herren Winter, Flügel, Buse, Dr. Teves 

 

1 

Die amerikanische Besatzung wünscht Freigabe von drei Räumen im Gymnasium für 

Quartierzwecke. Werden die Räume nicht zur Verfügung gestellt, so sollen in der Gegend der 

Kirche die erforderlichen Räume bei der Bürgerschaft belegt werden. Die zur Beratung, über 

diesen Gegenstand zugegangenen Direktoren der beiden Anstalten versprochene Antwort bis 

zum 1.3.19 Voranschlags. Das Gymnasium will evtl. den Zeichensaal, das Physikzimmer und 

das Klassenzimmer der Prima, das Lehrerzimmer den Zeichensaal zur Verfügung stellen. 

 

2 

Bezüglich der Lebensmittelverteilung soll es bei dem bisherigen Modus verbleiben. Doch ist 

die Lebensmittelkommission noch zu hören. 

 

Gez. Dr. Teves, Winter, Flügel, Buse 
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Sitzung vom 4.3.19 

 

Anwesend die Herren: Winter, Flügel, Müller, Buse, Reis 

 

1 

Herr Bürgermeister gibt bekannt, dass die amerikanische Division die von H. Volkmann für 

ein angesteigertes Deutsches Militär-Auto gezahlten 3.500 M seitens der Stadtkasse fordert. 

Der Magistrat erklärt sich mit der Auszahlung vorbehaltlich der Genehmigung des Demob.-

Kommissar Landrat Bertuch einverstanden. 

 

2 

Der Magistrat nimmt davon Kenntnis, dass die amerikanische Besatzungsbehörde eine Liste 

sämtl. Versteigerungen von Heeresgut fordert zwecks Einziehung des Erlöses. 

 

3 

Die amerikanische Besatzungsbehörde fordert die Gestellung von 2 Baracken zur 

Unterbringung von je 100 Mann. Der Magistrat genehmigt den Antrag und fordert telegr. 

Offerten. 

 

4 

Der Magistrat erklärt sich mit der Zahlung der Erwerbslosenfürsorge für 1 Monat an Ehefrau 

Schmies einverstanden. 

 

5 

Der Magistrat heißt die Anschaffung von Quartierkarten gut. 

 

6 

Als Mitglieder der Tierveranlagungskommission werden ernannt die Herren: 

1. Jac. Fries 

2. Wilh. Hübinger 
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3. Adam Wolf 

4. Frl. Therese Löwenguth 

7 

Der Magistrat nimmt davon Kenntnis, dass der fr. Gefangenenhalter Fritz Schmidt, welcher 

zur Instandsetzung der Räumlichkeiten im alten Amtsgericht verpflichtet ist, bereit ist für 

diese Instandsetzung eine Pauschalsumme z.Zt. zu zahlen, da die notwendigen Arbeiten z. Zt. 

nicht ausgeführt werden können. 

Der Magistrat beschließt gemäß den vorliegenden Kostenanschlägen 360 M zu fordern, bezgl. 

den p. Schmidt aufzufordern, falls er diese nicht zahlen will, die Arbeiten zu gegebener Zeit 

auszuführen zu lassen. 

 

8 

Der Mietvertrag bezgl. Vermietung der Präparantenanstalt an Wwe. Franz Peters wird 

unterzeichnet. Eine Änderung wurde in Absatz 3 des § 4 vorgenommen: 

Es heißt statt „ eines von ihm zu bestellenden Sachverständigen“ 

„eines beiderseits zu bestellenden Sachverständigen“, 

Ferner wurde festgestellt, dass der sich im Gebäude befindliche Herd Eigentum des Herrn 

Seminarlehrers Vollmar bleibt, wenn er freistehend ist, aber in das Eigentum der Stadt 

übergeht, falls er gleich wie ein Waschkessel eingemauert ist. Der eingemauerte Waschkessel 

geht in Be- 
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sitz der Stadt über. 

 

9 

Die Erwerbslosenunterstützung für Wilhelm Kunoth wird genehmigt. 

 

10 

Der Magistrat beschließt die Beschaffung von Notgeld im Nennwert von 3000 M und zwar 

20.000  - 5 Pfennigstücke 

10.000  - 10 Pfennigstücke 

 2.000  - 50 Pfennigstücke 

Es soll der Billigkeit halber das alte Klichee benutzt werden. Falls dieses jedoch nicht mehr 

vorhanden soll das Geld möglichst rund gemacht werden. 

Bei Eingang der Gelder sollen der Stadtkasse mehrere 100 M zur Weitergabe als 

Versteuerstücke übergeben werden. 

 

11 

Es fand alsdann noch eine Besichtigung des Pflasters des Steinweges statt. 

 

Gez. Reis, Buse, Winter, Josef Müller, Flügel 

  



Übertragung der Stadtratsprotokolle vom 3.2.1919 bis 7.7.1921 

9.1 

Sitzung vom 6. März 1919 

 

Anwesend von der Gehaltsregistrierungskommission die Herren Buse, Gaul, Löb sowie 

vom Magistrat die Herren Dr. Wentrup und Reis 

 

Herr Baumeister Gaul trug die Beschlüsse der Gehaltsrechn. – Kommission vor (siehe Bl. 9a 

– d). Der Magistrat stimmte den Beschlüssen zu. 

 

Gez. Reis, Buse, Flügel 
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Sitzung vom 13.3.1919 

 

Anwesend die Herren Winter, Flügel, Müller, Buse, Reis 

 

1 

Der Magistrat genehmigt den Etat 1919 

 

2 

Der Magistrat nimmt davon Kenntnis, dass der Herr Landrat die Genehmigung zur 

Auszahlung von 3.500 an die Amerikanische Division für Auto des Herrn Volkmann gegeben 

hat (Vergl. Beschluss vom 4.3.19 Nr. 1) 

 

4 

Der Magistrat nimmt davon Kenntnis, dass der Betrieb zur Erzeugung von elektr. Strom des 

Herrn Quirmbach der Stadt auf Befehl der amerikanischen Besatzungsbehörde übertragen 

wurde. 

 

5 

Die Holzversteigerung vom 10. des Monats wird genehmigt. 

 

6 

Das Baugesuch des Anton Preusser bezügl. Erhöhung seines Ziegenstalles  
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wird genehmigt. 

 

7 

Der Magistrat beauftragt auf das Schreiben des Herrn Kreisbaumeisters Gaul diesen 

ausdrücklich mit der Vergebung und Ausführung der Instandsetzungsarbeiten an der 

Präparandenanstalt sowie ermächtigt ihn die Lichtanlage in dieser Anstalt vervollständigen zu 

lassen. 

 

10 

Auf das Gesuch des Hauptlehrers Stillger wird auf Grund des Schuldotationsgesetzes von 

1908 demselben eine Funktionszulage von 700 M sowie eine Erhöhung des Wohnungsgeldes 

um 80 M bewilligt, weil sich bei 7 Klassen z. Zt. 6 aufsteigende Klassen befinden. 

 

11 

Glattfelder wird wieder bis auf weiteres als Flurhüter eingestellt. 

 

12 

Die Stelle eines Stenographie- und Schreibmaschinenschreibers wird dem Bewerber R. Niegel 

aus Höhr gegen eine Vergütung von monatl. 180 M übertragen. 

 

13 

Der Bürgermeister legt Vernehmung ein gegen die Behandlung des Angestellten Allmann, er 

habe Bücher aus dem  
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Geschäftsjahr 1917 mitgenommen. 

Durch die seitens des Magistratsschöffen Buse vorgenommene Vernehmung des Lagerhalters 

Kratz wurde festgestellt, dass Herr Kratz die Bücher von Herrn Allmann angefangen hat, 

dieselben in Kisten verpackt zuerst im Rathaus in einem der Stadt gehörenden Raum 

untergebracht und dieselben am Montag dem 10.3. Herrn Allmann wieder übergeben hat. 

Weiterhin berichtete Herr Bürgermeister die Aussage des Angestellten Allmann das 

Lebensmittelamt habe von Herrn Bürgermeister Reis gezogen dahin, dass er auf Wunsch 

einiger Lieferanten, welche teils Beamte waren, seinen Namen hergab, da es Ware war, die 

nicht verkauft werden dürfte. (Fisch, Kartoffeln) und teilweise Eigentum der Stadt Cöln, 

teilweise Eigentum seines Schwiegersohnes E. Hoffmann aus Cöln war. 

Herr Bürgermeister Reis bedauert es, dass man das Entgegenkommen seiner nächsten 

Verwandten (Vater und Schwiegervater) der Stadt Montabaur gegenüber jetzt auf diese Weise 

durch unrichtige Behauptungen lohnt. 

Ferner macht Herr Bürgermeister darauf aufmerksam, dass er bereits am 12.6.18 über die 

Lebensmittelkommission wozu auch der Magistrat eingeladen war, darauf hingewiesen hat, 

dass das Lebensmittelamt keinen Verdienst 
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mehr aufweisen kann, da jeder freie Handel unterbleibt. 

Es kann also kein Wunder nehmen, wenn im Geschäftsjahr 1918 ohne Überschuss gearbeitet 

wurde. 

Zum Schluss noch gab Herr Bürgermeister die Kündigung des Herrn Allmann bekannt. Herr 

Allmann soll gebeten werden, die Stelle weiter zu versehen. 

 

Gez. Reis, Buse, Winter, Flügel 

 

 

Sitzung vom 20. März 1919 

 

Anwesend alle Herren außer Dr. Wentrup 

 

1 

Der Magistrat schließt sich den Beschlüssen der Stadtverordnetenversammlung vom gestrigen 

Tage an. 

 

2 

Die monatliche Revision der Stadtkasse hat stattgefunden und wurde alles in Ordnung 

befunden. 

 

3 

Der Magistrat erklärt sich mit der Entwässerung des Judenfriedhofes auf das Gesuch des 

Kulturvorstehers  einverstanden, nachdem die Gutachten des Technikers Löwenguth und des 

Kreisarztes zur Verlesung gekommen sind. 
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4 

Der Magistrat nimmt Kenntnis von der Zusammenstellung und Abrechnung der hier noch 

lagernden  Metalle. 

An die Bürgerschaft sind die noch zu zahlenden 678,75 M sofort auszuzahlen. 

Die noch lagernde Metallmenge ist bestmöglichst zu veräußern. Mit der Zahlung eines 

Geldbetrages ist zu rechnen. 

 

5 

Das Baugesuch des Carl Caesars bezügl. Umbau seines Geschäfts- und Wohnhauses findet 

die Zustimmung des Magistrats. 

 

6 

Der Vertrag mit dem Stenographen und Maschinenschreibers Niepel wurde unterzeichnet. 

 

7 

Der Magistrat nimmt von der Kündigung des p. Keil bezügl. Müllabfuhr Kenntnis. 

 

8 

Der Magistrat erklärt sich mit der Beschaffung zweier Bilder von Montabaur zur Abgabe an 

die Kreisjugendpfleger zwecks Zusammenstellung einer Lichtbildserie einverstanden und 

genehmigt die entsprechenden Kosten. 

 

9 

Der Magistrat nimmt davon Kenntnis, dass Philipp Stahl vom elektr. Stromnetz Strom 

entnommen hat, welcher nicht durch den Zähler gelaufen ist. Der entnommene Strom soll 

nach Prüfung/ Vergleich mit der  
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 im vergangenen Jahre bezogenen Strommenge nachgezahlt werden. 

 

10 

Der Bürgermeister gibt bekannt, dass vor ca. 6 Wochen seitens der amerikanische 

Besatzungsbehörde gefordert worden ist, sämtl. im Rathause lagernden Waffen von 

Montabaur und den Ortschaften des Kreises in die Herrmann´sche Mühle zu bringen. Hier 

wurde eine große Anzahl Waffen beschlagnahmt und weggebracht. Alle Kisten mussten 

geöffnet werden. Ab heute werden auch noch die auf dem Landratsamt lagernden Waffen 

dem Lager in der Herrmann`schen Mühle zugeführt, da in der Herrmann`schen Mühle auch 

noch Einquartierung liegt. Außerdem amerikanischen Offiziere in dem Waffenlager ein- und 

ausgehen und Waffen beschlagnahmen ohne dem Bürgermeisteramt Meldung zu erstatten 

lehnt Bürgermeister Reis jede Verantwortung für die Waffen ab. 

  

11 

Der Magistrat erklärt sich mit der Vergebung der Maria D`Avis – Thönges `sche Stiftung im 

Betrage von 80 M an Mathias Ringer einverstanden. 
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12 

Das Gesuch des Vollziehungsbeamten Ickenroth auf Zahlung von jährlich 200 M für Ausfall 

von Mahnungskosten wird vertagt. 

 

13 

Das Gesuch der Holzfirma Zeeh auf Erlass der Verzugszinsen im Betrage von 240,54 M wird 

abgelehnt. Im Nichtzahlungsfalle sind die Zinsen rechtl. einzuklagen. 

 

14 

Der Magistrat heißt das Anschreiben für die Stelle des Leiters des Lebensmittelamtes gut. 

 

Gez. Reis, Buse, Winter, Josef Müller, Flügel 

 

 

Sitzung vom 27. März 1919 

 

Anwesend die Herren Winter, Müller, Buse, Flügel, Reis 

 

1 

Der Bürgermeister gibt das Vorhaben des Kreisjugendpflegers Bertsche bekannt, mit Hilfe 

der Amerikaner und unter Zuschuss von Staatsmitteln den Jugendspielplatz ordnungsmäßig 

für Spielzwecke in Stand zu setzen. 

Der Bürgermeister macht darauf aufmerksam, dass nach seinen Erfahrungen die 

amerikanische Besatzungsbehörde sich über jede Arbeit, die amerikanische Soldaten leisten 

und über jede 
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Fuhre quittieren lassen um evtl. später abzurechnen. 

Außerdem machte Herr Bürgermeister darauf aufmerksam, dass mit einer Stilllegung der 

hiesigen Eisengießereien zu rechnen sei und dass dann der Jugendspielplatz als 

Notstandsarbeit von den Arbeitern aus Montabaur ausgeführt werden kann. 

Der Magistrat erklärte sich darauf mit der Instandsetzung des Platzes durch die Amerikaner 

nur dann einverstanden, wenn dieselbe sich den Platz für ihre Spiele ohne Unkosten für die 

Stadt und Regierung herrichten. 

Die Baukommission soll noch gehört werden. 

 

2 

Auf den Antrag des Vollziehungsbeamten Ickenroth wird diesem eine jährliche Vergütung 

von 200 M wegen Ausfall der Mahngebühren zugebilligt. 

Die Stadtverordnetenversammlung ist noch zu hören. 

 

3 

Der Magistrat nimmt davon Kenntnis, dass der Unternehmer Keil die Müllabfuhr und die 

Kohlenfuhren für 9  Mark weiter betreiben will unter der Bedingung, dass ihm städt. Arbeiter 

zur Hilfeleistung gestellt werden. Der Magistrat gibt hierzu seine Zu- 
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stimmung. Die Gebühr für die Kohlenabfuhr wird ab 1.1.19 auf 40,-- M für 200 Ztr. erhöht. 

 

4 

Der Bürgermeister gibt bekannt, dass von der Denzerheide Milch ( 40 L) bezogen werden 

kann, welche abgeholt werden muss. Auf die Milch muss leider verzichtet werden, weil sich 

keiner findet, der dieselbe abholt. 

 

5 

Der Bürgermeister gibt die Verfügung der Regierung, Pr. I 2 G 60 g v. 26.2.19 bekannt, 

wonach die vom Magistrat gewählte Form der Übertragung der Bürgermeistergeschäfte auf 

den Rechtsanwalt Dr. Teves nicht den durch die Nass. Städteordnung v. 4.8.1897 

vorgeschriebenen Bestimmungen entspricht. Um Streitereien vorzubeugen, stellt der Reg. 

Präsident anheim Dr. Teves gemäß § 34 der Städteverordnung zum unbesoldeten 

Beigeordneten zu wählen. 

Der Meldung an den Reg.-Präs. bezügl. Erkrankung des Bürgermeisters wurde s. Zt. Eine 

Abschrift des Protokolls der Magistratssitzung vom 30.1.1919 beigefügt, in welcher behauptet 

wurde, die Frau Bürgermeister habe Herrn Oberstadtsekretär Blaum telegraphiert, ihr Mann 

sei verreist. Dieses „verreist“ wurde in dem Protokoll seitens der Regierung in „ „ gesetzt und 

mit einer Randbemerkung versehen, welche erkennen lässt, dass die Tat gerügt werde. Herr 

Oberstadtsekretär Blaum wurde zur Klarstellung seitens des Herrn Beigeordneten Winter 

vernommen. Herr Blaum gab zu Protokoll, 
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dass Frau Bürgermeister Reis nicht gesagt habe ihr Mann sei „verreist“, sondern dass sie 

erklärt habe „ihr Mann sei zum Spezialarzt gefahren“. Dies hat Herr Blaum auch dem 

Schöffen Dr. Wentrup erklärt. Das Wort „verreist“ ist weder von der Frau Bürgermeister noch 

von dem Oberstadtsekretär Blaum gebraucht worden. 

Der Magistratsbeschluss vom 30.1.19 ist entsprechend zu ändern und der Regierung 

Aufklärung zu geben. 

 

6 

Der Bürgermeister gibt bekannt, dass die Kreisverteilungsstelle nunmehr die dem Kreis 

geschuldeten 2.100 M für Mehllieferung angefordert hat. 

 

7 

Der Bürgermeister berichtete über ein Gespräch zwischen ihm und dem Bürgermeister Dr. 

Decker von Hadamar gelegentlich der Bürgermeister-Konferenz in Limburg. Herr 

Bürgermeister Dr. Decker teilte mit, dass in seiner Stadtverordnetensitzung und Magistrats-

Sitzung behauptet worden sei, der Bürgermeister von Montabaur habe alle Bücher des 

Lebensmittelamtes unterschlagen, es seien keine Bücher mehr aufzufinden, es sei ein großes 

Durcheinander bei dem Lebensmittelamt in Montabaur. Da diese Behauptungen sich mit den 

Aussagen des Herrn 
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Allmann dem Magistrat gegenüber decken, die ganze Angelegenheit nur eine Sache des 

Magistrats war und auch nur dort zur Sprache kam, vermuten die Bürgermeister Dr. Decker 

und Reis mit Recht, dass ein Mitglied des Magistrats Schuld an diesen Verleumdungen trägt. 

Herr Bürgermeister ruft den Herren des Magistrats in die Erinnerung zurück, dass er schon 

des Öfteren sich darüber beklagt habe, dass Beschlüsse und Unterhaltungen insbesondere 

Mitteilungen über Personal in die Öffentlichkeit gedrungen sind und dass ihm der Herr des 

Magistrats, welcher diese Mitteilungen der Öffentlichkeit gegeben hat, bekannt ist. 

Herr Bürgermeister nimmt diesmal von der Weiterverfolgung der geschilderten 

Verleumdungsangelegenheit Abstand. 

 

8 

Auf die Stelle „Leiter des Lebensmittelamtes“ sind 2 Bewerbungen eingegangen und zwar 

1. Fritz Conradi, Montabaur 

2. Alfred Heibel, Staudt 

Herr Bürgermeister gab alsdann davon Kenntnis, dass er wegen Arbeitsüberhäufung nicht 

mehr das Lebensmittelamt führen bzw. die Verantwortung dafür übernehmen könne, sobald 

Herr Allmann am 1. April den Dienst verlasse. 

Herr Bürgermeister betonte, dass er das Leb.-Amt, 
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solange es die Arbeit zuließe, mit Freuden geführt habe, dass er alles daran gesetzt habe, die 

Stadt vor Schaden zu bewahren, indem er auf der einen Seite billig eingekauft auf der andern 

Seite dafür gesorgt habe, dass er die Ladenhüter (Suppenmahl pp) an den Mann gebracht habe 

in Großstädten und in der Industrie. Er machte ferner darauf aufmerksam, dass die 

Organisation, die Leitung sehr viel Zeit in Anspruch nahm, und noch mehr Zeit fordern wenn 

die Geschäfte alle Waren übernehmen und wenn die Waren der Entente zur Verteilung und 

Verrechnung gelangen. Der Bürgermeister teilte dann ferner noch mit, mit welchen 

Unannehmlichkeiten und Widrigkeiten er in der ganzen vor allem aber in der letzten Zeit zu 

kämpfen hatte und machte darauf aufmerksam, dass der Magistrat selbst in einer der letzten 

Sitzung den Ausspruch getan habe, dass sich die Führung des Lebensmittelamtes nicht mit 

den Beamtengrundsätzen vereinbaren. Der Bürgermeister führte ferner aus, dass ihm seitens 

eines Magistratsschöffen Vorwürfe gemacht worden seien, er führe die Magistratsbeschlüsse 

nicht alle aus, und halte zu wenig Kassenrevisionen ab.  

Aus allen diesen Gründen bat Herr Bürgermeister ihm, um mehr Zeit für die recht 
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umfangreiche Vorhaltung zu gewinnen, die Leitung des Lebensmittelamtes abzunehmen und 

wies auf § 63 Abs. 2 Anmerkung der Städteordnung hin, wonach der Bürgermeister berechtigt 

ist, nach seinem Ermessen den Mitgliedern des Magistrats Geschäftssachen zur Bearbeitung 

zu übertragen. 

Es wurde beschlossen, die Lebensmittelkommission mit den Kaufleuten und dem Magistrat 

zusammen in den nächsten Tagen einzuberufen. 

 

 

Gez.: Reis, Buse, Josef Müller, Winter, Flügel 

 

 

Sitzung vom 31.3.19 

 

Anwesend die Herren Winter, Müller, Flügel, Dr. Wentrup, Reis 

 

1 

Der Magistrat erklärt sich mit der Auszahlung des Erlöses aus der Heeresgutversteigerungen 

im Betrage von 23.815,50 M an die 1. Amerikanische Division einverstanden. 

 

Gez. Reis, Buse, Winter, Josef Müller, Flügel 
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Sitzung vom 3.4.19 

 

Anwesend die Herren Winter, Müller, Buse, Flügel, Bürgermeister Reis 

 

1 

Der Bürgermeister gibt eine Zeitungsanzeige bekannt, welche besagt, dass die ZEG noch 

30.000 Kilo Dörrgemüse, noch Salzbohnen und andere ungangbare Waren besitzt zu sehr 

hohen Preisen. Er befürchtet, dass diese Ware nunmehr umverteilt wird. 

 

2 

Der Magistrat nimmt von dem Antrag des kath. Pfarrers um Bewilligung eines Zuschusses 

von 5.000 M zu dem Kauf eines Jugendheimes Kenntnis. Der Antrag wird vertagt. 

 

3 

Da die z.Zt. noch dienenden Soldaten einen Lohn bzw. Sold erhalten, welcher dem Tagelohn 

eines Arbeiters entspricht, wird von der Weiterzahlung der städt. Kriegsunterstützung 

Abstand genommen. 

 

4 

Der Magistrat nimmt davon Kenntnis, dass die Eheleute Heibel, Steinweg 40 am 11.4.1919 

goldene Hochzeit feiern. Das Lebensmittelamt soll auf städt. Kosten Lebensmittel im Werte 

von 50 M zur Verfügung stellen zwecks Geschenk an genannte Eheleute. 
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5 

Der Magistrat nimmt von dem Antrag des Brüderhauses bezügl. Erhöhung des Pflegegeldes 

von 2 M auf 2,50 M für Stadtarme 

Von 2,50 M auf 3,-- M für Ortsfremde bzw. Durchreisende Kenntnis. 

Der Antrag wird vertagt. 

 

6 

Der Magistrat nimmt von der Mitteilung des Eichungsinspektors Kenntnis, wonach dieser 

sich mit der Verlegung des Eichamtes nicht einverstanden erklärt. 

 

7 

Der Antrag der Wwe. Peters auf Übernahme des Ofens in der Präparandenanstalt wird 

abgelehnt. 

 

8 

Der Magistrat nimmt Kenntnis von dem Schreiben des Werkmeister-Verbandes, Düsseldorf 

bezügl. Gehaltszahlung an den Maschinenmeister Müller. 

 

9 

Der Magistrat nimmt davon Kenntnis, dass das zu  bestellende Notgeld nur in Eisenblank 

(schwarz) hergestellt werden kann, dass die Herstellungskosten 736 M betragen. Die 

Stadtverordnetenversammlung soll erneut gehört werden. 
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10 

Der Bürgermeister erinnerte daran, dass ein Herr die Leitung und Verantwortung des 

Lebensmittelamtes übernehmen möge (vgl. Beschluss 8 Sitzung vom 27.3.19). Der 

Bürgermeister wurde seitens der anwesenden Herren ersucht, die Leitung weiter zu behalten. 

Der Bürgermeister erklärte sich trotz der vielen Arbeit hiermit einverstanden so lange als Herr 

Allmann bei der Stadt beschäftigt ist unter folgenden Bedingungen: 

a) Der Magistrat möge ihm das volle Vertrauen aussprechen wie er dies vor dem 1.2.19 

gehabt habe. Er begründe diese Bedingung damit, dass er infolge der in den letzten 

Magistratssitzungsprotokollen niedergelegten Vorgänge annehmen muss, dass das 

Vertrauen des Magistrats zu der Führung des Lebensmittelamtes geschrunden sei. 

b) Der Magistrat muss sich damit einverstanden erklären, dass das Lebensmittelamt nach 

kaufm. Und nicht nach Beamten-Grundsätzen geleitet wird. 

Nachdem Herr Flügel erklärt, dass das Vertrauen zu der Führung des Lebensmittelamtes 

durch den Bürgermeister, nach Aufklärung der in Frage gestandenen Punkte, nicht 

geschrunden sei, wurde Bürgermeister ersucht, das Lebensmittelamt wie früher weiter zu 

führen. 

  



Übertragung der Stadtratsprotokolle vom 3.2.1919 bis 7.7.1921 

18 

11 

Der Magistrat nahm alsdann noch Kenntnis von der zum 1.4.19 aufgestellten Bilanz des 

Lebensmittelamtes, welche für die Jahre 1916 – `19 einen Reindienst von 5.838,91 M 

aufweist neben einem Txx von 3.289,-- M 

 

 

Gez. Reis, Buse, Josef Müller 

 

Sitzung vom 9.4.1919 

 

 

Anwesend die Herren Müller, Flügel, Buse, Dr. Wentrup, Bürgermeister Reis 

 

1 

Der Magistrat nimmt davon Kenntnis, dass die Nachmittags-Bürostunden statt von 2 – 6 auf 1 

– 5 Uhr verlegt werden. 

 

2 

Die Anschaffung eines neuen Kassenschrankes zu 6.000 M wird abgelehnt. 

 

3 

Die Gewerbe-Gebäude- und Grundsteuer der Fa. J. Olig werden bis 1. Mai gestundet. 

 

4 

Dem Schuldiener Herborn wird eine Teuer-Zulage von 150 Mark bewilligt. Von der Zahlung 

der staatl. Sozi wird Abstand genommen. 
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5 

Der Magistrat nimmt von dem Schreiben des Prov. Schulkollegiums vom 29.3.19 S 6827 

Kenntnis, wonach die Pedellstelle am Gymnasium von einem Militär-Anwärter besetzt 

werden muss. 

 

6 

Der Magistrat bewilligt der Gymnasialkasse einen Vorschuss von 10.000 M zur Auszahlung 

der Teuer-Zulagen. 

 

7 

Der Magistrat erklärt sich mit dem Verkauf einer 2 Ruten großen Parzelle am Rebstock an 

Peter Weyer einverstanden. 

 

8 

Der Magistrat stimmt dem Baugesuch des Konditor Storz zum Bau einer Backstube 

einverstanden. 

 

9 

Der Magistrat genehmigt einen Zuschuss von 5.000 M zum Kauf eines Jugendheimes. Von 

der Zahlung der Umsatzsteuer soll Abstand genommen werden. 

 

Gez. Reis, Dr. Wentrup, Josef Müller 
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Sitzung vom 16.4 19 

 

Anwesend die Herren: Winter, Flügel, Müller, Dr. Wentrup, Buse und Bürgermeister Reis 

 

1 

Der Magistrat stimmt sämtl. Beschlüssen der Stadtverordnetenversammlung vom heutigen 

Tage zu. 

 

2 

Der Magistrat nimmt davon Kenntnis, dass Herr Seminar-Direktor Hölscher das Wasser der 

städt. Turnhalle auf sein Grundstück ableiten will. Herr Bürgermeister gibt bekannt, dass das 

meiste Wasser, worauf der  Seminar-Direktor Gewicht legt, von dem Grundstück des 

Briefträgers Pötz kommt. 

 

3 

Der Magistrat nimmt davon Kenntnis, dass die Regelung für Teuer-Zulagen der Selekta 500 

M bewilligt hat. 

 

4 

Der Magistrat nimmt Kenntnis von den Verträgen bezügl. Verpflegung der 5 Halbwaisen des 

verstorbenen Jacob Wörsdörfer  sowie davon, dass 1/3 der Kosten durch die Stadt zu tragen 

sind. 

 

5 

Der Magistrat nimmt Kenntnis von dem Schreiben des Landrats 7 Nr. V 4059 vom 9.4.19, 

wonach das städt. Lebensmittelamt für eine Verpflegung 6% Zinsen im Betrag von 431,06 M 

zahlen soll. Der Magistrat lehnt die Zahlung ab. 

 

Gez. Reis, Josef Müller, Dr. Wentrup 
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Sitzung vom 24.4.1919 

 

Anwesend sämtl. Herren des Magistrats 

 

1  

Der Bürgermeister gibt bekannt, dass der Totengräber M. Eberz zum 1. Mai gekündigt hat. Es 

wird beschlossen der Wwe. Neu die Instandsetzung des Friedhofs zu belassen. Als 

Totengräber wurde von den 3 eingegangenen Bewerbungen des  

Adolf Meurer 

Friedrich Franz 

Rudolf Kunst, Kirchplatz 

Letzterer gewählt. 

 

2 

Der Magistrat erklärt sich auf Antrag des Seminars Direktors Hölscher damit einverstanden, 

dass dieser die Abwässer der städt. Turnhalle auf sein Gartengrundstück Unksberg  Parz 

34/3252 ableitet. Im Grundbuch soll zu Lasten des Antragstellers ein Servitut eingetragen 

werden, dass er zur Aufnahme des Wassers verpflichtet ist. 

 

3 

Der Magistrat erklärt sich auf Grund der Beschlüsse der Stadtverordneten-Versammlung vom 

16.10.18 und 19.3.19 mit der Zahlung von 690,-- M Teuer-Zulagen jährlich nach Abrechnung 

eines Teiles des Nebenverdienstes gemäß mündl. Verfügung einverstanden. 
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4 

Der Magistrat beschließt dem Schuldiener Hammerstein und der Handarbeitslehrerin 

Hammerstein 1/3 des Gehaltes als Teuer-Zulage zu zahlen. 

 

5 

Der Magistrat gibt seine Zustimmung zu der Vergebung von Tinte, Kreide und Schwämme. 

 

6 

Der Magistrat nimmt davon Kenntnis, dass die amerikanische Besatzungsbehörde die Bildung 

einer Bürgerwehr abgelehnt hat. 

 

7 

Der Magistrat lehnt die Beschaffung einer Dynamo-Maschine für die Stadtmühle ab. 

 

8 

Der Magistrat bewilligt die Löschung einer Hypothek von 280 M nach Zahlung derselben 

durch Hermann Löwenthal. 

 

Gez. Reis, Dr. Wentrup, Josef Müller 
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Sitzung vom 2.Mai 1919 

 

Anwesend die Herren Dr. Wentrup, Flügel, Buse, Bürgermeister Reis 

 

1 

Die monatliche Kassenrevision hat stattgefunden und wurde als in Ordnung befunden. 

 

2 

Der Magistrat genehmigt den Stundenplan der Fortbildungsschule. 

 

3 

Der Magistrat nimmt von der neuen Forderung des Regierungspräsidenten bezüglich 

unchristlicher Versorgung der auf der Selekta untergebrachten evang. und israel. Kinder 

Kenntnis. 

 

4 

Der Magistrat unterzeichnet die Anstellungsurkunde des Assistenten Backes. 

 

5 

Der Magistrat gibt zu dem Baugesuch Tilch bezügl. Wiederinstandsetzung des baufälligen 

Hauses hinter dem Rebstock 2 sein Einverständnis. 

 

6 

Der Magistrat gibt sein Einverständnis zu dem Baugesuch Heimann Stern betr. Vergrößerung 

seines Ladens in der Bahnhofstr und Versetzung der Lagerräume. 

 

7 

Der Magistrat gibt sein Einverständnis zu dem Baugesuch Julius Stern bezügl. Überdachung 

der Erker an seinem Hause in der Alleestraße, früher Junglas gehörig. 

 

8 

Der Magistrat hat gegen die Übertragung der Wirtschaftskonzession von Jos. Möger auf Jos. 

Hannappel in dem Hause Kirchstraße 29 nichts einzuwenden. 

 

9 

Der Magistrat hat gegen die Übertragung der Wirtschaftskonzession von H. Eigendorff auf 

Kath. Gesellenverein, Kirchstraße nichts einzuwenden.  
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10 

Der Magistrat genehmigt die Vergebungen für Reissen, Aufsetzen, Anfahren, Zerkleinern und 

Eintragen des Holzes für Hospital, Schulen, Rathaus und Elektrizitätswerk. 

 

11a) 

Der Magistrat beschließt die Beschaffung eines 800 Ltr. Brause-Sprengwagens von der Firma 

Otto Türcke in Boswig i. Sa. zum Preise von 1.500 M gemäß Offerte und stellt als Bedingung, 

Zahlung nach Lieferung des Wagens. 

b) Der Magistrat erklärt sich damit einverstanden, den bisherigen Müllwagen umzubauen 

in einen geschlossenen Müllwagen. Mit dem Umbau soll beauftragt werden der 

Wagner Kaiser. 

c) Der Magistrat beschließt mit dem Kutscher Maus in Verhandlungen einzutreten wegen 

Übernahme des städt. Fuhrparks. 

d) An dem demnächst in Montabaur stattfindenden Verkauf von amerik. Pferden soll sich 

die Stadt Montabaur beteiligen. Bei dem Verkauf soll hinzugezogen werden die 

Stadtverordneten Schmidt und Eisel. 

 

12 

Der Magistrat nimmt Kenntnis von dem Gesuch der städt. Arbeiter betr. Lohnerhöhung und 

beschließt, den Arbeitern König und Meurer eine Teuerungszulage von stündlich 20 Pf. und 

den Arbeitern Hermes, Paulus, Maßfeller u. Kunoth eine Lohnerhöhung von stündlich 15 Pf. 

ab 1. Mai zu gewähren. 

 

13 

Der Magistrat nimmt Kenntnis von dem Schreiben des Kreisjugendpflegers bezügl. 

Instandsetzung des Jugendspielplatzes und beschließt, von irgendwelchen Arbeiten auf dem 

Platze jetzt abzusehen. 
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14 

Der Magistrat nimmt davon Kenntnis, dass die verstorbene Anna Wölbert 750 M in ihrem 

Testament für die Stadtgemeinde Montabaur ausgeworfen hat mit der Bedingung, dass von 

diesem Betrage die Gräber der Erblasserin, der Eltern und der beiden Geschwister Barbara 

und Johann Wölbert in Stand gehalten werden sollen. Der Magistrat nimmt dieses Legat 

vorbehaltlich der Genehmigung der Stadtverordnetenversammlung an. 

 

15 

Der Magistrat erklärt sich damit einverstanden, dass auf der Versteigerung der Grundstücke 

der verstorbenen Anna Wölbert auf die Parzellen Kartenblatt 37 Nr. 5565, Acker am 

Himmelfeld, sowie Kartenblatt 35 Nr. 5454 a Acker auf dem Schildchen geboten werden soll. 

Herr Bürgermeister Reis wird beauftragt, an der Versteigerung teilzunehmen. 

 

16 

Der Magistrat nimmt Kenntnis von dem Pachtermäßigungsantrag des Zimmermeisters Peter 

Hannappel, lehnt denselben ab und verweist ihn auf die Schadenersatz-Anforderung an die 

amerik. Behörde. 

 

17 

Der Magistrat nimmt von dem Beschluss des Bezirksausschusses zwecks Zahlung der 

Teuerungszulagen nach staatlichen Grundsätzen an den Förster Weppler. 

 

18 

Der Magistrat beschließt, die dem Gymnasium zur Zahlung von Teuerungszulagen gegebene 

Vorschüsse von 13.700 M zurückzuzahlen und bei der Stadtkasse als Zuschuss zu buchen. 

 

19 

Der Magistrat genehmigt die Übertragung des von dem Invaliden Peter Hehl gepachteten 

Gartens an den Buchdrucker Josef Heibel. 
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20 

Der Magistrat unterzeichnet den Vertrag mit dem Seminar-Direktor Hölscher bezügl. 

Ableitung des Wassers aus der städt. Turnhalle (Vgl. Beschluss 2 der Sitzung vom 24.4.19) 

 

Gez. Reis, Buse, Dr. Wentrup 

 

 

Sitzung vom 8. Mai 1919 

 

Anwesend sämtliche Herren des Magistrats 

 

 

1 

Der Magistrat nimmt von der Holzvergebung durch Submission Kenntnis. Es erhielten: 

Die Firma v.d.Heydt, Bendorf Los 1 und 2 

Die Firma Dölken, Werden      Los 3 und 4. 

Erlöst sind zusammen 12.076 M 

Die stattgefundene Versteigerung von Eichen Holz wird genehmigt. 

 

2 

a) Der Magistrat nimmt davon Kenntnis, dass bei der am 8. Mai 19 stattgefundenen 

Versteigerung von Pferden und Maultieren im Beisein der Bürgermeister 2 

Maultiere zum Preise von zusammen 2.450 M angesteigert hat. 

b) Es wird beschlossen, die Stelle als Fahrer und Pferdepfleger öffentlich im 

Kreisblatt einmal auszuschreiben. 

c) Auf Vorschlag des Bürgermeisters wird dieser beauftragt, am Ortsstatut für die 

obligatorische Müllabfuhr auszuarbeiten und demnächst vorzulegen. 
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3 

Der Magistrat nimmt von dem Gesuch des Elektroingenieurs Martin Paffhausen um 

Zulassung als Installateur Kenntnis und verweist das Gesuch an die 

Beleuchtungskommission und an die Stadtverordnetenversammlung. 

 

4 

Der Magistrat beschließt dem nunmehr eingetragenen Verein zur Bekämpfung der 

Tuberkulose im Regierungsbezirk Wiesbaden mit einem jährlichen Betrag von 50 M 

beizutreten. 

 

5 

Der Bürgermeister macht bekannt, dass der Vormund Hermann Oesterwind über die 

unehelichen Kinder Otto und Hildegard Fischer den Antrag gestellt hat, ihn zur Ernährung 

der Kinder monatlich 20 – 25 M aus der Stadtkasse zu bewilligen. Der Magistrat 

beschließt, bis auf weiteres für jedes Kind 10 M monatlich zu zahlen. 

 

6 

Der Magistrat erklärt sich mit der Abänderung  

a) Des Ortsstatuts für die gewerbliche Fortbildungsschule einverstanden und zwar so, 

dass das Schulgeld für die hiesigen auf 8 M und für auswärtige auf 10 M erhöht wird. 

b) Der Magistrat erklärt sich damit einverstanden, dass für den aus dem Vorstand des 

Gewerbevereins ausscheidenden Herrn Leuthner Herr Bahl als Vertreter der 

Stadtverordnetenversammlung vorgeschlagen wird. 

 

7 

Die Stadtkasse wird angewiesen, die am 21.8.1917, 1.9.1917 und 3.9.1917 eingetretenen 

Kassendifferenzen im Betrage von 39,20 wörtlich neununddreißig M 20 als Asservat 

auszubuchen und in der Rechnung für 
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für 1918 als unvorhergesehene Einnahme zu verrechnen. 

 

8 

Der Magistrat stimmt dem Baugesuch des Jacob Müller bezügl. Errichtung eines Anbaues 

an deinem Wohnhause Bahnhofstr. 37 zu. 

 

9 

Der Magistrat nimmt davon Kenntnis, dass für Teuerungszulagen für Lehrpersonen am 

Gymnasium staatlicherseits 5200 M zugewiesen worden sind. 

 

10 

Der Magistrat nimmt von der Erklärung des Vorsitzenden des Kreisverbandes der 

sozialdemokratischen Partei Karl Kopp und des Vorsitzenden der soz. Dem. Partei 

Montabaur Michael Germann bezügl. des Gerüchtes, welches in der Stadt schwebt, dass 

nach Abzug der Besatzung 20 Mann erschossen werden sollen, Kenntnis. 

 

11 

Der Bürgermeister verliest ein Gesuch der Coblenzer Straßenbahn-Gesellschaft, worin sie 

den Magistrat um Gestellung einer Wohnung und eines Geschäftslokals bittet. Ferner 

berichtet Herr Bürgermeister über die z.Zt. herrschende Wohnungsnot und erklärt, dass 

die Familie Simon sich infolge Baufälligkeit des von ihr jetzt bewohnten Hauses ohne 

Wohnung befindet. Auch haben sich schon Bewohner des Eigendorf`schen Hauses, 

welches durch den Gesellenverein angekauft worden ist, an die Stadt gewandt wegen 

Neuschaffung von Wohnungen. Bei Herrn Baumeister Gaul soll angefragt werden, ob sich 

tatsächlich das Weyer`sche Wohnhaus, in welchem die Fam. Simon wohnt, in einem 

baufälligen Zustande befindet. 
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12 

Der Magistrat nimmt von der Verfügung des Bezirks Ausschusses bezügl. Zahlung von 

Teuerungszulagen nach staatlichen Grundsätzen für den Gemeindeförster Krauss 

Kenntnis, die Teuerungszulage wird demselben bereits ausgezahlt. 

 

13 

Der Magistrat erklärt sich mit der Vertagung bzw. Verlegung der Magistratssitzungen von 

5 Uhr auf 4 Uhr einverstanden. 

 

Gez. Reis, Dr. Wentrup, Buse, Josef Müller 

 

 

 

Sitzung vom 15. Mai 1919 

 

Anwesend die Herren Winter, Flügel, Müller, Buse und Bürgermeister Reis 

 

1 

Auf Antrag bewilligt der Magistrat dem in der Stadtmühle wohnenden Heinrich Merten 

freie Wohnung, Licht und Benutzung der beim Hause liegenden städtischen Wiesen, 

soweit dieselben nicht jetzt oder später von der Stadt in Benutzung genommen werden. 

Von der Zahlung einer besonderen Gebühr für die von Merten zu leistenden wenigen 

Arbeiten, wie Schmieren der Lager und Transmission, Säubern des Wasserzulaufs pp. 

wird Abstand genommen. 
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2 

Der Antrag des Seminarlehrers Vollmar bezügl. Kauf des in der städtischen 

Präparandenanstalt stehenden Herdes zum Preise von 300 M wird mit Rücksicht darauf, dass 

die Übernahme der Öfen abgelehnt worden ist, ebenfalls abgelehnt. 

 

 

3 

Der Magistrat lehnt das Gesuch des Bautechnikers Hübinger auf Gehaltserhöhung ab unter 

Bezugnahme auf den Stadtverordneten-Beschluss vom 19. März 19. Hübinger soll, nachdem 

er ein Jahr bei der Stadtverwaltung tätig ist, erneut um Bezug von Teuerungszulagen gemäß 

vorgenanntem Beschluss einkommen. 

 

4 

Der Magistrat genehmigt das Ortsstatut betr. die Abfuhr von Müll und Hauskehrricht 

innerhalb der Stadt Montabaur. 

 

5 

Der Magistrat genehmigt die Ordnung betr. die Erhebung von Gebühren für die Abfuhr des 

Hauskehrrichts. 

 

6 

Der Magistrat genehmigt den Ankauf eines Wagens für den städt. Fuhrpark, zum Preise von 

460 M.  

 

7 

Der Magistrat erklärt sich damit einverstanden, dass der Kutscher Maus als Fahrer und 

Pferdepfleger für den städt. Fuhrpark angenommen wird. 

 

8 

Das Baugesuch des Josef Kutting zum Bau eines Wohnhauses im Tiergarten-Gelände – 

Herzog-Adolf-Str. wird genehmigt unter der Bedingung, dass vor Beginn der Bauausführung 

die Baufluchtlinie durch einen vereidigten Sach- 
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verständigen festgestellt wird, die Kosten für die Anlage der Straßenstücke sowie für die 

Entwässerungsanlage nach dem Umfange der im Interesse des Baugrundstücks entwässerten 

Fläche anteilig von Kutting an den Domänenfiskus zurückvergütet werden, er auch die 

Zuführung von Wasser und Beleuchtung auf seine Kosten übernimmt. 

 

9 

Der Magistrat erklärt sich mit der in Aussicht genommenen Telefonleitung an einem städt. 

Weg entlang zu der Ölmühle Stendebach einverstanden.  

 

10 

Der Magistrat lehnt das Gesuch des Bürogehilfen Gerber auf Gehaltserhöhung ab unter 

Bezugnahme auf den Stadtverordnetenbeschluss vom 19. März 1919. Gerber soll, nachdem er 

ein Jahr bei der Stadtverwaltung tätig ist, erneut um Bezug von Teuerungszulagen gemäß 

vorgenanntem Beschluss einkommen. 

 

11 

Der Magistrat nimmt von der Kündigung des p. Ullmann zum 15. Nächsten Monats Kenntnis. 

 

12 

Der Magistrat erklärt sich mit der Neuausschreibung der Flurhüterstelle einverstanden. 

 

13 

Der Magistrat nimmt von dem Bericht des Herrn Bürgermeisters sowie des Stadtrechners 

Hartenfels über die jetzige Leitung und Führung des Elektrizitätswerkes Kenntnis und 

genehmigt die Anstellung einer Hilfskraft zur technischen und kaufmännischen 
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Leitung beim Elektrizitätswerk. 

 

 

Gez. Reis, Buse, Josef Müller 

 

 

Sitzung vom 22. Mai 1919 

 

Anwesend die Herren Winter, Flügel, Müller, Buse, Reis 

 

 

1 

Der Magistrat nimmt davon Kenntnis, dass der 74jährige Martin Zimmermann, Vorderer 

Rebstock 44 wohnhaft, an Altersschwäche verbunden mit Geistesgestörtheit leidet und 

Aufnahme im Brüderhaus finden muss. Es wird beschlossen, ihn ins Brüderhaus aufzunehmen 

auf Kosten der Stadt. Es soll versucht werden, von den Angehörigen (Kindern) mindestens 10 

M monatlich als Beitragskosten einzuziehen. 

 

2 

Der Magistrat erklärt sich mit dem Verkauf einer ca. 2 qm großen Fläche am Vorderen 

Rebstock an Peter Weyer zum Preise von 30 M einverstanden (vergl. Stadtverordneten 

Beschluss vom 16.4.19). 

 

3 

Der Magistrat nimmt davon Kenntnis, dass der Bücher Revisor Heinrich Schmidt z.Zt. die 

Revision des Lebensmittelamtes wegen anderer dringender Arbeiten 
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noch nicht vornehmen kann. 

 

4 

Der Magistrat genehmigt den Vertrag zwischen der Stadtgemeinde Montabaur und dem 

Fuhrmann Adam Maus betr. Übernahme des städt. Fuhrparks. 

 

5 

Der Magistrat nimmt Kenntnis von einem vom Bezirksverband übersandten Vertragsentwurf 

zwischen der Stadtgemeinde Montabaur und dem Schneidemühlbesitzer Adam Quirmbach 

betr. Anlegung einer Leitung zur Speisung eines Dampfkessels durch den Vicinalweg von 

Montabaur nach Staudt. Herr Dr. Wentrup soll um gutachtliche Äußerung ersucht werden. 

 

6 

Der Magistrat nimmt Kenntnis von dem beabsichtigten Kreisblatt-Artikel bezügl. Sprengung 

der Coblenzer Straße. Es wird beschlossen, schon jetzt vor Eingang des Sprengwagens die 

Coblenzer Straße nach Möglichkeit zu sprengen und evtl. dazu den bisherigen Fäkalien 

Wagen zu benutzen. 

 

7 

Der Magistrat nimmt davon Kenntnis, dass für die Folge infolge mangelhafter Belieferung 

von elektrischem Strom durch Quirmbach nachts ab 12 Uhr das elektrische Licht in der Stadt 

abgestellt werden muss. Zweitens weist der Bürgermeister auf die große Wassernot hin. 

Abhilfe soll nach Möglichkeit geschaffen werden durch Benutzung des unteren und 

Abstellung des oberen Bassins. 

 

8 

Der Magistrat nimmt davon Kenntnis, dass am 23. Mai nachmittags 4 Uhr eine Sitzung der 
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Beleuchtungskommission stattfindet. 

 

 

Gez. Reis, Buse, Josef Müller 

 

 

Sitzung vom 30. Mai 1919 

 

Anwesend die Herren Flügel, Müller, Dr. Wentrup, Buse und Bürgermeister Reis 

 

1 

Kassenrevision hat stattgefunden, es wurde alles in Ordnung befunden. 

 

2 

Herr Bürgermeister machte bekannt, dass infolge Entlassung von Arbeitern durch die 

Amerikaner mehrere Arbeiter arbeitslos sind. Er verlas auch ein entsprechendes Schreiben des 

Sekretariats des Volksvereins. Er regte die Verwendung der betr. Arbeiter zu 

Notstandsarbeiten an. Die Arbeiter wurden in der Magistrats Sitzung selbst vorstellig und 

wurde beschlossen, sie einstweilen im Steinbruch Altengalgen mit Steinebrechen und –

klopfen zu beschäftigen. 

 

3 

Der Magistrat nahm Kenntnis von dem Schreiben der Firma Püreke bezügl. Lieferung eines 

Sprengwagens von 1000 Ltr. 

 

4 

Der Bürgermeister macht ein Schreiben der Accumulatoren-Fabrik, Aktiengesellschaft 

Frankfurt a.M. bekannt, worin mitgeteilt wird, dass  
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die Wartung der Batterie eine sehr mangelhafte sei und dass die Platten teilweise 10 cm aus 

der Säure herausgestanden hätten. Auch haben sich fast in sämtlichen Elementen 

Kurzschlüsse befunden. Der Bürgermeister weist erneut auf die schlechte Leitung des 

Elektrizitätswerkes hin und empfiehlt unbedingt die Anstellung einer leitenden Kraft. 

 

5 

Der Magistrat nimmt von der Prüfung des Vertrages zwischen Quirmbach und dem 

Landesbauamt bzw. der Stadt Montabaur Kenntnis und genehmigt denselben. (Vgl. Pos. 5 der 

Sitzung vom 22. Mai 19) 

 

6 

Der Magistrat nimmt davon Kenntnis, dass die Vorschriften für die Ausführung elektr. 

Anlagen im Anschluss an das Leitungsnetz des Elektr. Werkes der Stadt Montabaur 

ausgefertigt sind und übergibt ein Exemplar dem Schöffen Dr. Wentrup zur gutachtlichen 

Prüfung. 

 

7 

Der Bürgermeister macht bekannt, dass das Gräberkataster des hiesigen Friedhofs sehr 

ungenau und unkorrekt geführt wird. Der Magistrat beauftragt Herrn Magistratsschöffen 

Müller mit der fortlaufenden monatlichen Prüfung des Gräberkatasters. 

 

Gez. Reis, Buse, Dr. Wentrup, Josef Müller 
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Sitzung vom 12. Juni 1919 

 

Anwesend die Herren Flügel, Müller, Dr. Wentrup, Buse, Reis 

 

1 

Der Magistrat nimmt von dem Schreiben des Elektr. Werkes bezüglich Erhöhung des 

Stromgeldes der Bahn, Seminar und Barmherzigen Brüder in Höhe des Stromgeldes der 

Überlandzentrale Kenntnis und erklärt sich mit dem Vorschlag einverstanden. 

 

2 

Herr Bürgermeister macht darauf aufmerksam, dass nach den der Regierung eingereichten 

Leitsätzen für das Lehrerbildungswesen möglichst vom Herbst des Jahres spätestens vom 1. 

April nächsten Jahres an keine Aufnahmen in den Präparanden Anstalten mehr stattfinden 

dürfen. 

 

4 

Der Magistrat nimmt von dem Schreiben des Kreiswohlfahrtsamtes Kenntnis und erklärt sich 

im Prinzip mit der Zahlung eines größeren Jahresbeitrages an den „Verein zur Bekämpfung 

der Tuberkulose im Unterwesterwaldkreise“ vorbehaltlich der Genehmigung der 

Stadtverordneten-Versammlung einverstanden. 

 

5 

Der Magistrat erklärt sich auf das Gesuch der Schulvorsteherin Hartmann mit der Erhöhung 

der Pauschalsumme für Reinigung der Selekta von 150 auf 200 M ab 1.4.19 einverstanden. 
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6 

Der Magistrat nimmt davon Kenntnis, dass die Kinder des verstorbenen Wörsdörfer nicht als 

Halbwaisen durch den Landeshauptmann anerkannt sind. Der Magistrat beschließt, den 

Kindern bis auf Weiteres jährlich 360 M zahlbar in monatlichen Raten von 30 M als 

Unterstützung auszuzahlen. 

 

7 

Der Magistrat nimmt von dem Schreiben der Landesbank bezüglich Auslosung von 

a. 200 M )   3 ½ % Nass. Landesbank Wiesbaden Schulverschreibungen 

b. 500 M ) 

Kenntnis. Der Magistrat beschließt, sich das Geld in bar auszahlen zu lassen und dem 

Hospitalfond dafür städt. Kriegsanleihe zu geben. 

 

8 

Der Magistrat nimmt von dem Bericht des Kreisbaumeisters Gaul bezügl. Besichtigung und 

Feststellung der Mängel der städt. Wasserleitung Kenntnis. Herr Knögel ist zu ersuchen, 

darüber Bericht zu erstatten, ob die Mängel beseitigt sind. 

 

9 

Der Magistrat nimmt davon Kenntnis, dass der Tagelöhner Philipp Veldenz, Montabaur, 

Rebstock bereits seit längerer Zeit im Krankenhaus der Barmherzigen Brüder untergebracht 

ist. Die Familie kann, nachdem sie dem Krankenhaus einen Vorschuss von 50 M geleistet hat, 

weitere Zahlungen nicht mehr machen. Sie bittet, die Krankenkosten auf die Stadtkasse zu 

übernehmen. Der Magistrat beschließt, demgemäß, es soll noch durch Befragen der Kinder 

des Veldenz festgestellt werden, ob sie Zahlungen zu den Kosten der Stadt leisten können. 

Weiterhin soll geprüft 
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werden, ob Veldenz nicht in einer Krankenkasse war. 

 

10 

Der Magistrat nimmt davon Kenntnis, dass die Berechnung der Hauskehrricht-Abfuhr-Gebühr 

nach der Gebäudesteuer Schwierigkeiten bereitet, da nach dieser Berechnung gerade die 

Geschäftsleute, die den meisten Hauskehrricht und Müll haben, am wenigsten bezahlen, da 

der Jahresbetrag der Gebäudesteuer bei gewerbliche Gebäuden 2% und bei Wohngebäuden 

4% beträgt. Der Magistrat beschließt deshalb, das einzelne Haus einzuschätzen. Der 

Gesamtbetrag, welcher bei dieser Einschätzung aus der Hauskehrrichtabfuhr erlöst werden 

soll, soll 3.600 M, dem Lohn des städt. Kutschers entsprechend, betragen. 

 

Gez. Reis, Buse, Dr. Wentrup, Josef Müller 

 

 

 

Sitzung vom 18. Juni 1919 

 

Anwesend Müller, Dr. Wentrup, Bürgermeister Reis und Buse (letzterer während eines Teils 

der Sitzung) 

 

1 

Der Magistrat nimmt davon Kenntnis, dass der Bürgermeister dem Flurhüter Glattfelder zum 

1. Oktober 1919 gekündigt hat. Er erklärt sich mit der Kündigung mit Rücksicht darauf, dass 

Glattfelder seinen Dienst überhaupt nicht versieht, einverstanden. 
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2 

Zu dem Gesuch des Jacob Degen, welcher die bisher dem Leo vom Ende, Großer Markt 4 

gehörige Wirtschaft gekauft hat, erklärt sich der Magistrat mit der Übertragung der 

Konzession an Degen einverstanden. Der Magistrat nimmt ferner davon Kenntnis, dass Leo 

vom Ende sowohl auf die Wirtschaftskonzession für das Gasthaus großer Markt 4 als auch für 

die auf der großen Burg gelegenen Gebäudeflächen (Saal) und Gartengrundstück Verzicht 

geleistet hat. 

 

 

3 

Der Magistrat nimmt davon Kenntnis, dass die Lehrer Manker und Laux um Entbindung von 

der Schulreinigung baten, für welche ihnen bisher jährlich p. 200 M gezahlt wurden. Der 

Magistrat beschließt die Angelegenheit zurückzustellen, bis zur Besetzung der 

Schuldienerstelle am Gymnasium zu versuchen, ob der Schuldiener am Gymnasium die 

Arbeit an der Volksschule gegen entsprechende Vergütung mit übernimmt. 

 

4 

Der Magistrat nimmt davon Kenntnis, dass die Gewerkschaft „Zimmermann“ wegen 

Waggonmangel noch nicht in der Lage ist, die Notstandsarbeiter einzustellen. 

 

5 

Der Magistrat nimmt Kenntnis von dem Gesuch des Bürogehilfen Gerber bezüglich 

Teuerungszulage. Es wird beschlossen, das Gehalt für Gerber und Hübinger von 120 auf 150 

M monatlich ab 1. Juli zu erhöhen. 

 

Gez. Reis, Dr. Wentrup, Buse, Jose Müller 
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Sitzung vom 26. Juni 1919 

 

Anwesend die Herren Flügel, Müller, Dr. Wentrup, Buse und Bürgermeister Reis 

 

1 

Kassenrevision hat stattgefunden, es wurde alles in Ordnung gefunden. 

 

2 

Herr Bürgermeister macht bekannt, dass die Linzinische Stiftung fällig ist, dass aber 

erst 2 Gesuche eingegangen sind. Er schlägt vor, die Vergebung der Stiftung noch um 

8 Tage zu verschieben, da angenommen wird, dass infolge der Zensur noch Gesuche 

verspätet eingehen. 

 

3 

Das geänderte Ortsstatut sowie die geänderte Gebührenordnung für Abfuhr des 

Hauskehrichts wird vom Magistrat angenommen. Die aufgestellte Gebührenliste wird 

ebenfalls genehmigt. 

 

4 

Der Magistrat nimmt davon Kenntnis, dass die Garnison Verwaltung Hanau für die 

entliehene Wäsche 829,12 M Miete fordert. Herr Bürgermeister teilt mit, dass er sich 

zur Zahlung der Miete geweigert hat, aber angefragt hat nach dem Preis wenn die 

Waren von der Stadt käuflich übernommen werden. Die Garnison-Verwaltung setzt 

den Preis auf 12.704 M. Der Magistrat erklärt sich sowohl mit der Zahlung der 12.704 

M in Kriegsanleihe im Nennwert, als auch mit der Versteigerung der noch lagernden 

Wäschestücke und Decken einverstanden. 

 

5 

Der Magistrat erklärt sich mit der Zahlung der 1.140 M Teuerungszulage an Prof. 

Luckenbach 
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in Köln ab 1.6.1919 einverstanden. 

 

6 

Der Magistrat erklärt sich zu dem Gesuche des Moses Falkenstein betr. 

Durchkreuzung des Weges nach Wirzenborn mit einem Gussrohr von 500 mm zur 

Ableitung des Wassers in seine Wiese auf jederzeitigen Widerruf einverstanden. Es 

soll eine Anerkennungsgebühr von 1 M gefordert werden. 

 

7 

Der Magistrat nimmt von der Anzeige des Balth. Graeff gegen den Mühlenbesitzer 

Adam Quirmbach, wonach dieser täglich eine Menge von ca. 5 – 6 Zentner städtische 

Kohlen verbraucht, Kenntnis. Die Kohlen sollen später bei der Zahlung der Rechnung 

an Quirmbach abgezogen werden. 

 

8 

Der Magistrat nimmt von dem Schreiben des Bhf-Vorstehr Hose Kenntnis, wonach 

ein Eisenbahn-Bediensteter (Flüchtling) aus Diedenhofen in dem Beamtenhaus 

Wohnung nehmen soll. Die Bahnhofsverwaltung stellt die bisher in der 

Dienstwohnung im Beamtenhaus wohnende Wwe. Schardt der Stadt Montabaur 

zwecks Gestellung einer Wohnung zur Verfügung. 

 

9 

Der Magistrat nimmt von dem Antrag des Bockhalters Johann Lenz auf Erhöhung der 

Vergütung für Haltung der Ziegenböcke von 200 auf 350 M Kenntnis und verweist 

den Antrag an die Stadtverordneten-Versammlung. 

 

10 

Der Magistrat bestimmt, dass von den dem  
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Hospital zustehenden Quartiergelder die Schwestern ein Drittel bekommen, während 

die anderen zwei Drittel dem Hospital-Fond zugeführt werden sollen. 

 

11 

Herr Bürgermeister regt für die Folge die Kasernierung der Besatzungstruppen an und 

empfiehlt, falls die Truppen jetzt wegziehen sollten, die neuen in der jetzigen 

Präparanden-Anstalt, die Offiziere in Hotels unterzubringen. Er teilt mit, dass 

verschiedene Bürger sich gegen eine Belegung ihrer Wohnungen auf die Dauer von 10 

Jahren sehr beschweren würden. 

 

12 

Herr Bürgermeister teilt dem Magistrat mit, dass die an der Volksschule 

vertretungsweise angestellte Lehrerin Renzel sehr stark tuberkulös sei und sich jetzt 

im Krankenhaus in Dernbach aufhalte. Er berichtet ferner den Wunsch des Herrn 

Hauptlehrer Stillger, eine Vertretung für Frl. Renzel bis zu den Ferien anzustellen. Der 

Magistrat drückt seine Verwunderung darüber aus, dass eine tuberkulöse Lehrerin bei 

den kleinen Kindern der Volksschule verwandt wird. Er beschließt, Frl. Renzel zu 

kündigen und eine neue Kraft als Vertreterin der Lehrerstelle anzustellen. 

 

13 

Der Magistrat beschließt, für das An- und Abstellen der Wasserleitung im Wald 

täglich 2 M zu verausgaben. 

 

14 

Der Magistrat nimmt davon Kenntnis, dass  
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Wilhelm Schneider sich darüber beschwert, weil der Stadtrechner ihm am 

Quartiergeld 47,32 M Steuern eingehalten hat. Der Bürgermeister verliest die 

Rechtfertigung des Stadtrechners. Schneider soll geantwortet werden, dass die 

Einhaltung der Steuer zu Recht erfolgt ist. 

 

15 

Der Magistrat nimmt davon Kenntnis, dass der Bürgermeister verfügt hat, schon jetzt 

Zahlungen für Steuer anzunehmen, obwohl die Steuerzettel noch nicht ausgegeben 

sind. Hierzu erklärt der Magistrat sein Einverständnis. 

 

16 

Der Magistrat genehmigt das Baugesuch des Bürgermeisters Reis bezügl. Bau eines 

Unterstellraumes mit Veranda. 

 

Gez. Reis, Buse, Dr. Wentrup 

 

 

Sitzung vom 10. Juli 1919 

 

Anwesend die Herren Dr. Wentrup, Buse, Reis 

 

1 

Die Vergebung der Linzinischen Stiftung wurde, da die beiden Verwandten aus der 

Stiftung, Flügel und Müller nicht anwesend waren, bis zur nächsten Sitzung 

ausgesetzt. 

 

2 

Gegen das Baugesuch des Heinrich Volkmann bezügl. 
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Errichtung einer Veranda an seinem Wohnhaus, Bahnhofstr. hat der Magistrat nichts 

einzuwenden. 

 

3 

Der Magistrat nimmt davon Kenntnis, dass Herr Bürgermeister zum Vorsitzenden der 

Kriegsgefangenen-Heimkehrstelle für die Stadt Montabaur ernannt ist. Herr 

Bürgermeister macht darauf aufmerksam, dass sich 31 Montabaurer Bürger noch in 

Gefangenschaft befinden, jedoch in verschiedenen Weltteilen, teilweise in Sibirien, 

Japan, England und Frankreich. Die Gefangenen werden also nicht zusammen, 

sondern einzeln wieder zur Heimat zurückkommen. Herr Bürgermeister schlägt 

deshalb vor, von der Errichtung einer Ehrenpforte am Bahnhof abzusehen, da dieselbe 

zulange stehen würde. Er hält es für am zweckmäßigsten, jedes Mal, wenn die 

Rückkehr eines Gefangenen gemeldet ist, dessen Wohnhaus einfach durch Bäume und 

ein „Willkommen“ Schild zu schmücken. Am Tage nach dem Eintreffen beabsichtigt 

Herr Bürgermeister evtl. mit dem Vertreter des Vereins der Feldgrauen, den 

Zurückgekehrten zu besuchen, um ihn im Namen der Stadt Montabaur in seiner 

Vaterstadt willkommen zu heißen. Herr Flügel soll ersucht werden, das sr. Zeit zur 

Rückkehr der Bürger gesammelte Geld für den Zweck der Begrüßung oder 

Unterstützung der Zurückgekehrten Gefangenen zur Verfügung zu stellen. Zu diesem 

Vorschlag erklärt sich der Magistrat einverstanden. 

 

4 

Die Holzverträge mit den Firmen von der Heydt, Bendorf und Dülken in Werden 

a.d.Ruhr werden vom Magistrat genehmigt und unterzeichnet. 
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5 

Der von Herrn Forstmeister Buse vorgelegte Hauplan für das Jahr 1920, sowie der 

Kulturplan u. Rechnung für 1920 werden vom Magistrat anerkannt. 

 

6 

Der Magistrat nimmt von der erneuten Beschwerde des W. Schneider Kenntnis ebenso 

von der Rückantwort des Bürgermeisters und erklärt sich mit dieser einverstanden. 

 

7 

Der Magistrat nimmt davon Kenntnis, dass die im Armenhaus wohnenden 3 Familien 

1) Schuhmacher Wilhelm Hartenfels 

2) Gebrüder Schlosser 

3) Gertrud Hartenfels 

z.Zt. soviel Geld verdienen, dass sie eine Miete bezahlen können. Herr Bürgermeister 

macht dem Magistrat bekannt, dass die Gertrud Hartenfels sich weigert, die Straße zu 

kehren. Der Magistrat beschließt, eine Miete zu fordern zwischen 5 und 10 M 

monatlich. 

 

8 

Der Magistrat nimmt von dem Gesuch des H. Volkmann betr. einer größeren  

Zuleitung von Wasser zu seinen Wohnhäusern und Fabrikgebäuden auf der 

entgegengesetzten Seite der Lahn, sowie von dem Antwortschreiben des 

Bürgermeisters vom 3. Juli und der Erwiderung des Volkmann vom 8. Juli Kenntnis. 

Es wird beschlossen, einen Kostenanschlag seitens des hiesigen Wasserwerkes 

einzufordern. 

 

9 

Der Magistrat nimmt von dem Abschluss der Stadtkasse für Rechnungsjahr 1918 

Kenntnis. Herr Bürgermeister hebt vor allen Dingen den Abschluss des 

Elektrizitätswerkes hervor, welcher eine Einnahme von 79.260,-- M dagegen eine 

Ausgabe von 87.624,90 M aufweist. 
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aufweist. Herr Bürgermeister macht darauf aufmerksam, dass in diesem Ausgabe-

betrag keine Zinsen für das von der Stadt gestellte Kapital für Kauf und Einrichtung 

der Stadtmühle eingeschlossen sind. Es würde dies immerhin noch eine Mehrausgabe 

von 2.000 M machen. 

 

10 

Herr Bürgermeister macht darauf aufmerksam, dass in den letzten Tagen 

verschiedenemal der Strom ausgesetzt hat. Er verliest auch eine diesbezügliche 

Beschwerde, welche auch von der schlechten Wasserversorgung handelt, des 

Vorstands des Caritas-Hauses. Der Magistrat nimmt davon Kenntnis und beschließt, 

dem Caritas Haus mitzuteilen, dass der Magistrat die Verantwortung für die schlechte 

Versorgung ablehnen muss. 

 

11 

Herr Bürgermeister gibt dem Magistrat das Angebot der Coblenzer 

StraßenbahnGesellschaft bekannt, wonach diese das hiesige Elektrizitätswerk zum 

Preise von 165.000 M (Einhundertfünfundsechzigtausend Mark) übernehmen  will. 

Herr Bürgermeister Reis sowie Herr Dr. Wentrup sprechen für die Übernahme durch 

die Überlandzentrale, wenn diese bereit ist, ihr Angebot noch zu erhöhen. Das 

Angebot wird der Beleuchtungskommission überwiesen. 

 

12 

Herr Bürgermeister gibt dem Magistrat das Schreiben der Accumulatorenfabrik 

bezüglich Instandsetzung der Batterie und Kosten hierfür, sowie die Antwort des 

Stadtverordneten Philippi bekannt. Das Schreiben wird der Beleuchtungskommission 

überwiesen. 

 

13 

Auf Anregung des katholischen Pfarrers beschließt der Magistrat für die Krieger 

Gräber, welche noch ohne Kreuze versehen sind, bis zur endgültigen Regelung 

  



Übertragung der Stadtratsprotokolle vom 3.2.1919 bis 7.7.1921 

32.1 

des Kriegerfriedhofs einfache Holzkreuze anzubringen. 

 

14 

Der Magistrat beschließt, dem Nachtwächter Strunk und Maschinenmeister Müller das 

bezogene Kranken- bzw. Familiengeld infolge der außergewöhnlichen Teuerung zu 

belassen. 

 

15 

Der Magistrat nimmt davon Kenntnis, dass eine Zuckerwaren-, sowie eine 

Photographie-Bude sich am Kirmestag aufstellen will. Der Magistrat beschließt, von 

jeder Kirmesfeier abzusehen und die Frage der Stadtverordnetenversammlung 

vorzulegen. 

 

16 

Herr Bürgermeister macht noch bekannt, dass er am Sonntag, den 12. Juli zu einer 

Bürgermeister Konferenz nach Wiesbaden reist. 

 

Gez. Reis 

 

 

Sitzung vom 24. Juli 1919 

 

 

Anwesend die Herren Winter, Müller, Flügel, Buse und Bürgermeister Reis 

 

1 

Vergebung der Stipendien der Linzinischen Stiftung. Um Erhalt dieser hatten sich 

gemeldet: 

1. Mathias Linz, Hilfsschaffner in Coblenz für seinen Sohn Mathias Linz 

2. Karl Becker, Schuhmacher in Weitersburg bei Vallendar für seine Tochter 

Elisabeth. 

Den testamentarischen Bestimmungen entsprechend 
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wurden 2 Personen aus der Verwandtschaft zugezogen und zwar Hartenfels und J. 

Müller. Im allseitigen Einverständnis wurden den beiden Bewerbern je 25 Gulden 

zuerkannt. 

 

2 

Der Magistrat unterzeichnet den Vertrag zwischen dem Vorstand des Landesbauamtes 

und dem Antragsteller Falkenstein bezüglich Durchquerung des Weges nach 

Wirzenborn (Vgl. Beschluss 6 der Sitzung vom 26.6.19) 

 

3 

Der Magistrat wählt zum Flurhüter und 2. Polizeiwachtmeister den Bewerber Josef 

Bodenmüller von hier, welcher im Besitze des Anstellungsscheines für den 

Unterbeamten-Dienst ist. 

 

4 

Herr Bürgermeister macht den Magistrat mit der Verfügung des Landrates vom 18. 

Juli 19 bezüglich Verstärkung der örtlichen Polizei zum Schutz gegen Unruhen 

spartakistischer und bolschewistischer Art bei Abzug der Besatzungstruppen bekannt. 

Der Magistrat beschließt 1. den zum Flurhüter gewählten Bodenmüller als 2. Polizei-

Wachtmeister anzustellen. 2. als Hilfspolizeibeamte, wenn nötig hinzuzuziehen, den 

städt. Arbeiter Georg Kunoth, den Maurer Christian Hermes und den Friseur Kugel. 

 

5 

Der Magistrat nimmt von dem Antrag des Lehrers Manker vom 24. Juni 19 bezüglich 

Instandsetzung seines Schlafzimmers Kenntnis. Der Kostenanschlag beträgt 135,95 M. 

Die Ausbesserung des Schlafzimmers wird genehmigt. 

 

6 

Herr Bürgermeister macht bekannt, dass die Revision 
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des Lebensmittelamts durch den Bücherrevisor Schmidt, Bruder des hiesigen Wirtes 

Heinrich Schmidt am Freitag, den 18.7.19 begonnen und am 26.7.19 fertiggestellt 

wird. 

 

7 

Der Magistrat nimmt davon Kenntnis, dass Herr Blaum vorläufig auf 14 Tage und 

später auf 8 Tage, Herr Backes vom 11.8. ab 14 Tage in Urlaub gehen wird. 

  

8 

Herr Bürgermeister weist daraufhin, dass es bei dem Brande auf dem Rebstock bei 

Heimann vermutlich an Wasser gefehlt hat. Er macht ferner darauf aufmerksam, dass 

der Brand infolge Wassernot sich hätte über den ganzen Rebstock ausdehnen können 

und bittet, die Angelegenheit betr. Wasserversorgung baldigst in die Wege zu leiten. 

 

9 

Herr Bürgermeister gibt dem Magistrat von dem Gesuch des Hauptlehrer Stillger 

bezüglich Festsetzung eine Funktionszulage bei 6 aufsteigenden Klassen und von dem 

Antrag der Regierung, die Errichtung der 6 aufsteigenden Klassen anzuerkennen, 

Kenntnis. Der Magistrat verweist die Angelegenheit an die Stadtverordneten-

Versammlung. 

 

10 

Der Magistrat nimmt von dem Gesuch des Hauptlehrers Stillger bezüglich endgültiger 

Besetzung der 7. Lehrerstelle Kenntnis. Herr Stillger teilt ferner mit, dass die Stelle, 

welche bisher von der erkrankten Fräulein Renzel verwaltet wurde, z.Zt. von Frl. 

Flöck versehen wird. Herr Stillger, sowie Kreisschulinspektor Hölscher halten es für 

zweckmäßig, die Stelle statt mit einer Lehrerin mit einem  
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Lehrer endgültig zu besetzen. Die Angelegenheit wird der Stadtverordneten-

Versammlung überwiesen. 

 

11 

Der Magistrat nimmt davon Kenntnis, dass die amerikanische Besatzungsbehörde die 

Zahlung des Lichts und Mehrverbrauchs an elektrischem Strom abgelehnt hat, mit 

dem Hinweis, dass in dem gezahlten Quartiergeld das Stromgeld mit enthalten sei. Die 

Angelegenheit wird der Beleuchtungskommission und Stadtverordneten-

Versammlung überwiesen. 

 

12 

Der Magistrat erklärt sich zu dem Konzessionsgesuch des Konditor Max Storz auf 

Errichtung einer Konditorei mit Ausschank von Wein und Likören in dem von ihm 

neu erworbenen Haus Kirchstraße 15 einverstanden. 

 

13 

Der Magistrat nimmt von dem Gesuch des Josef Birke um Erteilung der Hotel-

Konzession im Nassauer Hof Kenntnis. Im Prinzip erklärt sich der Magistrat mit der 

Übertragung der Wirtschaft einverstanden. Unter der Person des Birke ist nichts zu 

erfahren, da er 22 Jahre in England, davon 4 Jahre interniert war und jetzt erst 

zurückgekehrt ist. 

 

14 

Der Magistrat nimmt davon Kenntnis, dass am Samstag, den 26. Juli eine 

Aufsichtsrats-Sitzung in Wetzlar der Lebensmittel Einkaufsstelle stattfindet und dass 

Herr Bürgermeister an dieser Sitzung teilnimmt. 

 

15 

Der Magistrat erklärt sich mit der Aufstellung eines Karussells am Kirmes-Sonntag 

einverstanden. 

 

Gez. Reis, Josef Müller, Buse. 
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Sitzung vom 7. August 1919 

 

Anwesend die Herren Müller, Buse, Reis 

 

1 

Der Magistrat stimmt dem Baugesuch der Volksbank auf bauliche Änderung des 

Geschäftshauses Bahnhofstraße 31 a zu einem Bankhaus zu. 

 

2 

Der Magistrat stimmt dem Baugesuch des Wirts Peter Thewalt auf Umbau des Hauses 

Kleiner Markt 13 nach vorgelegter Zeichnung zu. 

 

3 

Der Magistrat erklärt sich mit der Übertragung der Wirtschaftskonzession von Johann 

Arnst auf Peter Thewalt einverstanden. 

 

4 

Der Magistrat erklärt sich zu dem Baugesuch des Peter Weyer bezüglich Neubau eines 

Raumes in einem Stallgebäude am Vorderen Rebstock einverstanden. 

 

5 

Der Magistrat erklärt sich mit der Übertragung der Wirtschaftskonzession für das 

Haus Kirchstraße 4 von Mathias Gerlach auf dessen Stiefsohn Otto Lotz 

einverstanden. 

 

6 

Der Magistrat nimmt von der Kündigung des Mühlenbesitzers Quirmbach bezüglich 

Stromlieferung für das Elektrizitätswerk Kenntnis. 

 

7 

Der Magistrat erkennt gemäß dem Beschluss der Beleuchtungs-Kommission vom 

28.7.1919 den Vertrag zwischen dem Elektrizitätswerk und der Eisenbahndirektion 

bezüglich Erhöhung des Strompreises für Licht und Kraft auf 50 bzw. 30 Pfg. ab 1. 

April 1919 an 
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und unterzeichnet denselben. 

 

8 

Der Magistrat nimmt Kenntnis von dem Gesuch der Wwe. Martin Zimmermann auf 

Bewilligung einer laufenden Armen-Unterstützung. Er erklärt sich mit der Zahlung 

von 30 M monatlich einschließlich der bereits bewilligten Präbande von 8,60 M 

einverstanden. 

 

9 

Der Magistrat nimmt von dem Kostenanschlag zur Erweiterung der Wasserleitung 

(siehe Beschluss Nr. 8 der Magistratssitzung vom 10. Juli) zum Neubau Volkmann 

Kenntnis und beauftragt den Herrn Bürgermeister mit Herrn Volkmann wegen 

Übernahme eines Teils der Kosten zu verhandeln. 

 

10 

Der Magistrat erklärt sich nach Vertrag des Herrn Bürgermeisters mit der Bildung 

eines einstweiligen Ausschusses der Gefangenen-Heimkehrstelle Montabaur 

einverstanden und wählt in diesen Ausschuss als 

Vorsitzenden     Bürgermeister Reis 

Kassierer     Magistratsschöffe Flügel 

Beisitzer     Pfarrer Weiand und Eberling 

Vertreter des Vereins der Feldgrauen  Rohde 

Vertreter der Arbeiterschaft   Kugel und Golling 

 

11 

Der Magistrat nimmt von dem Schreiben des Landrates vom 20. Juli betr. Übernahme 

der Fischereigerechtsame Kenntnis und erklärt sich mit der Übernahme einverstanden. 

Die Angelegenheit wird der Stadtverordneten-Versammlung überwiesen. 

 

12 

Der Magistrat erklärt sich mit der Aufnahme einer ½ seitigen Anzeige bezüglich 

Empfehlung der Stadt Montabaur in der 2. Auflage des 

  



Übertragung der Stadtratsprotokolle vom 3.2.1919 bis 7.7.1921 

35.1 

Führers durch den Westerwald einverstanden. 

 

13 

Der Magistrat nimmt davon Kenntnis, dass die städt. Arbeiter im Seminar Garten auf 

Befehl der amerikanischen Besatzungsbehörde eine Reinigung vorgenommen haben, 

welche Sache der Seminar-Verwaltung war. Es wird beschlossen, dem 

Seminardirektor Hölscher eine Rechnung über die Arbeiten zustellen zu lassen. 

 

14 

Der Magistrat erklärt sich nach Vertrag des Herrn Forstmeister Buse mit der von der 

Gladbacher Feuerversicherungs-Aktien Gesellschaft vorgeschlagenen Vergütung für 

den Waldbrand von 240 M einverstanden. 

 

15 

Der Magistrat nimmt davon Kenntnis, dass der Vorsitzende des Kreisausschusses an 

die Stadtkasse 11.823,13 M für das von Herrn Forstmeister Buse verwaltete Holzgeld 

gelieferte Holz bezahlt hat. Es sind dies 2.597,50 M für Fuhrlöhne 

      10,-- M für Reiserlöhne 

            9.215,63 = 75% des gelieferten Holzes  

Herr Forstmeister Buse gibt zu dieser Aufstellung die genügende Aufklärung. Die 

Stadtkasse soll angewiesen werden, den Betrag zu vereinnahmen. 

 

 

Gez. Reis, Josef Müller, Buse 
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Sitzung vom 14. August 1919 

 

Anwesend die Herren Müller, Flügel, Buse, Bürgermeister Reis 

 

1 

Der Magistrat erklärt sich damit einverstanden, dass der Schuldiener der Volksschule, 

(alte Realschule) Hammerstein mit der Reinigung der Volksschule in der 

Coblenzerstraße beauftragt wird. Als Entschädigung sollen ihm jährlich 800 M, frei 

Wohnung und Licht gezahlt werden. Hierfür hat Hammerstein die Reinigungs-

utensilien selbst zu stellen. 

 

2 

Der Magistrat nimmt davon Kenntnis, dass die Wohnungsnot in Montabaur zunimmt 

und sich die beiden Lehrer Seminarlehrer Kleinert und Präparandenlehrer Beier, die 

hier zugezogen sind, an die Polizei-Verwaltung gewandt haben wegen Gestellung 

einer Wohnung bzw. eines Obdachs. Herr Bürgermeister macht darauf aufmerksam, 

dass er gesetzlich gezwungen ist, diesen Herren eine Unterkunft zu gewähren und 

macht bekannt, dass er vorgeschlagen hat, Beier in der Präparandenanstalt und 

Kleinert in der Kutscherwohnung des Herrn Forstmeister Buse unterzubringen. Der 

Magistrat erklärt sich damit einverstanden. 

 

3 

Der Magistrat gibt zu dem Baugesuch des Maschinisten Anton Preußer seine 

Zustimmung, betr. Aufbau des Dachgeschosses. 

 

4 

Der Magistrat hat gegen das Baugesuch des Kaufmanns Franz Spielmann nichts 

einzuwenden, betr. Errichtung eines Lagerhauses. 

 

5 

Der Magistrat stimmt dem Baugesuch des Peter Kunoth zu, betr. Errichtung einer 

Remise. 
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6 

Der Magistrat erteilt zu dem Baugesuch des Hermann Zahn betr. Errichtung eines 

Stalles seine Genehmigung. 

 

7 

Die Jagdpächter Schmidt und Busch haben einen Antrag eingereicht auf Pachterlass 

für die Zeit, in welcher sie ihre Jagd infolge der Besatzung nicht ausüben konnten. Der 

Magistrat erklärt sich mit dem Pachtnachlass von 200 M einverstanden. Er ist bei dem 

nächstfälligen Pachtzinsbetrag in Abzug zu bringen. 

 

8 

Der Magistrat erklärt sich mit der Änderung der Lustbarkeitssteuerordnung für die 

Stadt Montabaur vom 1. April 1895 einverstanden und heißt die Erhöhung gut. Die 

Angelegenheit wird der Stadtverordneten Versammlung überwiesen. 

 

9 

 Der Magistrat erklärt sich unter Bezugnahme auf den Beschluss vom 24. Juli 1919 

Nr. 10 damit einverstanden, dass die bei der Volksschule zu besetzende 7 Lehrerstelle 

noch nicht besetzt wird bis zur endgültigen Regelung der Selekta Angelegenheit. 

 

10 

 Der Magistrat nimmt von dem Schreiben der Barmherzigen Brüder wegen 

mangelhafter Wasser-Lieferung Kenntnis und beschließt, teilweise die Unterstadt 

abzustellen, damit die Oberstadt Wasser hat. 

 

11 

Der Magistrat erklärt sich nach Vortrag des Forstmeister Buse damit einverstanden, 

dass das am Totenberg sitzende Kiefernholz 84 Rm zum Preise von 84 M pro Klafter 

an die Firma Heinrich Colombel & Co verkauft wird. 

 

Gez. Reis, Buse 
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Sitzung vom 27. August 1919 

 

Anwesend die Herren Dr. Wentrup, Flügel, Winter 

 

1 

Simon, dem infolge Baufälligkeit des Hauses Peter Weyer Rebstock seine Wohnung 

gekündigt ist, wurde wegen Gestellung einer Wohnung vorstellig. Der Magistrat 

beschließt die Entscheidung des Mieteinigungsamtes herbeizuführen. 

 

2 

Der Magistrat schließt sich den Beschlüssen der Stadtverordneten vom 19. August 

1919 bezüglich Tauschs von Grundstücken zwischen der Stadt und Graf Walderdorff 

an. 

 

3 

Das Gesuch des Johann Roßbach von hier um die Genehmigung, in seinem in 

Allmannshausen belegenen Hause Gastwirtschaft zu betreiben, wird, da keine 

Wirtschaft in der Nähe und ein starker Verkehr nach Staudt und Bannberscheid ist, 

befürwortend dem Kreisausschuss vorgelegt. 

 

4 

Das Baugesuch des Leo vom Ende, hier zum Neubau eines Wohnhauses in seinem auf 

der Burg belegenen Garten wird dem Kreisausschuss befürwortend vorgelegt. 

 

5 

Die Baugesuche des W. Hermes und Peter Weyer erhält Bautechniker Löwenguth zur 

Äußerung und Wiedervorlage an den Magistrat. 

 

6 

Der Magistrat beschließt eine Neuordnung der Lustbarkeitssteuer aufzustellen. 

 

7 

Von den Stadtverordneten wird gewünscht, dass folgende Reparaturen vorgenommen  
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werden: Sauerbrunnen, Bauernhaus, Musiktempel, Weggang (Feldweg) von der 

Bodenerstraße nach Allmannshausen, Hohestraße bei Wwe. Eisel und Nink. 

 

8 

Der Magistrat erachtet die Erhöhung des Wassergeldes für erforderlich. 

 

Gez. Winter, Dr. Wentrup 

 

 

Sitzung vom 4. September 1919 

 

Anwesend die Herren Winter, Flügel, Dr. Wentrup, Buse und Bürgermeister Reis 

 

1 

Der Magistrat nimmt davon Kenntnis, dass nunmehr die Stadtverordnetenwahlen 

stattfinden können. Herr Bürgermeister schlägt als Vorsitzenden des Wahlvorstandes 

Herrn Beigeordneten Winter vor. Es wird beschlossen, bei der Stadtverordneten-

Versammlung anzuregen 

1. Die Neuaufstellung der Wahllisten 

2. Als Wahltag den 19. Oktober festzusetzen 

Herr Bürgermeister macht noch darauf aufmerksam, dass bei Neuanfertigung der 

Wahllisten diese 4 Wochen vor dem neuen Wahltermin aufgelegt werden müssen, die 

Wahl also nicht vor dem 19. Oktober stattfinden kann. 

 

2 

Der Magistrat nimmt davon Kenntnis, dass die Stadtrechnung 1918 vorgelegt wurde. 

Es soll mit der Prüfung dieser Rechnung ein Bücher Revisor von auswärts beauftragt 

werden. 
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3 

Der Magistrat nimmt davon Kenntnis, dass der Kutscher des städt. Fuhrparks Adam 

Maus zum 1. Oktober gekündigt hat. Als neuer Kutscher soll der bisherige städt. 

Arbeiter Johann Merten verpflichtet werden. Das Monatsgehalt des Merten soll 250 M 

betragen. Weiterhin beschließt der Magistrat, an den Wagen des städt. Fuhrwerks eine 

Schelle anzubringen, damit die Leute das ankommen des Wagens hören. 

 

4 

Der Magistrat nimmt davon Kenntnis, dass der Totengräber Kunst gekündigt hat. Es 

soll mit der Wwe. Neu wegen Instandsetzung des Friedhofes verhandelt werden. Herr 

Flügel ist der Ansicht, dass Kunst weiter als Totengräber verbleibt, wenn er auch die 

Instandsetzungsarbeiten, die bisher von der Wwe. Neu unzufrieden stellend erledigt 

wurden, erhält. 

 

5 

Der Magistrat nimmt von dem Schreiben der Nassauischen Landesbank vom 11. 

August 1919 bezügl. Auslosung eines 4%igen Hessen-Nassauischen Rentenbriefes 

von 375 M Kenntnis und beschließt, sich das Geld in bar auszahlen zu lassen und 

hiermit das Lombard-Darlehen abzutragen. 

 

6 

Der Magistrat nimmt davon Kenntnis, dass der Stadt zwecks Auszahlung der 

Schadenersatzgelder 200.000 M überwiesen sind. Der Magistrat beschließt, diese 

200.000 M erst auszuzahlen, wenn die Schadenersatz-Anforderungen durch die 

Kreiskommission geprüft sind. 

 

7 

Der Magistrat nimmt davon Kenntnis, dass für 
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die städtische Turnhalle und Seminar-Turnhalle die Einquartierungsgelder und zwar 

pro Mann 10 Pfg. gezahlt werden. Herr Bürgermeister schlägt vor, hiervon 5 Pfg. für 

Miete für die von der Stadt gestellten Betten einzubehalten. Der Magistrat beschließt, 

dem Seminar erst dann etwas auszuzahlen, wenn der Seminar-Direktor Forderungen 

stellt, der Gymnasiumskasse jedoch nichts auszuzahlen, da die 

Instandsetzungsarbeiten bei der Turnhalle späterhin doch von der Stadt erledigt 

werden müssen. 

 

8 

Der Magistrat gibt zu dem Baugesuch des Wilhelm Winter betr. Anbringung eines 

Schaufensters an dem Hause Kleiner Markt 18 sein Einverständnis. 

 

9 

Der Magistrat gibt zu dem Baugesuch des Jakob Schneider bezüglich Errichtung eines 

Wohnhauses in einer unfertigen Straße unter den üblichen Bedingungen sein 

Einverständnis. Das Baugesuch ist der Stadtverordneten-Versammlung vorzulegen. 

 

10 

Der Magistrat nimmt von dem Baugesuch des Wilhelm Hermes bezüglich Umbaus 

seines Stalles am Steinweg Kenntnis. Da der Stall und die neu zu bauende Tenne in 

die Fluchtlinie fallen, soll mit Hermes verhandelt werden bezüglich Zurücklegens 

seiner Gebäude in die Fluchtlinie. 

 

11 

Der Magistrat gibt zu dem Baugesuch des Peter Weyer bezüglich Aufbaus des 

Mansarden-Daches sein Einverständnis. 

 

12 

Der Magistrat erklärt sich auf Antrag des Hermann Müller auf Lieferung von Holz 

zum Wiederaufbau 
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seiner abgebrannten Mühle einverstanden. Herr Forstmeister Buse wird beauftragt, das 

Weitere in die Wege zu leiten. 

 

13 

Herr Bürgermeister bringt nochmals die Angelegenheit bezüglich der Anerkennung 

der 6. Lehrerstelle an der hiesigen Volksschule zur Sprache und empfiehlt, die 6. 

Lehrerstelle anzuerkennen, da man ja die Absicht habe, die 7. Lehrerstelle bei 

Übernahme der Selekta endgültig zu besetzen. Herr Magistratsschöffe Dr. Wentrup 

übernimmt die Akten zur nochmaligen Prüfung. 

 

14 

Herr Bürgermeister verliest ein Schreiben des Sekretariats des kath. Volksvereins zu 

Montabaur betr. Gewährung eines Stundenlohnes von 1,50 M für die bei der Stadt 

beschäftigten Notstandsarbeiter. Da die Notstandsarbeiter zum Elektrizitätswerk 

übergetreten sind, wird die Angelegenheit der Beleuchtungskommission überwiesen. 

 

15 

Der Magistrat nimmt von dem Schreiben des Angestellten Seepe bezüglich 

Übernahme der Stelle als Leiter des Elektrizitätswerkes Kenntnis. Seepe ist gewillt, 

die technische Leitung des Werkes, d. h. die Stromerzeugung sowie die 

Beaufsichtigung des Personals, soweit die Arbeiten technisch sind, zu übernehmen. Er 

verlangt die Anstellung einer überaus geschulten kaufmännischen Kraft, welche eine 

geregelte Buchführung übernehmen soll. Als Gehalt fordert Seepe monatlich 300 M 

sowie die zugesagten Teuerungszulage = 1/3 der staatlichen Sätze. Die Angelegenheit 

wird der Beleuchtungskommission überwiesen. 
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16 

Der Magistrat nimmt von dem Gesuch der Arbeiter beim Elektrizitätswerk betr. 

Erhöhung des Stundenlohnes auf 1,50 M Kenntnis und verweist die Angelegenheit der 

Beleuchtungskommission. 

 

17 

Der Magistrat nimmt davon Kenntnis, dass ein Peter Blaum aus Leuterod sich als 

Schießmeister zum Sprengen der Erdstöcke gemeldet hat. Ein Lohn ist noch nicht 

festgelegt, da zuerst Probeschießen stattfinden soll. 

 

18 

Der Magistrat nimmt davon Kenntnis, dass der Maschinenmeister Müller neuerdings 

erkrankt ist und beabsichtigt, der Beleuchtungskommission zu empfehlen, dem 

Maschinenmeister Müller zu kündigen. 

 

19 

Der Magistrat nimmt von dem Gesuch des (Mieteinigungsamtes) Gewerbe-Vereins 

bezüglich Errichtung eines Mieteinigungsamtes Kenntnis. Der Bürgermeister macht 

bekannt, dass er beim Regierungspräsidenten beantragt hat:  

1. die Anordnung zu treffen, dass Personen, welche von auswärts zuziehen, oder 

welche auswärts bereits eine Wohnung haben, nur mit Genehmigung des Magistrats in 

Montabaur Wohnung nehmen dürfen.  

2. ihm die Berechtigung zu geben, im Verhältnis zur Zahl der Bewohner übergroße 

Wohnungen zu teilen und unterzuvermieten. Es wird beschlossen, eine entsprechende 

Bekanntmachung ins Kreisblatt zu setzen. Zu der Errichtung eines 

Mieteinigungsamtes erklärt Herr Bürgermeister, dass der Vorsitzende des 

Mieteinigungsamtes zum Richteramt befähigt sein muss. Er empfiehlt, die Geschäfte 

des Mieteinigungsamtes, welche bis jetzt in der Hand des Amtsgerichtes liegen, dem 

Amtsgericht zu belassen. Der Magistrat schließt sich dem Bericht des Herrn 

Bürgermeisters an. 
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Weiterhin macht Herr Bürgermeister noch bekannt, dass er der wohnungssuchenden 

Familie Simon 5 Zimmer im Hospital bzw. im städt. Armenhaus am 4.9.19 

zugewiesen hat. 

 

20 

Der Magistrat unterzeichnet die Vollmacht zum Tausch der Parzellen Walderdorff 

gegen die Parzellen der Stadtverwaltung. (Vgl. Beschluss der Stadtverordneten-

Versammlung vom 19. August) 

 

21 

Der Magistrat nimmt von dem Antrag der sozialdemokratischen Partei bezüglich 

Verteilung von Holz an Minderbemittelte Kenntnis. Man war sich darüber einig, dass 

das, was die sozialdemokratische Partei verlangt, bereits in den beiden Vorjahren 

geschehen ist, nämlich, dass die von den Armenpflegern bezeichneten „Ganz Armen“ 

das Holz umsonst, die „Halb Armen“ zu einem sehr ermäßigten Preise erhalten haben 

und dass es der Bürgerschaft möglich war, Holz zu billigen Preisen bei den 

Versteigerungen, zu denen nur Montabaurer Bürger zugelassen waren und wo ein 

Höchstpreis festgesetzt war, zu erhalten. Die Angelegenheit soll in der nächsten 

Stadtverordneten-Versammlung vorgetragen werden. 

 

22 

Zu den Gesuchen des Bürogehilfen Kunst und des Stadtkassengehilfen Helm 

bezüglich Erhöhung ihrer Gehälter von 1000 auf 1440 M gibt der Magistrat sein 

Einverständnis. Das erhöhte Gehalt soll ab 1.10.19 gezahlt werden. 

 

23 

Der Magistrat nimmt Kenntnis, dass gemäß § 108 
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der Entwürfe der Städte-Ordnung die Wahlzeit der im Amte befindlichen 

Bürgermeister 3 Monate nach Inkrafttreten der Städte-Ordnung erlischt. Herr 

Bürgermeister bittet, um später seine Rechte geltend machen zu können, um die 

Ausstellung einer Bestellungs-Urkunde. Herr Magistratsschöffe Dr. Wentrup 

übernimmt die Prüfung der Bestellungsurkunde nach den Personalakten. 

 

24 

 Der Magistrat bestimmt, dass der im Amtsgericht wohnende Angestellte Germann 

von nun an 15 M Miete pro Monat bezahlen soll. Außerdem hat er die Reinigung des 

Amtsgerichts zu übernehmen. 

 

25 

Der Magistrat stellt den Antrag, von der Lehrerin Renzel ein amtsärztliches Zeugn8is 

über ihren Gesundheitszustand einzufordern. Es soll ihr aufgegeben werden, dieses 

Zeugnis nicht von dem hiesigen Kreisarzt Dr. Flöck anfertigen zu lassen, da dieser als 

befangen erklärt wird, weil seine Tochter in ihrer Eigenschaft als Volkschul-Lehrerin 

die Vertretung der Frl. Renzel übernommen hat. 

 

26 

Herr Flügel macht darauf aufmerksam, dass die Kinder-Verwahrschule in einem so 

schlechten Zustand sich befindet, dass der Schulunterricht noch nicht beginnen kann. 

Der Magistrat beschließt, den Schulsaal baldmöglichst in Stand zu setzen. 

 

 

 

 

Gez. Reis, Buse, Dr. Wentrup, Winter 
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Sitzung vom 11. September 1919 

 

Anwesend die Herren Winter, Flügel, Dr. Wentrup, Buse und Bürgermeister Reis 

 

1 

Der Magistrat erklärt sich mit der Erhöhung der Löhne der städt. Arbeiter auf 1,25 M 

und für die Vorarbeiter 1,30 M pro Stunde einverstanden. 

 

3 

Als Stimmbezirks-Vorsteher wird gewählt: Der Fabrikant Adolf Flügel und zu dessen 

Stellvertreter Rechtsanwalt und Notar Dr. Wentrup. 

 

3 

Der Magistrat nimmt zu dem Beschluss Nr. 24 der Magistratssitzung vom 4.9.19 

davon Kenntnis, dass der Angestellte Germann nur dann eine Miete von 15 M bezahlt, 

wenn ihm noch 2 Räume im Amtsgericht zur Verfügung gestellt werden. Mit 

Rücksicht auf die Wohnungsnot empfiehlt Herr Bürgermeister ihm die bisher 

belassenen Räume weiter mietfrei zu belassen, ihm jedoch die beiden nachträglich 

verlangten Räume nicht zu geben. Anstelle der Miete hat Germann den ihm 

auferlegten Vertrag vom 30.11.1912 bezüglich der Reinigung der Klassenräume zu 

erfüllen. 

 

4 

Der Magistrat beschließt, den Vertrag der Accumulatorenfabrik zu unterzeichnen, 

jedoch nicht für eine längere Dauer. 

 

5 

Der Magistrat beschließt, die Stelle als Totengräber erneut auszuschreiben. 

 

6 

Der Magistrat beschließt zu dem Beschluss Nr. 5 der Sitzung vom 4.9.19 sich den 

Betrag von  
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375 M in bar auszahlen zu lassen. Herr Dr. Wentrup stellte den Antrag, die 

Lombardschuld des Hospitalfonds wegen der hohen Spesen gänzlich abzuzahlen und 

dem Hospitalfonds Gelder aus der Stadt zu leihen. 

 

7 

Der Magistrat beschließt, die noch im Walde für die amerikanische Besatzung 

gehauenen und verbliebenen 36 Rm Holz an bedürftige Leute zu vergeben. 

 

8 

Der Magistrat nimmt von der Kündigung des Steuergehilfen Niepel Kenntnis und 

beschließt, die Stelle neu auszuschreiben. Bei dieser Gelegenheit bespricht Herr 

Bürgermeister die Tätigkeit der einzelnen Beamten vor allen Dingen das mehr oder 

weniger selbstständige Arbeiten dieser. Die Versammlung ist der Ansicht, dass 

unbedingt ein Stenograph zur Bewältigung der Arbeiten notwendig ist. Herr Dr. 

Wentrup schlägt vor, evtl. eine Stenographin zu nehmen. 

 

9 

Die Versammlung bespricht die z. Zt. herrschende Wohnungsnot. Herr Bürgermeister 

macht darauf aufmerksam, dass die Bürger Altenhofen, Dommermuth, Renzel, Pulte, 

Parbel und Feigen sowie ein neu zugezogener Seminarlehrer je eine Wohnung suchen. 

Der Magistrat beschließt den Umbau des Rathauses und zwar soll die Stadtkasse in 

den jetzigen Stadtverordneten-Saal verlegt werden, welcher durch einen Abschluss in 

2 Teile geteilt werden, wovon der eine Teil als Kasse, der andere Raum für Publikum 

benutzt werden soll. Die Einrichtung soll so getroffen werden, dass der Abschluss 

zusammenklappbar ist, damit der Stadtverordnetensaal noch als Sitzungssaal verwandt 

werden kann. Die oberen Räume der Stadtkasse sollen als Wohnungen vergeben 

werden, während der  
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obere Teil des früheren alten Saales noch zu einer Wohnung umgebaut werden soll. 

Mit dieser Frage mögen sich Herr Löwenguth sowie Herr Kreisbaumeister Gaul 

beschäftigen. 

 

10 

Auf Antrag des Herrn Forstmeister Buse wird beschlossen, die beiden Bäume 

(Eschen), welche an der Ecke des Gartens des vorgenannten Herrn stehen, im nächsten 

Winter zu entfernen. 

 

11 

Der Magistrat nimmt von dem Gesuch des früheren Pedells des Gymnasiums Herborn 

bezügl. Auszahlung einer Pension Kenntnis, ebenso von der Empfehlung zur 

Annahme des Gesuchs durch das Kuratorium. Die Angelegenheit wird der 

Stadtverordneten-Versammlung nach Feststellung, welche Pension für Herborn in 

Betracht kommt, überwiesen. 

 

12 

Der Magistrat nimmt von dem Schreiben des Landeshauptmanns vom 27. August 

1919 bezüglich Übernahme der Teuerungszulage für Pensionäre durch die Kommunal-

Beamten-Kassen Kenntnis. Nach diesem Schreiben ist die Kasse nur im Stande, wenn 

die Mehrkosten durch eine Umlage den Mitgliederstädten auferlegt werden. Der 

Magistrat beschließt, dem Herrn Landeshauptmann mitzuteilen, dass er sich mit der 

Neueinrichtung einverstanden erklärt. 

 

13 

Herr Bürgermeister verliest zu dem Beschluss Nr. 23 der Sitzung vom 4.9. ein 

Schreiben des Magistratsschöffen Dr. Wentrup, wonach die beiden Beschlüsse des 

Magistrats und der Stadtverordnetenversammlung bezüglich Anerkennung der 

pensionsfähigen 
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Dienstzeit des Bürgermeisters ab 17.4.1906 angefochten werden sollen. Herr 

Bürgermeister gibt seine Gegenschrift zur Kenntnis und legt vor allen Dingen  

Gewicht darauf festzustellen, dass er durch den Beschluss nichts Außergewöhnliches 

erreicht habe, sondern vielmehr mit sämtlichen Staats- und Kommunalbeamten 

gleichgestellt ist. Herr Forstmeister Buse nimmt die Akten zur weiteren Prüfung an 

sich. 

 

14 

Der Magistrat gibt zu dem Baugesuch des Hermann Müller bezüglich Neubaus der 

abgebrannten Mühle sein Einverständnis. 

 

15 

Der Magistrat ist im Gegensatz zu dem Beschluss der Stadtverordneten-Versammlung 

vom 10.9.1919 der Ansicht, dass der Lehrling der Volksbank nicht 

fortbildungsschulpflichtig ist. In allen anderen Beschlüssen schließt er sich der 

Stadtverordneten-Versammlung an. 

 

Gez. Reis, Buse, Dr. Wentrup, Flügel 

 

Sitzung vom 18. September 1919 

 

Anwesend die Herren Winter, Müller, Flügel, Buse, Dr. Wentrup, Reis 

 

1 

Der Vortrag mit dem ab 1. Oktober neu anzustellenden Kutscher des städt. Fuhrparks 

Merten wird genehmigt und unterzeichnet. 

 

2 

Bezüglich Abtragung der Lombardschuld des Hospitalfonds fand eine längere 

Besprechung mit dem Stadtrechner Hartenfels statt, die zu keinem endgültigen 

Resultat 
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führte. Die Angelegenheit soll der Finanzkommission überwiesen werden. 

 

3 

Der Magistrat nimmt davon Kenntnis, dass von den Einquartierungsgeldern dem 

Gymnasium 450 M übergeben wurden. (nach Beschluss 7 der Sitzung vom 4.9.) Bei 

späteren Instandsetzungsarbeiten sollen diese dem Gymnasium übergebenen 450 M 

zuerst benutzt werden, ehe städt. Geld angegriffen wird. 

 

4 

Der Magistrat nimmt von dem Kostenanschlag bezügl. Instandsetzungsarbeiten der 

Kinderverwahrschule und der von den Amerikanern benutzten Räume im Hospital 

Kenntnis und genehmigt die Ausführung der Arbeiten. 

 

5 

Der Magistrat erklärt sich mit der Absetzung von 205 M Jagdpacht des Norbert 

Roßbach wegen Nichtausübung der Jagd z.Zt. des Verbots durch die Amerikaner 

einverstanden. 

 

6 

Der Magistrat genehmigt auf Antrag die Überführung des erkrankten Georg Heinz, 

Sauerthalstr. In das Brüderhaus. Er nimmt davon Kenntnis, dass die Schwester des 

Erkrankten, Margarethe Heinz gewillt ist, der Stadtkasse 100 M in Kriegsanleihe 

abzuführen sowie 1/3 des Erlasses des dem erkrankten Bruders gehörigen Gartens auf 

der Alberthöhe. 

 

7 

Der Magistrat erklärt sich zu dem Beschluss Nr. 4 der Sitzung vom 11.9.1919 damit 

einverstanden, dass der Vertrag de Accumulatorenfabrik unterzeichnet wird auf die 

Dauer bis zum 24.4.1922. Folgender Zusatz soll gemacht werden: „Für den Fall des 

Verkaufs behält sich die Stadt einen 3monatliche Kündigung vor. 
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8 

Der Magistrat gibt zu dem Baugesuch Philipp Roth bezügl. Vergrößerung seiner 

Scheune auf dem Steinweg sein Einverständnis. 

 

9 

Ebenso zu dem Baugesuch des Dachdeckermeisters Joh. Müller bezügl. Umbau seines 

Wohnhauses Peterstorstraße. 

 

10 

Ebenso zu dem Baugesuch des Anton Pivowarsky bezügl. Umbau und 

Schornsteinverlegung seines Wohnhauses Judengasse. 

 

11 

Ebenso zu dem Baugesuch des Peter Dick bezügl. Anbau eines Wagenschuppens in 

der Sauerthalstraße. Bei Bau des Wagenschuppens ist genau die neue Fluchtlinie 

einzuhalten. 

 

12 

Der Magistrat erklärt sich nach Vertrag des Herrn Bürgermeisters mit dem Umbau des 

Rathauses einverstanden. Er ist ferner bereit, die vordere Wohnung dem Assistenten 

Backes als Dienstwohnung zu überlassen gegen Einbehaltung des ihm zustehenden 

Wohnungsgeldes. 

 

13 

Der Magistrat nimmt von dem Schreiben des Herrn Landrats vom 15.9.19 bezügl. 

Errichtung eines Mieteinigungsamtes in Verbindung mit der Gemeinde Dernbach und 

evtl. mit den Gemeinden Wirges, Siershahn und Ebernhahn Kenntnis. Man ist der 

Ansicht, da in Dernbach doch ganz andere Verhältnisse herrschen wie in Montabaur, 

von einer Verbindung des Mieteinigungsamtes Abstand zu nehmen. Wirges, Siershahn 

und Ebernhahn kommen schon wegen ihrer Entfernung von Montabaur nicht in 

Betracht. 
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14  

Der Magistrat nimmt von dem Gesuch des Gewerbevereins bezügl. Anerkennung 

einer aus dem Verein hervorgegangenen Wahl einer Wohnungskommission Kenntnis. 

Die Angelegenheit wird, ohne dazu Stellung zu nehmen, der Stadtverordneten-

Versammlung überwiesen. 

 

15 

Der Magistrat erklärt sich mit der Anstellung des Georg Ringer, als Hilfsnachtwächter 

einverstanden. Mit Ringer sowie mit der Firma Olig ist ein Vertrag abzuschließen, 

dass die Stadt mit etwaigen späteren Schadenersatz-Ansprüche nichts zu tun hat, 

vielmehr Ringer als Angestellter der Firma Olig zu betrachten ist. Die Angelegenheit 

wird nur deshalb befürwortet, um zu ermöglichen, dass Ringer einen Waffenschein 

erhält. 

 

16 

Der Magistrat nimmt davon Kenntnis, dass sich auf die Ausschreibung der zu 

vergebenden 36 Rm Holz (vergl. Magistrats-Sitzung vom 11.9.Beschluss Nr. 7) 30 

Personen mit 60 Rm gemeldet haben. Die einzelnen Namen wurden durchgegangen 

und der Preis für das zu liefernde Holz festgesetzt. Da es nicht möglich ist, alle zu 

beliefern, sollen diejenigen, die jetzt nicht beliefert werden können, später aus dem 

Himmelfeld beliefert werden. 

 

17 

Der Magistrat nimmt von dem Schreiben des Herrn Professor Ebert bezüglich 

Errichtung einer Volksfachschule durch die Stadt Kenntnis. Herr Prof. Ebert soll nach 

den Zielen, Plan, Aufbau und Umfang befragt werden. 

 

18 

Der Magistrat nimmt davon Kenntnis, dass sich auf die ausgeschriebene 

Totengräberstelle nur 
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ein Bewerber, Friedrich Franz, Steinweg gemeldet hat, jedoch unter der Bedingung, 

dass ihm die Instandhaltung des Friedhofes übertragen wird. Man beschloss, an die 

Barmherzigen Brüder heranzutreten, ob diese nicht die Verwaltung des Friedhofes 

einschließlich Gräberaushub übernehmen wollen. 

 

19 

Herr Bürgermeister verliest ein Schreiben der Treuhandgesellschaft Cassel worin sich 

dieselbe mit der Einrichtung der kaufmänn. Buchführung für Betriebsverwaltungen 

empfiehlt. Herr Bürgermeister hält es für zweckmäßig, wenn das Elektrizitätswerk 

sich von dieser Gesellschaft eine kaufmänn. Buchführung einrichten ließ. 

 

20 

Der Magistrat genehmigt das von Herrn Bürgermeister vorgelegte Kalendarium der 

Jahrmärkte im Jahre 1921 (speziell die Verlegung des Michaelimarktes auf 10.10. d.J.) 

 

21 

Herr Bürgermeister berichtet darüber, dass der Angestellte Burg den Stadtstempel 

missbraucht hat, ferner, dass er ohne dazu beauftragt zu sein, unter zwei Saatscheine 

seine Unterschrift anstelle der des Bürgermeisters gesetzt hat. Herr Bürgermeister 

berichtet ferner, dass die auf den ausgestellten Saatscheinen für Raps beantragte Meng 

genügen würde, um 40 Morgen Land mit Raps zu besäen und dass die 

Reichsgetreidestelle die Angelegenheit in Verfolg genommen hat. Der Magistrat 

beschließt, Herrn Burg für dieses Vergehen eine Verwarnung und Rüge zu erteilen und 

dieselbe zu den Personalakten zu nehmen. 

 

Gez. Reis, Buse, Dr. Wentrup, Flügel, Josef Müller 
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Sitzung vom 25. September 1919 

 

Anwesend die Herren Flügel, Müller, Dr. Wentrup, Buse und Bürgermeister Reis. 

 

1 

Der Bürgermeister macht das Schreiben des Regierungspräsidenten vom 12.9. 

bezüglich der Namhaftmachung des Vorsitzenden und des stellvertretenden 

Vorsitzenden für das Mieteinigungsamt bekannt. Der Magistrat verweist die 

Angelegenheit an die Stadtverordnetenversammlung. 

 

2 

Der Magistrat nimmt davon Kenntnis, dass der geheime Oberregierungsrat Dr. Paehler 

zum 1.10.19 in den Ruhestand tritt. Als Ehrung wird beabsichtigt, vorbehaltlich der 

Zustimmung der Stadtverordnetenversammlung die Straße zwischen der Peterstor- und 

Gelbachstraße Paehlerstraße zu nennen. 

 

3 

Der Magistrat nimmt von dem Gehaltsantrag des Leiters des Elektrizitätswerkes Seepe 

Kenntnis, wonach derselbe ein Monatsgehalt von 350 Mark, 10% Gewinnbeteiligung 

und eine Teuerungszulage der staatlichen Sätze verlangt. 

 

4 

Der Magistrat erklärt sich für die Instandsetzung der für den Assistenten Backes 

reservierten Wohnung einverstanden. Von der Herrichtung einer Waschküche muss 

abgesehen werden. 

 

5 

Der Magistrat nimmt davon Kenntnis, dass es dem Stadtrechner Hartenfels nicht 

möglich 
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ist das Umsatzsteueramt neben der Stadtkasse zu führen. Der Magistrat beschließt 

einen Clemens Hackenburck anzustellen. Der Bürogehilfe Sack soll unter der Leitung 

des Herrn Hartenfels sich in die Umsatzsteuersachen einarbeiten. Die Oberaufsicht in 

Umsatzsteuerangelegenheiten liegt dem Bürogehilfen Sack gegenüber. Herrn 

Hartenfels ob und soll auch Schwierigkeitshandlungen mit dem Publikum selbst 

führen. Der Bürgermeister empfiehlt die Anschaffung einer zweiten Schreibmaschine. 

Es erhebt sich kein Widerstand. 

 

6 

Der Magistrat nimmt davon Kenntnis, dass Wilhelm Weiner, hier, Kleiner Markt 2 

Raummeter Brennholz fordert. 

 

7 

Der Magistrat erklärt sich nach Vorschlag des Bürgermeisters mit dem Ankauf des 

von Herrn Leuthner besitzenden Pferdeunterstandes zum Preise von 825 M 

einverstanden. Es soll versucht werden, evtl. die Baracke, die auf dem Flügel`schen 

Grundstück steht, zu erwerben. 

 

8 

Der Magistrat nimmt von den Quellenmessungen Kenntnis.  

 

9 

Der Bürgermeister erläutert das Grunderwerbssteuergesetz vom 12.9.19 und macht vor 

allen Dingen darauf aufmerksam, dass am 1.10.19 die Gemeinden keine Umsatzsteuer 

mehr erheben dürfen. 

  



Übertragung der Stadtratsprotokolle vom 3.2.1919 bis 7.7.1921 

46 

10 

Der Vertrag mit dem Kohlenhändler Schlemmer bezüglich der Belieferung von 

Brennholz wird genehmigt und unterzeichnet. 

 

11 

Der Magistrat beschließt den Ausbau und die Kanalisation der Hohestraße bis zu der 

Fabrik Nink. Mit Eisel und Glogner soll vor der nächsten Stadtverordneten- 

Versammlung wegen Zuschuss verhandelt werden. Die Straße soll durch das 

Landesbauamt in Ordnung gesetzt werden. 

 

12 

Die Straße welche bis jetzt mit „Peterstor“ genannt wird, zwischen dem alten und 

neuen Gesellenhaus, soll für die Folge Kolpingstraße; die Straße auf der anderen –

Seite des Bahnhofs Aubachstraße und die Straße von der Bahnhofstraße bis zum 

Fürstenweg Eschelbacherstraße genannt werden. Als Fürstenweg wird alsdann 

bezeichnet die Straße ab Eschelbacherstraße bis zum Weg nach Elgendorf an der 

Rückseite der Gärten von Dr. Wentrup und Dr. Schirmer. 

 

Gez. Reis, Buse, Josef Müller, Flügel, Dr. Wentrup 
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Sitzung vom 9.10.19 

 

Anwesend die Herren Flügel, Müller, Buse und Bürgermeister Reis. 

 

1 

Dem Baugesuch des Martin Paffhausen auf Einrichtung eines Ladenlokals in seinem 

Hause, Bahnhofstraße 22 wird zugestimmt. 

 

2 

Der Magistrat erklärt sich mit der Auszahlung des Gehaltes für die Zeit der 

Erkrankung der Lehrerin Renzel an dieselbe einverstanden. 

 

2a 

Der Magistrat nimmt davon Kenntnis, dass die Lehrerin Renzel zum 16. d. Mts. auf 

die Stelle an der hiesigen Volksschule verzichtet. Er beschließt die Stelle noch nicht 

endgültig zu besetzen bis zur Regelung der Selekta durch die Schwestern aus 

Dernbach. Die Stelle soll vertretungsweise weiter verwaltet werden und die Vertreterin 

durch Ausschreibung im Kreisblatt gesucht werden. 

 

3 

Der Magistrat erklärt sich mit der Prüfung der Jahresrechnung für 1918 durch den 

Garnison-Verwaltungsinspektor a.D. Boettger in Wiesbaden gegen eine 

Prüfungsgebühr von 140 M einverstanden. 

 

4 

Der Magistrat unterzeichnet den Vertrag mit dem Bürogehilfen Eberth. 

 

5 

Der Magistrat unterzeichnet den Vertrag mit dem Bürogehilfen Hackenbruch. 
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6 

Der Magistrat nimmt von dem Antrag des Volksvereinssekretärs Roth, der für die 

Notstandsarbeiten einen Stundenlohn von 1,50 M fordert, Kenntnis. Es wird 

beschlossen, Herrn Roth mitzuteilen, dass den Notstandsarbeitern anheimgestellt 

worden ist, im Walde als Holzhauer mitzuarbeiten, da Holzhauer in diesem Jahre 

infolge der großen Brennholzfällung notwendig sind. Holzhauer kommen in diesem 

Jahr auf einen Lohn bei fleißiger Arbeit von 13 – 16 Mark pro Tag. 

 

7 

Der Magistrat nimmt von dem Gesuch des Christian Gerber, Angestellter beim 

hiesigen Lebensmittelamt, Kenntnis und erhöht das Gehalt der Herrn Gerber und des 

Herrn Hübinger auf monatlich 200 Mark. 

 

8 

Der Magistrat nimmt von dem Gesuch der Angestellten Elli Weinand auf Zahlung 

eines Monatsgehaltes von mindestens 180 Mark Kenntnis. Der Magistrat beschließt 

dieses Gesuch abzulehnen, da die Angestellte nicht vom Magistrat angestellt worden 

ist und der Magistrat bei der Anstellung nicht gehört wurden. Fernerhin wird Bezug 

genommen auf den Beschluss der Stadtverordnetenversammlung vom 29.1.19, 

wonach weibliche Angestellte durch Kriegsbeschädigte bzw. Kriegsteilnehmer ersetzt 

werden und keine weiblichen Kräfte mehr angestellt werden sollen. Der Magistrat hält 

es daher für am zweckmäßigsten die Stelle auszuschreiben. 
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9 

Der Magistrat nimmt von dem Gesuch des Elektromonteur Renzel beim hiesigen 

Elektrizitätswerk Kenntnis, wonach dieser einen Stundenlohn von 2 – 2,50 M 

beantragt. Ein Stundenlohn von 2 Mark macht mit Überstunden, die beim 

Elektrizitätswerk sehr reichlich sind ein Jahreseinkommen von über 4.800 Mark. Der 

Magistrat hält diese Einkommen im Gegensatz zu den Einkommen der anderen 

Beamten und Angestellten für zu hoch und verweist die Angelegenheit zur 

Beleuchtungskommission. 

 

10 

Der Bürgermeister setzt den Magistrat von der Rechnung des Kreisbaumeisters Gaul, 

betreffend Aufstellung eines Gutachtens über die Präparandenanstalt und 

Beaufsichtigung der Instandsetzungsarbeiten bei dieser Anstalt in Kenntnis. Herr 

Flügel erklärt sich bereit, bezüglich dieser Rechnung mit Herrn Kreisbaumeister Gaul 

zu verhandeln. 

 

11 

Der Magistrat nimmt davon Kenntnis, dass der Bürogehilfe Gerber bei der 

Ausarbeitung der Wählerliste 15 ½ Überstunden gemacht hat und beschließt ihm pro 

Überstunde 1,3´20 M zu gewähren. 

 

12 

Der Magistrat nimmt davon Kenntnis, dass der Armenpfleger Kaspar Haag aus seinem 

Amte als Armenpfleger ausgeschieden ist. 
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13 

Der Magistrat nimmt von dem Bericht des preußischen Städtetages Kenntnis, wonach 

der Magistrat infolge der neuen Städteordnung nur noch Ausführungsbehörde der 

Stadtverordnetenversammlung sein soll. 

Der Magistrat schließt sich der Stellungnahme des preußischen Städtetages zu der 

neuen Städteordnung an, worin der Städtetag das Ministerium bittet, es bei der alten 

Tätigkeit des Magistrats belassen zu wollen. 

 

14 

Der Magistrat erklärt sich mit dem von Forstmeister Buse vorgetragenen 

Holzhauerlohnakkord einverstanden. 

 

15 

Der Magistrat unterzeichnet den von dem Bezirksverband des Regierungsbezirks 

Wiesbaden vorgelegten Vertrag zwischen dem Landesbauamt und dem Landwirt 

Adam Luhs betreffend Durchkreuzung des Weges nach Staudt mit einem 8 cm weiten 

Eisenrohr zur Abwässerung von Wasser aus dem Acker des p. Luhs. 

 

16 

Der Magistrat nimmt davon Kenntnis, dass der Lehrer Laux die Instandsetzung eines 

Zimmers sowie einer Mansarde in seiner Dienstwohnung wünscht.  

Der Magistrat erklärt sich mit der Instandsetzung der Mansarde sowie der Türen und 

Fenster eines Zimmers einverstanden. Das Streichen der Fußböden ist bei 

Dienstwohnungen Sache des Nutznießers.  
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17 

Der Magistrat nimmt von der Beschaffung des Dynamos durch das Elektrizitätswerk 

Kenntnis. Die Anschaffungskosten betragen 11.072,50 M. 

 

18 

Der Magistrat nimmt von dem Gesuch des Elektrizitätswerks auf Beschaffung von 6 

Fass Maschinen- und 1 Fass Zylinderöl sowie je 1.000 m Rohr und Kupferdraht 

Kenntnis und beschließt diese Anforderung des Elektrizitätswerks. Die Einstellung 

eines Installateurs zur Aushilfe verweist der Magistrat an die 

Beleuchtungskommission. Er empfiehlt aber von der Anstellung abzusehen und die 

Arbeiten den beiden Installateure Pulte und Paffhausen zu überlassen. 

 

19 

Der Magistrat nimmt davon Kenntnis, dass der Gärtner Schneider zu seinem Neubau 

am Friedhof die Zuleitung von Wasser wünscht. Herr Wassermeister Knögel wird 

beauftragt, eine Zuleitung herzustellen von dem Grundstück Busch. Herr Knögel soll 

sowohl mit Busch als auch mit Schneider verhandeln. 

 

20 

Der Magistrat nimmt von dem Schreiben des Magistratsschöffen Dr. Wentrup 

bezüglich Brennens von Straßenlaternen Kenntnis. Es wird analog den früheren 

Magistrats- und Stadtverordnetenbeschlüssen wiederum beschlossen die 

Straßenlampen 
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bis 12 Uhr nachts und von da ab die Richtlampen zu brennen. Herr Bürgermeister 

macht darauf aufmerksam, dass es sehr geboten scheint, nachts  möglichst  viel Licht 

zu brennen, da Überfälle der Bürgerschaft seitens der Amerikaner an der 

Tagesordnung seien. Weiterhin macht er darauf aufmerksam, dass sowohl nachts um 

12 Uhr als auch morgens um 4 Uhr je ein Zug hier an- bzw. abgeht. Bezüglich 

Festsetzung des Strompreises für die Stadt wird die Angelegenheit der 

Beleuchtungskommission überwiesen. 

 

21 

Der Magistrat erklärt sich mit dem Baugesuch des P. Höhn bezüglich Wiederaufbau 

einer Scheune zu einer Autogarage einverstanden. 

 

22 

Der Bürgermeister macht die Herren des Magistrats mit dem Schreiben des 

Vorsitzenden der hiesigen sozialdemokratischen Partei an den Kreisausschuss 

bezüglich Einstellung von 3 Polizeibeamten zur Bekämpfung des Wuchers- und 

Schleichhandels bekannt. Er verweist fernerhin auf eine Antwort an den Herrn Landrat 

vom 8.10.19, welche gutgeheißen wird.  

 

Gez. Reis, Buse, Josef Müller, Flügel 
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Sitzung vom 16.10.19 

 

Anwesend die Herren Flügel, Müller, Buse und Bürgermeister Reis. 

 

1 

Der Bürgermeister gibt bekannt, dass die Barmherzigen Brüder die Instandhaltung des 

Friedhofes und das Herstellen der Gräber ablehnen. (Vgl. Beschluss 18 der 

Magistratssitzung vom 18.9.19) Mit Frau May soll verhandelt werden, dass sie die 

Instandsetzungsarbeiten aufgibt um dadurch den bisherigen Totengräber zu gewinnen 

zu diesen Arbeiten. 

 

2 

Der Bürgermeister gibt das Gesuch der Leichenträger bezüglich Erhöhung der 

Gebühren von 2 auf 3 Mark bekannt. Der Magistrat beschließt entsprechend. 

 

3 

Der Magistrat nimmt von dem Gesuch des Gemüsehändlers Bartholomäus bezüglich 

Errichtung einer Baracke auf dem Grundstück neben dem Wohnhaus Menningen an 

der Herzog-Adolf-Straße Kenntnis. Der Magistrat lehnt das Baugesuch ab, weil 

seinerzeit in demselben Gelände der Zimmermeister Hombach ebenfalls eine Baracke 

errichten wollte, deren Ausführung mit Rücksicht auf den Charakter des Geländes 

ebenfalls abgelehnt wurde. Bartholomäus soll anheimgestellt werden, die Baracke an 

anderer Stelle beispielsweise an der Hohestraße zu errichten. 
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4 

Der Magistrat nimmt von dem Revisionsbericht des städtischen Lebensmittelamtes 

Kenntnis. Aus dem Bericht ist hervorgehoben, dass die Eintragung in sämtlichen 

Büchern richtig befunden wurden und ebenfalls, dass die Prüfung des Gewinn- und 

Verlustkontos sowie der Bilanz keine Differenzen ergeben hat. Im Schlusssatz des 

Revisionsberichtes bekundet Herr Verbandsoberrevisor Schmidt dem Leiter des 

Lebensmittelamtes Herrn Bürgermeister Reis und Geschäftsführer Herrn Allmann, 

dass sie bei dem Einkauf als auch bei dem Absatz der Waren vorsichtig gearbeitet und 

eine Arbeitslast überwunden haben, wofür ihnen der Dank der Bürgerschaft sicher sein 

wird. Die Herren des Magistrats erklären, dass sie mit dem Ergebnis der 

Rechnungsprüfung und Revisionen sehr zufrieden sind. 

 

5 

Herr Bürgermeister Reis und Herr Flügel machen bekannt, dass unter Bezugnahme auf 

den Beschluss Nr. 10 der Sitzung vom 9.10. Herr Kreisbaumeister Gaul seine 

Rechnung zurückgezogen und eine neue eingereicht hat über den Betrag von 25 Mark, 

welche die wirklichen Ausgaben darstellt. Die Rechnung ist anzuweisen. 

 

6 

In Sache Elektrizitätswerk gibt der Bürgermeister bekannt,  

a) dass der zu beschaffende Dynamo nicht wie in der letzten Sitzung bekannt  

gegeben, 
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11.000 Mark sondern nunmehr 18.000 Mark kosten soll 

b)  dass eine Lieferung über das Ausroden von Erdstöcken vorliegt, wonach 5 

Wagen Erdstöcke 974,40 M kosten, dass damit gespart würden für 204,67 M 

Kohlen, sodass mehr verausgabt sind 799,72 M. 

Die Unrentabilität der Ausrodung der Erdstöcke ist hiermit klar erwiesen. 

d) Die Aufstellung über Ein- und Ausgaben vom 1.4.19 – 31.12.19, welche endigt 

mit einem Verlust von 913,97 M 

e) die Antwort des Elektrizitätswerkes zu dem Beschluss Nr. 8 der 

Magistratssitzung vom 9.10.19 bezüglich der  Angestellten Elli Weinand. 

Sämtliche vorgenannten Punkte wurden der Beleuchtungskommission überwiesen. 

 

7 

Herr Bürgermeister gibt die Antwort des Oberlandesgericht Frankfurt zu dem Ausbau 

des Dachgeschosses im Gerichtsgebäude bekannt, und ebenfalls seine Rückschrift 

hierauf, welche gutgeheißen wird. 

 

8 

Der Magistrat nimmt alsdann noch davon Kenntnis, dass die Beschaffung der 

genehmigten Schreibmaschine nach einer vorliegenden Offerte 1500 Mark kostet. Der 

Bürgermeister verspricht, sich jedoch Mühe zu geben, eine billigere Maschine zu 

erlangen. 

 

Gez. Reis, Buse, Winter 
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Sitzung vom 23.10.19 

 

Anwesend die Herren Winter, Flügel, Dr. Wentrup, Buse und Bürgermeister Reis. 

 

1 

Für die Bürogehilfen Gerber und Kunst und den Arbeiter Kunoth werden für die 

Arbeit an den Wahltagen je 12 Mark bewilligt. 

 

2 

Der Magistrat nimmt von dem Dankschreiben des Geheimrat Dr. Pähler Kenntnis. 

 

3 

Der Magistrat stimmt dem Baugesuch des H. Volkmann auf Errichtung eines 

Stallgebäudes in der Aubachstraße zu. 

 

4 

Der Magistrat nimmt von dem Konzessionsgesuch für eine Schankwirtschaft des H. 

Lotz Kenntnis. Dr. Wentrup stellt den Antrag, dass Lotz den Nachweis erbringen soll, 

dass die Konzession für das Hotel zur Post wirklich erlischt. Erst nach Erbringung 

dieses Nachweises soll dem Konzessionsgesuch des Lotz näher getreten werden. 

 

5 

Der Magistrat nimmt davon Kenntnis, dass der Geschäftsführer des städt. 

Lebensmittelamtes bereit ist, die Stelle weiter zu verwalten, wenn ihm ein höheres 

Gehalt zugesprochen wird. Der Magistrat beschließt, es bei dem Gehalt von 350 Mark 

monatlich zu belassen, ihm jedoch als Dolmetscher noch 100 Mark monatlich aus der 

Stadtkasse zu bewilligen. (Fortsetzung nach Nr. 10) 

 

6 

Der Magistrat findet gegen die Bestellung der Zeitung „Volksstimmen“ nicht zu 

eruieren. 
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7 

Der Magistrat erklärt sich mit der Beschaffung eines Tisches passend zu dem 

Schreibpult des Bürgermeisters für die Abhaltung der Magistratssitzung 

einverstanden. 

 

8 

Der Magistrat erklärt sich zu dem Tausch des Grundstücks Graf von Walderdorf / 

Stadt damit einverstanden, dass die eingetauschten Grundstücke ganz auf den 

Hospitalfonds im Lagerbuch eingetragen werden. 

 

9 

Der Magistrat bestimmt, dass im Himmelfeld eine Holzversteigerung stattfindet, wozu 

nur Bürger aus Montabaur zugelassen werden. Jeder Familie ist es erlaubt, 2 Rm zu 

steigern. Der Preis wird festgesetzt für  

1 Rm Nadelholz 15 Mark 

1 Rm Buchenholz 20 Mark. 

Den von den Armenpflegern bezeichneten ganz Armen soll Holz umsonst, und den 

halb Armen Holz zum halben Preise überwiesen werden. 

 

10 

Der Magistrat bestimmt, dass die Gräber von Auswärtigen hier beerdigten Kriegern 

vor Allerheiligen instandgesetzt werden. 

 

Zu Nr. 5 

Anschließend an die Gehaltserhöhung von Herrn Allmann bittet Herr Bürgermeister, 

da Herr Allmann ein höheres Gehalt bekommt, als wie er (der Bürgermeister), Herrn 

Allmann nunmehr auch die ganze Verantwortung des Lebensmittelamtes und seiner 

Kasse zu übertragen. Herr Flügel widerspricht dem Antrage des Bürgermeisters 
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und ersucht diesen, das Lebensmittelamt weiter zu leiten. Herr Dr. Wentrup erklärt, 

dass der Magistrat die Verantwortung für das Lebensmittelamt mittrage. Daraufhin 

bittet der Bürgermeister, wenn das der Fall ist, dann möge die Leitung und dabei die 

Verantwortung übernehmen. Er weist auf die viele Arbeit hin, die das Besatzungsamt 

bzw. die amerikanische Besatzung ihm verursacht und bittet nochmals, Herrn Allmann 

die Verantwortung zu übertragen. Ohne Beschluss zu fassen, kommt Punkt 6 der 

Tagesordnung zur Beratung. 

 

Gez. Reis, Dr. Wentrup, Buse 
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Sitzung vom 6.11.19 

Anwesend die Herren Flügel, Dr. Wentrup, Buse, Bahl und Bürgermeister Reis 

 

1 

Zu dem Baugesuch des Herrn Müller betr. Errichtung eines Wohnhauses an der 

Marauer Mühle gibt der Magistrat sein Einverständnis. 

 

2 

Zu dem Baugesuch des Franz Spielmann betr. Errichtung eines Lagerhauses gibt der 

Magistrat sein Einverständnis. Abänderung des am 14.8.19 genehmigten Baugesuches 

(Vgl. Nr. 4 der Magistratssitzung vom 14.August 1919). 

 

3 

Der Magistrat nimmt davon Kenntnis, dass Anton Hisgen von hier, Rebstock 10, 76 

Jahre alt, infolge eines Schlaganfalls im Brüderhaus auf Kosten der Stadt Unterkunft 

gefunden hat. Hisgen ist bereits gestorben. 

 

4 

Der Magistrat nimmt von dem Gesuch, des Georg Gros auf Bewilligung einer 

Hospitalspräbende Kenntnis. Die Unterstützung wird bewilligt. 

 

5 

Der Magistrat nimmt zu dem Beschluss Nr. 4 der Magistratssitzung vom 23.10. d. 

Jahres betr. Konzessionsgesuch des Hermann Lotz für den Betrieb einer 

Schankwirtschaft davon Kenntnis, dass der Eigentümer des Hotels zur Post Martin 

Löwenguth auf die Konzession in genanntem Hotel schriftlich verzichtet hat. Der 

Magistrat erklärt sich bereit das Konzessionsgesuch befürwortend dem Kreisausschuss 

vorzulegen. 
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6 

Der Magistrat nimmt von dem Antrage des Polizeidiener Johann Born aus Holler auf 

Zahlung einer Beihilfe an Futterkosten für Haltung eines Ziegenbocks von 50 Mark 

Kenntnis. Der Magistrat erklärt sich im Prinzip mit der Zahlung einverstanden. Es soll 

jedoch vorher noch mit dem Vorsitzenden des Ziegenzuchtvereins verhandelt werden. 

 

7 

Elektrizitätswerk 

a) Der Magistrat nimmt von dem Gesuch der Heizer auf Erhöhung des Stundenlohnes 

auf 2,-- M Kenntnis und verweist die Angelegenheit an die 

Beleuchtungskommission. 

b) Der Magistrat nimmt von dem Antrage des Beamten- und Angestellten-

Ausschusses um Zurücknahme der Kündigung für Maschinenmeister Müller 

Kenntnis, ebenso von der Äußerung des Stadtverordneten Philippi zu dieser 

Kündigung. Der Magistrat beschließt, die Kündigung nicht zurückzuziehen, jedoch 

den p. Müller das Gehalt noch zu bewilligen bis zum 1.4.20. Müller hat alsdann 

das Recht, jederzeit unter Fortzahlung seines Gehalts zur Aufnahme einer neuen 

Beschäftigung austreten zu können. Die Angelegenheit ist der 

Beleuchtungskommission noch zu unterbreiten. 

c) Der Magistrat nimmt von einem Gesuch des Maschinenmeisters Müller auf 

Erhöhung seines Gehaltes Kenntnis und verwirft dasselbe mit Rücksicht auf 

vorgenannten Punkt b 
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d) Der Magistrat nimmt davon Kenntnis, dass der von Herrn Stadtverordneten Philippi 

bei den Bergmann Elektr. Werke AG bestellte Dynamo infolge Zurückziehung der 

Bewilligung nicht geliefert wird. Der durch das Ingenieurbüro Taphorn und Olig 

offerierte Dynamo zu 5.300 Mark wurde beschafft. 

e) Der Magistrat nimmt von dem Gesuch des Carl Reichardt auf Zulassung als 

Elektro-Installateur im Bezirk der Stadt Montabaur Kenntnis. Dem Gesuch soll erst 

dann stattgegeben werden, wenn Reichardt den Nachweis erbringt, dass er die 

Meisterprüfung abgelegt hat. 

 

8 

Der Magistrat nimmt von einem Gesuch des Kraftfahrers Ernst Stuntz bezüglich 

Errichtung einer Auto-Verbindung zwischen hier und Arenberg Kenntnis. Die Stadt 

Montabaur soll dem Antrage entsprechend einen Automobil –Omnibus zum Preise 

von 15.000,-- Mark beschaffen, welches Stuntz bereit ist mit 20% zu verzinsen und zu 

amortisieren. Die Zinsen sowie die Amortisation will Stuntz wöchentlich an die 

Stadtkasse entrichten. Der Magistrat gibt dem Herrn Bürgermeister den Auftrag mit 

Stuntz weiter zu verhandeln und erklärt sich bereit einen Betrag von 7.500,-- M zu 

dem Zweck zur Verfügung zu stellen, wenn dieser Betrag an 1. Stelle an dem Objekt 

sicher gestellt wird. Die Angelegenheit ist der Finanzkommission zu unterbreiten. 
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9 

Der Bürgermeister gibt dem Magistrat bekannt, dass der Regierungspräsident die 

Errichtung des Mieteinigungsamtes für die Stadt Montabaur genehmigt und dem 

Magistrat noch besondere Befugnisse zur Belebung des Wohnungsmangels erteilt hat. 

Weiterhin verliest Herr Bürgermeister ein Schreiben des Geheim-Justizrates Herrn 

Baldus, der das Amt als Vorsitzender des Mieteinigungsamtes nicht annehmen will. 

Herr Bürgermeister wird ersucht mit Herrn Amtsgerichtsrat Lauff bzw. 

Stadtverordnetenvorsteher wegen Übernahme des Amtes als Vorsitzender weiter zu 

verhandeln. 

 

10 

Der Magistrat beschließt auf Antrag des hiesigen Konvikts demselben 10 Klafter 

Buchenbrennholz zum Durchschnittspreis zu überweisen.  

 

11 

Auf Vorschlag des Herrn Bürgermeisters erklärt sich der Magistrat damit 

einverstanden, der Stadtverordnetenversammlung vorzuschlagen, dem bisherigen 

Beigeordneten Herrn Winter das Prädikat als Stadtältester zu verleihen. 

 

12 

Der Magistrat erklärt sich mit dem Antrage des Josef Heisser von hier auf Anlegung 

einer Wasserleitung für den Hausgebrauch unter der Bedingung einverstanden, dass 

eine Wasseruhr in der Nähe des Hauptwasserleitungsrohres nach der von Herrn 

Bürgermeister vorgelegten Zeichnung einzubauen ist. Mit Heisser ist ein Vertrag 

abzuschließen, worin zu bemerken ist, dass im Fall Unregelmäßigkeiten vorkommen 

ihm sofort das Wasser entzogen wird. 
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13 

Auf das Gesuch der Bürogehilfen Hübinger, Gerber, Kunst und Helm berichtet Herr 

Bürgermeister, dass die Beamten sowie die Angestellten demnächst eine neue 

Gehaltsregulierung wünschen und einen entsprechenden Antrag der 

Stadtverordnetenversammlung vorlegen werden. Daraufhin wird das Gesuch bis zur 

endgültigen Regelung zurückgestellt. 

 

 

Gez. Reis, Buse, Flügel, Bahl, Josef Müller 

 

 

 

Sitzung vom 13.11.19 

  

Anwesend die Herren: Buse, Flügel, Bahl und Bürgermeister Reis und Dr. Wentrup 

 

1 

Der Magistrat nimmt von dem Gesuch des Jagdpächters Balzer, ihm das 

Jagdpachtgeld für die Zeit vom 16.12.18 bis 6.8.19 zu erlassen. Der Magistrat stimmt 

dem Gesuch zu. 

 

2 

Der Magistrat beschließt, auf das Gesuch des Gelderhebers Pilgenröther, ihm die 

durch den Kommissionsbeschuss der Beleuchtungskommission vom 9.9. zugedachte 

jährliche Vergütung  
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von 360 Mark schon ab 1.4. des Jahres zu zahlen. 

 

3 

Herr Bürgermeister verliest ein Gesuch des Studienrats a.D. Eisel auf Zahlung der 

Beschaffungsbeihilfe. Der Bürgermeister spricht sich gegen die Zahlung der 

Beschaffungsbeihilfe aus, da der gesetzlich festgesetzte Stichtag der 3. September 

verstrichen gewesen sei, ohne dass der Antragsteller ein Gesuch auf Zahlung der 

Teuerungszulage eingereicht habe. Die anderen Herren des Magistrats beschließen 

demnach die Zahlung der Beschaffungsbeihilfe. 

 

4 

Herr Bürgermeister gibt den anwesenden Herren bekannt, dass die 

Landesbauinspektion angefragt habe, ob die 1914 beschlossenen Arbeiten an der 

Peterstorstraße zur Ausführung gelangen sollen. Der Magistrat erklärt sich im Prinzip 

mit der Ausführung einverstanden und verweist die Angelegenheit an die 

Stadtverordnetenversammlung. 

 

5 

Herr Bürgermeister trägt vor, dass zu der erhöhten Einzahlung der Quartiergelder er 

noch 335.914 Mark beim Kreis beantragt habe. Der Magistrat beschließt bei 

Auszahlung der Quartiergelder die Gebühr für den Mehrverbrauch an elektr. Strom 

abzuhalten. Nicht geschehen soll dieses bei denjenigen Quartieren bei welchen es sich 

um Messen, Klubs, Theatersälen und Tanzlokalen handelt. Die 

Einquartierungskommission soll sich mit letzterer Angelegenheit vor Auszahlung der 

Quartiergelder noch befassen. 
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6 

Der Magistrat nimmt von dem Gesuch des katholischen Pfarrers Weyand, die 

Verwaltung des Friedhofes in städtische Hände zu übernehmen, Kenntnis und 

beauftragen Herrn Bürgermeister das Weitere in die Wege zu leiten. 

 

7 

Auf Vorschlag des Herrn Bürgermeisters erklärt sich die Versammlung mit der 

Errichtung einer Aktenkammer auf dem jetzigen Flur des Bürgermeisteramtes 

einverstanden. 

 

8 

Der Magistrat nimmt von dem Beschluss der Beleuchtungskommission vom 11.11.19 

bezüglich Kündigung des Maschinenmeisters Müller Kenntnis und heißt den 

Vorschlag des Herrn Bürgermeisters, diesem die Flurhüterstelle offen zu halten, gut. 

 

9 

Der Antrag des Stuntz bezüglich Errichtung einer Autoverbindung zwischen 

Montabaur und Arenberg (Vgl. Beschluss der Magistratssitzung vom 6.11. Nr. 8) 

wird, nach Anhörung des Beschlusses der Finanzkommission vom 12.11. von den 

Herren Bahl und Buse abgelehnt, weil Stuntz z.Zt. nicht in der Lage ist, einen Bürgen 

zu stellen und von den Herren Dr. Wentrup und Flügel, weil ihnen die Sache zu 

riskant erscheint. 
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10 

Herr Bahl beklagt sich aber den Betrieb bei dem hiesigen Fuhrwerk und ersucht den 

Herrn Bürgermeister bei dem Stadttechniker Hübinger darauf zu wirken, dass dieser 

sein Augenmerk mehr auf das Fuhrwerk richtet. Herr Bürgermeister berichtet zu dieser 

Sache, man müsse in Betracht ziehen, dass man keine Pferde, sondern ein 

Eselfuhrwerk besitze und die städtischen Maulesel nach Aussage des früheren 

Kutschers Maus sowie des jetzigen Kutschers Merten sehr störrig seien. 

 

11 

Der Magistrat nimmt davon Kenntnis, dass zum 15.11. die Lehrerin Maria Flöck mit 

der auftragsweisen Versehung einer Schulstelle an der Volksschule zu Montabaur 

seitens der Regierung beauftragt wurde. 

 

12 

Auf Vortrag des Herrn Bürgermeisters erklärt sich der Magistrat mit der Abgabe von 

kleinen Gärten an die hiesigen Bürger nach Abschluss der Ernte 1920 (Herbst) 

einverstanden. Die Gärten sollen eine Größe von ca. 20 Ruten haben. 

 

13 

Der Magistrat nimmt davon Kenntnis, dass durch die Beleuchtungskommission der 

Strompreis für die Straßenbeleuchtung auf 1 Mark pro Kilowattstunde festgesetzt 

wurde. 

 

 

Gez. Reis, Bahl, Flügel 
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Sitzung vom 20.11.19 

 

Anwesend die Herren: Bahl, Müller, Flügel und Bürgermeister Reis 

 

1 

Das Baugesuch des Gesellenvereins bezüglich Neubau eines Abort und Pissoiranlage 

an dem neu erworbenen Gesellenhaus wird befürwortet. 

 

2 

Auf Antrag des Vereins Nassauischer Krüppelfürsorge wird beschlossen demselben 

anstatt eine jährliche Zuwendung von 10,-- M eine solche von 100,-- M zukommen zu 

lassen. 

 

3 

Der Magistrat nimmt von dem Schreiben des Landrats vom 18.11. bezüglich 

Einstellung von Notstandsarbeitern infolge Stilllegung verschiedener Fabriken wegen 

Kohlenmangel Kenntnis. Die freiwerdenden Arbeiter sollen möglichst mit 

Holzfällungsarbeiten beschäftigt werden. 

 

4 

Der Bürgermeister berichtet über ein Gesuch des Gymnasiallehrer a.D. Christe 

bezüglich Abzug seines Einkommens aus der gewerblichen Fortbildungsschule bei der 

Berechnung der Beschaffungsbeihilfe. Der Magistrat erklärt sich einstimmig damit 

einverstanden Herrn Christe die einbehaltenen 400 Mark nachzuzahlen. 

 

5 

Auf Antrag des Elektrizitätswerkes wird die Anschaffung von mehreren 100 m 

Kupferdraht sowie einer größeren Anzahl Lampen genehmigt. 
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6 

Der städtische Techniker Hübinger berichtet über das städtische Fuhrwerk. Er führt ungefähr 

dasselbe an, wie Herr Bürgermeister in der letzten Magistratssitzung schon über die 

Behandlung der Esel sowie über die Störrigkeit derselben berichtet hat. 

 

7 

Herr Bürgermeister gibt bekannt, dass der Offizier der interalliierten hohen 

Rheinlandkommission, welcher nach Montabaur überwiesen ist, hierselbst eine Wohnung 

beschlagnahmen wollte, bestehend aus 5 Zimmern und Küche mit sämtlichen Möbeln und 

Zubehör. Da eine solche Wohnung in Montabaur ohne Bürger zu schädigen, nicht 

aufzutreiben ist, hat sich Herr Bürgermeister mit Herrn Landrat in Verbindung gesetzt und 

von diesem als Vertreter des Reichs die Genehmigung bekommen, Möbel bei Händlern 

anzukaufen. Herr Landrat versichert, die Erstattung der Kosten aus Reichsmitteln. Die 

Stadtkasse wird seitens des Magistrats beauftragt, den evtl. auszugebenden Betrag 

vorzuschießen. 

 

8 

Zum Schlusse der Sitzung bedankte sich der Bürgermeister bei den aus dem Magistrat infolge 

der neuen Wahl ausscheidenden Herren Müller und Buse für ihre treue Mitarbeit und bat 

dieselben weiterhin der Stadt und dem Bürgermeister in Finanz- und Waldangelegenheiten zu 

Rate zu stehen. 

 

Gez. Reis, Bahl, Flügel 
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Sitzung vom 28.11.19 

 

Anwesend die Herren: Bahl, Flügel, Philippi, Germann, Dr. Wentrup, Bürgermeister 

Reis 

 

1 

Das Baugesuch des Böckling bezüglich Aufbau des dritten Stockwerkes wird 

genehmigt. 

 

2 

Das Baugesuch Hermes auf Erweiterung der Möbelfabrik wird genehmigt. 

 

3 

Zu der Abgabe von 20 Klafter Buchen- bzw. Eichenbrennholz an die Firma Olig 

zwecks Aufrechterhaltung ihres Betriebes wird die Genehmigung, Zustimmung erteilt. 

 

4 

Das Gesuch der Elektro-Osmose auf Abgabe von Holz wird abgelehnt. 

 

5 

Das Gesuch der Firma Gustav Berger & Co aus Hachenburg bezüglich Abgabe von 

Holz wird abgelehnt. 

 

6 

Der Magistrat erklärt sich mit der Abgabe von 20 Stangen erster Klasse an den 

Wagner Johann Kaiser einverstanden. 

 

7 

Der Magistrat erklärt sich mit der Abgabe von Lerchenholz an die Stadtbauverwaltung 

zwecks Herstellung des Brückenbelags an der Stuntzen-Mühle einverstanden. 

 

8 

Der Magistrat nimmt zu dem Beschluss 3 der Magistratssitzung vom 20.11.davon 

Kenntnis, dass Notstandsarbeiter im Walde noch zum Holzreissen und im Steinbruch 

gemäß 

  



Übertragung der Stadtratsprotokolle vom 3.2.1919 bis 7.7.1921 

58 

Schreiben des Herrn Forstmeister Buse Verwendung finden können. 

 

9 

Der Magistrat nimmt davon Kenntnis, dass Herr Forstmeister Buse sein Amt als 

Mitglied der verschiedenen Kommissionen niedergelegt hat. 

 

10 

Der Magistrat nimmt von dem Schreiben des Herrn Landrat vom 3.10. und von einem 

solchen vom 26.11.bezüglich Schaffung einer zweiten Polizeiwachtmeisterstelle und 

einer Polizeireserve Kenntnis. Der Magistrat beschließt die noch vakante 

Flurhüterstelle als „Flurhüter- und zweite Polizeiwachtmeisterstelle“ anzuerkennen. 

Fernerhin wird der Bürgermeister beauftragt, zu der Polizeireserve geeignete 

Vorschläge zu machen. 

 

11 

Der Magistrat nimmt davon Kenntnis, dass der Maschinenmeister Müller sich 

bezüglich seiner Kündigung an den Schlichtungsausschuss in Oberlahnstein gewandt 

hat. Herr Bürgermeister verliest die Gegenschrift, welche gutgeheißen wird. Herr 

Germann erklärt sich bereit mit Müller nochmals bezüglich Übernahme der 

Flurhüterstelle zu verhandeln. 

 

12 

 Der Magistrat erklärt sich damit einverstanden, dass die noch im Kassenschrank der 

Stadtkasse lagernden Wertpapiere bei der Landesbank hinterlegt werden. 

 

13 

Der Magistrat unterzeichnet den Vertrag mit dem neu angestellten Maschinenschlosser 

Karl Müller aus Heiligenroth. 
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14 

Der Magistrat nimmt von dem Abschluss der Elektr. Werkszentrale für den Monat 

Oktober Kenntnis. 

 

15 

Der Magistrat nimmt davon Kenntnis, dass die Stadtkasse zur Bewältigung der Arbeit 

einer Rechenmaschine Bedarf und dass selbige zum Preis von 350 M bei der Firma 

Wolf in Siegen bestellt worden ist. Hierzu gibt die Versammlung ihr Einverständnis. 

 

16 

Der Magistrat nimmt davon Kenntnis, dass Herr Bürgermeister für den Vertreter der 

Rheinlandkommission Möbel in Koblenz zum ungefähren Preise von 25.000,-- M 

gekauft hat. (Vgl. Beschluss Nr. 7 der Magistratssitzung vom 20.11.19) 

 

17 

Herr Bürgermeister trägt die Angelegenheit bezügl. Anerkennung einer 

Funktionszulage für den Hauptlehrer Stillger nochmals vor und teilt mit, dass die 

Regierung immer noch keine genügende Bestätigung der Beschlüsse der städtischen 

Körperschaften gegeben hat. 

 

Gez. Reis, Philippi, Germann, Flügel, Bahl 
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Sitzung vom 5.12.19 

 

Anwesend die Herren Bahl, Flügel, Germann, Philippi und Bürgermeister Reis 

 

1 

Nach Vortrag des Bürgermeisters stimmt der Magistrat der Ordnung für die Erhebung 

von Zuschlägen zur Reichsgrunderwerbssteuer im Gebiet der Stadt Montabaur zu. Die 

Zuschläge betragen 2/8 vom 100 des der Veranlagung durch das Reich zu Grunde 

liegenden Betrages. Stadtverordnetenversammlung ist noch zu hören. 

 

2 

Der Magistrat nimmt von der Verfügung der Regierung vom 22.11. und von dem 

Antwortschreiben des Bürgermeisters vom 2.12. in der Angelegenheit, 

Funktionszulage für den Hauptlehrer Stillger, eine Vorschusszahlung von870 Mark zu 

gewähren. 

 

3 

Der Magistrat nimmt von dem Gesuch des Stadtverordneten Volkmann bezüglich 

Ausbau der Bahnhofstraße Kenntnis. Der Magistrat erklärt sich im Prinzip mit der 

Chaussierung, Erbreiterung und Herstellung einer Trottoiranlage aus Kleinpflaster 

einverstanden. 

 

4 

Zu der Kündigung des Maschinenmeisters Müller gibt Herr Bürgermeister bekannt, 

dass am kommenden Samstag eine Sitzung des Schlichtungsausschusses in 

Oberlahnstein stattfindet. Herr Philippi wird beauftragt, an dieser Sitzung des 

Schlichtungsausschusses teilzunehmen. Herr Germann erklärt sich bereit, nochmals 

mit dem p. Müller wegen der Übernahme der Flurhüter- 
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stelle zu verhandeln. 

 

5 

Elektrizitätswerk 

a) Der Magistrat nimmt davon Kenntnis, dass der Mühlenbesitzer Quirmbach 

nunmehr für 1 Kilowattstunde Strom 60 Pfennig verlangt. 

b) Der Bürgermeister verliest ein Schreiben des Forstmeisters Buse bezüglich 

Gewinnung der Erdstöcke,  über dessen Inhalt Herr Philippi Aufklärung gibt. 

c) Der Magistrat erklärt sich mit einer Strompreiserhöhung für Kraftstrom auf 80 

Pfennig, für Lichtstrom auf 1.20 M ab 1.1.20 einverstanden. 

 

6 

Die Miete für die Wohnungen im alten Amtsgericht wurde wie folgt festgesetzt: 

Für E. Altenhofen auf M 18,-- 

Für Eulberg  auf M 20,-- 

Für Wwe. Parbel auf M 15,-- 

Für Jakob Simon auf M 20,-- 

 

7 

Der Bürgermeister verliest ein Gesuch bezüglich Erstattung von Schäden in seiner 

Wohnung, die durch Wasserleitungsbruch entstanden sind. 
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8 

Der Magistrat beschließt bei dem Restaurant Michels und bei Nink, in der Nähe des 

neuen Amtsgerichts die noch fehlenden Kugelakazien zu pflanzen. Ebenso sollen im 

Fürstenweg und Tiergartenstraße einzelne Bäume gepflanzt werden. Über die Art der 

Bäume soll der Landesbaumeister Müller befragt werden. 

 

Gez. Reis, Philippi, Germann, Dr. Wentrup, Bahl 

 

 

 

Sitzung vom 11.12.19 

 

Anwesend die Herren: Bahl, Germann, Philippi, Dr. Wentrup, Bürgermeister Reis 

 

1 

Herr Bürgermeister trägt das Gesuch der Wwe. Parbel bezüglich Mietermäßigung auf 

den Betrag von M 20,-- vor. Der Magistrat erklärt sich mit dieser Ermäßigung 

einverstanden. 

 

2 

Der Magistrat stimmt dem Gesuch auf Bauerlaubnis zur Errichtung einer 

Einfriedigung aus Zementbeton und eines Geländers an dem Hause Johann Thies zu. 

 

3 

Der Magistrat erklärt sich im Prinzip mit der Verbesserung der Burgstraße und 

Kolpinggasse einverstanden. Die Straße soll möglichst 
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ausgestückt und mit grobem Split versehen werden. Der Stadttechniker soll einen 

Kostenanschlag zur Beschlussfassung durch die Stadtverordnetenversammlung 

vorlegen. 

 

4 

Der Magistrat erklärt sich auf das Gesuch der Gymnasialkasse mit der Bewilligung 

eines Vorschusses von 5.500,-- M an genannte Kasse einverstanden. 

 

5 

Der Magistrat erklärt sich mit der Löschung einer Hypothek von 130,-- M Christian 

Ebenig einverstanden und unterzeichnet die Löschungsbewilligung. 

 

6 

Herr Bürgermeister berichtet, dass eine Kommission, bestehend aus dem 

Magistratsschöffen Philippi, dem Hufschmid Anton Schmidt, sowie dem 

Fuhrunternehmer Peter Schmidt bei dem Pferdehändler Sonnenberg, Koblenz, ein Paar 

Zugpferde zum Preise von 15.000,-- M gekauft und die Maulesel zum Betrage von 

9.000,-- M eingetauscht hat. Alsdann trägt Herr Bürgermeister noch eine Abrechnung 

über das städt. Fuhrwerk vor. 

 

7 

Herr Bürgermeister verliest ein Gesuch der städt. Beamten- und Angestellten 

bezüglich Neuregelung der Besoldung und Neuaufstellung einer Urlaubsverordnung. 

Der Magistrat fordert eine Zusammenstellung wieviel die Stadtkasse jährlich, nach 

dem gewünschten Besoldungsplan als bisher auch für die Angestellten mehr zu zahlen 

hat. Zu dieser Aufstellung soll jeder Beamte 
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und Angestellte namentlich genannt werden unter Bezeichnung des jetzigen und 

späteren Gehaltes. Alsdann soll die Angelegenheit Herrn Kreisbaumeister Gaul zur 

Begutachtung übersandt werden. 

 

8 

Der Magistrat trägt ein Gesuch der städt. Arbeiter bezüglich Lohnerhöhung vor. Der 

Lohn für die Arbeiter König, Meurer und Kunoth, sowie für die Maurer Paulus und 

Hermes wird auf M 1,50 pro Stunde und der Lohn für die Arbeiter Bahl, Franz, 

Hartenfels, Becker und Massfeller auf M 1,25 pro Stunde festgesetzt. Den Maurern 

soll mitgeteilt werden, dass sie sich nach einer anderen Stelle bemühen sollen und 

wird hierzu als Termin der 1. Februar festgesetzt. Den Notstandsarbeitern soll 

ebenfalls empfohlen werden, sich um andere Stellen zu bemühen. 

 

9 

Der Bürgermeister macht das Gesuch der Lehrpersonen der Selekta und der 

Volksschule bekannt. Der Bürgermeister wird beauftragt, bei umliegenden Orten wie 

Westerburg, Hachenburg usw. Umfrage zu halten, wie die Angelegenheit dort geregelt 

ist. 

 

10 

Herr Dr. Wentrup macht davon Mitteilung, dass die Aufstellung eines 

Kostenanschlages für die Bahnhofstraße durch den Landesbaumeister Müller 

wahrscheinlich nicht ausgeführt werden kann. Es wird beschlossen den 

Kostenanschlag durch den Wegemeister Clersy nach vorheriger Anfrage des 

Kostenpunktes für die Aufstellung, anfertigen zu lassen. 

 

Gez. Reis, Philippi, Germann, Bahl 
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Sitzung vom 18.12.19 

Anwesend die Herren: Bahl, Flügel, Germann, Philippi und Bürgermeister Reis 

 

1 

Herr Philippi trug die Verhandlungen, welche zwischen Quirmbach und ihm bezüglich 

Lieferung von elektr. Strom gepflogen worden sind, vor. Herr Bahl gab bekannt, dass 

Quirmbach, falls ihm die rückständigen Rechnungen nicht bis abends 6 Uhr gezahlt 

würden, die Stromlieferung einstelle. Es wurde daraufhin beschlossen, dem 

Quirmbach dieselbe Strommenge zu bezahlen, wie ihm das Jahr vorher gezahlt wurde. 

Zuzüglich 10 Mark pro Tag für Benutzung der Lokomobile. Auf Vorschlag des 

Bürgermeisters einigte man sich ihm 2000 Mark an Stelle der 3.600 Mark zu geben, 

während der ihm zustehende Betrag 1.505,-- Mark ausmacht. Herr Philippi wird 

beauftragt dem Quirmbach dieses mitzuteilen. Mit einer Erhöhung des Stromgeldes 

für Quirmbach auf 0,60 M pro Kilowattstunde erklärt sich der Magistrat nicht 

einverstanden. Herr Germann stellt den Antrag dem p. Quirmbach mitzuteilen, dass 

Naturstraßen nicht brach liegen dürfen, die zur Aufrechterhaltung der Wirtschaft 

benötigt werden. Der Antrag wird gut geheißen.  

 

2 

Der Magistrat bewilligte auf Antrag des Lebensmittelamtes diesem einen weiteren 

Kredit von 40.000,-- Mark. 

 

3 

Der Magistrat bezeichnet den neu einzuführenden Stadtverordneten Norbert Rossbach 

als Sachverständiger für den städt. Fuhrpark. 
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4 

Der Magistrat erklärt sich auf mündlichen Antrag des Bruder Vorsteher des hiesigen 

Krankenhauses mit der Erhöhung der Verpflegungssätze von 2,30 M auf 3,30 M 

einverstanden. 

 

5 

Der Magistrat nimmt von dem Schreiben des Landesbaumeisters Müller vom 15.12. 

bezüglich Aufstellung eines Kostenanschlages für die Bahnhofstraße Kenntnis und 

erklärt sich damit einverstanden, dass der Landesbaumeister Müller den 

Kostenanschlag aufstellt. 

 

6 

Der Magistrat nimmt von einer Verfügung des Präsidenten des Landesfinanzamtes 

vom 6.12. sowie einem Schreiben des Landrates vom 16.12. bezüglich Errichtung 

eines  Finanzamtes in Montabaur Kenntnis. Der Magistrat hält es für gut, wenn das 

Finanzamt nach Montabaur kommt. Herr Flügel schlägt vor, für Büros die 

Kreiskassenbüros, da die Kreiskasse eingehen soll, sowie evtl. die Büros der 

Verteilungsstelle zu nehmen, da mit einem Abbau der Verteilungsstelle zu rechnen ist. 

Herr Germann wird beauftragt mit Herrn Landrat in dieser Angelegenheit zu 

verhandeln. 

 

7 

Herr Bürgermeister gibt von einem Schreiben des Herrn Landrates vom 5.11. 

bezüglich Holzbeschaffung für das Handwerk und Gewerbe Kenntnis. 
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8 

Der Magistrat nimmt von einem Gesuch des Leo vom Ende bezüglich Errichtung einer 

Entwässerungsanlage Kenntnis und ist der Ansicht, dass die Kosten der Antragsteller 

zu tragen hat. Bei den auszuführenden Arbeiten, die der Antragsteller möglichst selbst 

ausführen soll, ist ein Stadttechniker hinzuzuziehen. 

 

9 

Auf Antrag des Elektrizitätswerkes genehmigt der Magistrat die Beschaffung einer 

größeren Menge Lampen zum Preise von 2.500 Mark. Gleichzeitig genehmigt der 

Magistrat die Fällung von 15 Stämmen zur Beschaffung von Holzmasten. 

 

10 

Der Magistrat hat gegen das Gesuch des Bäckermeisters Franz Conradi um Erlangung 

der Konzession zum Betrieb einer Schankwirtschaft im Hause Kirchstraße 16 nichts 

einzuwenden. 

 

11 

Der Magistrat erklärt sich auf das Gesuch des Maschinenmeisters Müller bezüglich 

Einstellung als Flurhüter und 2. Polizeiwachtmeister mit der Anstellung einverstanden. 

 

12 

Auf das Gesuch des Mutterhauses der Barmherzigen Brüder erklärt sich der Magistrat 

mit der Zuweisung von 50 Rm Buchenscheitholz einverstanden. Die Brüder sollen den 

Durchschnittspreis bezahlen, der sich bei der Versteigerung aus dem Holzschlage 

ergibt, aus welchem das Holz für die Brüder entnommen wird. 

 

Gez. Reis, Bahl, Germann, Flügel 
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Sitzung vom 2.1.20 

 

Anwesend die Herren: Bahl, Germann, Philippi und Dr. Wentrup 

 

1 

Der Magistrat nimmt von dem Danksagungsschreiben des früheren Beigeordneten 

Winter bezüglich Verleihung des Prädikats „Stadtältester“ Kenntnis. 

 

2 

Der Magistrat nimmt von dem erneuten Antrage des Mühlenbesitzers Quirmbach 

bezüglich Erhöhung des Strompreises auf 60 Pfennig und evtl. Unterbrechung der 

Stromlieferung am 15.1.20 Kenntnis. Der Magistrat beschließt dem Quirmbach 

mitzuteilen, dass es bei den bisherigen Beschlüssen des Magistrat und der 

Stadtverordnetenversammlung sein Bewenden behalten müsse. 

 

3 

Der Magistrat nimmt von dem Gesuch des Lehrers Manker bezüglich Anlegens einer 

elektr. Beleuchtung in den Kellerräumen und in der Waschküche Kenntnis und 

genehmigt die Anlage unter der Bedingung, dass der Stromverbrauch durch den 

Privatzähler der betreffenden Lehrer zu gehen hat. Gleichzeitig werden die 

Abortverhältnisse in hiesiger Volksschule stark bemängelt. Der Schuldiener soll 

aufgefordert werden die Aborte täglich zu reinigen. 

 

4 

Bezüglich Unterbringung des Finanzamtes in Montabaur berichtet der 

Magistratsschöffe Germann seine Unterredung mit dem Herrn Landrat. Der Magistrat 

beschließt 
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Dem hessischen Staatssteueramt  die Unterbringung des Finanzamtes im Kreisgebäude 

in der  jetzigen Feig´schen Wohnung  in der Kreiskasse zu empfehlen. Als Saal dürfte 

der Kreisausschusssaal in Betracht kommen. Diese Unterbringung soll als Provisorium 

vorgesehen werden. Gleichzeitig soll mitgeteilt werden, dass das Weiterbestehen der 

hiesigen Präparandenschule nur noch eine Frage der Zeit ist und dass alsdann die Stadt 

bereit wäre die jetzige Präparandenschule zur Unterbringung des Finanzamtes zur 

Verfügung zu stellen. 

Bezüglich der Beamtenwohnungen können keine bindenden Vorschläge gemacht 

werden. Erst wenn die Beamten bestimmt sind, die nach Montabaur kommen sollen, 

also wenn man die Familienverhältnisse überblicken kann, ist es möglich, Vorschläge 

von Fall zu Fall zu machen. Zur Verfügung gestellt sind seitens der Bürgerschaft bis 

jetzt für unverheiratete Beamte 3 möbl. Wohnungen, sowie ein Einfamilienhaus für 

einen verheirateten evtl. höheren Beamten. 

 

5 

Der Bürgermeister verliest ein Antrag des Katasteramtes bezüglich Erhöhung der 

Gebühren für Berichtigung der Grund- und Gebäudesteuerbücher von 26,-- M auf 45,-

- M. Der Magistrat gibt zu der Erhöhung seine Einwilligung. 

 

6 

Der Magistrat erklärt sich nach Vorschlag des Bürgermeisters bezüglich der 

Ortszulagen, welche in benachbarten Städten an die Lehrer bezahlt werden mit der 

Festsetzung von folgenden 
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Ortszulagen ab 1.1.20 einverstanden. Für den Hauptlehrer und die Lehrer  

vom 1. – 10. Dienstjahr 100 Mark 

Vom 11. – 20. Dienstjahr 200 Mark 

Vom 21. Dienstjahr ab 300 Mark. 

Für die Lehrerinnen 

Vom 1. 10. Dienstjahr  50 Mark 

Vom 11.- 20. Dienstjahr 100 Mark 

Vom 21. Dienstjahr ab 150 Mark 

Für die Vorsteherin der Selekta Fräulein Hartmann 200 Mark. 

Die Stadtverordnetenversammlung ist zu diesem Beschlusse zu hören. 

 

7 

Auf ein Gesuch der Heizer Elsen und Graeff vom hiesigen Elektrizitätswerk wird 

beschlossen diesen ab 1.11. einen Stundenlohn von 2,00 M zu gewähren. 

 

8 

Der Magistrat nimmt von dem Kostenanschlag bezüglich Anlegen eines erhöhten 

Fußweges in der Peterstorstraße in Höhe von 7.800,-- M Kenntnis. Der Magistrat 

wünscht einen Kostenanschlag über die Herstellung der Peterstorstraße in 

Kleinpflaster und erhöhten Bürgersteig auf einer Seite. Das Pflaster soll reichen bis 

zur Ortsberinggrenze. Der Kostenanschlag soll von dem Landesbaumeister angefordert 

werden. 

 

9 

Der Bürgermeister gibt bekannt, dass im Todtenberg rund 20.000 gute Buchenwellen 

nach Mitteilung des Forstmeisters Buse ausgefallen sind. Der Magistrat beschließt im 

Gegensatz zu dem Beschluss der Stadtverordnetenversammlung vom 23.12.19 die 

Wellen zum Preise von 35,-- M an 100 Familien der Stadt zu verteilen. 

 

20000 Buchenwellen kosten bei 70 M pro W. 14.000,-- 

„ „  „ „    80 M pro W 16.000,-- 

„  „ „ „    40 M pro W   8.000,-- 

Da der Versteigerungspreis mindestens 80 M pro Wellen 
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betragen würde, würde der Verlust bei einer Versteigerung zum Preise von 40,-- M pro 

W 8.000,-- M ausmachen. 

 

10 

Der Magistrat beschließt von dem Konvikt und der Firma Olig für freihändig 

gekauftes Holz den Durchschnittspreis von 400 Mark pro Klafter anzufordern. 

 

11 

Der Magistrat nimmt von dem Schreiben des Forstmeisters Buse bezüglich Forderung 

von 200 Mark für 20 Eichenstangen, die dem Wagner Kaiser geliefert wurden, 

Kenntnis und gibt zu dieser Forderung sein Einverständnis. 

 

12 

Der Bürgermeister gibt anwesenden Herren von dem Gesuch der hiesigen Schreiner 

auf Holzlieferung Kenntnis und verliest die gutachtliche Äußerung des Forstmeisters 

Buse und wird beschlossen den Schreinern  im Sinne des Gutachtens des Forstmeisters 

zu antworten. 

 

13 

Der Magistrat nimmt von dem erneuten Gesuch des Leo vom Ende bezüglich der 

Entwässerung seines Hauses auf der Burgstraße, sowie von dem Gutachten des 

Magistratsschöffen Dr. Wentrup Kenntnis und beschließt, es bei dem Beschluss vom 

18.12. zu belassen. 

 

14 

Der Bürgermeister gibt das Resultat der Schlichtungsverhandlungen zwischen den 

streikenden Holzhauern und der Stadt Montabaur, welche auf Befehl des Offiziers für 

Zivilangelegenheiten stattgefunden habe, Kenntnis. 
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15 

Der Magistrat nimmt von einem Gesuch verschiedener Bürger aus Allmannshausen 

bezüglich Einstellung der Müllabfuhr Kenntnis. Es soll festgestellt werden, wieviel die 

Stadt jährlich für Bullenhaltung, für die Bockstation, für Instandsetzung der Feldwege, 

also für Vorteile, die den Bauern gewährt werden durch Zahlung von der 

Allgemeinheit. Auch soll festgestellt werden, wieviel jeder der Unterzeichner für 

Müllabfuhr jährlich bezahlt und wieviel Wassergeld ihnen seitens des Wasserwerks 

berechnet werden. 

 

16 

Der Magistrat nimmt von einem Antrag des p. Osterwind als Vormund für die Kinder 

Otto und Hildegard Discher auf Erhöhung der monatlichen Unterstützung der 

genannten Kinder Kenntnis. Bis jetzt werden für die Kinder aus der Stadtkasse je 10 

Mark bezahlt. Über die Bedürftigkeit soll der Armenpfleger des betreffenden Bezirks 

gehört werden. 

 

17 

Der Magistrat erklärt sich mit der Aufnahme der 75jährigen ledigen Anna Bauch im 

Hospital einverstanden. 

 

18 

Mit den Schwestern in Dernbach soll verhandelt werden wegen Erfüllung der 

beiderseitigen Bedingungen in dem Vertrage bezüglich Übernahme der Selekta. 

Alsdann wenn dich die Schwestern darüber ausgesprochen haben, ob sie die Fräulein 

Kronenberger übernehmen oder nicht, soll die Schuldeputation gehört werden, ob an 

der hiesigen Volksschule die freie Stelle mit einem Lehrer oder einer Lehrerin besetzt 

werden soll. 

 

Gez. Reis, Germann 
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Sitzung vom 8.1.20 

 

Anwesend die Herren: Germann, Philippi, Dr. Wentrup und Bürgermeister Reis 

 

1 

Die Urkunde für Herrn Beigeordneten Winter „Stadtältester“ wird unterzeichnet. 

 

2 

Elektrizitätswerk 

a) Auf Vortrag des Magistratsschöffen Herrn Philippi erklärt sich der Magistrat mit 

der Instandsetzung der 2. Maschine (Bruch der Kurbelwelle) einverstanden. Die 

Reparaturkosten werden ca. 12.000,-- Mark betragen. 

b) Der Magistrat erklärt sich mit der Anschaffung von 6ßß m Rohr, 500, Kupferdraht 

1,0 Ø u. 300 m 1,5 Ø betragen. 

c) Der Magistrat nimmt von dem Gesuch des Elektroinstallateurs Mathias König auf 

Lohnerhöhung Kenntnis und erklärt sich mit der Erhöhung des Stundenlohns von 

1,00 M auf 1,50 M einverstanden. 

d) Der Magistrat nimmt von dem Schreiben des Leiters des Elektrizitätswerkes 

bezüglich Verkauf von Schlacke an die Stadt zum Preis von 8,10 Mark pro Fuhre 

Kenntnis und erklärt sich mit der Zahlung von 5 M pro Fuhre einverstanden. 

 

3 

Der Magistrat nimmt von dem Gesuch der Wwe. Anton Pehl bezüglich Herstellung 

eines Kanalanschlusses von dem Wohnhaus Vorderer Rebstock 15 sowie von dem 
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Gutachten des Stadttechnikers Löwenguth und des Rohrmeisters Knögel Kenntnis und lehnt 

das Gesuch ab. 

 

4 

Der Magistrat erklärt sich auf Grund des Hauptlehrers Stillger auf Zahlung der 

Funktionszulage für das laufende Vierteljahr im Betrage von 1,45 Mark Kenntnis. Das 

Gesuch wird genehmigt. 

 

5 

Der Magistrat nimmt von der vom Bürgermeister aufgestellten Lustbarkeitssteuerverordnung 

für den Bezirk der Stadt Montabaur Kenntnis und setzt die Beträge: 

1. Für Veranstaltungen einer Tanzlustbarkeit auf 80,00 M 

2. Für Kinovorstellung    „ 50,00 M 

3. Für Konzert u. Theater-Vorstellung pp. „ 40,00 M 

4. Für Kunstreiter- u. Zirkusvorstellungen „ 50,00 M 

5. Für Schaustellungen    „ 15,00 M 

6. Für Würfelbuden, Karussells u, Glücksspielen 90,00 M 

fest. 

 

6 

Der Magistrat nimmt von dem Vorschlage des Kreisbaumeisters Gaul bezüglich der 

Erweiterung und Verbesserung der Wasserleitung sowie den veranschlagten Preise von 

55.000,-- M Kenntnis und verweist die Angelegenheit an die Wasserwerkskommission. 

 

7 

Der Magistrat nimmt von dem Schreiben des Forstmeister Buse bezüglich Überschreitung des 

Hauungsplanes infolge der Holzlieferung für die amerikanische Besatzung Kenntnis und 

beschließt einen Antrag zu stellen noch ca. 1.500 fm über den Etat zu fällen. 
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8 

Der Bürgermeister trägt vor, dass das Ortsstatur betr. Anstellung und Versorgung der in 

Diensten der Stadt Montabaur stehenden Beamten ausgearbeitet, von ihm aber noch nicht 

geprüft werden konnte. Es wird beschlossen, vor der Stellungnahme den 

Stadtverordnetenvorsteher Dr. Teves, sowie den Magistratsschöffen Dr. Wentrup gutachtlich 

zu hören. 

 

9 

Der Magistrat genehmigt den Verkauf der Stangen 1. – 5. Klasse im Distrikt Hirschkopf und 

Biebrichskopf. 

 

10 

Der Magistrat nimmt von dem Gesuch des Lorenz Stendebach bezüglich Instandsetzung des 

Fuß- und Fahrweges nach Wirzenborn Kenntnis. Stendebach ist bereit, bei guter 

Instandsetzung 1.000 Mark zu den Kosten beizutragen. Nach Urteil des Stadttechnikers 

Löwenguth berechnen sich die Herstellungskosten des Weges auf ca. 8.000,-- Mark. Der 

Magistrat erklärt sich im Prinzip mit der Herstellung des Weges (Stücke) einverstanden. Es 

soll versucht werden, von Stendebach 1.500 Mark als Beitrag zu erlangen. 

 

11 

Der Magistrat nimmt von einem Schreiben des Provinzialschulkollegiums bezüglich 

Gewährleistung der Ansprüche des § 169 der Reichsversicherungsordnung für die 

Referendare und Assessoren, die ein jährliches Diensteinkommen von mehr als 2.500 Mark 

bis einschl. 5.000,-- Mark haben, Kenntnis und beschließt die Gehaltsfortzahlung 
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im Krankheitsfalle, da dies auch an allen staatl. Höheren Schulen geschieht. 

 

12 

Der Magistrat gibt zu den Beschlüssen der Stadtverordnetenversammlung vom 23.12.19 seine 

Zustimmung mit Ausnahme zu dem Beschluss Nr. XI bezüglich Zuteilung von Brennholz an 

die Bevölkerung zum Preise von 20,00 Mark für 50 Wellen. 

 

13 

Der Bürgermeister trägt vor, dass der bisher bei der Stadt beschäftigte Papieraufleser Johann 

Meurer, der bisher mit 4 Mark pro Tag entlohnt wurde, entlassen worden ist. Meurer, der 16 

Jahre alt ist hat nun den Antrag auf Erwerbslosenunterstützung gestellt. Der Sohn des 

Karussellbesitzer Schmidt hat ebenfalls den Antrag auf Erwerbslosenunterstützung gestellt. 

Der Magistrat beschließt diesen einstweilen keine Erwerbslosenunterstützung auszuzahlen, 

sondern sie auf die Arbeit im Walde hinzuweisen. 

 

14 

Der Bürgermeister weist auf seine Anträge in den Magistratssitzungen vom 27.3.19, 3.4.19 

und 23.10.19 ihm die Leitung der städt. Lebensmittelversorgung abzunehmen hin und stellt 

erneut den Antrag dass gemäß § 63 Abs. 2 der Städteordnung ein Magistratsmitglied die 

Leitung übernehme. Er macht darauf aufmerksam, dass die Arbeiten des Bürgermeisteramtes 

sich außerordentlich vermehrt haben, dass ferner fast täglich Kommissionssitzungen bis spät 

in den Abend hinein stattfinden und dass er fast alle nicht schematischen Schriftsachen selbst 

bearbeiten müsse. Fernerhin hielt er die Leitung der Lebensmittelversorgung mit den 

Beamtengrundsätzen  
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Wie es seinerzeit auch schon ein Magistratsmitglied ausgedrückt hat, nicht für vereinbar. 

Täglich sind, um das Lebensmittelamt über Dauer zu halten und um es vor allen Dingen 

wirtschaftlich zu gestalten, Gesetzesübertretungen notwendig, die man ihm, wie sich in dem 

Disziplinarverfahren gezeigt hat, später zur Last legt. Nach Erklärung einiger in Betracht 

kommender notwendiger Übertretungen macht der Bürgermeister noch darauf aufmerksam, 

dass die Stadt anderen Beamten – Hartenfels. Allmann – Nebenarbeiten besonders vergütet, 

während man bei ihm ein durch die überaus große Teuerung begründetes Gesuch auf 

anderweitige Regelung des Gehaltes aus persönlichen Gründen durch die 

Stadtverordnetenversammlung ablehnt. Zu dieser Ablehnung der 

Stadtverordnetenversammlung hat der Magistrat seine Zustimmung gegeben, Herr Dr. 

Wentrup erklärt, dass man den Bürgermeister wegen Übertretungen in der 

Lebensmittelversorgung schützen müsse, worauf Herr Bürgermeister antwortet, dass man von 

einem Schutze seitens des Magistrats, obwohl bekannt ist, dass man solche Übertretungen mit 

zum Gegenstand des Disziplinarverfahrens gemacht hat, bisher noch nichts gemerkt hat. Herr 

Bürgermeister erklärt, dass wenn er das Lebensmittelamt weiterführe, er Gefahr laufe, täglich 

neu wegen Gesetzesübertretungen angezeigt zu werden und dass der untersuchungsführende 

Regierungsrat Dr. Menzel ihm erklärt hat, dass der Bürgermeister als Leiter des 

Lebensmittelamtes für alle Übertretungen, 
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welche auch seitens der Geschäftsführung gemacht werden, verantwortlich sei. 

 

 

Gez. Reis, Germann, Philippi 

 

 

 

Sitzung vom 14.1.1920 

 

Anwesend die Herren: Bahl, Flügel, Germann, Philippi, Bürgermeister Reis 

 

1 

Der Magistrat nimmt davon Kenntnis, dass die Regierung, Schulabteilung, die Volksschule in 

Montabaur als eine mit 6 aufsteigenden Klassen vom 1.4.1919 ab anerkennt. Der Magistrat 

beschließt, dem Hauptlehrer Stillger die gesetzliche Amtszulage von jährlich 700,-- Marl, 

sowie die erhöhte Mietsentschädigung von vorgenanntem Tage ab zu zahlen. 

 

2 

Gemäß § 22 des Hauptparagraphen 67 Diensteinkommen betreffend wird zu dem Beschluss 

Nr. 6 der Magistratssitzung vom 2.1.20 dem Hauptlehrer ab 1.1.20 an Ortszulage bewilligt: 

Vom 1. – 10. Dienstjahre 150 Mark 

Vom 11. – 20. „  250 Mark 

Vom 21.  „    ab  350 Mark. 

 

3 

Zu dem Beschluss Nr. 14 der Sitzung vom 8.1.20 bezüglich Leitung des städt. 

Lebensmittelamtes gibt der Bürgermeister bekannt, dass die Orte 
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Heilberscheid und Bladernheim bereit sind, der Stadt Montabaur zusammen ca. 30 Pfund 

Butter wöchentlich zu liefern zu einem Preise von 12,-- Mark pro Pfund. Da der Höchstpreis, 

welcher vom Landratsamt  auf 8,00 Mark festgesetzt ist, also überschritten wird, erklärt sich 

der Bürgermeister, um nicht mit dem Gesetz zu kollidieren außer Stande, als Leiter des 

Lebensmittelamtes die Butter von vorgenannten Orten zu beziehen. Er beweist also, dass sein 

Antrag der letzten Sitzung ihm die Leitung abzunehmen schon im Interesse der Bevölkerung 

wohl begründet ist. 

 

4 

Der Bürgermeister macht bekannt, dass die Auszahlung der erhöhten Quartiergelder in den 

nächsten Tagen stattfinden wird. Die seinerzeit als Vorschuss zur Auszahlung von Schäden 

seitens des Landratsamtes überwiesenen 200.000,00 Mark sollen zur Auszahlung der 

Quartiergelder mit verwendet werden. Das Landratsamt verlangt ferner, dass 5% Zinsen von 

den 200.000,-- mit verrechnet werden sollen. Der Magistrat erklärt sich nur mit der 

Verrechnung von 3% Zinsen, die die 200.000,-- Mark wirklich gebracht haben, einverstanden. 

 

5 

Der Magistrat nimmt von dem Gesuch des Vollziehungsbeamten Ickenroth um Erhöhung 

seiner Bezüge von 200 Mark auf 400 Mark Kenntnis, lehnt dieses Gesuch ab und beschließt, 

falls Ickenroth auf seiner Forderung bestehen bleiben sollte, ihm die Geschäfte als 

Vollziehungsbeamte abzunehmen und sie dem 2. Polizeiwachtmeister Müller zu übertragen. 
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6 

Der Magistrat nimmt von dem Gesuch des Kreishilfspolizeibeamten Kugel auf Erlass der 

Hundesteuer Kenntnis und beschließt die Hundesteuer nicht abzusetzen, da selbst die Hunde 

der hiesigen Gendarmeriewachtmeister steuerpflichtig sind. 

 

7 

Der Magistrat nimmt von dem Gesuch des Vorstands des Caritashauses auf Ermäßigung des 

Wassergeldes für den Sommer 1919 Kenntnis und lehnt das Gesuch aus prinzipiellen 

Gründen ab. Dem Vorstand des Caritashauses soll anderweitig entgegengekommen werden. 

 

8 

Der Magistrat nimmt von dem Schreiben des Kreiswohlfahrtsamtes bezüglich Aufnahme des 

Kindes Walter Greiff in die Nassauische Krüppelfürsorge Kenntnis. Der Magistrat beschließt 

1,50 M pro Tag an Kosten für diese Unterbringung zu zahlen. 

 

Gez.  Reis, Philippi, Bahl 

 

 

 

Sitzung vom 28. Januar 1920 

 

Anwesend die Herren: Bahl, Flügel, Dr. Wentrup, Philippi, Bürgermeister Reis 

 

1 

Der Magistrat gibt zu den Beschlüssen der Stadtverordnetensitzung vom 14. Januar 1920 

seine Zustimmung. 

 

2 

Der Magistrat nimmt Kenntnis von dem Bau- 
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gesuch bezüglich Neu- und Erweiterungsbau Gustav Stern, Bahnhofstraße. Dem Baugesuch 

wird zugestimmt. 

 

3 

Der Magistrat nimmt von der Niederlegung des Mandats des Stadtverordneten Volkmann 

Kenntnis.  

 

4 

Zu dem Beschluss Nr. 7 der Magistratssitzung vom 8. Januar d.J. nimmt der Magistrat davon 

Kenntnis, dass die Regierung laut Verfügung vom 21. Januar 1920 die Überschreitung des  

Hauungsplanes  genehmigt hat. 

 

5 

Der Magistrat nimmt von dem Schreiben des Präsidenten des Landesfinanzamtes in Cassel an 

das Staatssteueramt Montabaur bezüglich Unterbringung des Finanzamtes Kenntnis. Es wird 

eine Kommission gegründet, bestehend aus den Herren Bahl, Dr. Wentrup, Gaul und Capelle 

zwecks weiterer Verhandlung mit dem Landrat. Den Vorsitz der Kommission übernimmt 

Herr Bahl. 

 

6 

 Der Magistrat nimmt von dem Schreiben des Kreiswohlfahrtsamtes bezüglich Unterbringung 

des Dachdeckers Erd im Brüderhaus Kenntnis und beschließt im Prinzip nach vorheriger 

Anhörung des Dr. Heuster über die Art der Krankheit des Erd die Frau Erd durch Geldmittel 

zu unterstützen. 

 

7 

Der Magistrat nimmt davon Kenntnis, dass 5 Anträge auf Überlassung des Juxplatzes zwecks 

Ausstellung eines Karussells eingegangen sind. Der Magistrat beschließt bei sämtlichen 

Antragstellern anzufragen, wieviel Mark sie für den Platz während der 3 Kirmestage bieten. 
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8 

Der Magistrat nimmt von dem Dankschreiben der Beamten für die Neuregelung ihrer 

Besoldung Kenntnis. 

 

9 

Der Magistrat stimmt dem Baugesuch Olig auf Errichtung eines Pförtnerhauses und 

Magazinanbaus zu. 

 

10 

Der Magistrat nimmt davon Kenntnis, dass der Flurhüter Bohr den Polizeiwachtmeister 

Strunk in der Zeit vom 13. Dezember 1919 bis 11. Januar 1920 während der Krankheit des 

Strunk vertreten hat. Die Vertretungskosten von 306,90 Mark werden genehmigt. Der 

Magistrat beschließt ein für allemal bei Krankengeldbeziehungen von nun ab das 

Krankengeld für die Stadtkasse in Anspruch zu nehmen, wenn das Gehalt fortgezahlt wird. 

 

11 

Der Magistrat nimmt von dem Gesuch der Wwe. Lorenz Elsen um Bewilligung einer 

Hospitalpräbande Kenntnis und bewilligt, da eine weibliche Präbande zurzeit nicht frei ist, die 

Auszahlung der Esch`schen Stiftung an die Antragstellerin. 

 

12 

Der Magistrat genehmigt die Auszahlung einer einmaligen Hospitalpräbande an den Peter 

Bonifatius Müller hier Rebstock wohnhaft. 

 

13 

Der Magistrat nimmt von dem Gesuch des Mathias Becker auf Zuteilung von Klafterholz an 

Stelle von Wellen Kenntnis und lehnt das Gesuch, um keinen Präzedenzfall zu schaffen, ab. 

 

14 

Zu dem Beschluss 16 der Magistratssitzung vom 2. Januar 1920 beschließt der Magistrat den 

unehelichen Kindern Otto und Hildegard Fischer ab 1. Februar 
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1920 monatlich statt 10 Mark je 15 Mark auszuzahlen. 

 

15 

Der Magistrat beschließt dem Ickenroth die Erwerbslosenunterstützung weiter zu zahlen. 

 

16 

Der Magistrat nimmt von dem Schreiben des auf der Stadtmühle wohnenden Heinrich Merten 

bezüglich Unterbringung seiner Möbel in einen städtischen Raum bei Verlassen der Wohnung 

Kenntnis. Der Magistrat erklärte sich mit dem #Vorschlage des Bürgermeisters, dem Merten 

einen Raum zur Verfügung zu stellen sowie die jetzige Wohnung des Merten zu vermieten, 

einverstanden. 

 

17 

Der Magistrat nimmt von dem Gesuch des Pfarrers Eberling auf  Zuweisung von Freiholz 

Kenntnis. Es wird beschlossen, dem Antragsteller mitzuteilen, dass die Lieferung des Holzes 

an das katholische Pfarramt auf einem alten Servitut beruht und der Magistrat nicht gewillt ist, 

durch Schaffung eines weiteren Servituts der Stadt neue Lasten aufzulegen. Die Stadt trägt 

sich eher mit dem Gedanken, das Servitut des katholischen Pfarramts aufzulösen. 

 

18 

Der Magistrat nimmt davon Kenntnis, dass nach Mitteilung des Elektrizitätswerkes der 

Besitzer des Hauses Burgstraße 3 Endris Bestellungen an das Elektrizitätswerk gemacht hat 

und sich jetzt weigert, die entstandenen Kosten zu zahlen. Der Magistrat ist der Ansicht, dass 

der Besteller auch zahlen müsse. 

 

19 

Der Magistrat bewilligt die Löschung der Hypothek von 342,86 Mark im Grundbuch von 

Hundsangen 
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Blatt 462 Band 10. 

 

20 

Der Magistrat nimmt von der Verfügung des Regierungspräsidenten vom 31. Dezember 1919 

bezüglich Übernahme der hiesigen höheren Mädchenschule durch die Schwestern von 

Dernbach Kenntnis und beschließt im Gegensatz zu dem Schreiben des Landrats vom 14. 

Januar 1920 bei der Regierung keinerlei Entscheidung herbeizuführen, ob auch nicht 

katholische Kinder in die Anstalt aufgenommen werden können, da der Magistrat der Ansicht 

ist, dass ohne weiteres andersgläubige Kinder Aufnahme finden müssen. Der Magistrat nimmt 

davon Kenntnis, dass die Schwestern vor der Übernahme, welche Ostern stattfinden soll, 

wünschen, dass 

1) Im Unterhause die 3 Räume in Ordnung gebracht werden 

2) Im ersten Stock 2 Klassenräume durch Beseitigung einer Holzwand geschlossen 

werden, 

3) Eine neue Abortanlage sofort hergestellt wird 

4) Die notwendigen Möbel ü. Schulutensilien von den Schwestern auf Kosten der Stadt 

beschafft werden. 

 

21 

Der Magistrat nimmt von dem Kostenanschlag I zur Herstellung der Burgstraße ganz in 

Basaltlava zum Preise von 16.500 Mark sowie von Kostenanschlag II zur Pflasterung der 

Rinne in Basaltlava und Chaussierung zwischen den Rinnen im Betrage von 9.200 Mark 

Kenntnis und spricht sich zu letzterem Kostenanschlag aus. Bezüglich des Kostenanschlages 

für die Kolpinggasse im Betrage von 2.200 Mark beschließt der Magistrat von der 

Instandsetzung dieser Straße abzusehen mit Rücksicht darauf, dass bei dem Eintäuen des 

Gesellenhauses die Straße sicherlich wieder in schlechten Zustand gerät. 
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22 

Der Magistrat nimmt davon Kenntnis, dass nunmehr die Pensionskasse für die 

Kommunalbeamten des Regierungsbezirks Wiesbaden auf Antrag der städtischen 

Körperschaften alle Beschäftigungszeiten anrechnet, soweit sie nach dem vollendeten 17. 

Lebensjahre liegen und sofern nachgewiesen werden kann, dass sie in irgend einer Richtung 

als Vorbereitung für die jetzige Tätigkeit notwendig gewesen sind. Der Herr Bürgermeister 

weist darauf hin, dass nunmehr auch die ihm seitens der städtischen Körperschaften bewilligte 

Anrechnung seiner 3 xx jahre bei der Verwaltung in Cöln angerechnet wird. 

 

23 

Der Magistrat nimmt von dem Abschluss des Elektrizitätswerkes für Dezember 1919 

Kenntnis. Fernerhin von der Berechnung des Strompreises, wonach der Strom die Stadt selbst 

1,04 Mark kostet. Es wird beschlossen, den Strompreis ab 1. Februar für Motorenstrom auf 

1,10 Mark und für den anderen Strom auf 1,20 Mark pro Kilowattstunde zu erhöhen. 

 

24 

Der Magistrat genehmigt die Holzversteigerung am Toten Berg und an der Fasanerie 

vorbehaltlich der Zustimmung des Forstmeisters. 

 

25 

Der Magistrat nimmt von dem Schreiben des Kreisausschusses vom 23. Januar 1920 

Kenntnis, wonach diese bittet, das dem Kreis zustehende 1/3 % der Grunderwerbssteuer mit 

zu erheben und vierteljährlich an dem Kreis abzuführen gegen Zahlung einer Gebühr. Der 

Magistrat gibt dem Ersuchen statt und beschließt eine Gebühr von 3% des zur Erhebung 

gelangenden Betrages zu fordern. 

 

 

Anmerkung: 

Die Seiten 72 und 72.1 gibt es nicht im Original 
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26 

Der Magistrat beschließt an die Forstbehörde heranzutreten zwecks Ermöglichung, dass den 

hiesigen Bürgern außer den bereits überwiesenen 50 Wellen nochmals 50 Wellen überwiesen 

werden können. 

 

27 

 Der Magistrat nimmt davon Kenntnis, dass die Gemeinde Horressen von der Stadt 

Montabaur einen Steinbruch im Distrikt Dreispitz zu pachten beabsichtigt. Der Magistrat 

erklärt sich im Prinzip der Verpachtung unter denselben Bedingungen unter welchen der 

Bürgermeister Decker den Bruch gepachtet hatte, einverstanden, wenn die Gemeinde 

Horressen sich bereit erklärt, auch das Miteigentum des den 25 Markwaldgemeinden 

gehörigen im Walde von Montabaur am Biebrich belegenen Steinbruches zu verzichten. 

 

Gez. Reis 

 

 

Sitzung, den 4. Februar 1920 

 

Anwesend die Herren Bahl, Flügel, Germann, Philippi und Bürgermeister Reis 

 

1 

Herr Bürgermeister trägt das erneute Gesuch der hiesigen Lehrer auf Erhöhung der Ortzulage 

vor. Mit Rücksicht darauf, dass eine Neuregelung sämtlicher Gehälter am 1.4.stattfinden soll, 

lehnt der Magistrat die nochmalige Erhöhung der Ortszulage ab. 

 

2 

Der Magistrat nimmt von den Kündigungen Eberth und Allmann Kenntnis und erklärt 
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sich mit der Neuausschreibung der Stellen bereit. 

 

3 

Der Magistrat nimmt davon Kenntnis, dass der Bürgermeister aus den bereits in den letzten 

Sitzungen eingehend geschilderten und auch von der Lebensmittelkommission anerkannten 

Gründen die Leitung des städt. Lebensmittelamtes im Interesse der Bevölkerung am 1.2. 

niedergelegt hat. Gleichzeitig trägt Herr Bürgermeister die seitens des Landratsamtes auf 

Grund laufender Gerüchte in der Stadt bewirkte Anzeige bei der Staatsanwaltschaft gegen den 

Kohlenhändler Schlemmer und seiner Kohlenlieferanten vor. Aus dieser Anzeige ist 

wiederum ersichtlich, dass man vor Anzeigen, selbst wenn sie aus Gerüchten stammen, 

seitens des Landratsamtes nicht sicher ist. 

 

4 

Der Bürgermeister gibt der Versammlung die Gesuche auf Lohnerhöhung der 

Elektromonteure Görg und Renzel bekannt. Beide verlangen einen Stundenlohn von je 2,80 

Mark. Der Magistrat beschließt, dem Renzel einen Stundenlohn von 2,80 Mark zu geben und 

dem Görg baldmöglichst durch das Elektrizitätswerk zu kündigen. 

 

5 

Der Magistrat nimmt von dem Gesuch der hiesigen Bäcker auf Zuteilung von Dickholz und 

Wellen zu einem ermäßigten Preise Kenntnis und erklärt sich im Prinzip mit der Abgabe von 

Wellen (nicht Dickholz) 
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zu einem ermäßigten Preise bereit. 

 

6 

Zu dem Gesuch auf Aufstellung eines Karussells an den Fastnachtstagen erklärt sich der 

Magistrat mit der Aufstellung einverstanden bei einem Pachtpreise von 80,-- M täglich, 

zuzüglich der von der Stadtverordnetenversammlung noch festzusetzenden 

Lustbarkeitssteuer. 

 

7 

Der Magistrat nimmt von dem Gesuch bezüglich Instandsetzung der Sauerthalstraße Kenntnis 

und erklärt sich mit der notdürftigen Instandsetzung einverstanden. Späterhin soll eine 

Pflasterung ins Auge gefasst werden. 

 

8 

Der Magistrat nimmt von dem Gesuch des Landbriefträgers Adam Loth bezüglich 

Heraussetzung der Wwe. Himmerich aus dem von ihm gekauften Hause, Hospitalstraße 8 

Kenntnis. Der Magistrat ist der Ansicht, dass er kein Recht hat in diese Angelegenheit 

einzugreifen. 

 

9 

Der Magistrat nimmt davon Kenntnis, dass der hier neu hinzugezogene amerikanische 

Oberstleutnant ähnliche Ansprüche auf Beschaffung von Möbel, Leinen usw. stellt wie der 

Vertreter der Rheinlandkommission. Der Magistrat erklärt sich mit der vorlagsweisen 

Zahlung der für den Bezug genannter Waren eingehenden Rechnungen einverstanden. 

 

10 

Der Magistrat nimmt von dem Baugesuch Pehl Wwe. bezüglich Errichtung  
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einer Kläranlage an dem Hause Vorderer Rebstock 18 Kenntnis und erklärt sich vorbehaltlich 

der Eintragung des Servituts und der Zahlung der Anerkennungsgebühr einverstanden. 

 

11 

Der Magistrat erhöht, nachdem die Tagegelder bei Reisen der Beamten nunmehr denen der 

Staatsbeamten gleichgestellt sind, ebenfalls die Tagegelder bei Reisen des Bürgermeisters auf 

40,-- M pro Tag bei Übernachtung und 30,-- M pro Tag bei Nichtübernachtung. 

 

12 

Der Magistrat nimmt zu dem Beschluss Nr. 26 der Sitzung vom 28.1.20 davon Kenntnis, dass 

den Bürgern zu den bereits zu verausgabenden Wellen noch nach Mitteilung der Forstbehörde 

50 Astwellen zugeteilt werden können. Die Angelegenheit wird an die 

Stadtverordnetenversammlung verwiesen. 

 

Gez. Reis, Philippi, Germann, Bahl 

 

 

Sitzung vom 13. Februar 20 

 

Anwesend die Herren: Bahl, Germann, Philippi und Bürgermeister Reis 

 

1 

Der Magistrat gibt zu dem Beschluss der Stadtverordnetenversammlung vom 4.2.d.Js. seine 

Zustimmung. 
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2 

Der Magistrat nimmt von dem Gesuch des Nink bezüglich Anbringung einer 

Straßenbeleuchtung in der Hohestraße Kenntnis und beschließt infolge der hohen Kosten von 

1.818,50 M von der Anbringung einer Lampe mit Rücksicht darauf, dass die Straße noch sehr 

wenig bebaut ist, Abstand zu nehmen. 

 

3 

Der Magistrat nimmt zu dem Beschluss Nr. 3 der Magistratssitzung vom 5.12.19 von dem 

Kostenanschlag bezüglich Ausbau der Bahnhofstraße, einer Anschlagssumme von 43.000,-- 

Mark Kenntnis. Im Prinzip erklärt sich der Magistrat mit dem Ausbau der Straße durch die 

hiesige Landesbauinspektion einverstanden. Die Angelegenheit ist noch der 

Stadtverordnetenversammlung zu unterbreiten. 

 

4 

Der Magistrat unterzeichnet die Löschungsbewilligung bezüglich der zurückgezahlten 

Hypothek von 600 Mark des Johann Frie II, Niederelbert. 

 

5 

Der Magistrat nimmt von der Verfügung der Regierung bezüglich Anerkennung der 6 

aufsteigenden Klassen an der Volksschule vom 1.7.18 an Kenntnis und beschließt demgemäß. 

 

6 

Der Bürgermeister verliest einen Teil der Denkschrift über die gewerbliche  

Fortbildungsschule zu Montabaur, aus welcher die Forderung auf Anstellung eines 

Gewerbeschullehrers im Hauptamt hervorgeht. Der Magistrat erklärt sich im Prinzip mit 
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dem Antrage des Gewerbevereins einverstanden unter der Voraussetzung, dass alsdann die 

Stadt die Trägerin der Schule wird. 

 

7 

Der Magistrat nimmt von dem Gesuch der Gebrüder Hermes auf Zuteilung von 20 Rm 

Fichtenklafterholz, welches im Himmelfeld liegt Kenntnis. Dem Gesuch wird nicht 

stattgegeben. Das Holz soll öffentlich versteigert werden. 

 

8 

Der Magistrat erklärt sich auf das Gesuch des Volkmann auf Zuteilung von 50 Stangen 2ter 

Klasse auf dem Himmelfeld einverstanden. 

 

9 

Der Magistrat erklärt sich auf das Schreiben der Regierung damit einverstanden, dass die 

Lehrerin Floeck, die eine Schulstelle, hier in Montabaur vertretungsweise versieht, durch den 

Lehrer Wollweber ersetzt wird. 

 

10 

Der Magistrat erklärt sich mit der Erhöhung des Lohnes für den Maschinisten auf monatlich 

520 Mark, rückwirkend vom 1.1.20 als einverstanden. 

 

11 

Der Magistrat nimmt davon Kenntnis, dass mit dem Schuldiener Glattfelder bezüglich 

Räumung der Wohnung in der Selekta verhandelt worden ist. Mit Glattfelder soll nochmals 

verhandelt werden und alsdann ihm die Kündigung durch das Mieteinigungsamt übermittelt 

werden.  
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12 

Der Magistrat nimmt von dem Antwortschreiben des Landrates bezüglich Kohlenlieferung 

durch Schlemmer Kenntnis. 

 

13 

Der Magistrat nimmt von dem Gesuch des Krankenhauses der Barmherzigen Brüder   und 

dem Preis für das zugewiesene Holz pro Klafter festzusetzen Kenntnis und beschließt es bei 

dem Beschlusse vom 8.12.19 zu belassen. Die Brüder hätten demnach den Durchschnittspreis 

von 480 Mark pro Klafter zu zahlen. 

 

14 

Der Magistrat nimmt zu dem Beschluss Nr. 5 der Sitzung vom 4.2.20 davon Kenntnis, dass 

die hiesigen Bäcker 4.000 Wellen benötigen. Der Preis wurde auf 80,00 M pro 100 Wellen 

festgesetzt. 

 

15 

Der Magistratsschöffe Herr Philippi macht die Mitteilung, dass gemäß der Nachricht des 

Stadtverordneten Ickenroth die Abwässerung auf dem Rebstock in der Nähe der 

Ickenroth`schen Wohnung nicht in Ordnung sei. 

 

Gez. Reis, Philippi, Germann, Bahl 
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Montabaur, den 19.2.20 

 

Anwesend die Herren: Bahl, Flügel, Germann, Philippi und Bürgermeister Reis 

 

1 

Seitens einiger Magistratsmitglieder wurden Klagen laut bezüglich der Holzdiebstähle im 

Stadtwalde. Der Bürgermeister teilt mit, dass er die Flurhüter bereits seit längerer Zeit 

beauftragt habe, nach den Holzdieben zu fahnden und dass bereits eine Anzahl Anzeigen 

eingegangen sind. Der Magistrat beschließt, Herrn Germann zu beauftragen, einige Bürger als 

Waldschutzpolizei zu organisieren und vor allen Dingen nachts auf Patrouille zu gehen. 

Außer einer Bezahlung von dem Tagelohn + 50% Erhöhung soll für jeden zur Anzeige und 

Aburteilung kommenden Fall 20 Mark Prämie gezahlt werden. Weiterhin soll eine Warnung 

im Kreisblatt erlassen werden. Der Oberförsterei sowie der Förster ist von diesem Beschluss 

Kenntnis zu geben. 

 

2 

Der Magistrat unterzeichnet die Bewilligung zur Löschung einer Hypothek von 300 Mark im 

Grundbuch von Montabaur Blatt 1098, Band 22. 

 

3 

Der Magistrat erklärt sich auf das Gesuch des Zentralvorstandes des Gewerbevereins für 

Nassau vom 2.2. d. Js. mit einer Mehrausgabe von 225,-- M infolge der Erhöhung der 

Unterrichtsvergütung 
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einverstanden unter der Voraussetzung, dass das Schulgeld gemäß vorgenanntem Schreiben 

erhöht wird. Weiterhin besprach der Magistrat nochmals den Antrag auf Anstellung eines 

hauptamtlichen Lehrers. Man war allgemein der Ansicht, dass das vor einigen Tagen 

erlassene Kreisstatut der Anstellung eines Lehrers im Hauptamt hinderlich sei, da die Stadt 

kein Recht habe, das Schulgeld dann zu erhöhen. Herr Philippi wurde beauftragt, mit dem 

Vorstand des Gewerbevereins diesbezüglich Verhandlungen einzuleiten. Der Bürgermeister 

wurde beauftragt, die Angelegenheit bis zur Regelung noch ruhen zu lassen. 

 

4 

Der Magistrat nimmt von dem Gesuch der Gärtner Schneider und Busch auf Instandsetzung 

des Waldweges zu ihren Grundstücken Kenntnis. Herr Löwenguth soll beauftragt werden den 

Weg mit Schlacke instandzusetzen. 

 

5 

Dr. Wentrup teilt mit, dass der Stadtverordnete Eisel sich darüber beklagt hat, dass die städt. 

Arbeiter an der Instandsetzung des Warnungsweges zu lange arbeiten und bezeichnet 

dieselben als Faulenzer. Es wird beschlossen dem Bürogehilfen Hübinger mit der Aufsicht 

dieser Arbeiter zu betrauen und von diesem wöchentlich Bericht über die Tätigkeit der 

Arbeiter zu fordern. In der Sitzung wurde dieses dem Hübinger persönlich mitgeteilt. 

  



Übertragung der Stadtratsprotokolle vom 3.2.1919 bis 7.7.1921 

77.1 

6 

Der Bürgermeister verliest die Forderung der Schwester bei Übernahme der Selekta. Es 

entspann sich eine längere Debatte über die Übernahme der Lehrerin Kronenberger durch die 

Schwestern. Herr Dr. Wentrup sowie Herr Bürgermeister wurden beauftragt, mit den 

Schwestern Verhandlungen auch wegen des städt. Zuschusses einzuleiten. Der Bürgermeister 

hielt es für das Richtige, wenn den Schwestern je nach Bedarf jährlich ein Zuschuss bis zu 

dem Betrage der heute für die Selekta ausgeworfenen Summe gegeben wird und sich 

weiterhin streng an den Vertrag, auch wegen Übernahme einer Lehrerin, zu halten. Der 

Bürgermeister übergab den Antrag der Schwestern dem Magistratsschöffen Herrn Dr. 

Wentrup. 

 

7 

Der Bürgermeister macht bekannt, dass das hiesige Brüderhaus beabsichtigt, selbst eine 

elektr. Zentrale zu errichten. 

 

8 

Der Bürgermeister teilt mit, dass auf die Ausschreibung der Stelle als Geschäftsführer des 

städt. Lebensmittelamtes ca. 25 Bewerbungen eingegangen sind, wovon er die Bewerbung 

eines Fentgen für die Beste hält. Die Herren waren der Ansicht die Geschäftsführung des 

Lebensmittelamtes dem Bürogehilfen Gerber zu übertragen. Der Bürgermeister machte darauf 

aufmerksam, dass Gerber äußerst ehrlich sei, dass man ihm vor allen Dingen 
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die Kasse des Lebensmittelamtes anvertrauen könne und dass er auch einigermaßen die 

Buchführung beherrsche. Er macht auch darauf aufmerksam, dass d. E. dem Gerber es an der 

notwendigen Initiative, Energie und vor allen Dingen nicht die Selbstständigkeit fehle. Er hält 

es für das Zweckmäßigste, wenn Herr Gerber dem Lebensmittelamt belassen bleibt wenn 

demselben aber eine tüchtiger Geschäftsführer, der auch mit den unendlich vielen 

gesetzlichen Bestimmungen vertraut ist, vorgesetzt wird. Gegen die Stimme des 

Bürgermeisters beschließen die Herren des Magistrats dem Gerber die Geschäftsführung zu 

übertragen und eine weitere Kraft für das Lebensmittelamt zu gewinnen. Der Bürgermeister 

schlägt daraufhin vor als weitere Kraft nicht einen Bürogehilfen, sondern einen gelernten 

Kaufmann zu engagieren. Herr Flügel wir beauftragt, sich über einen Bewerber aus Koblenz, 

der früher in Limburger Geschäften tätig war, zu erkundigen. Alsdann sucht man den 

Bürgermeister zu bewegen die Leitung des Lebensmittelamtes, die dieser dem Herrn Flügel 

übertragen hat, wieder zu übernehmen. Es entspann sich eine längere Debatte, vor allen 

Dingen darüber, dass man den Bürgermeister heute schlechter bezahle, als wie viele Arbeiter 

und Angestellte der Stadt. Der Bürgermeister lehnte entschieden die weitere Leitung des 

Lebensmittelamtes unter Bezugnahme auf die in den letzten Sitzungen vorgebrachten und 

protokollierten Gründen ab und machte ferner darauf aufmerksam, dass die 
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Regelung durch Herrn Flügel um Entscheidung in dieser Angelegenheit angegangen sei. 

Ferner bittet der Bürgermeister vor allen Dingen den Magistratsschöffen Dr. Wentrup in 

Wiesbaden bei der Regierung über die Anklagepunkte in dem Verfahren Erkundigungen 

einziehen zu wollen, oder aber die Akten und Verteidigungsschrift des Bürgermeisters 

einsehen zu wollen. 

 

Gez. Reis  

 

 

Montabaur, den 25.2.20 

 

 

Anwesend die Herren: Bahl, Flügel, Germann, Philippi und Bürgermeister Reis 

 

 

1 

Der Magistrat nimmt davon Kenntnis, dass der Bruder Vorsteher erklärt hat, das ihm 

zugewiesene Holz erst am 17.12.mündlich und am 18.12.schriftlich bestellt zu haben. Der 

Magistrat beschließt es bei dem Durchschnittspreise von 480 Mark pro Klafter zu belassen. 

 

2 

Der Magistrat nimmt von dem Baugesuch des Franz Hisgen bezüglich Errichtung eines 

Wagenschuppens an der Sauerthalstraße Kenntnis und erhebt keine Einwendung. 

 

3 

Der Magistrat nimmt von der Rechnung des Landesbaumeister Müller über 422,-- M 

Gebühren für die Aufstellung des Kosten- 
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anschlages der Bahnhofstraße Kenntnis und genehmigt die Auszahlung des Betrages. 

 

4 

Der Magistrat nimmt von dem Schreiben des Landeshauptmanns bezüglich Unterbringung 

des unehelichen Kindes Walter Greif in die Nassauische Krüppelfürsorge Kenntnis und 

beschließt, zu allen in der Krüppelfürsorge für dieses Kind entstehende Kosten einen Beitrag 

in Höhe der Hälfte der entstehenden Kosten zu leisten. 

 

5 

Der Magistrat nimmt davon Kenntnis, dass beim Mieteinigungsamt ein Termin in der 

Räumungssache Glattfelder (Selekta) stattgefunden hat, es aber bis jetzt noch zu keinem 

Resultat gekommen ist. 

 

6 

Der Magistrat nimmt von dem Gesuch des Polizeisergeanten Strunk um Gewährung des 

Krankengeldes neben seinem Gehalt Kenntnis, beschließt aber es bei dem Beschlusse vom 

28.1.20 zu belassen. 

 

 

Gez. Reis 

 

Sitzung vom 26.2.20 

 

Anwesend die Herren: Bahl, Flügel, Germann, Bürgermeister Reis 

 

1 

Der Magistrat gibt zu dem Beschlusse der Stadtverordnetenversammlung vom 25.2.20 seine 

Zustimmung. Zu dem Beschlusse der Geheimsitzung versagte Herr Bürgermeister für seine 

Person die Zustimmung. 
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2 

Der Magistrat nimmt davon Kenntnis, dass bisher für Einrichtung von Wohnungen für den 

amerikanischen Oberst Hall die amerikanischen Hauptleute Purner, Sulivan, Bechthold, Mink, 

sowie für den Rheinlandvertreter Holl Rechnungen eingegangen sind im Betrage von 87.200,-

- M. Der Magistrat beschließt die eingehenden Rechnungen vorlagsweise zu bezahlen, jedoch 

baldmöglichst dahin zu wirken, dass die Beträge vom Reich oder der amerikanischen 

Besatzung an die Stadtverwaltung zurückgezahlt werden. 

 

3 

Der Magistrat nimmt von der Gründung des wirtschaftlichen Verbandes der hessischen, 

Hessen-Nassauischen und Waldeckschen Städte und Kommunalverbände Kenntnis. Welches 

der Gründung eines Arbeitgeberverbandes gleich kommt. Der Zweck des Verbandes ist die 

Wahrung der Interessen seiner Mitglieder in allen Fragen der Verhältnisse zwischen 

Arbeitgeber und Arbeitnehmer, insbesondere um für die städt. Arbeiter Tarifverträge 

abzuschließen. Der Magistrat beschließt dem Verband beizutreten. 

 

4 

Der Magistrat nimmt von dem Gesuch der Frau Peter Josef Hamann von hier auf 

Unterstützung Kenntnis und beschließt ihr eine Unterstützung von monatlich 15 Mark zu 

gewähren. Dem Antrag des Magistratsschöffen Herrn Germann ging dahin, ihr 20 Mark zu 

bewilligen. 
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5 

Zu der Kommission zur Unterbringung des Finanzamtes wurden aus dem Magistrat gewählt 

die Herren Philippi und Dr. Wentrup. Herr Germann spricht sich nur für Herrn Philippi aus. 

 

6 

Der Magistrat erklärt sich mit der Anstellung des Josef Reifenberg aus Eschelbach als 

Stenograf bei der Stadtverwaltung einverstanden. 

Mit dem Stenografen Eberth wurde verhandelt und dieser unter Zubilligung von 300,-- Mark 

für den Monat März sowie Tragung der Erhöhung der Reisekosten von hier nach Aachen für 

sich und sein Gepäck, noch bewegt bis 1.4. in städt. Diensten zu bleiben, da Reifenberg erst 

am 15. März eintreten kann und vom 15.3. – 1.4. p. Eberth den Reifenberg noch ausbilden 

soll. 

 

7 

Auf das Gesuch des Mutterhauses der Barmherzigen Brüder auf dem städt. Grundstück hinter 

dem Brandweiher eine Liegehalle für Kranke zu errichten, erklärt sich der Magistrat mit 

diesem Vorhaben einverstanden, unter der Bedingung, dass die Brüder die übliche 

Anerkennungsgebühr bezahlen. 

 

 

Gez. Reis 
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Donnerstag, den 4. März 1920 

 

Sitzung zur Unterbringung des Finanzamtes 

 

Anwesend vom Magistrat die Herren Bahl, Flügel, Germann, Philippi, Bürgermeister Reis, 

von der Kommission Dr. Teves, Baurat Stracke und Steuersekretär Kapelle 

 

1 

Herr Bürgermeister verliest ein Telegramm des Landesfinanzamtes Kassel an das 

Staatssteueramt Montabaur bezüglich sofortiger Unterbringung des Finanzamtes und ca. 10 

Beamte, teilweise mit Familie. Aus dem Telegramm ist zu ersehen, dass die vom Magistrat in 

Vorschlag gebrachte Präparandenanstalt nicht gut geheißen wird. Herr Kapelle berichtet, dass 

er mit dem Wirte Willi Schneider, sowie mit dem Wirte Josef Kalb zwecks Überlassung der 

notwendigen Räume verhandelt hat und diese sich einverstanden erklärt haben. Dieser 

Vorschlag wird gutgeheißen.  

Herr Dr. Teves sowie Herr Kapelle werden beauftragt, mit dem Pächter des Nassauer Hofes 

Birke nochmals wegen Unterbringung des Finanzamtes im Nassauer Hof zu verhandeln und 

Herr Kapelle wird beauftragt das Ergebnis der Verhandlung nach Kassel zu berichten. 

Die Kommission ist der Ansicht, dass die Wohnungen beschafft werden können, wenn die 

Bürger das nötige Entgegenkommen zeigen. 

 

Gez. Reis, Philippi, Bahl 
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Sitzung vom 4. März 1920 

 

Anwesend die Herren: Bahl, Flügel, Germann, Philippi und Bürgermeister Reis 

 

1 

Der Magistrat hat gegen das Baugesuch des Josef Olig bezüglich eines Anbaues an das 

Gießereigebäude nichts einzuwenden. 

 

2 

Gegen den Neubau des Hauses Kirchstraße 10 Eigentümer Eugen Stern hat der Magistrat 

nichts einzuwenden. 

 

3 

Der Magistrat nimmt von dem Schreiben der Landesbank, bezüglich Erhöhung der Zinsen für 

Vorschüsse, Kenntnis. 

 

4 

Der Magistrat nimmt von dem Kostenanschlag über Herstellung der Peterstorstraße im 

Ortsbering Montabaur in Höhe von 48.000,-- Mark Kenntnis und erklärt sich im Prinzip mit 

der Herstellung einverstanden und verweist die Angelegenheit zur 

Stadtverordnetenversammlung. 

 

5 

Auf das Gesuch der Holzhauer von Horressen erklärt sich der Magistrat mit der Ablassung 

von je 100 Wellen zum Preise von 80,00 M einverstanden. 

 

6 

Der Magistrat erklärt sich bezüglich der Nutzholzversteigerung damit einverstanden, dass nur 

Handwerksbetriebe mit Ausschluss der Holzhändler zu der Versteigerung zugelassen werden. 

Der Magistrat behält sich den Zuschlag zu der Versteigerung vor. 
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7 

Der Magistrat nimmt von dem Abschluss und der Bilanz des städt. Lebensmittelamtes vom 

29.2. Kenntnis, nachdem der Bürgermeister über die Lagerbestandsaufnahme noch einige 

Aufklärungen gegeben hat. Die Bilanz wurde stichprobenweise verglichen und von den 

Magistrat Philippi und Germann in Ordnung befunden. De, bisherigen Geschäftsführer Herrn 

Allmann wird die Entlastung erteilt und gleichzeitig der Dank des Magistrats für umsichtige 

Geschäftsführung ausgesprochen. 

 

8 

Der Magistrat nimmt von dem erneuten Gesuch des I. Nink bezüglich Anbringung einer 

Beleuchtung an der Hohestraße Kenntnis und erklärt sich damit einverstanden, dass die 

Lampe, welche sich bisher am Fabrikgebäude des Nink befindet an einem Masten an der 

Straße befestigt wird und die Straßenbeleuchtung durch einen besonderen noch 

anzubringenden Zähler läuft. Nink ist zu beauftragen nach Anweisung des Elektrizitätswerkes 

die Lampe abends auszulöschen. 

 

9 

Der Magistrat nimmt davon Kenntnis, dass sich für die Pachtung von Kleingärten 85 

Antragsteller gemeldet haben. Er erklärt sich mit dem Vorschlag des Bürgermeisters die 

Kleingärten zu verlosen einverstanden und setzt den Preis pro Rute auf 1,50 M fest. 

 

10 

Der Magistrat nimmt von dem Schreiben der Büglerin Margarethe Heinz bezüglich Zahlung 

eines Betrages aus dem Vermögen des im 
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Brüderhaus untergebrachten Georg Heinz Kenntnis und beschließt von der Margarethe Heinz 

noch einen Betrag von 100 Mark einzuziehen. 

 

Gez. Reis, Philippi, Bahl 

 

Sitzung vom 11. März 1920 

 

 

Anwesend die Herren: Bahl, Flügel, Philippi, Bürgermeister Reis 

 

1 

Der Magistrat stimmt dem Baugesuch des Peter Weyer betr. Errichtung eines Arbeitsraumes 

an der Hohestraße zu. 

 

2  

Zu dem Gesuch des Kreiswohlfahrtsamtes der hiesigen Mütterberatungsstelle einen 

Schulraum sowie das frühere Bibliothekszimmer Mittwochs nachmittags von 2 – 4 Uhr zu 

belassen gibt der Magistrat sein Einverständnis, unter der Bedingung, dass das 

Kreiswohlfahrtsamt die Heizung und die Reinigung selbst übernimmt. Heizungsmaterial hat 

ebenfalls das Kreiswohlfahrtsamt zu stellen. Eine Miete soll nicht erhoben werden. 

 

3 

Der Magistrat nimmt von dem Schreiben des Staatssteueramtes bezüglich Unterbringung des 

Finanzamtes im Gesellenhaus Kenntnis. Zur Unterbringung der bisher im Gesellenhaus 

wohnenden Familien Schmies & Hauser wird 
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Der Magistratsschöffe Herr Philippi beauftragt, bei der am 12.3.stattfindenden Versteigerung 

der Erben Lenz auf dem Rebstock, für die Stadt mitzubieten. Während der Sitzung wurde das 

Einverständnis des Stadtverordnetenvorstehers Dr. Teves zu dem evtl. Hauskauf telefonisch 

eingeholt. 

 

4 

Der Magistrat nimmt von dem Gesuch der hiesigen Hebamme auf Erhöhung des laufenden 

Zuschusses und Zahlung einer Teuerungszulage Kenntnis. Mit Rücksicht darauf, dass in 

Montabaur fast keine Armengeburten vorkommen, wird von einer Erhöhung des Zuschusses 

abgesehen. Der Zuschuss beträgt jetzt für jede Hebamme 200 Mark. Es könnte also immerhin 

schon für diese 400 Mark 10 Armengeburten a 40 Mark vorkommen. Der Magistrat erklärt 

sich aber mit dem Vorschlag des Kreisarzt Dr. Floeck eine Erhöhung der Gebühren von 32 

Mark auf 45 Mark bei dem Regierungspräsidenten zu erwirken, einverstanden. 

 

5 

Der Magistrat nimmt von dem Schreiben des Schreinermeisters Karl Lenaif bezüglich 

Nutzholzversteigerung Kenntnis und beschließt entgegen dem Vorschlag des Forstmeisters 

Buse die Versteigerung im Walde stattfinden zu lassen. 
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6 

Der Magistrat nimmt von der Beschwerde des Vorsitzenden des Gewerbevereins K. Lenaif 

Kenntnis, dass sich an dem Abschluss zur Fortbildungsschule im alten Amtsgericht ein 

schlechtes Schloss befindet. 

 

7 

Der Magistrat nimmt von dem Gesuch des Jakob Simon auf Ermäßigung der Miete für seine 

Wohnung im Hospital Kenntnis und beschließt es bei der einmal festgesetzten Miete von 20,-- 

M, die als angemessen bezeichnet wird, zu belassen. 

 

8 

Der Magistrat nimmt von dem Gesuch des Johann Burg hierselbst Burgstraße auf 

Erbreiterung der Burgstraße Kenntnis und beschließt die Burgstraße auf der linken Seite zu 

erbreitern, wenn sich die Grundstückseigentümer Seyffert und Neurohr zur kostenlosen 

Abgabe ihrer in die Straße fallenden Grundstücke verpflichten. Die an diesen Grundstücken 

niederzulegende Mauer ist seitens der Stadt wieder aufzurichten. 

 

Gez. Reis, Flügel, Philippi, Bahl 

 

 

Montabaur, den 12.3.20 

 

Sitzung des Ausschusses für Einführung einer Höchstgrenze für Mietzinssteigerung. 

 

Anwesend: Von Vermieter: Peter Weyer, Norbert Burg, Franz Karl Hisgen, Otto Lotz, Josef 

Lenaif. 

Von den Mietern: August Bertsche, Heinrich Intra, Jakob Simon und Simon Weyer 
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Nach längerer Aussprache beschließt die Kommission folgendes: 

Auf Grund der Anordnung des Ministers für Volkswohlfahrt vom 9.12.19 beschließt obige 

Sachverständigenausschuss, dass die Höchstgrenze für Mietzinssteigerungen von Mieträumen 

in Montabaur auf 20 % des Mietzinses vom 1. Juli 1919 festgesetzt ist mit folgenden 

Bestimmungen: 

1. Die Höchstgrenze von 20% soll im Allgemeinen dem Vermieter eine 100prozentige 

Verzinsung des amtlichen (feldgerichtlichen) Grundstückswertes gewährleisten. 

2. Falls eine Verzinsung von 7% bereits mit einer geringeren als 20%ige 

Mietpreissteigerung erreicht wird, ist nur dieser geringere Steigerungssatz zulässig, 

unbeschadet der dem Vermieter nach § 10 der Anordnung vom 9.12.1919 zustehendem 

Rechte. 

Falls eine Verzinsung von 7% durch eine 20%ige Mietzinssteigerung noch nicht erreicht wird, 

ist eine Überschreitung der Höchstgrenze nur mit Zustimmung des Mieteinigungsamtes 

zulässig. 

 

Gez. Reis 

 

 

Sitzung vom 15.3.20 

 

Anwesend von der Kommission zur Unterbringung des Finanzamtes die Herren Dr. Wentrup, 

Philippi, Kapelle sowie 

Vom Magistrat die Herren: Flügel, Bürgermeister Reis 

Hinzugezogen waren der Hausbesitzer Gerlach sowie die Mieter im neuen Gesellenhaus 

Schmies u. Kaiser 
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Die Kommission sowie der Magistrat beschließt, von dem Hausbesitzer Mathias Gerlach das 

Haus Rebstock Nr.   durch die Mieter Schmies und Kaiser mieten zu lassen. Der Frau 

Schmies sollen 5 Zimmer zu 400 Mark für das erste Mietjahr und dem Kaiser 3 Zimmer zu 

240 Mark überwiesen werden. Die Differenz zwischen dem Mietpreis von 900 Mark und der 

zu zahlenden Miete von 640 Mark mit 240 Mark zahlt für das erste Jahr die Stadt Montabaur. 

Fernhin soll das städt. Fuhrwerk für Kaiser und Schmies unter Hinzuziehung von einigen 

städt. Arbeitern den Umzug ohne Vergütung bewerkstelligen. Der Magistrat beschließt ferner 

das Risiko zu übernehmen für die Vermietung vom 1.4.20 bis 1.7.20 für welche Zeit bereits 

das Haus an Johann Rossbach vermietet ist. 

 

 

Gez. Reis 

 

 

 

Sitzung vom 18.3.20 

 

Anwesend die Herren: Bahl, Flügel, Philippi, Dr. Wentrup und Bürgermeister Reis 

 

1 

Der Magistrat heißt das Baugesuch der Wwe. Philippi auf Errichtung eines Ladenlokals in 

dem Hause Bahnhofstraße 31 gut. 

 

2 

Der Magistrat genehmigt das Gesuch des Georg Groß auf Zahlung einer Unterstützung und 

bewilligt eine solche von monatlich 15 Mark. 
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3 

Der Magistrat erklärt sich mit der Aufstellung eines Karussells an den Ostertagen 

einverstanden und setzt das Platzgeld auf 250 Mark neben der Steuer von 150 Mark pro Tag 

fest. 

 

4 

Der Magistrat nimmt davon Kenntnis, dass der Mieter des Hauses Rebstock Johann Rossbach 

nicht auf sein Mietrecht verzichtet und dass ebenso der Vermieter Mathias Gerlach auf seiner 

Vermietung an Joh. Rossbach bestehen bleibt. (Vergl. Sitzung vom 15.3.20 betr. 

Unterbringung des Finanzamtes). 

 

5 

Der Magistrat nimmt von dem Gesuch der städt. Arbeiter auf Erhöhung ihres Stundenlohnes 

von 1,80 M auf 2,80 M Kenntnis und beschließt an den Verband der Hessen-Nassauischen 

Städte & Kommunalverbände heranzutreten. 

 

6 

Der Magistrat nimmt von dem Gesuch des Bullenhalters Rossbach auf Erhöhung des Pflege- 

und Futtergeldes auf 2000 Mark Kenntnis und beschließt das Gesuch abzulehnen, dagegen 

das Sprunggeld zu erhöhen. 

 

7 

Der Magistrat nimmt von dem Gesuch des Elternbeirates für die Volksschule bezüglich 

Herrichtung eines Versammlungszimmers Kenntnis und beschließt den Rathaussaal dem 

Elternbeirat als Versammlungszimmer zur Verfügung zu stellen. Weiterhin hat der Magistrat 

die Bewilligung einer jährlichen Summe zur Beschaffung von Schulbänken in Erwägung 

gezogen. 
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8 

Auf das Gesuch des Leiter des kath. Jünglingsverein auf zur Verfügungstellung des 

Jugendspielplatzes an 2 Abenden in der Woche erklärt sich der Magistrat mit der Überlassung 

des Platzes am Montag- und Donnerstagabend bei entsprechender Aufsicht einverstanden. 

 

9 

Der Magistrat nimmt von der Verfügung der amerikanischen Besatzungsbehörde, wonach die 

Kosten für Beschaffung von Möbel jährlich mit 17 % verzinst, die Anschaffungssumme aber 

nicht ausbezahlt, Kenntnis. Er heißt das Schreiben des Bürgermeisters an das 

Reichsvermögensamt in Koblenz bezüglich Forderung eines Vorschusses gut und erklärt sich 

damit einverstanden, dass die Stadtkasse die Summe an die Lieferanten bezahlt. Die Summe 

beträgt bis zum heutigen Tage 110.232,40 Mark. 

 

10 

Auf das Gesuch des städt. Elektrizitätswerkes bezüglich Gutschreibung einer Miete für die 

Wohnung des Flurhüters Müller im Maschinenhaus des Elektrizitätswerkes, erklärt sich der 

Magistrat mit der Gutschrift von 30 Mark monatlich einverstanden solange Müller die 

Wohnung bewohnt. 

 

11 

Der Magistrat unterschreibt die Einverständniserklärung an die Kreissparkasse 

Unterwesterwald, dass für das städt. Lebensmittelamt zeichnen werden die Herren Bahl und 

Hartenfels. 

 

12 

Der Magistrat nimmt davon Kenntnis, dass von der Ruhegehaltskasse die Beschäftigungszeit 

des Oberstadtsekretärs Blaum erst 
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von 1896 gerechnet wird, während Blaum seit 1888 bei der Stadt angestellt ist. Der Magistrat 

erklärt sich damit einverstanden, die Genehmigung des Landesausschusses herbeizuführen, 

wonach die Beamtendienstzeit von 1888 ab gerechnet wird und bewilligt die geforderte 

Nachzahlung von 1.507,31 M. 

 

13 

Auf Vortrag des Bürgermeisters, dass vom Dezember bis März seitens der Polizei 38 

Anzeigen wegen Diebstahl der Staatsanwaltschaft vorgelegt worden sind und dass in den 

letzten Tagen 4 Diebstähle ausgeführt bzw. versucht worden sind, heißt der Magistrat die 

Anschaffung eines Polizeihundes als gut. 

 

14 

Der Magistrat heißt den Beschluss der Sitzung des Ausschusses für Einführung einer 

Höchstgrenze für Mietzinssteigerung vom 12.3.20 (siehe Seite 85) gut. 

 

15 

Der Magistrat nimmt davon Kenntnis, dass 10,70 M Kreissteuer nacherhoben werden sollen. 

Dies wird eine Summe von 1.458,09 Mark ausmachen. 

 

16 

Der Magistrat beschließt die Waldpolizei aufzuheben, da bis heute keine Anzeige seitens 

derselben eingegangen sind. 
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17 

Der Magistrat stimmt dem Baugesuch des Bäckermeister Joh. Meudt zur Errichtung einer 

Vorhalle zu. 

 

 

Gez. Reis, Philippi, Flügel, Bahl 

 

Sitzung vom 25.3.20 

 

Anwesend die Herren: Bahl, Flügel, Germann, Philippi, Dr. Wentrup und Bürgermeister Reis. 

 

1 

Die monatliche Kassenrevision hat stattgefunden und wurde alles in Ordnung befunden. 

 

2 

Der Magistratsschöffe Dr. Wentrup referiert über die Übernahme der Selekta durch die 

Schwestern aus Dernbach. Als Beihilfe zu den Kosten für die Unterhaltung der Schule erklärt 

sich der Magistrat bereit Folgendes zu leisten: 

Die Stadt stellt das Wasser, Licht, Reinigung und Heizung im Rahmen der jetzigen Schule 

und für das jetzige Gebäude. Bezüglich der Reinigung wird beschlossen, die Wohnung, die er 

jetzt inne hat, sowie noch ein Zimmer ohne Kosten zu überlassen. Dem Glattfelder wird 

weiter Heizung und Beleuchtung gestellt. Als Heizung für die Schule sollen neben den 

notwendigen Kohlen jährlich 3 Klafter Holz geliefert werden. Die Einkassierung der 

Schulgelder geschieht durch den Stadtrechner Hartenfels gegen eine jährliche Vergütung von 

100 Mark, die Beträge haben nicht durch die Stadtkasse zu laufen. 
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2 

Gegen die Einstellung der Oberlehrerin Schwester Johanna Franziska Becker als 

Schulvorsteherin hat der Magistrat nichts einzuwenden. 

 

3 

Der Magistrat nimmt davon Kenntnis, dass außer den 10% Kreissteuer, die nacherhoben 

werden, noch eine Nacherhebung von 13 ½ % Bezirkssteuer für das Jahr 1919 vorgenommen 

wird. 

 

4 

Der Magistrat berichtet, dass er dem p. Kaiser, welcher aus dem Gesellenhaus, zwecks 

Unterbringung des Finanzamtes, ausziehen soll, 2 Wohnungen zur Verfügung gestellt hat, die 

dieser aber nicht beziehen will. Herr Magistratsschöffe Germann übernimmt die weitere 

Verhandlung mit dem Bewohner des alten Amtsgerichtes Eulberg, wegen Räumung seiner 

Wohnung für den Kaiser. 

 

5 

Der Magistrat erklärt sich auf das Gesuch des Josef Gerlach, hier Rebstock wohnhaft 

betreffend Überlassung einer Wohnung in der Stadtmühle einverstanden. 

 

6 

Der Magistrat erklärt sich mit der  Erhöhung des Pflegesatzes im Krankenhause der 

Barmherzigen Brüder von 3,30 M auf 4,50 M einverstanden. 

 

7 

Der Magistrat gibt zu dem Pachtvertrag bezüglich Verpachtung des Steinbruches in Horressen 

an die Wwe. Decker sein Einverständnis. 

 

8 

Der Magistrat gibt zu dem Gesuch des Metzgers Paul Gans auf Übertragung der 

Wirtschaftskonzession von Wirtschaft Eisel auf ihn sein Einverständnis. 
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9 

Der Magistrat erklärt sich mit der Unterzeichnung eines vom Bezirksverband vorgelegten 

Vertrages zwischen der Stadtgemeinde und dem Mühlenbesitzer Hermann Müller zwecks 

Anlegung einer Abfahrt auf dem der Stadt gehörigen Geländes an dem Wege Montabaur nach 

Giershausen einverstanden. 

 

10 

Der Magistrat erklärt sich damit einverstanden, dass das Sprunggeld für den Bullen von 2,00 

M auf 4,00 M erhöht wird und bewilligt eine weitere Zahlung von 300 Mark für das bisher 

gezahlte Pflege- und Futtergeld von 1.400 Mark an den Bullenhalter Rossbach. 

 

11 

Der Magistrat nimmt von dem erneuten Gesuch der Hebammen auf Zahlung einer 

Teuerungszulage Kenntnis. Es wird beschlossen, dem Landratsamt zu empfehlen als Taxe für 

Geburten die Höchsttaxe von 70 auf 75 Mark bei dem Herrn Regierungspräsidenten zu 

beantragen. Eventuelle Ausfälle der Hebammen auf Armengeburten sollen dieselben bei der 

Stadt liquidieren. Von einer Erhöhung der Teuerungszulage wurde abgesehen. 

 

12 

Der Magistrat nimmt von dem Antrag des Rohrmeisters Knögel auf Rückgabe seiner Kaution 

in Höhe von 600 Mark Kenntnis und gibt zu der Rückzahlung sein Einverständnis. 

 

13 

Der Magistrat genehmigt die Nutzholzversteigerung mit Ausnahme des von Quirmbach 

angesteigerten Holzes. Die Stadtverordnetenversammlung soll darüber gehört werden. 
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14 

Der Magistrat nimmt von dem Gesuch des Beamten- und Angestelltenausschusses auf 

Bewilligung von Teuerungszulagen Kenntnis und verweist die Angelegenheit an die 

Finanzkommission und an die Stadtverordnetenversammlung. 

 

15 

Der Magistrat verweist das Gesuch des Bürgermeisters auf anderweitige Regelung seines 

Gehaltes an die Finanzkommission und die Stadtverordnetenversammlung. 

 

16 

Herr Magistratsschöffe Germann teilt mit, dass dem Vernehmen nach der Burghof bei 

Dernbach an die hiesigen Brüder bzw. an die Schwestern in Dernbach verkauft werden soll. 

Der Magistrat hält es für richtiger, wenn der Hof an einen Pächter vergeben wird, dem die 

Verpflichtung auferlegt werden muss, sämtliche Milch an die Stadt Montabaur zu liefern. 

Einem eventuellen Käufer soll auch diese Verpflichtung möglichst auferlegt werden. 

 

17 

Herr Flügel trägt vor, dass am Friedhof eine Reihe neuer Kaufgräber aufgeschlossen werden 

soll, dass es aber notwendig erscheint einen Weg an diesen Gräbern vorbei abzustecken. 

 

Gez. Reis, Philippi, Dr. Wentrup 

  



Übertragung der Stadtratsprotokolle vom 3.2.1919 bis 7.7.1921 

90 

Sitzung vom 8. April 1920 

 

Anwesend die Herren Philippi, Bahl, Germann, Dr. Wentrup und Bürgermeister Reis 

 

1 

Es gelangte eine Auskunft über den Kaufmann jetzt Buchhalter am Lebensmittelamt Karl 

Engert zur Verlesung. Der Magistrat beschloss Engert sofort zu kündigen mit sofortiger 

Entlassung und eventuell Fortzahlung seines Gehaltes bis 1. Mai d. Js. 

 

2 

Die Vergebung des Aufsetzens, Reißens, Antragens pp. von Holz für die Schulen, Hospitals 

und Rathauses wird genehmigt. 

 

3 

Der Magistrat erklärte sich damit einverstanden, dass dem neu eingestellten Stenografen 

Müller ebenfalls eine Teuerungszulage von monatlich 150 Mark bis auf Weiteres gewährt 

wird. 

 

4 

An Stelle des bei Lebensmittelamtes ausscheidenden Buchhalters Engert soll evtl. die frühere 

Buchhalterin Helm wieder engagiert werden. Sie soll bezahlt werden nach dem Tarif unter 

Gewährung der Teuerungszulagen wie sie der Buchhalterin Weyand bewilligt wurden. 

 

5 

Der Magistrat nimmt von dem Gesuch des städt. Arbeiters Kunoth bezüglich Gleichstellung 

des Lohnes der städt. Ständigen Arbeitern Kenntnis und beschließt, den 

Stadtverordnetenbeschluss vom 31.3.20 zu beanstanden. Zu den anderen 

Stadtverordnetenbeschlüssen nimmt der Magistrat einstweilen noch keine Stellung, da 

dieselbe noch nicht protokolliert ist. 

 

6 

Der Magistrat nimmt von dem neuen Schreiben des Lehrer-Collegiums der Volksschulen 

bezüglich Überlassung des früheren Bibliothekraums als Konferenzzimmer Kenntnis und 

beschließt es bei der Beschlussnummer 8 der Magistratssitzung vom 18. März zu belassen. 
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7 

Der Magistrat nimmt von dem Schreiben des Elektrizitätswerkes bezüglich Kohlenverbrauchs 

durch den II. Polizeiwachtmeister Kenntnis und verfügt dass Müller kein Anspruch mehr auf 

Heizung hat. Müller soll angewiesen werden, beim Kohlenhändler zu beziehen. Solange 

Müller noch in der Wohnung beim Elektrizitätswerk wohnt soll Müller freies Licht gewährt 

werden. 

Der Magistrat beschloss, von dem in der Stadtmühle noch wohnenden Merten, welchem nicht 

mehr die Bedienung der Mühle obliegt, eine Miete von 5 Mark zu erheben. Der Magistrat 

nimmt davon Kenntnis, dass dem Elektrizitätswerk von demselben erzeugten Strom nunmehr 

1,86 M pro Kilowattstunde kostet. Schon mit Rücksicht auf die Bilanzierung des Etats ist eine 

Erhöhung des Strompreises notwendig. Das Elektrizitätswerk schlägt eine Erhöhung von 2 

Mark vor. 

 

8 

Der Magistrat nimmt den Vorschlag des Landrates von der Erhöhung der Beihilfe für die 

landw. Winterschule von 150 auf 300 Mark Kenntnis und vereist die Angelegenheit an die 

Stadtverordnetenversammlung. 

 

9 

Auf das Gesuch des Präses des kath. Gesellenvereins beschloss der Magistrat dem 

Gesellenverein mittwochs und Samstagsabends den Jugendspielplatz zu überlassen. 

 

10 

Der Magistrat nimmt von dem Gesuch des Christian Hermes auf Überlassung bis Martini d. 

Js. freiwerdende Gartens im Sauerthal Kenntnis und beschließt den Garten öffentlich unter 

den Bewohnern der Stadtmühle Merten, Gerlach und dem Antragsteller Hermes zu 

versteigern. 

 

11 

Der Magistrat nimmt von dem Schreiben des Vorstehers des staatl. Hochbauamtes bezügl. 

Ausbau des Dachgeschosses im Gerichtsgebäude zwecks Einrichtung von Notwohnungen 

Kenntnis. Die Einrichtungen der Wohnungen im Betrage von 75.800,-- Mark soll von der 

Stadt getragen werden. 
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Der Magistrat beschloss mit Rücksicht darauf, dass die Wohnungen für Staatsbeamte, 

Justizbeamte, Beamte des Finanzamtes hergestellt werden soll, von der Einrichtung auf städt. 

Kosten Abstand zu nehmen. 

 

12 

Der Magistrat nimmt davon Kenntnis, dass der Verein für Nassauische Altertumskunde und 

Geschichtsforschung ein Buch herausgeben will mit der Übersicht sämtlicher Nassauischen 

Gefallenen. Der Magistrat gibt hierzu sein Einverständnis und bewilligt hierzu die Kosten mit 

1 Mark für die Gefallenen. 

 

13 

Der Magistrat nimmt von dem Vertrage bezüglich Gerlach zwischen G. und dem 

Elektrizitätswerk Kenntnis. 

 

14 

Der Magistrat nimmt Kenntnis, dass nach dem neuen Gesetz, Freistellen für Beamte aus dem 

abgetretenen oder besetzten Gebiet offen zu halten sind. 

 

15 

Der Magistrat nimmt von dem Tarife für Arbeiter des wirtschaftlichen Verbandes der Stadt 

Kenntnis. 

 

16 

Der Magistrat nimmt von dem Gesuch der Lehrerin Flöck Kenntnis und beschließt, ihr, da sie 

eine Stellvertreterin war, die am 25.2.20 festgesetzte Ortszulage nicht zu gewähren. 

 

17 

Der Magistrat nimmt von dem Schreiben der Fürsorgestelle für Kriegsbeschädigte bezüglich 

Bewilligung eines Betrages von 4.300 zu Gunsten genannter Stelle Kenntnis und verweist die 

Angelegenheit an die Stadtverordnetenversammlung. 

 

18 

Der Magistrat nimmt von dem Gesuch des Kinobesitzers Gerz Kenntnis, worin dieser fordert, 

ihm die sonntäglichen Steuern von 70 Mark auch für die Kinovorstellung auf den 

Samstagabend gelten zu lassen und Rücksicht 
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darauf, dass die Samstagvorstellung fas ausschließlich von Stadtbewohnern besucht wird, 

beschloss der Magistrat dem Gesuche stattzugeben mit der Bedingung, dass nach Einsetzung 

der neuen Steuer der Eintrittspreis für die Samstagsvorstellung nicht erhöht wird, also der 

jetzige Eintrittspreis bestehen bleibt. 

 

19 

Der Magistrat nimmt von dem Gesuche des Anwohners der Burgstraße Seyffert Kenntnis 

bezüglich Abfluss der Jauchegrube in den Kanal der Stadt ableiten zu dürfen und beschließt 

den Anschluss in der Burgstraße nicht zu gestatten und ihn auf dem kürzesten Weg der 

Entwässerung in den Fußpfad zu verweisen. 

 

20 

Der Magistrat nimmt von dem Gesuch des A. Paulus auf Zahlung einer Erhöhung der 

Unterstützung Kenntnis und beschließt die Erhöhung auf 100% auf 40 Mark monatlich zu 

erhöhen. 

 

21 

Der Magistrat nimmt von dem Baugesuch des K. Selker bezüglich Aufbau eines Stalles am 

Steinweg Kenntnis und erhebt gegen dieses Gesuch keine Einwendung und soll Selker sich 

verpflichten bei eventueller Verbreiterung der Straße bis zur Fluchtlinie den Stall auf eigene 

Kosten zu beseitigen und das Land an die Stadt abzutreten. 

 

22 

Die Verpachtung der städt. Grundstücke der Gemarkung Montabaur der am 29. März 

stattgefundenen Versteigerung wird genehmigt. 

 

Gez. Bahl, Philippi, Dr. Wentrup 
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Sitzung vom 15. April 1920 

 

Anwesend die Herren: Bahl, Germann, Philippi, Dr. Wentrup, Dr. Teves, Josef Mars und 

Burg. 

 

1 

Verteilung von 200 – 300 Rm Holz 

Es sollen 200 – 300 Rm Holz an ärmere Leute verteilt werden und wurden folgende Preise 

festgesetzt. 

Scheitholz pro Rm  150 Mark 

Knüppelholz pro Rm 100 Mark 

Tannenholz pro Rm   50 Mark 

Durch Bekanntgabe im Bezirksblatt sollen sich die Bedürftigen melden. 

 

2 

Telegramm aus Wiesbaden: Bürgermeister Reis vom Amte suspendiert. 

Der Magistrat und die anwesenden Stadtverordneten waren der Ansicht, dass zur Vertretung 

des Bürgermeisters ein Verwaltungsbeamter angestellt werden soll. Diesbezügliche Annoncen 

sollen in den zuständigen Blättern aufgegeben werden. 

 

3 

Kutting-Hambach, hier, leisten zu dem Aufschlag von 40% auf das gekaufte Holz Verzicht. 

Die Eingabe soll in der nächsten Sitzung des Stadtverordnetencollegiums nochmals vorgelegt 

werden. 

 

4 

(Der Magistrat) Neupflasterung der Judengasse. 

Die Ausführungen dieser Arbeiten kann in diesem Jahr nicht mehr vorgenommen werden und 

sind dieselbe für nächstes Jahr in Aussicht genommen. Den Gesuchstellern ist eine 

entsprechende Nachricht zugeben. 
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5 

Das Gesuch von Christian Brühl um Zahlung von 50 Mark für die Reinigung des Tiergartens 

im Jahre 1919 wird genehmigt. Brühl soll vom 15. April – 15. Oktober des Jahres pro Monat 

10 Mark für das Reinigen des Tiergartens erhalten und muss er alles im guten und reinen 

Zustand halten, andernfalls kann die Vereinbarung rückgängig gemacht werden. 

 

6 

Von der Beurlaubung der Lehrerin Frl. Hartmann, hier, nimmt der Magistrat Kenntnis. 

 

7 

Der Magistrat genehmigt den Verkauf von Pferdedung an Wilh. König hier zu 30 Mark. 

 

8 

Die Anstellung eines Lehrers im Hauptamt der Fortbildungsschule wird vertagt. 

 

9 

Der Antrag der Wwe. Decker Horressen wird vom Magistrat unterschriftlich vollzogen. 

 

10 

Wohnungsbeschaffung namentlich in den Oberförstereien. 

Auf die Eingabe des Herrn Reg. Präs. zu Wiesbaden vom 30. März d.Js. ist zu erwidern, dass 

durch das Freigeben vor der Domänen-Verwaltung gelegene Gelände jetzt wieder Bauplätze 

gekauft werden können. In dem Oberförstereigebäude hat Forstmeister Hüger eine Wohnung 

an einen Seminarlehrer vermietet. Sobald die amerikanische Besatzung von hier wegzieht, 

wird auch eine Wohnung in der Oberförsterei Montabaur frei. 

 

11 

Der Magistrat nimmt Kenntnis von dem Gesuch der Frl. Froh und wird dasselbe der 

Holzkommission überweisen. 

 

12 

Auf die Eingabe der amtlichen Fürsorgestelle für Kriegsbeschädigte, Kriegshinterbliebene 

werden pro. Kopf 
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der Bevölkerung von Montabaur 1 Mark = 4.300 Mark bewilligt. Indessen wird bestimmt 

erwartet, dass die anderen Kreisbewohner denselben Betrag bewilligen. 

 

13 

Der Magistrat ist mit der Einrichtung einer Bockstation für die Ziegenhalter einverstanden 

und soll im Kreisblatt diesbezüglich informiert werden. 

 

14 

Der Elternbeirat und die Schulleitung verlangen, dass in der alten Schule eventuell 

freizumachende Zimmer, welches jetzt für die Mütterberatungsstelle zur Verfügung steht, 

benutzt wird. Da die Fürsorgeschwester das Zimmer auch nicht abgeben will, kann 

infolgedessen dem Wunsche nicht nachgegeben werden. Bemerkt wird noch, dass der 

Sitzungssaal im Rathaus in der Regel stets frei für die Verhandlungen ist. Die Anregung vor 

auf neuerlichen Antrag. 

 

Gez. Bahl, Philippi, Dr. Wentrup 

 

Sitzung vom 22. 4. 1920 

 

Anwesend die Herren: Flügel, Dr. Wentrup, Philippi, Bahl 

 

1 

Vergebung des Juxplatzes. Die Überlassung des Karussellplatzes wurde zu einem Gebot von 

1.500 Mark incl. Lustbarkeitssteuer an Jos. Hisgen hier für die 3 Kirmestage vergeben. Die 

Vermietung der anderen Plätze bleibt den Beigeordneten überlassen. 

 

2 

Fuhrparkverkauf von 2 Wagen. Der Verkauf des alten Jauchewagens als altes Eisen sowie 

eines weiteren überflüssigen Wagens wurde genehmigt und soll der Verkauf sobald als 

möglich vorgenommen werden. 
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3 

Der Dienstvertrag des neueingestellten P. Müller wurde unterschriftlich vollzogen. 

 

4 

Die Gesuche der Frau Paulus, Frau Wwe. Bahl, Frau Groß und Frau Fischer um 

Familienunterstützung aus Kriegswohlfahrtsmitteln wird dem Kriegswohlfahrtsamt zur 

Erledigung übergeben. 

 

5 

Gesuch des Frl. Sofie Schepping um einen Zuschuss von 1,50 zu ihrer Verpflegung im 

Hospital, Der Magistrat steht an sich dem Gesuche wohlwollend gegenüber und hat Frl. 

Schepping vor dieser Bewilligung genaue Aufklärung über ihr Vermögen abzugeben. 

 

6 

Die Unterzeichnung einer Bestätigung über einen Kredit von 40.000 Mark bei der Kreiskasse 

für die Lebensmittelabteilung wurde unterschriftlich vollzogen. 

 

7 

Das Gesuch des Jos. Rossbach Montabaur, seine neueinrichtende Gastwirtschaft „Zur Stadt 

Montabaur“ in Allmannshausen nennen zu dürfen, wir genehmigt. 

 

8 

Rechnungsvorlage des Lokal-Gewerbevereins. 

Der Vorsitzende Karl Lenaif soll zu einer Besprechung für Montag eingeladen werden. Die 

Aufstellung eines hauptamtlichen Lehrers für den Verein wird die Einstellung von 6.000,-- 

Mk in den Etat am 1. Oktober 1920 genehmigt. 

 

9 

Das Gesuch der Schwestern um Rückerstattung der vorgelegten Kosten, Instandsetzung einer 

Anzahl Zimmer wird in Höhe von 902,25 Mk genehmigt, indessen soll der Betrag von 225 

Mk, der durch Entschädigung von den Amerikanern eingegangen ist, von der Stadtkasse 

verrechnet werden. 
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10 

Holzbeschaffung für die höhere Töchterschule Marianum. Es wurden 7 Klafter Holz für diese 

Schule reserviert. 

 

11 

Der Magistrat nimmt Kenntnis von der Niederschrift des Wohnungsaufsichtsbeamten für den 

Reg.Bez. Wiesbaden bezüglich Wohnungspflege. Wiedervorlage nach 4 Wochen. 

 

12 

Einspruch von Seiten der Schulleitung zu dem Konferenzzimmer. Neuerliche Verhandlungen 

mit der Schwester der Mütterberatungsstelle sind im Gange. 

 

13 

Kauf eines Platzes im Tiergartengelände. 

Der Magistrat ist im Prinzip damit einverstanden, dass die Stadt sich durch Kauf, passendes 

Gelände sichert. Herr Kreisbaumeister Gaul hat eine Kopie des Lageplanes und soll sobald als 

möglich mit dem Magistrat diesbezüglich verhandelt werden. 

 

14 

Herr Philippi wird beauftragt hin und wieder die Kasse des Lebensmittelamtes zu 

kontrollieren. 

 

15 

Die Miete des Herborn`schen Hauses des Besitzers Mathias Gerlach hier zu 900 Mk pro Jahr 

wird genehmigt. Der Stadt Montabaur steht das alleinige Verfügungsrecht zu. 

 

Gez. Bahl, Philippi, Flügel 
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Sitzung vom 29. April 1920 

 

Anwesend die Herren: Gaul, Philippi, Germann, Flügel und Bahl 

 

1 

Die Verträge mit der Witwe Decker in 3facher Ausfertigung wurden unterschriftlich 

vollzogen. 

 

2 

Die Beschwerde des Herrn H. Volkmann wird nach Kenntnisnahme von Herrn 

Stadtverordnetenvorsteher Dr. Teves übergeben. 

 

3 

Die Löschungsbewilligung einer Hypothek des Gesellenvereins Montabaur auf dem 

Eigendorf´schen Hause wurde unterschriftlich vollzogen. 

 

4 

Das Gesuch des Karl Kespe um Einräumung des Schürfrechts „Hinter dem Spiesweiher“ soll 

dem Herrn Dr. Wentrup zur Begutachtung übergeben werden. Weitere Verhandlung nach 

Äußerung in der nächsten Sitzung. 

 

5 

Mietfestsetzung des Herborn`schen Hauses. 

Der Vermieter Math. Gerlach erhält einen Mietzins von 900 Mark. Die Miete wurde für die 

Mieter Krämer a 30 Mk pro Monat = 360 Mark und für Schmies a 45 Mk pro Monat = 540 

Mk festgesetzt. 

 

6 

Die Bewilligung von 20 Mark Tagegelder für das Katasteramt beim Grenzbegang werden 

genehmigt. Es soll mit den Schöffen eine Gebührenvereinbarung getroffen werden. 

 

7 

Auf die Eingabe des Landeshauptmannes in Wiesbaden betr. Ausbau der Coblenzerstraße 

beschließt der Magistrat den Vertrag betr. den Bauarbeiten vom Brüderhaus bis Convikt nicht 

aufzuheben und stellt den Antrag, dass zunächst ein Fußsteig vom Brüderhaus bis Convikt 

hergestellt wird. Im Übrigen soll mit den Ausführungen der Arbeiten gewartet werden bis 

bessere Verhältnisse eingetreten sind. Ein diesbezügliches Schreiben ist abgegangen. 
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8 

Das Gesuch der wirtschaftl. Vereinigung Kriegsbeschädigter und Kriegshinterbliebenen um 

Befreiung der Lustbarkeitssteuer wird genehmigt. 

 

9 

Die Kündigung des städt. Kutschers Joh. Merten wurde zurückgenommen. Merten erhält für 

seine Überarbeiten pro Monat 50 Mk. Der Trägerlohn von 30 Pfg. pro Sack von den 

Kaufleuten wird Merten ganz überlassen und kann derselbe das Geld sofort einkassieren. 

 

10 

Die Eingabe der Sozialdemokratischen Partei um 1. Instandsetzung der Kriegsgräber, 2. 

Errichtung eines Volksbades wird wie folgt behandelt: Über die Instandsetzung der 

Kriegsgräber sollen Entwürfe und Kostenanschläge eingeholt werden. Wegen des Volksbades 

sollen zur Aushilfe mit den Barmherzigen Brüdern verhandelt werden inwieweit sie 

Badeeinrichtungen der Bevölkerung von Montabaur zur Verfügung stellen und welche 

Entschädigung dafür von denselben verlangt wird. 

 

11 

Die Vergütung des II. Beigeordneten Herrn Baumeister Gaul zur Führung der 

Bürgermeistergeschäfte soll auf monatlich 400 Mark festgesetzt werden. Wegen Abgabe an 

den Kreis soll Herr Gaul mit dem Vorsitzenden des Kreisausschusses weiter verhandeln. Der 

Magistrat hält eine Abgabe von 300 Mark für den Kreis als ausreichend.  

 

12 

Kauf von Bauplätzen im Tiergartengelände. 

Die Bauplätze Nr. 1, 2 und 3 der Tiergartenstraße und 24, 25 und 26 am Fürstenweg sollen 

gekauft resp. Für die Stadt vermessen werden. Es handelt sich um die Parzellen Nr. 317/5079 

und 318/5079 und 319/5079 und 320/5079 und 321/5079 und 322/5079. Diesbezügliche 

Verhandlungen mit dem Domänenrentamt sind sofort in die Wege zu leiten. 

 

13 

Bericht an die Regierung betr. der höheren Töchterschule Marianum. Vertragsabschrift sowie 

Bericht über die Erteilung des Religionsunterrichtes wird an die Regierung übersandt. 

 

14 

Gebührenordnung für die Abfuhr des Hauskehrichts. Als Grundlage zur Berechnung der 

Beträge, welche von den an- 
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geschlossenen Hausbesitzer erhoben werden, soll der Nutzungswert der Gebäude 

zugrundegelegt werden. Die vorgelegt Fassung wird genehmigt. 

 

15 

Milchversorgung.  

Lieferung von 80 – 100 Liter Milch von Haney zum Preis von 2,50 pro Liter. Der Magistrat 

war der Ansicht, dass der Verkauf der Milch unten am Rathaus stattfinden soll, da auch die 

Übergabe derselben an die Frau Henritzi der Liter um 10 Pfg. verteuert wird. Indessen soll in 

dieser Sache die Lebensmittelkommission gehört werden. 

 

16 

Auf die Verfügung des Herrn Reg. Präs. zu Wiesbaden vom 31. 3. 20 betr. Wohnungsaufsicht 

und Pflege wird Herr Beigeordneter Gaul das Weitere in die Wege leiten. 

 

17 

Bewilligung von Nutzholz für die Stadt aus eigenen Beständen, wird nach Vorlage 

genehmigt. 

 

18 

Die Straßenreinigung vor den Schulen sollen von unseren städt. Arbeitern jede Woche 

vorgenommen werden. 

 

19 

Das Landesbauamt hat die Bauausführung für die Bahnhofstraße abgelehnt und werden die 

Arbeiten von uns ausgeführt. 

 

20 

Das Gesuch des Jos. Pilgenröther für Bekanntmachungen durch die Schelle werden die 

Gebühren von 1,20 Mark auf 2,50 Mark erhöht. 

 

 

Gez. Flügel, Gaul, Germann 
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Sitzung vom 6.5.20 

 

Anwesend die Herren: Gaul, Flügel, Dr. Wentrup, Germann 

 

1 

Urlaubsgesuch des Herrn Oberstadtsekretärs Blaum 

Das Urlaubsgesuch wurde auf die Dauer von 3 Wochen vom 3.5.20 ab genehmigt. 

 

2 

Gesuch der Hebammen Maria Gilles, Hering um eine Teuerungszulage. 

Der Magistrat beschließt den Hebammen eine Teuerungszulage von 50% ihrer 

Pauschsummen (für Armenentbindungen) zu zahlen. Im Übrigen soll der Tarif von 32,75 M 

für die übrigen Entbindungen beibehalten werden. 

 

3 

Gesuch des Gastwirts H. Schmidt um Genehmigung eines Lichtspieltheaters. 

Seitens des Magistrat sind Einwendungen nicht zu erheben. 

 

4 

Benennung eines Vertreters der Stadt für die Sitzungen des Baustoffausschusses in Frankfurt 

a.M. (Bez. Wohnungsausschuss Cassel). Wegen dieser Angelegenheit soll zunächst noch mit 

dem Landratsamt in Verbindung getreten werden. 

 

5 

Bewilligung der Zahlung des Fehlbetrages von 509,85 M der hiesigen Gewerbl. 

Fortbildungsschule für 1919/20. 

Der Fehlbetrag soll für dieses Jahr noch einmal auf die Stadtkasse übernommen werden. In 

Zukunft ist es ausgeschlossen. Die Fortbildungsschule muss dafür  sorgen, dass die Ausgaben 

die durch Zuschüsse nicht gedeckt werden können, unterbleiben oder durch das Schulgeld 

gedeckt werden. 

 

6 

Erhöhung der Gebühren für die Leichenträger von 3 auf 4 Mark. 

Wird genehmigt. 
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7 

Erhöhung der monatlichen Gebühren für das Uhraufziehen von 18 M auf 20 M, Franz 

Henritzi, Rathaus und Kirchenuhr. 

Wird genehmigt. 

 

8 

Gesuch des Bürogehilfen P. Müller um Gewährung eines Zuschusses zu seinen 

Umzugskosten 

Der Magistrat beschließt Herrn Müller sofort 300 Mk Beihilfe zu zahlen und 300 Mk für 

Dezember d. Js. wenn sich Herr Müller dann noch in ungekündigter Stellung bei der Stadt 

befindet. 

 

9 

Gesuch des „Deutscher Bürgermeisterbund“ um einen Beitrag zur Wohlfahrtsspende für in 

Not geratene Bürgermeister oder deren Angehörige. 

Das Gesuch soll einstweilen zurückgestellt werden. Es wird bemerkt, dass es Sache der 

Wohlfahrtspflege des Staates ist, hier helfend einzuspringen. 

 

10 

Gesuch des Norbert Burg um Übernahme eines Teils der Lichtleitung zu seinem Neubau im 

Fürstenweg auf städt. Kosten. 

Es soll zunächst aus den Akten festgestellt werden, welche Auflagen Herrn Burg bei Erteilung 

der Erlaubnis seiner Zeit gemacht worden sind. 

 

11 

Einladung des Turnvereins zu dem am 12. und 13. Mai stattfindenden 25jährigen 

Stiftungsfest. 

Die Einladung soll sofort bei den Mitgliedern des Magistrats und der 

Stadtverordnetenversammlung in Umlauf gesetzt werden. 

 

12 

Bewerbung des Referendars Lehmler Niederelbert um Einstellung zur informatorischen 

Beschäftigung bei der Stadtverwaltung. 

Der Referendar kann informatorisch  
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beschäftigt werden. Er soll Gelegenheit bekommen alle Zweige der Verwaltung kennen zu 

lernen. 

 

13 

Mitteilung über die Gebührenerhebung des II. Beigeordneten besonders bezüglich der Abgabe 

an den Kreis. 

Der Magistrat nimmt Kenntnis von den mündlichen Verhandlungen zwischen Herrn Landrat 

und Kreisbaumeister Gaul. Die monatliche Vergütung für den II. Beigeordneten wird danach 

auf 600 Mark festgesetzt, wovon 300 Mark an den Kreis zu zahlen sind. Herr Kreisbaumeister 

Gaul erhält außer dem Anteil von 300 Mark noch 100 Mark als Aufwandsentschädigung. 

 

14 

Telephon des Bürgermeisters in der Privatwohnung. 

Das Telefon ist aus dem Hause des Bürgermeisters Reis zu entfernen und im Hause des 2. 

Beigeordneten Gaul anzubringen. 

Der Magistrat drückt dabei den Wunsch aus, auf eine Beschleunigung der Beendigung des 

Disziplinarverfahrens gegen den Bürgermeister Reis hinzuwirken. Eine diesbezügliches 

Schreiben soll an das Disziplinargericht des Bez. Verb gerichtet werden. 

 

15 

Herr Dr. Wentrup referiert über die Besprechungen mit dem Herrn Oberregierungsrat 

Grünwald und Assessor von Diehtfurt vom Landesfinanzamt Cassel gelegentlich der 

Besichtigung der beiden für das hiesige Finanzamt zur Verfügung stehenden Häuser 

(Gesellenhaus und Gastwirtschaft Michels) am 5. Mai d. Js. Eine Mietung der vom 

Gesellenverein im früher Eigendorf`schen Hause angebotenen Räume sei sehr fraglich, wegen 

des mangelhaften baulichen Zustandes des Gebäudes und der ungünstigen Lage der Räume 

zum Flur. Um in die einzelnen Zimmer zu gelangen muss man immer durch das an den Flur 

grenzende Zimmer hindurch laufen, das sehr störend für den Geschäftsbetrieb und unerlaubt 

für die Geheimhaltung der dienstlichen Verhandlungen 
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mit dem Publikum sei. Das Michels`sche Haus sei zwar sehr geeignet, aber die Verzinsung sei 

zu hoch. Wenn aber durch Untervermietungen ein Teil der Verzinsung gedeckt werden könne, 

wäre das Landesfinanzamt nicht abgeneigt, beim Finanzminister den Ankauf des Hauses zu 

beantragen, insbesondere käme die Vermietung des Erdgeschosses in Frage. Da die Sache 

sehr eilte, sagte Herr Dr. Wentrup ein Anmieten der betr. Räume durch die Stadt für jährlich 

3.600 Mark zu. Der Magistrat hält dieses Vorgehen für richtig im Interesse der Sicherstellung 

des Finanzamtes für die Stadt und erteilt dazu vorbehaltlich der Genehmigung durch die 

Stadtverordnetenversammlung seine Zustimmung. 

 

Gez. Germann, Flügel, Gaul 

 

 

Sitzung am 20.5.1920 

 

Anwesend die Herren: Flügel, Germann, Philippi, Gaul 

 

1 

Ernennung von 2 Wahlvorstehern und 2 Stellvertretern 

2 Wahllokale, Abgrenzung der Wahlbezirke, Zeit: 6. Juni von 8 – 6 Uhr nachm. 

Es werden ernannt: Für den Wahlbezirk I Herr Fabrikant A. Flügel als Wahlvorsteher 

Herr Rechtsanwalt und Notar Dr. Wentrup als Stellvertreter 

Für den Wahlbezirk II Herr Fabrikant Joh. Bahl als Wahlvorsteher 

Herr Angestellter Germann als Stellvertreter 

Als Wahllokale werden bestimmt:  

Für Bezirk I die alte Schule 

Für Bezirk II die Selekta 

Im Wahlbezirk I müssen die Wähler mit dem Anfangsbuchstaben der Namen A – K im 

Wahlbezirk II desgl. K – Z. Die Wahl findet statt von vorm. 8 bis 6 Uhr nachm. 
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2 

Schuldiener Hammerstein beantragt Lieferung der Pflegemittel durch die Stadt. 

Die Putzmittel sollen entweder in natura von der Stadt geliefert oder mit Hammerstein eine 

jährliche Vergütung für den Fall vereinbart werden, dass er sie selbst liefert. Der 

Bürgermeister wird beauftragt mit Hammerstein dieserhalb zu verhandeln und über seine 

Dienstobliegenheiten eine Anweisung auszuarbeiten. 

 

3 

Flurhüter Böhr bittet um eine Zulage von 90 Mark  

Im Monat für Botengänge pp. von   vorm 8 – 12 Uhr. Vorbehaltlich der Genehmigung durch 

die Stadtverordnetenversammlung soll Böhr für die Botengänge jährlich 600 Mark erhalten, 

so dass sich sein jetziges Einkommen als Flurhüter und Bote von 1.800 auf 2.400 Mark 

erhöht. 

 

4 

Frau Neu beantragt ein Monatsgehalt von 100 Mark für Instandhaltung des Friedhofs. 

Die Monatsvergütung der Frau Neu wird auf 100 Mark festgesetzt. Die Zulage für jeden 

Werktag fällt damit fort. Der Friedhofskommission, besonders Herr Jos. Müller als 

Kassenführer  ist davon Mitteilung zu machen. 

 

5 

Gesuch der Sophie Schepping um einen Zuschuss von 1,50 Mk täglich zu ihrem Kostgeld im 

Betrage von 4,50 für die Hospitalverpflegung wird abgelehnt, weil Frl. Schepping noch 7.200 

Mk Vermögen hat. Nach Aufbrauch dieser Summe wird die Stadt die Verpflegungskosten 

übernehmen. 

 

6 

Gesuch des Volksbundes Deutsche Kriegsgräberfürsorge e.V.  um eine Geldspende oder 

Beitritt lt. § 3 seiner Satzung. 

Es soll die Mitgliedschaft gemäß § 3 der Satzungen des Landes gegen einen einmaligen 

Betrag von 100 Mk erworben werden. Der Aufruf des Landes soll im Rathause und 
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an die Anschlagsäule bei Volkmann angeheftet werden. 

 

7 

Bewilligung der Kosten für Brennmaterial und Personal, sowie Herrichtung der Küche für die 

Zubereitung der Speisen für unterernährte Kinder. 

Die Kosten sollen entsprechend dem Schreiben des Kreiswohlfahrtsamtes vom 18.5. auf die 

Stadtkasse übernommen werden. 

 

8 

Benennung eines Vertreters der Stadt für die Sitzung des Baustoffausschusses in Frankfurt 

a.M. (vergl. 4 der letzten Sitzung). 

Als Vertreter der Stadt wird der 2. Beigeordnete Kreisbaumeister Gaul an den Sitzungen 

teilnehmen. 

 

9 

Gesuch des N. Burg um Entschädigung von den Kosten zur Anlage der Lichtleitung zu 

seinem Neubau am Fürstenweg (vergl. Nr. 10 der letzten Sitzung). 

Herr Burg hat entsprechend dem Anerkennungsvertrage vom 27.4.14 für die Kosten 

aufzukommen. Die Kosten der Fernleitung vom eisernen Mast am Bauvereinsgelände bis zum 

letzten Folgemast am Fürstenweg soll er mit 5% verzinsen und amortisieren und von da ab bis 

ins Haus bar bezahlen. 

 

10 

Benennung von 2 Personen zur Auswahl eines Vorsitzenden des Schätzungsamtes Montabaur. 

(Schreiben des Amtsgerichtes vom 1.5.20 I B. 47a 

Dem Amtsgericht sollen die Landwirte Joh. Müller (Steinweg) und Heinrich Hübinger 

(Marks) in Vorschlag gebracht werden. 

 

11 

Bewilligung der Gebühren für die Begleiter des Katasterkontrolleurs beim Grenzbegang. 

Gefordert werden für die Stunde 2,80 Mk. 

Es sollen zunächst noch Ermittlungen beim Katasteramt angestellt werden über die 

Bestimmungen, welche die Mitwirkung des Schutzes beim Grenzbegang vorschreiben. 
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12 

Annahme einer Schenkung von 200 Mk des Herrn Allmann für wohltätige Zwecke. 

Die Schenkung wird mit Dank angenommen. Der Betrag soll zur Deckung der Kosten bei 

Speisung der unterernährten Kinder Verwendung finden. 

 

13 

Festsetzung der Miete für Fam. Schmies im Hause Gerlach vorderer Rebstock. 

(Schmies soll bezahlen monatlich 45 Mk  = 540 Mk jährlich 

Er will bezahlen  „       40 Mk = 480 Mk jährlich 

Auf die Stadt entfallen        60 Mk jährlich 

Bei Eigendorf zahlte Schmies jährlich 400 Mk 

Die Miete des Herrn Schmies wird auf 40 Mk monatlich gleich 480 Mk jährlich festgesetzt. 

 

14 

Beschaffung von Ausrüstungsstücke für das hiesige Gefängnis. 

Soviel die Ausrüstungsstücke nicht mehr vorhanden sind, sollen sie beschafft werden. Über 

Verluste durch die Besatzung soll ein Schadenersatzanspruch gestellt werden. 

 

15 

Gesuch des Karl Gerz um Versagung der Genehmigung zu einem II. Kino in Montabaur. 

Das Gesuch soll an das Landratsamt bzw. an den Kreisausschuss weitergegeben werden. 

 

16 

Berechnung der Selbstkosten für die Erzeugung elektr. Stromes in der Zentrale. 

Wird der Beleuchtungskommission überwiesen. 

 

17 

Zustimmung zur Pol. Verordnung betr. Müllabfuhr 

Der Magistrat gibt zu dem Entwurf seine Zustimmung. 

 

18 

Gesuch des Stadtassessors Backes um Vorschuss von 300 Mk. 

Wird genehmigt. 
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Der Magistrat nimmt Kenntnis von den folgenden Mitteilungen: 

1. Die Barmherzigen Brüder haben zugesagt, dass für die männlichen Einwohner der 

Stadt im Vinzenshaus täglich von 9 – 11 ½ Uhr vorm. Und 1 – 6 ½ Uhr nachmittags 

die Badeeinrichtung zur Verfügung steht. Gebühren für ein Wannenbad 2,-- Mk ein 

Brausebad 1,50 Mk. 

2. Bericht über Prüfung der Maschinenanlage des elektr. Zentrale durch den 

Mittelrheinischen Dampfkessel Überwachungsverein am 3. Mai 1920. 

3. Rechnung des Bürgermeisters Reis über 505 Mk für Ausfahrten. 

4. Schreiben des Herrn Landrates vom 14.5.20 betr. Milchlieferung durch 

Domänenpächter Haney. 

5. Einladung des Nass. Städtetages vom 14.5.20 zur ordentlichen Versammlung am 28. 

und 29. Mai 20. 

6. Schreiben des Herrn Peter Nammertz Köln betr. Besetzung der Bürgermeisterstelle. 

 

Gez. Gaul, Philippi, Flügel, Germann 
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Sitzung vom 27. Mai 1920 

 

Anwesend die Herren: Philippi, Germann, Flügel, Bahl und Gaul 

 

1 

Punkt 11 der letzten Sitzung: Gebühren für die Begleiter und Beteiligung an dem 

katasteramtlichen Vermessungen. 

Es wird ein Stundenlohn von 2,80 Mk bewilligt. Bei dieser Gelegenheit spricht der Magistrat 

den Wunsch aus, in diesem Jahr in erster Linie den Grenzbegang auf die Alberthöhe 

auszudehnen. 

 

2 

Neuwahl von 4 Mitgliedern des Kuratoriums für die ausgeschiedenen Herren A. Flügel, Dr. 

Wentrup, Bürgermeister a.D. Sauerborn und Kaufmann J. Winter. Es werden gewählt die 

Herren A. Flügel, Dr. Wentrup, Kaufmann F. Winter, Fabrikant Joh. Bahl. 

 

3 

Mitteilung des Finanzamtes, dass das Michels`sche Haus gekauft ist und demnächst bezogen 

werden soll. Beschluss der Stadtverordnetenversammlung über Anmietung des Erdgeschosses 

und Abtretung des Café-Zimmers ans Finanzamt erbeten. 

Eine Anmietung des Erdgeschosses ohne das Café-Zimmer ist nicht angängig. Wenn dieses 

Zimmer aber nicht entbehrt werden kann, soll dem Finanzamt der Vorschlag gemacht werden, 

das ganze Erdgeschoss zu übernehmen. 

 

4 

Antrag der Gymnasialkasse auf Umwandlung eines Vorschusses in einen Zuschuss für das 

Gymnasium (10.300 Mk). 

Der Antrag wird vorläufig zurückgestellt. Herr Hartenfels soll in der nächsten 

Magistratssitzung am 4.6. Angaben machen in welcher Höhe die Stadt Teuerungszulagen 

anteilig zurückgezahlt bzw. 

  



Übertragung der Stadtratsprotokolle vom 3.2.1919 bis 7.7.1921 

100.1. 

überwiesen hat. 

 

5 

Stadtkasse bittet um Verfügung über ein Asservat von 45,60 Mk aus eingegangenem 

Quartiergeld, dessen Bezieher nicht zu ermitteln sind. Das Asservat ist endgültig zu 

vereinnahmen. 

 

6 

Antrag des Sportvereins Horressen um Genehmigung zwei städt. Parzellen am Stadtwald als 

Sportplatz benutzen zu dürfen. 

Die Unterverpachtung wird für die Dauer der Pachtzeit genehmigt. 

 

7 

Regelung der Finanzlage des Hospitalsfonds  

Nach Antrag genehmigt. 

 

Gez. Bahl, Gaul, Philippi,  
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Sitzung vom 4.Juni 1920 

 

Anwesend die Herren: Philippi, Germann, Flügel, Bahl, Gaul 

 

1 

Gesuch des Fritz Conradi um Übertragung der Milchverteilung. 

Wird der Lebensmittelkommission übergeben. 

 

2 

Bewerbung des Verwaltungssekretärs Paul Groß aus Bierstadt um die Bürgermeisterstelle. 

Dem Bewerber wird anheimgestellt, sein Gesuch zu wiederholen, sobald die Stelle 

ausgeschrieben ist. 

 

3 

Antrag des Zimmerermeisters H. Schmidt in Horressen um Pachterhöhung für einen Fußweg 

oder Umtausch seiner Wiese am Biebrichsbach gegen einen Acker. 

(Tauselzahlen Martini 1921 pachtfrei 11.11.21) 

Bevor dem Antrage auf Tausch näher getreten wird, soll eine Ortsbesichtigung durch den 

Magistrat erfolgen. 

 

4 

Schreiben des Domänenrentamtes betr. Bachregulierung bzw. –räumung. 

Die erforderlichen Arbeiten sollen nach der Heuernte ausgeführt werden. 

 

5 

Schreiben des Bezirksausschusses vom 27.5.20 betr. Bürgermeister Reis. 

Das Oberverwaltungsgericht soll gebeten werden, die Durchführung des 

Disziplinarverfahrensbeschleunigen zu wollen. 

 

6 

Schreiben des Zentralvorstandes des Gewerbevereins vom 27.5.20 betr. Fortbildungsschule. 

Im Einvernehmen mit dem Gewerbeverein soll zunächst ein Etat der Fortbildungsschule unter 

Berücksichtigung der neuen Verhältnisse besonders der Stelle der Gewerbe- 

  



Übertragung der Stadtratsprotokolle vom 3.2.1919 bis 7.7.1921 

101.1 

schullehrer im Hauptamt aufgestellt werden. 

 

7 

Schreiben des Metzgers J. Höger betr. Einfahrt. 

Erledigt durch Schreiben des Magistrats vom 28.5.20. 

 

8 

Vergebung von Schreibtinte für die Elementarschulen. 

Genehmigt, soweit ein bestimmtes Angebot abgegeben ist. Im Übrigen behält sich der 

Magistrat freie Hand vor. 

 

9 

Gesuch des Peter Normann um Genehmigung einer Trinkhalle im Stadtwald an der Ecke 

Coblenzerstraße. 

Soll zunächst der Oberförsterei zur gutachtlichen Äußerung auch eventl. bezügl. der 

Platzmiete vorgelegt werden. 

 

10 

Schreiben des Obermeisters N. Glöckner betr., Ausführung von Anstreicherarbeiten in eigener 

Regie. 

Wird vom Bürgermeister beantwortet. 

 

11 

Zu Punkt 4 der letzten Sitzung, Antrag der Stadtkasse auf Umwandlung eines Vorschusses in 

einen Zuschuss. 

Der Rest des Vorschusses ( 10.300 M) soll auf neue Rechnung vorgetragen werden. 

 

12 

Schreiben des Bezirksleiters Eckerlein betr. Lohnsatz für Facharbeiter. 

Der in Marburg aufgestellte Tarif soll zugrunde gelegt werden. Der Eingang des Tarifes ist 

abzuwarten. 

 

13 

Antrag des Produktions- und Consumvereins um mietweise Überlassung des Erdgeschosses 

im Finanzamt. 

Wird der Stadtverordnetenversammlung vorgelegt. 

 

Gez. Germann, Philippi, Gaul 
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Sitzung vom 10. Juni 1920 

 

Anwesend die Herren: Philippi, Germann, Gaul 

 

1 

Eingabe der Bewohner der Gelbachstraße um Instandsetzung dieser Straße 

Der Antrag wird berücksichtigt und die Straße hergestellt, sobald die bis jetzt in Angriff 

genommenen Straßenbauarbeiten erledigt sind. 

 

2 

Schreiben des Bürgermeisters Scheuern Dietz in Limburg betr. Konferenz über 

Besatzungsangelegenheiten. 

Montabaur ist in Besatzungsangelegenheiten dem Reg. Präsidium in Coblenz unterstellt. 

 

3 

Einladung zu einer Bürgermeisterkonferenz in Limburg am 14.6.20 

Der II. Herr Beigeordnete wird beauftragt, an der Sitzung am 14. D. Mts. Teilzunehmen. 

 

4 

Schreiben des Reichsbund deutscher Technik betr. Richtlinien für die Vorbildung zum 

höheren Verwaltungsdienst. 

Von dem Schreiben wird Kenntnis genommen und gegebenenfalls wird es berücksichtigt.  

 

5 

Vertrag mit der Schul- und Pflegeanstalt Marianum GmbH in Limburg 

Soll der Verfügung des Reg. Präs. vom 2.6.20 gemäß ergänzt werden. Frl. Hartmann ist 

darüber zu hören, wie lange sie noch zu bleiben gedenkt. 

 

6 

Gesuch der Frau Joh. Neu Wwe. betr. Erhöhung der Gebühr für Herstellung von Gräbern. 

Mit Frau Neu soll Rücksprache genommen werden. Der Preis für Herstellung der Gräber von 

20 bzw. 30 Mk wird genehmigt. 

 

Gez. Philippi, Germann, Gaul 
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Sitzung vom 16.6.20 

 

Anwesend die Herren: Bahl, Germann, Philippi, Gaul 

 

1  

Berechnung der Kostenanteile der Hausbesitzer für die Müllabfuhr 

Kostenanteile werden auf 5% des Nutzungswerts des Gebäudes festgesetzt. 

 

2 

Gehälter und Teuerungszulagen der Hebammen (Landrat vom 10.6.20 L 2902) 

Dem Landratsamt ist zu berichten, dass bereits unterm 6.5.20 den Hebammen 50% 

Teuerungszulagen zugebilligt worden sind. Von einer Erhöhung des Gehalts glaubt der 

Magistrat mit Rücksicht aus das reichliche Einkommen der Hebammen absehen zu sollen. 

 

3 

Anstellung eines Totengräbers 

Das Amt eines Totengräbers soll dem Teodor Ringer (Färberbachstr.) übertragen werden. 

 

4 

Einladung der Kriegsbeschädigten und Kriegshinterbliebenen sowie der Heimkehrer-

Vereinigung zum Wohltätigkeitsfest am 27.6.20. 

Der Magistrat nimmt Kenntnis von der Einladung. 

 

5 

Gesuch des Elektro-Monteurs M. König um Einstellung beim Elektrizitätswerk. 

Da vorläufig kein Bedarf, kann das Gesuch nicht berücksichtigt werden. 

 

6 

Gesuch des Heizers und des Maschinisten Müller um Lohnerhöhung 

Sobald der Tarif bekannt ist, soll der Lohn nach diesem Tarif (rückwirkend vom 1.4.20) 

gezahlt werden. 
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7 

Schreiben des „Bund für deutsche Schrift“ betr. Erwerbung der Mitgliedschaft der Städte pp. 

Zu den Akten. 

 

8 

Aufruf des Magistrats zu Hausgeld-Sammlung für die durch Hochwassergeschädigten. 

Zu den Akten. 

 

9 

Nachtrag zum Vertrage über die Schul- und Pflegeanstalt „Marianum“ 

Nachtrag ist vom Magistrat unterschrieben und der Bericht wird gemäß der Verfügung des 

Regierungspräs. vervollständigt. 

 

10 

Schreiben der Sozialdemokratischen Partei, Ortsgruppe Montabaur betr. Zuckerabgabe 

Der Sachverhalt wird dem Vorsitzenden der Ortsgruppe mitgeteilt. 

 

11 

Reisekosten und Tagegelder für den stellvertr. Bürgermeister. 

Bis zur Neuregelung der Reisegebührentarife für den Bürgermeister, soll der jeweilige 

Stellvertreter Ersatz der baren Auslagen erhalten. 

 

Gez. Dr. Wentrup, Philippi, Bahl, Germann 
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Sitzung vom 24. Juni 1920 

 

Anwesend die Herren. Flügel; Germann, Bahl, Philippi, Dr. Wentrup, Gaul sowie der 

Stadtverordneten-Vorsteher Herr Rechtsanwalt und Notar Dr. Teves zufolge bestandener 

Einladung. 

 

1 

Konvikt 

Es ist bekannt geworden, dass die Bischöfliche Behörde mit einem ausländischen Orden 

bezüglich Aufnahme in das Konvikt verhandelt hat. Der Orden beabsichtigt zunächst einen 

Teil des Konviktes zu mieten und später eventuell das ganze Konvikt zu kaufen. Der 

Magistrat ist sich darüber klar, dass das Gymnasium gefährdet ist, wenn das Bischöfl. 

Konvikt seinem jetzigen Zwecke entzogen wird. Die Bischöfl. Behörde hat der Stadt zu 

erkennen gegeben, dass sie bereit ist, die Verhandlungen mit dem betr. Orden abzubrechen, 

wenn die Stadt die Garantie übernimmt, dass dem Bischöfl. Ordinariat die Aufwendungen, di 

es für die Konviktsanlage gemacht hat, zurückvergütet werden, falls das Gymnasium 

eingehen sollte. Im Interesse des Gymnasiums und in der Erwägung, dass die Konviktsanlage 

für die Stadt auch dann noch von Interesse sein wird, wenn sie ihrem jetzigen Zweck 

entzogen werden müsste, glaubt der Magistrat der Anforderung des Bischöfl. Ordinariats 

näher treten zu sollen um auf alle Fälle zu vermeiden, dass das Konvikt in fremde Hände 

kommt. Der Bürgermeisterstellvertreter Gaul und der Magistratsschöffe Dr. Wentrup werden 

beauftragt mit der Bischöfl. Behörde so bald als möglich in Verhandlungen einzutreten um 

die gegenseitigen Sicherungen zur Erhaltung des Konvikts für die städt. Interessen 

festzulegen und dem Magistrat demnächst Bericht zu erstatten. 

 

2 

Abschluss der Stadtkasse 

Von dem Abschluss wird Kenntnis genommen. Demnächst 
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ist er dem Herrn Reg.-Präs. vorzulegen. 

 

3 

Kraftwagenverkehr Montabaur – Ehrenbreitstein 

Die Sache wird einstweilen zurückgestellt. Das gewünschte Darlehen von 150 – 160.000 M 

kann nicht gewährt werden. 

 

4 

Anstellungsurkunde für Hausmeister Jos. Schmidt beim Gymnasium 

Die Anstellungsurkunde wird unterschriftlich vollzogen. 

 

5 

Verwendung ausgeloster Wertpapiere der Nassauischen Landesbank 

Die frei gewordenen Beträge sollen zur Deckung von hochverzinslichen Anleihen oder zur 

Einlösung von Lombarddarlehen verwendet werden. 

 

6 

Linzinische Stiftung 

Die Zinsen der Stiftung sollen den Vorschlägen der Herren E. Flügel und Stadtrechner 

Hartenfels entsprechend an die 4 Gesuchsteller verteilt werden. Herr Referendar Lehmler 

wird gebeten über sämtliche Stiftungen demnächst zu referieren, nachdem er das Material 

übersichtlich geordnet hat. 

 

7 

Antrag des Arbeiters Hartenfels um Bewilligung einer Vergütung für außerordentliche 

Abnutzung des Schuhwerks beim Abholen der Milch auf den Ortschaften. 

Dem Arbeiter Hartenfels soll eine Beihilfe zur Instandhaltung seines durch den 

Milchtransport besonders stark in Anspruch genommenen Schuhzeugs bewilligt werden. 

Zunächst werden ihm 100 M überwiesen. 

 

8 

Christian Brühl beantragt Beihilfe zur Beschaffung einer Orgel 

Der Magistrat ist dagegen, dass Brühl durch Beschaffung einer Orgel auf den Weg der 

Bettelei gebracht wird. 
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Stattdessen soll ihm für die Reinhaltung eine monatliche Zulage von 10 M bewilligt werden, 

so dass er im ganzen 20 M im Monat erhält. 

 

9 

Vermietung des Erdgeschosses im Finanzamt 

Der Vermietung des Erdgeschosses des Finanzamtes soll öffentlich ausgeschrieben werden. 

 

Gez. Philippi, Germann, Dr. Wentrup, Flügel 

 

Sitzung vom 1. Juli 1920 

 

Anwesend die Herren: Flügel, Dr. Wentrup, Philippi, Germann, Gaul 

 

1 

Antrag W. Bach um Überlassung der Fortbildungsschulräume an 2 – 3 Stunden abends in der 

Woche für einen privaten Buchführungs-Kursus 

Antrag widerruflich genehmigt. Beleuchtung und Reinigung hat B. zu zahlen, außerdem 50 M 

Kaution zur Sicherstellung etwaiger Schäden bereitzustellen. 

 

2 

Schreiben des Kreisausschusses betr. Wehrbau beim Mühlgraben Frink – Müller. Die Stadt 

soll 1000 M Beitrag leisten.  

Der Magistrat lehnt die Zahlung des beantragten Kostenanteils von 1.000 M zum Wehrbau ab. 

 

3 

Schreiben der Nass. Siedlungsgesellschaft GmbH betr. Aufteilung des Domänenvorwerks 

Burghof in Dernbach. 

Von dem Schreiben wird Kenntnis genommen. Der Angelegenheit 
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soll seitens der Stadt nicht näher getreten werden. 

 

4 

Schreiben der Nass. Landesbank vom 29.6.20 betr. Darlehen.  

Wird der Finanzkommission überwiesen. 

 

5 

Eingabe des Stadtverordneten K. Eberz betr. Fleisch- und Kartoffelversorgung 

Herr Eberz wird gebeten, dem Magistrat geeignete Vorschläge zu machen, um die beklagten 

Mängel zu beseitigen. 

 

6 

Grundsätze vom 3.6.20 für die Bemessung der Stadtzuschüsse für die gewerbl. 

Fortbildungsschule 

Die Sache wird der Finanzkommission überwiesen. Vorher sind noch die erforderlichen 

Ermittlungen einzuziehen. 

 

7 

Gesuch des Frl. Hartmann um Bezahlung einer Bretterwand in der Selekta. 

Frl. Hartmann soll ohne Anerkennung ihrer Ansprüche 25 Mark erhalten. 

 

8 

Bericht über die Besprechungen in Limburg betr. des Konviktes. 

Herr Dr. Wentrup wird die Sacher bearbeiten und demnächst vorlegen. 

 

9 

Vermietung des Erdgeschosses im Finanzamt 

Der Produktions- und Konsumgenossenschaft in Montabaur GmbH wird der Zuschlag unter 

den vom Finanzamt gestellten Bedingungen erteilt. 

 

Gez. Philippi, Gaul, Germann, Flügel 
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Sitzung vom 9. 7.1920 

 

Anwesend die Herren Germann, Philippi, Dr. Wentrup, Flügel, Gaul. 

 

1 

Beitrag zum Nass. Zentralwaisenfonds für Luise Hirschhäuser 

Die Stadt erklärt hiermit, die Hälfte der entstehenden Kosten in den Zentralwaisenfonds zu 

übernehmen. 

 

2 

Unterstützung für das uneheliche Kind der Margarete Veldenz 

Es wird eine monatliche Unterstützung von 25 Mk bewilligt. 

 

3 

Antrag um Bezahlung der Vertretung für beurlaubte Nachtwächter 

Die Vertretung ist zu vereinbaren zwischen den Nachtwächtern und den beiden Flurhütern. 

Die Vertretung soll kostenlos erfolgen. 

 

4 

Wahl eines Mitglieds in den Ortsausschuss des Bühnenvolksbundes 

Es soll die Stadtverordnete Frau Apotheker Windek in Vorschlag gebracht werden. 

 

5 

Entschließung der Versammlung „Deutscher Bauarbeiterverband“, Zweigverein Limburg 

betr. Behebung der Wohnungsnot. 

Der Magistrat nimmt von der Entschließung Kenntnis und wird in diesem Sinne arbeiten. 

 

6 

Einladung des Hess. Nass. Wirtschaftsverbandes zur Sitzung am 14.7.20. 

Von der Beschickung der Generalversammlung in Marburg soll Abstand genommen werden. 

 

7 

Eingabe der Eheleute Germann betr. Wassergeld und Reinhaltung des alten Amtsgerichts. 

Herr Germann erhält ab 1. April 40 Mk monatlich und außerdem seine Wohnung wie bisher 

und freies Wasser. 
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8 

Gesuch Franz Bechtel um Übernahme einer Wohnung in der Turnhalle 

Das Gesuch wird zurückgestellt. Der Magistrat will die Wohnungsstelle in Augenschein 

nehmen und dieserhalb mit dem Gymnasium in Verbindung treten. 

 

9 

Antrag des Ass. Becker auf Rattenvertreibung im Rathauskeller. 

Dem Antrag soll entsprochen werden. Vorschlag, mit Alig Rücksprache nehmen, der ein 

Kammerjäger oder Vertreibungsmittel benennen kann. 

 

10 

Erhöhung des Wassergeldes 

Der Magistrat beschließt bei den Stadtverordneten zu beantragen, dass das Wassergeld vom 1. 

Juli ab um 50% erhöht wird. 

 

11 

Regulierung der Gebühr für den Vertrauensmann F. Knögel für die Fleischbewirtschaftung. 

Antrag des Franz Knögel um Erhöhung der Gebühr auf 200 M monatlich wird angenommen. 

 

12 

Holzhauermeister König bittet um Beschäftigung seines Sohnes bei der Stadt. Der Sohn ist 

Elektr. Monteur. 

Bezügl. des König wird bei Ing. Knauber Wallmerod angefragt, ob er ihn einstellen kann. 

 

13 

Bernhard Scheid, Anstreichergeselle bittet ebenfalls um Beschäftigung. 

Scheid wird vorläufig noch als erwerbslos geführt. 

 

14 

Frl. Anna Meurer bittet darum, dass ihr der Hospitalgarten auf der Alberthöhe ungeteilt 

belassen bleibt. Eventuell will sie mit den Schwestern teilen. 

Garten soll mit den Schwestern geteilt werden. Der Pachtpreis wird von der Stadt festgesetzt. 

(Zusicherung, dass Bäume und Sträucher unversehrt bleiben.) 

 

Gez. Flügel, Germann, Philippi, Gaul 
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Sitzung vom 15.7.20 

 

Anwesend die Herren Bahl, Germann, Philippi, Flügel, Dr. Wentrup und Kreisbaumeister 

Gaul 

 

1 

Die Landwirtschaftskammer in Wiesbaden beantragt Leistungen der Stadt für die 

Landwirtschaftl. Winterschule in natura oder Geldabfindung. 

Es soll zunächst mit dem Kreis in Verbindung getreten werden und von dort aus um Auskunft 

gebeten werden, wie stark die Beteiligung der Schüler der Stadt ist und wie viele auswärtige 

Schüler hier wohnen. Demnächst Wiedervorlage beim Magistrat. 

 

2 

Bilanz des städt. Elektrizitätswerkes 

Die Bilanz wird der Beleuchtungskommission zur Prüfung und Berichterstattung vorgelegt. 

 

3 

Anträge der Beamten mit Dienstwohnung (Backes, Helm, Müller) um Festsetzung von Mieten 

und Verzicht auf die Anrechnung nach der Besoldungsordnung. 

Die Mieten werden um 20% gesteigert und auf die Anrechnung der Mieten auf Grund der 

Besoldungsordnung wird verzichtet. Die Unterhaltung der Wohnungen hat durch die Mieter, 

die Unterhaltung in Dach und Fach durch die Stadt zu geschehen. Beim Wechsel von 

Wohnungen erfolgt neue Festsetzung der Mieten. 

 

4 

Antrag der Gymnasialkasse auf Überweisung eines Zuschusses von 9.000 M 

Der Magistrat beschließt der Gymnasialkasse zur Auszahlung der Gehälter 9.000 M zu 

überweisen. 

 

5 

Antrag des Bürogehilfen Müller auf Gehaltsvorschuss von 200 M 

Der Vorschuss wird bewilligt. 
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6 

Gesuch der Marg. Froh auf Bewilligung einer laufenden Unterstützung. 

Der Magistrat bewilligt 25 M monatliche Unterstützung. Zur Sicherung der Spende soll auf 

den Wunsch der Antragstellerin eine Sicherungshypothek auf 1/8 des Wohnhauses 

eingetragen werden. Erstmalig vom 1. Juli 1920 ab. 

 

7 

Einladung der Ortsgruppe zu Montabaur des Westerwaldvereines ( zur Generalversammlung 

am 25,7.20 in Montabaur)  

Die Einladung wird zur Kenntnis genommen. 

 

8 

Buchdruckereibesitzer Georg Sauerborn bittet um Instandsetzung der Einfriedigung am 

Kehreindenkmal und überreicht dazu 100 M als Geschenk eines Ungenannten) 

Der Magistrat beschließt die Einfriedigung des Denkmals vornehmen zu lassen und nimmt die 

Spende mit 100 M mit Dank entgegen. 

 

9 

Eingabe von jungen Damen der Stadt um Wiederherstellung des Tennisplatzes auf dem 

Jugendspielplatz 

Der Tennisplatz soll hergerichtet werden. Für die Instandsetzung des Platzes soll ein Beitrag 

(Spielgeld) erhoben werden. 

 

10 

Projekt und Kostenanschlag des Joh. Wiesemann über Instandsetzung des alten 

Leichenwagens. 

Das Projekt soll ausgeführt werden. Die Kosten sollen den Betrag von 2.000 M nicht 

übersteigen. 

 

11 

Herr Referendar Lehmler legt die Denkschrift über Stiftungen vor. 

Die Denkschrift wird vom Magistrat mit Dank von dem Verfasser entgegen genommen. Sie 

soll bei den Magistratsschöffen zirkulieren. 

 

Gez. Germann, Philippi, Bahl, Gaul 
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Sitzung vom 23. Juli 1920 

 

Anwesend die Herren Bahl, Germann, Philippi und Gaul 

 

1 

Gesuch des Schneidemüllers A. Quirmbach hier um Genehmigung, dem Landwirt N. 

Rossbach elektr. Strom liefern zu dürfen. 

Der Magistrat genehmigt die Abgabe von Strom seitens Quirmbach an den Landwirt 

Rossbach zu Dreschzwecken. Siehe Beschluss der Magistratssitzung vom 29.7.20 

 

2 

Antrag des Landrats Bertuch um Herabsetzung des Stromgeldes für das Wasserpumpwerk auf 

dem Schloss. 

Der Magistrat beschließt für die Monate, in denen der Landrat bzw. die Kreisverwaltung das 

Wasser mittels Motor beschaffen müssen, kein Wassergeld zu erheben evtl. für das ganze 

Jahr. 

 

3 

Gesellschaft für Volksbildung e.V. Bonn fordert zum Beitritt auf. 

Die Sache wird bis zum Eingang der Beschlüsse des letzten Verbandstages und der 

Mitteilungsblätter zurückgestellt. Wiedervorlage beim Magistrat. 

 

4 

Beschwerden betr. Müllabfuhr 

Der Fuhrpark ist anzuweisen, dass auch Gartenabfälle in kleinen Mengen sowie geringfügige 

Abfälle, die nicht bes. in der Polizeiverordnung über Müllabfuhr erwähnt sind, mitgenommen 

werden. 

 

5 

Soll für den Fuhrpark angekauft werden. 

Bis zu nächsten Ernte soll Hafer im  Höchstbetrag von 12 Zentner angeschafft werden. 

 

6 

Beschickung der Versammlung des Wirtschaftsverbandes in Marburg am 3. August des Js. 

Wenn es die Zeit erlaubt wird ein Magistratsmitglied an der Versammlung teilnehmen. 

 

7 

Schreiben der Lehrer Manker und Laux betr. Wassergeld 

  



Übertragung der Stadtratsprotokolle vom 3.2.1919 bis 7.7.1921 

108 

für Dienstwohnungsinhaber. 

Der Magistrat ist der Ansicht, dass Wassergeld nicht zu den öffentlichen Lasten und Abgaben 

im Sinne des Volksschullehrerdiensteinkommen – Gesetzes gehört. 

 

Gez. Gaul, Philippi, Germann, Bahl 

 

 

Sitzung vom 29. Juli 1920 

 

Anwesend die Herren Gaul, Germann, Philippi, Bahl, Dr. Wentrup 

 

1 

Schreiben des Vorstandes des Eisenbahnbetriebsamtes 2 Neuwied betr. Nachtragsvertrag über 

Wasserlieferung. 

Der Nachtragsvertrag wird vom Magistrat unterschriftlich vollzogen. 

 

2 

Schreiben des Vorsitzenden des Kreisausschusses betr. Einrichtung eines Mieteinigungsamtes 

im Amtsgerichtsbezirk Montabaur 

Herr Dr. Wentrup nimmt in dieser Angelegenheit Rücksprache mit Justizrat Baldus. 

 

3 

Eingruppierung der Angestellten nach dem Reichstarif und der Arbeiter nach dem Lohntarif. 

Die Eingruppierung soll im Benehmen mit der Finanzkommission und dem 

Angestelltenausschuss erfolgen. 

 

4 

Erhebung der Realsteuern für 1920 

Der Magistrat beschließt die Grund-, Gebäude- und Gewerbesteuer auf 200%, die 

Betriebssteuer auf 150% zu erhöhen.  
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5 

Antrag der freiwilligen Feuerwehr Montabaur auf Übernahme von Haftpflichtversicherung 

und der Verbandsbeiträge, des Feuerwehrverbandes Wiesbaden auf die Stadtkasse. 

Der Magistrat beschließt dem Antrage stattzugeben. 

 

6 

Unterhaltung und Instandsetzung der Akkumulatoren Batterien im Elektrizitätswerk. 

Es soll mit dem Vertreter persönlich verhandelt werden. 

 

7 

Eingabe des Stadtverordneten Weyer über Notgeld, Präparandenschule und Akzise. 

Der Magistrat beschließt als Notgeld 10, 25 und 50 Pfg. Papierscheine herstellen zu lasse. 

Offerten sind einzuziehen. 

 

8 

Antrag der Holzhauer Kunoth und Schneckenburger um Erhöhung des Akkordlohnes. 

Es soll Herr Forstmeister Buse angefragt werden ob der beantragte Lohn angemessen sei. 

 

9 

Betr. Ausschellen der städt. Bekanntmachungen 

Pilgenröther erhält für das Ausschellen nur die bewilligte Vergütung von je 2,50 M. Es wird 

ihm anheimgestellt die Gebühr für das Privatausschellen zu erhöhen. Dafür muss er an sämtl. 

Punkten, die ihm angewiesen werden, ausschellen. 

 

10 

Zu Punkt 1 der vorhergehenden Sitzung betr. Quirmbach 

Der Antrag wird nicht genehmigt. Herr Seepe ist zur weiteren Veranlassung mündlich 

angewiesen. 

 

Gez. Gaul, Philippi, Dr. Wentrup 
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Sitzung vom 12. August 1920 

 

Anwesend die Herren Dr. Wentrup, Philippi, Flügel, Gaul 

 

1 

Anfrage der Lehr- und Kunstfilmgesellschaft betr. Vorführung von Lehr- und 

Aufklärungsfilmen 

Mit Rücksicht darauf, dass sich das Wanderkino des Kreises mit der Vorführung von 

Lehrfilmen befasst, wird auf das Angebot der Wiesbadener Gesellschaft verzichtet. 

 

2 

Anzeige des Bürgermeisters Reis über Wohnungswechsel und besuchsweise Übersiedlung 

nach Cöln Ehrenstr. 35a – 37 

Von der Anzeige wird Kenntnis genommen. 

 

3 

Ernennung von Ehrenfeldhütern für 1920 

Vorschlag: Durch eine Umfrage bei sämtlichen Herren der Stadtverordnetenversammlung soll 

festgestellt werden, wer zur freiwilligen Annahme des Amtes eines Ehrenfeldhüters bereit ist. 

 

4 

Reg.-Präs. in Wiesbaden empfiehlt den Hess. Nass. Verein für Kleinwohnungswesen 

beizutreten. Jahresbeitrag 50 M.  

Dem Verein soll unter Zahlung eines Jahresbeitrages von 30 M beigetreten werden. 

 

5 

Revisionsgesellschaft mbH „Treuhand“ zu Essen bietet ihre Dienste zur Prüfung der 

Buchführung bei der Lebensmittelstelle an. 

Auf eine Prüfung der Geschäftsführung der Lebensmittelstelle durch die Treuhandgesellschaft 

wird verzichtet. Dagegen sollen monatliche Kassenprüfungen durch Mitglieder des Magistrats 

im Anschluss an die Prüfung der Stadtkasse und außerdem unvermutete Prüfungen durch eine 

noch zu bestimmende Kommission erfolgen. 
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6 

Protokollarische Erklärung des Bürgermeisters ‚Reis betr. Auszahlung der Hälfte seines 

Diensteinkommens, sowie Beschwerde an den Herrn Minister des Innern und darauf erfolgte 

Verfügung des Herrn Reg.-Präs. in Wiesbaden. 

Der Magistrat ist nach wie vor der Ansicht, dass die Teuerungs- und Kinderzulagen nicht zu 

dem Diensteinkommen gehören, auf das er einen gesetzlichen Anspruch hat. Die Zahlung der 

Hälfte dieser Zulagen wird daher zunächst abgelehnt und die Angelegenheit der 

Stadtverordnetenversammlung zur Beschlussfassung vorgelegt. 

 

7 

Festsetzung des Nutzungswertes des hiesigen Amtsgerichtsgebäudes für die Veranlagung der 

Müllabfuhr. 

Der Nutzungswert wird vom Magistrat auf 8.000 M festgesetzt. 

 

8 

Eingabe der Anwohner an der Sauertalstr. betr. Rinnenpflaster und Hochbordfußsteig. 

Das Rinnenpflaster soll wie vorgesehen ausgebessert werden. Die Herstellung eines 

Hochbordfußsteigs muss zurückgestellt werden.  

 

9 

Protesteingabe von 8 Bürgern gegen die Erhöhung des Schulgeldes bei der Selekta 

Mit Rücksicht auf die erheblichen Kosten, welche die Selekta z.Zt. verursacht, insbesondere 

auch infolge der Erhöhung der Gehälter, die von der Stadt zu besoldenden Lehrkräfte, kann 

von der Erhebung eines geringeren Schulgeldes keine Rede sein. 
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10 

Schreiben des Gymnasialdirektor betr. Einrichtung einer Wohnung in der Turnhalle. 

Von dem Schreiben wird Kenntnis genommen. Es soll zunächst versucht werden, für Bechtel 

eine Wohnung in der Nähe der Turnhalle ausfindig zu machen. Die Herrichtung einer 

Wohnung in der Turnhalle selbst kann nicht in Frage kommen, weil sie einerseits nicht im 

Interesse des Verwendungszweckes der Turnhalle liegt und andererseits auf große bauliche 

Schwierigkeiten stößt. Außerdem würden die Räume weder gesundheitlich einwandfrei noch 

für die Familie Bechtel ausreichend sein. 

 

11 

Formelle Beschlussfassung zu den Beschlüssen der letzten Stadtverordnetenversammlung 

vom 5.8.20 insbesondere bezüglich der Eingruppierung der Beamten und Regelung der 

Pensionsverhältnisse des Hausmeisters am Gymnasium. 

Der Magistrat gibt zu den Beschlüssen der Stadtverordnetenversammlung seine Zustimmung. 

 

12 

Gesuch der Frau Rosa Massfeller um Unterstützung weil ihr Mann in Untersuchungshaft ist. 

Abschrift der Eingabe ist dem Landgericht in Neuwied vorzulegen mit der Bitte geeigneten 

falls den Gefangenen mit Rücksicht auf die Familienverhältnisse freizugeben. Im Übrigen soll 

das Kreiswohlfahrtsamt sowohl als auch der hiesige Elisabethenverein für die Familie 

Massfeller interessiert werden. 

 

13 

Gesuch der Barmherzigen Brüder um Strompreisermäßigung. 

Mit Rücksicht auf die hohen Selbstkosten  der Stromerzeugung muss das Gesuch abgelehnt 

werden. 

 

Gez. Gaul, Philippi, Dr. Wentrup, Flügel 
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Sitzung vom 19.8.20 

 

Anwesend die Herren Dr. Wentrup, Flügel, Bahl, Philippi, Germann, Gaul 

 

1 

Gesuch der Hebammen Hering und Gilles um Gehaltserhöhung 

Es soll zunächst bei den Hebammen namhaft gemachten Gemeinden angefragt werden, 

welche Gebühren sie für eine Entbindung zahlen. 

 

2 

Antrag des Caritashauses auf Stromgeldermäßigung. 

Wird abgelehnt, weil bei den hohen Selbstkosten der Strom nicht billiger abgegeben werden 

kann. 

 

3 

Gesuch des Pensionärs Eve um Lohnerhöhung. 

Das Gesuch ist zunächst dem Angestelltenausschuss zur Äußerung vorzulegen. 

 

4 

Wiederholte Vorlage der Akten Reis betr. Zahlung der Teuerungs- und Kinderzulagen. 

Die Antwort an den Herrn Reg.-Präs. soll so erteilt werden, wie in der letzten Sitzung 

besprochen. 

 

5 

Wiederholte Vorlage des Antrages Kunoth und Schneckenburger betr. Erhöhung des 

Akkordlohnes für die Gewinnung von Erdstöcken. 

Entsprechend dem Gutachten des Herrn Forstmeisters Buse soll für die Klafter einschl. 

Lieferung der Sprengmittel 140 M gezahlt werden. 

 

6 

Bekanntgabe der Beschlüsse der Fuhrparkskommission vom 16.8.20 

Die Gebühren sollen unter Verwendung der bei der Stadt befindlichen Militärreitsättel und 

alten Sillgeschirren für Einspänner umgeändert werden. Die durch den Fuhrmann bestellten 

und bereits gelieferten 
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Wagenscheren sollen übernommen werden. Die Rechnungen sind durch die 

Fuhrparkskommission zu prüfen. 

 

7 

Bekanntgabe der Beschlüsse der Lebensmittel- und Kaufmannskommission vom 16.8.20. 

Die Beschlüsse dieser Kommission werden genehmigt. 

 

8 

Antrag des Produktions- und Konsumvereins auf Erteilung der Wirtschaftskonzession 

Der Magistrat hat gegen den Antrag nichts einzuwenden. 

 

9 

Einladung des Vorstandes des Vereins ehemaliger Schüler des K.W. Gymnasiums zur Feier 

am 6. und 7. September. 

Von der Einladung wird Kenntnis genommen. 

 

Gez. Gaul, Germann, Philippi 

 

Sitzung vom 26. August 1920 

 

Anwesend die Herren Germann, Philippi, Dr. Wentrup, Gaul 

 

1 

Bildung eines Ortsausschusses der sozialen Kriegsbeschädigten und Kriegshinterbliebenen 

Fürsorge. 

Der Antrag wird der Stadtverordnetenversammlung überwiesen. Vorgeschlagen wird ein 

Mitglied des Magistrats und 2 Mitglieder der Stadtverordnetenversammlung in den Ausschuss 

zu schicken. 

 

2 

Antrag des Kreiswohlfahrtsamtes auf Bewilligung einer Beihilfe von 10 Pfg. auf den Kopf der 

Einwohner für die Lungenfürsorge des Kreises. 

Wird ebenfalls der Stadtverordnetenversammlung überwiesen. Der 
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Antrag wird vom Magistrat befürwortet. 

 

3 

Der Verein für Nassauische Altertumsurkunde und Geschichtsurkunde bittet um Geldspenden 

für eine Geschichtsarbeit zum 100jährigen Jubiläum. 

 

4 

Das Zentralkomitee vom Roten Krieg Abt. Gefangenenfürsorge bittet um Geldunterstützung 

(Namenliste beigefügt) 

Auch dieser Antrag wird vom Magistrat abgelehnt. Er soll jedoch ebenfalls der 

Stadtverordnetenversammlung mitgeteilt werden. 

 

5 

Ludwig Messner Forchheim (Bayern) offeriert Polizeiknüppel. 

Es sollen 2 Stück für Polizeibeamte, besonders für die Nachtwächter beschafft werden. (Stück 

16 M). 

 

6 

Das Krankenhaus der Barmherzigen Brüder beantragt Erhöhung der Pflegekosten von 4,50 

Mk auf 6 Mk ab 1.8.20. 

Wird der Stadtverordnetenversammlung befürwortend überwiesen. 

 

7 

Der Bürgermeister zu Dierdorf regt die Bildung eines Interessenten-Verbandes der 

Westerwaldstädte zur Veranstaltung von Volksbildungsabenden an. 

Da in unserer Stadt der Bühnen-Volksbund für Volksbildende Unterhaltung sorgt, kann die 

Stadtverwaltung zunächst davon absehen mit anderen Bildungsstätten dieserhalb in 

Verbindung zu treten. Letzteren bleibt es aber überlassen selbstständig derartige 

Veranstaltungen hier abzuhalten. 

 

8 

Vertragsabschluss betr. Unterhaltung des städt. Ziegenbocks. 

Der Magistrat stimmt dem Vertragsentwurf zu. 

 

9 

Wahl eines Leiters für die Fortbildungsschule (Gewerbelehrer). 

Die Bewerbungsgesuche sollen zunächst, den Mitgliedern 
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des Magistrat, dem Schulvorstand der gewerbl. Fortbildungsschule und dem 

Stadtverordnetenvorsteher zur Kenntnis vorgelegt werden. 

 

10 

Vergebung der Pferdegeschirre für Einspänner-Fuhrwerk. 

Zunächst der Fuhrparkskommission zur Begutachtung vorzulegen. Der Zuschlag ist dem 

Mindestfordernden zu erteilen. 

 

11 

Anfrage der Regierung Abt. V in Wiesbaden, ob gegen die Ernennung des Hauptlehrers 

Stillger zum Rektor Bedenken entgegen stehen. 

Die Anfrage ist zunächst durch die Schuldeputation zu beantworten. 

 

Gez. Germann, Philippi, Dr. Wentrup, Gaul 

 

 

Sitzung vom 2.9.20 

 

Anwesend die Herren Germann, Philippi, Dr. Wentrup, Gaul 

 

1 

Übernahme der Zahlungsverpflichtungen für das Kind der Kath. Christmann, welche der 

Fürsorgeerziehung zugeführt wird. 

Da die Unterbringung des Kindes im Johannisstift in Wiesbaden im unmittelbaren 

Zusammenhang mit der Fürsorgeerziehung der Mutter steht, weil das Kind z.Zt. von der 

Mutter nicht getrennt werden kann, dürften die Anstaltskosten für das Kind von der Behörde 

zu zahlen sein, welche für die Fürsorgeerziehung der Mutter aufzukommen hat. 

Der Magistrat lehnt daher solange die Übernahme der Kosten auf den Armenverband ab, als 

Anstalts- 
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pflege des Kindes im Zusammenhang mit der Fürsorgeerziehung der Mutter erforderlich ist. 

 

2 

Antrag der Hospitalkasse auf Löschung der Hypothek Peter Herz in Holler 

Die Löschung wird bewilligt. Der Löschungsantrag wurde unterschriftlich vollzogen. 

 

3 

Antrag der Hospitalkasse auf Abtrag der von Anton Schmidt zurückgezahlten Hypothek im 

Betrage von 800 M auf das Lombarddarlehen. 

 

4 

Kostenanschlag des Steinhauers Lenaif, Diel und Sturm über das Kriegerdenkmal auf dem 

Friedhof (rd. 16.000 M) 

Der Stadtverordnetenversammlung mit dem Antrag auf Bewilligung der Kosten für das 

Denkmal im ungefähren Betrage von 16.000 M überwiesen. 

Für die auf dem Ehrenfriedhof beerdigten Krieger aus Nachbarortschaften sollen die 

beteiligten Gemeinden um anteilige Beitragsleistung ersucht werden. Bezüglich der im 

hiesigen Kriegslazarett verstorbenen und hier beerdigten Kriegsteilnehmer dürften Mittel zur 

würdigen Unterhaltung der Gräber vom Reiche oder von für diesen Zweck gegründeten 

Stiftungen pp. zu erlangen sein. Der Magistrat wird sich zur Erlangung eines Beitrages aus 

derartigen öffentlichen Kassen bemühen. 

 

5 

Einstellung eines Kutschers an Stelle des ausgeschiedenen Kutschers Merten. 

Gemeldet hat sich der Kutscher Johann Schröder von hier (33 Jahre alt). Da er von der 

Fuhrwerkskommission als geeignet bezeichnet wird, soll er auf Dienstvertrag mit monatlicher 

Kündigung angenommen werden. 
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6 

Anschluss an das Mieteinigungsamt im Amtsgerichtsbezirk Montabaur (Verf. Des Vors. D. 

K.A. vom August 20 K 3325) 

Herr Magistratsschöffe Dr. Wentrup übernimmt die weiteren Verhandlungen mit Herrn Geh. 

Justizrat Baldus und wird über das Ergebnis berichten. Im Übrigen zur nächsten 

Stadtverordnetenversammlung. 

 

7 

Besoldung der Gemeindeförster (Verfüg. Des Vors. Des Kreisausschusses vom 27.8.20 K 

3249) 

Die geforderte Beschlussfassung über die Gleichstellung der Gemeindeförster mit den staatl. 

Förstern wird der Stadtverordnetenversammlung unter Befürwortung des Magistrat 

überwiesen. 

 

8 

Urlaubsantrag der ständigen Arbeiter (8 Mann) 

Der Magistrat ist grundsätzlich mit einer angemessenen Urlaubserteilung an die ständigen 

Arbeiter einverstanden. Es soll aber zunächst beim Hess. Nass. Wirtschaftsverband angefragt 

werden, ob und eventl. welche Vereinbarungen dieserhalb mit der Arbeitervertretung 

getroffen sind. 

 

9 

Der Vorstand der hiesigen Freiwilligen Feuerwehr lädt den Magistrat zu dem am Sonntag den 

5. d. Mts. Hier stattfindenden Gautag ein und bittet um Verlängerung der Polizeistunde, sowie 

Erlass der Lustbarkeitssteuer für die abends stattfindende Tanzbelustigung. 

Der Magistrat nimmt von der Einladung Kenntnis. Die Lustbarkeitssteuer soll mit Rücksicht 

darauf, dass die Freiw. Feuerwehr uneigennützig sich in den Dienst der Allgemeinheit stellt, 

erlassen werden. Eine Verlängerung der Polizeistunde ist nicht Sache des Magistrats und kann 

auch nicht befürwortet werden. 

 

Gez. Gaul, Philippi, Germann 
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Sitzung vom 15. September 20 

 

Anwesend die Herren: Dr. Wentrup, Bahl, Philippi, Flügel, Germann 

 

1 

Abhaltung von Obstmärkten im Herbst 1920 

Der Kreis- Obst und Gartenbauverein hat den 6. Und 20. Oktober als geeignete Tage für die 

Abhaltung der Märkte vorgeschlagen. Es wird beschlossen, die Märkte an diesen Tagen 

abzuhalten. 

 

2 

Der zweite Polizeiwachtmeister und Flurhüter beantragt die Beschaffung einer Schusswaffe 

(Bewerung) mit Tasche und 30 Patronen. 

Der Antrag wird genehmigt. Die Beschaffung soll durch den Bürgermeister-Stellvertreter 

erfolgen. 

 

3 

 Die Firma H. Colombel & Co. Bittet um Ausstand für die Zahlung von Holzgeld bis Anfang 

Oktober 1920. 

Der Ausstand wird nicht genehmigt. Die Firma Colombel ist aufzufordern, den ausständigen 

Betrag sofort an die Stadtkasse abzuführen. 

 

4 

Johannes Colombel beantragt Erlaubnis zur Rodung von Erdstöcken im Stadtwald. 

Die Erlaubnis wird entsprechend dem Gutachten der Forstbehörde erteilt. In dem 

abzuschließenden Vertrag ist aufzunehmen, dass die Erdstöcke erst dann abgefahren werden 

dürfen, wenn sie 

 

Anmerkung: 

Die Seiten 114 und 114.1 gibt es nicht 
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bezahlt sind. 

 

5 

Der Heizer Elsen vom Elektrizitätswerk bittet um einen Vorschuss von 800 M zur 

Beschaffung von Kohlen und Kartoffeln. 

Der erbetene Vorschuss wird bewilligt. 

 

6 

Die Firma Jos. Olig beantragt die Reinigung der Wohnung seines Arbeiters Simon im 

Armenhaus von Wanzen. 

Dem Antrag soll stattgegeben werden. Durch Erkundigung beim Verlag des Kreisblattes ist 

festzustellen, wer die darin angebotene Reinigung übernimmt, um mit ihm zu verhandeln. 

 

7 

Postsekretär Trümper beantragt eine Station zum Ausschellen an der Ecke Kaiser- und 

Waterloostraße 

Dem Antrage soll stattgegeben werden. Auch soll noch eine weitere Station an der Bergstraße 

eingelegt und mit Pilgenröther dahin verhandelt werden, dass die Gebühr des Ausschellens 

von 2,50 M auf 3,00 M und für Private von 5 M auf 6 M erhöht werden kann. 

 

8 

Der als Bockhalter in Aussicht genommene Jos. Gerlach bittet für die Zeit der Erkrankung 

seiner Frau – etwa ½ Jahr – die Pflege und Vorführung des Bockes einem anderen zu 

übertragen. 

Mit Gerlach soll vorerst 
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noch einmal verhandelt werden. Falls eine Kündigung nicht zu erzielen ist, soll ein anderer 

Bockhalter ausfindig gemacht werden. 

 

9 

Die Erziehungs- und Pflegeanstalt Scheuern bittet um eine Jubiläumsspende (50jähr. 

Jubiläum) 

Es wird eine Spende von 50 Mark bewilligt. 

 

10 

Gesuch des Stadtrechners Hartenfels um anderweite Einreihung in den Besoldungsplan. 

Das Gesuch soll der Stadtverordnetenversammlung unter Hinweis auf den früheren Beschluss 

des Magistrat und der Finanzkommission, wonach der Stadtrechner in Gruppe VIII eingereiht 

werden sollte, vorgelegt werden. Der Magistrat befürwortet das Gesuch mit dem Bemerken, 

dass er die Einreihung in Gruppe VIII auch aus dem Grunde für gerechtfertigt hält, weil der 

Stadtrechner die Gymnasialkasse unentgeltlich im Nebendienst verwaltet. 

 

Gez. Gaul, Philipp, Flügel 

 

Sitzung vom 23. September 1920 

 

Anwesend die Herren Philippi, Flügel, Gaul 

 

1 

Weiterbewilligung einer Unterstützung an Adam Paulus. 

Die Eheleute Adam Paulus 
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erhielten bisher aus der Stadtkasse monatlich 40 Mark. Nachdem die Ehefrau Paulus 

gestorben ist, sollen dem Ehemann die 40 Mark weitergezahlt werden. 

 

2 

Anderweite Verteilung von Hospitalstellen und Stiftungen (vergl. Schreiben des Stadtrechners 

vom 20.9.20) 

Die Verteilung wird wie folgt vorgenommen: 

Anstelle der verstorbenen Ehefrau A. Paulus tritt Frau El. Vetter Wwe. Anstelle der Letzteren 

tritt Frau Lorenz Elsen Wwe.. Anstelle der Frau Elsen tritt Marg. Froh. Die durch den Tod der 

Frau Zimmermann frei gewordene Präbande soll dem Schreiner A. Paffhausen verliehen 

werden. 

 

3 

Ingenieur Emil Tietz bittet, ihn zur Begutachtung von fachmännischen Fragen des 

Elektrizitätswerkes heranzuziehen. 

Sobald eine fachmännische Hilfe der gedachten Art beim Elektrizitätswerk benötigt wird, soll 

Herr Ingenieur Tietz damit betreut werden. 

 

4 

Anfrage des Kreisschulinspektors, ob die Lehrerin Reichert bis 1.4.21 an der Selekta weiter 

beschäftigt werden soll. 

Da Frl. Reichert als Lehrerin an der Selekta bis 1.4.21 beschäftigt werden kann, wird die 

Beurlaubung derselben bis dahin erbeten. 

 

5 

Antrag des Lehrers Laux um Beschaffung eines neuen Waschkessels anstelle des 
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unbrauchbar gewordenen emaillierten Kessels. 

Sobald die Einkaufzeit vorüber ist, soll Herr Laux den disperniblen Kupferkessel von der 

Stadt erhalten. 

 

6 

Antrag des Gesellenvereins um Überlassung der Turnhalle zur Feier des Stiftungsfestes am 

3.10.20. 

Um keinen Ausnahmefall zu schaffen, muss das Gesuch abgelehnt werden. Nur für den Fall, 

dass es dem Gesellenverein nicht möglich ist, einen privaten Saal zu bekommen, kann dem 

Gesuch näher getreten werden. 

 

7 

Gesuch der Frau Heck Wwe. und Genossen wegen Instandsetzung des Weges vom Hause 

Haug zum hinteren Rebstock. 

Eine Besserung des Weges wird in Aussicht genommen. 

 

8 

Antrag der Amtl. Fürsorgestelle auf unentgeltliche oder billige Lieferung von Kartoffeln und 

Holz an bedürftige Kriegsbeschädigte und Kriegshinterbliebene. 

Es ist zunächst festzustellen, welche Kriegsbedürftige oder Kriegshinterbliebene in Frage 

kommen. Alsdann zur Stadtverordnetenversammlung. 

 

9 

Gesuch des Adam Schlemmer und Genossen um Erneuerung des glatten Pflasters in der 

Klostergasse. 

Das glatte Pflaster soll aufgenommen 

 

Anmerkung: 

Die Seiten 117 und 117.1 gibt es nicht 
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und durch eines unter Verwendung von Basaltbruchsteinen ersetzt werden. 

 

Gez. Gaul, Philippi, Flügel 

 

 

Sitzung vom 30. September 1920 

 

Anwesend die Herren: Bahl, Philippi, Flügel, Gaul 

 

1 

Eingabe der Bruno Kunoth betr. Pachtermäßigung für ein Grundstück an der Coblenzerstraße 

Eine Ermäßigung der Pacht kann nicht erfolgen. Dagegen soll der Weg, soweit er in das 

Grundstück fällt, durch städtische Arbeiter und auf Kosten der Stadt umgegraben werden. 

 

2 

Antrag des Marktbeamten Meurer aus Cöln auf käufliche Erwerbung von ¼ - ½ Morgen Land 

am Stadtwald. 

Der Antrag wird der Stadtverordnetenversammlung mit dem Vorschlag vorgelegt, dem 

Gesuchsteller das erbetene Land zunächst pachtweise mit der Erlaubnis zu überlassen, 

dasselbe bebauen zu dürfen. Erst, wenn das Gebäude im Rohbau fertiggestellt ist, soll das 

Land verkauft werden. Der Kaufpreis ist jedoch vor Inangriffnahme des Baues festzulegen. 

 

3 

Der Stadtrechner bittet um Entscheidung 

a) Die Spareinlage der Kleinkinder- 
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 schule zu Berechtigung von Reparaturkosten dieser Schule und 

b) Des Schwimmbadfonds zu Bestreitung der Ausgaben für die Badeeinrichtung im 

Brüderhaus herangezogen werden kann. 

a) Die Spareinlage können für den erwünschten Zweck verwandt werden 

b) Desgleichen der Schwimmbadsfonds 

4 

Der städt. Arbeiter Disper bittet um eine Beihilfe zur Unterhaltungseines bei der  Abholung 

von Milch von den Ortschaften stark in Anspruch genommenen Schuhzeugs. 

Dem Arbeiter Disper wird eine einmalige Beihilfe von 100 Mark aus den Überschüssen der 

Milchbewirtschaftung gewährt. 

 

5 

Die Erwerbslosen Jos. Ringer, Heinrich Burggraf, Math. Massfeller und Peter Massfeller 

bitten um Beschäftigung bei der Stadt. 

Eine Beschäftigung der Antragsteller kann gegen den bereits festgesetzten Akkordlohn bei der 

Gewinnung von Erdstöcken und später beim Holzfällen erfolgen. Im letzteren Fall haben sie 

sich jedoch mit den Holzhauermeistern direkt in Verbindung zu setzen. 

 

6 

Peter Roßbach I hat am 30. September 1920 zum 1. Oktober 1920 die Haltung der Bullen 

gekündigt. 

Da vierteljährliche Kündigung vertraglich vereinbart ist, wird ange- 
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nommen, dass die Kündigung zum 1. Januar 1921 in Kraft treten soll. 

 

7 

Antrag des Kaplan Rupp auf Erweiterung der Lichteranlage in der Volksbibliothek. 

Der Antrag wird genehmigt. Das Elektrizitätswerk wird mit der Ausführung beauftragt. 

 

8 

Die Regierung in Wiesbaden lehnt die Zuschläge zum Ruhegehalt (Kinderbeihilfen und 

Ausgleichszuschlag) für Lehrer i. Pens. Christe ab. 

Die bereits unternommenen Schritte, von der Regierung zur Zahlung der Zuschläge und 

Kinderbeihilfen aus der Real- und Elementarpensionskasse zu veranlassen, werden gut 

geheißen. Bis zum Eingang der Entscheidung sind die betr. Beträge vorlagsweise aus der 

Stadtkasse zu zahlen. 

 

9 

Gesuch des Heinrich Derheimer z.Zt. in Niederselters um Aufstellung seiner Berg- und 

Taltunnelbahn am 10. und 11. Okt. 1920. 

Das Gesuch wird abgelehnt und dem Gesuchsteller anheimgegeben, bei passender 

Gelegenheit, etwa zur Kirmes 1921, seinen Antrag zu erneuern. 

 

Gez. Gaul, Philippi, Bahl, Flügel 
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Sitzung vom 7.10.20 

 

Anwesend die Herren: Bahl, Flügel, Gaul, Germann, Philippi, Dr. Wentrup 

 

1 

Wahl eines Vertreters für das Kuratorium der landwirtschaftl. Winterschule 

Es wurde beschlossen, dass der jeweilige Bürgermeister bzw. der Vertreter dem Kuratorium 

beitreten soll. 

 

2 

Peter Glattfelder bittet um Übernahme der Kosten für die Installation der Lichtanlage in seiner 

Wohnung auf die Stadt. 

Da es sich nicht um Installationen sondern um Beleuchtungskörper handelt, die vom 

Wohnungsinhaber zu beschaffen sind, wurde das Gesuch abgelehnt. 

 

3 

Protest des Lehrers Noll gegen den Beschluss der Kommission zur Neuordnung der 

Fortbildungsschule, nur dann einen nebenamtlichen Lehrer in den Schulvorstand zu wählen, 

wenn die Zahl derselben mindestens 5 beträgt. 

Der Protest wird nach Kenntnisnahme dem neu zu bildenden Schulvorstand der gewerblichen 

Fortbildungsschule, an den er gerichtet ist und der demnächst einzuberufenden 

Stadtverordnetenversammlung vorgelegt. 

 

4 

Antrag der Schwester Oberin Rogeria auf Bezahlung der Rechnung über 80 Zentner 

Kartoffeln im Betrage von 2.000 M durch die Stadt. 

Mit Rücksicht darauf, dass die Schwestern armen Leuten unentgeltlich Essen verabreichen 

und sie selbst auf die Verpflegung durch die Stadt angewiesen sind, und dass ferner die im 

Hospital verpflegten Schwestern der Selekta ein verhältnismäßig geringes Einkommen haben, 

soll der ganze Betrag von 2.000 M auf die Stadtkasse übernommen werden. 

 

5 

Teilnahme an der Sitzung des Hess. Nass. Wirtschaftsverbandes am 8.10.20 vorm. 9 ½ Uhr 

im Rathause zu Marburg. 

Auf die Teilnahme an der Besprechung wird verzichtet. 
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Die Stadt unterwirft sich dem Mehrheitsbeschluss der anwesenden Teilnehmer. 

 

6 

Die Ortsgruppe Montabaur des deutschen Beamtentums beantragt die Einsetzung eines 

Wohnungsamtes für Montabaur und bittet um Zuziehung zu diesem Amte. 

Es besteht bei der Stadt eine Kommission zur Festsetzung von Höchstmieten, die vorläufig 

auch als Wohnungskommission gelten soll. Sobald aber letztere neu gewählt werden muss, 

soll auch die Ortsgruppe Montabaur des deutschen Beamtenbundes Rechnung getragen 

werden. 

 

7 

Bürogehilfe Müller beantragt die Unschädlichmachung der geisteskranken Lehrerin 

Massenkeil. 

Es ist zunächst festzustellen, ob die Lehrerin Massenkeil entmündigt ist und wer evtl. 

Vormund ist. Auch soll der Postschaffner Normann zu dem letzten Vorfall vernommen 

werden. Im Übrigen wird die Sache an die Polizeiverwaltung überwiesen. 

 

8 

Vollziehung eines Anerkenntnisschreibens an die Domänenverwaltung betr. des Erwerbs von 

Bauplätzen im Tiergartengelände. 

Das Schreiben wird unterschriftlich vollzogen und mit besonderem Anschreiben in dem zum 

Ausdruck zu bringen ist, dass die Bauplätze nicht zu Spekulationszwecken erworben werden 

sollen, an die Domänenverwaltung zurückgesandt. 

 

9 

Der Arbeiter Köhler beantragt versuchsweise Zahlung seines beantragten Besatzungsschadens 

im Betrage von 300 M. 

Die vorschussweise Zahlung von 300 M wird unter der Bedingung bewilligt, dass Köhler 

seinen Anspruch in gleicher Höhe schriftlich an die Stadt abtritt.  
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10 

Stadtverordneter Ebertz beantragt die Abhaltung von Wochenmärkten für Gemüse und 

sonstige Lebensmittel. 

Dem Antrage wird durch eine diesbezügliche Bekanntmachung im Kreisblatt, die bereits 

veranlasst ist, Rechnung getragen. 

 

11 

Antrag des Bürogehilfen Müller auf Bewilligung eines Vorschusses von 100 Mk Rückzahlbar 

in 3 Raten bis 1.1.21. 

Die Vorschusszahlung wird antragsgemäß genehmigt. 

 

Gez. Gaul, Philippi, Bahl, Germann 

 

 

Magistratssitzung vom 14.10.20 

 

Anwesend die Herren: Bahl, Germann, Philippi, Gaul 

 

 

1 

Eingabe des Zimmermeister Hannappel um Anerkennung des Stundenlohnes von 8 M für die 

Meister der freien Innung und Nachzahlung des an seinen Rechnungen gestrichenen Betrages 

von 102 M. 

Mit Rücksicht darauf, dass in früheren Fällen für die Meister 1M mehr als für die Gesellen 

gezahlt wurden, soll auch diesmal noch der Satz für Hannappel anerkannt werden. In Zukunft 

wird jedoch dieses Prinzip nicht mehr anerkannt, was der freien Innung mitzuteilen ist. 

 

2 

Gesuch des Polizeiwachtmeisters Müller auf Erlass der Hundesteuer, weil er außerhalb der 

Stadt wohnt. 

Um keinen Ausnahmefall zu schaffen und weil es sich um einen städt. Beamten handelt, der 

ein Vorrecht gegenüber den übrigen Bürgern nicht beanspruchen soll, wird das Gesuch 

abgelehnt. Auch wurde in Betracht gezogen, dass Herr Müller so gestellt sei, dass er die nur 

10 M betragende städt. Hundesteuer bezahlen kann. 

 

3 

Bekanntgabe eines Schreibens des Herrn Landrats an das 
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städt. Kriegsfürsorgeamt Coblenz betr. Milchlieferung von Welschneudorf nach Montabaur. 

Von dem Schriftwechsel der Stadt Coblenz mit dem Landrat wird Kenntnis genommen und 

die Antwort des Landrats durchaus gebilligt. 

 

4 

Bekanntgabe des Beschlusses der Mitgliederversammlung des Hess. Nass. 

Wirtschaftsverbandes auf dem Schiedsspruch vom 28.9.20 betr. Lohnerhöhung der Arbeiter. 

Das Schreiben des Wirtschaftsverbandes wird nach Kenntnisnahme z.d.A. genommen. 

 

5 

Schreiben des Lokalgewerbevereins betr. Übergabe der Fortbildungsschule an die Stadt. 

Die gewerbliche Fortbildungsschule wird vorläufig unter der Leitung des Lehrer Noll in der 

bisherigen Weise weitergeführt. Eine endgültige Übernahme von dem Gewerbeverein soll 

erfolgen, sobald der hauptamtliche Leiter eingetroffen ist. 

 

6 

Schreiben des Vorsitzenden des Kreisausschusses betr. Ausbildung von Gemeinde-

Obstbauwärtern. 

Die Ausbildung eines besonderen städt. Obstbaumwärters erscheint nicht erforderlich, weil in 

Montabaur 5 gelernte Gärtner vorhanden sind, welche den Obstbaumzüchtern jederzeit zur 

Verfügung stehen. 

 

7 

Schreiben des städt. Wohnungsamtes Wetzlar betr., Beschaffung einer Wohnung für den 

Finanzbeamten Faber zu Montabaur im Hinblick auf die Unterbringung des Herrn 

Amtsgerichtsrates Leuffs in Wetzlar. 

Die in die Wege geleiteten Verhandlungen mit Herrn Weyer wegen Abgabe der 

Dachgeschosswohnung in seinem Hause Tiergartenstraße Nr. 1 für den Finanzbeamten Faber 

werden gut geheißen. 
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8 

Der Lahnkanal-Verein hat seinen Namen in Fulda-Lahnkanal-Verein geändert. Der 

Jahresbeitrag ist von 10 M auf 30 M neu festgesetzt. Es wird aber gebeten für dieses Jahr 

möglichst noch einen höheren Betrag zu leisten. 

Der von 10 M auf 30 M erhöhte jährliche Betrag wird auch für dieses Jahr als ausreichender 

Betrag der Stadt Montabaur angesehen. 

 

9 

Herr H. Volkmann hat der Stadt einen Scheck über 1.500 M der Volksbank überwiesen zur 

Beschaffung von Kartoffeln für Unbemittelte der Stadt. 

Die von Herrn Volkmann überwiesenen 1.500 M zur Beschaffung verbilligter Kartoffeln für 

bedürftige Einwohner der Stadt werden mit Dank angenommen. Die ordnungsmäßige 

Verwendung des Betrages wird Herrn Volkmann demnächst nachgewiesen werden. 

 

10 

Verfügung des Herrn Reg.-Präs. vom 25.9.20 P. 622 betr. Wirtschaftsbeihilfe an Beamte, 

Volksschullehrer, Angestellte, Arbeiter im besetzten Gebiete. 

Wegen der Auszahlung der Besatzungszulage an Angestellte und Arbeiter soll weitere 

Verfügung abgewartet werden.  

 

11 

Beschaffung von Arbeitsgelegenheit für Erwerbslose im kommenden Winter. 

Durch die vorgesehenen Wegebauten, Aufräumung der Bäche und Gräben, Gewinnung von 

Erdstöcken, Fällen des Holzes im Winter und sonstige Arbeiten ist für die Beschäftigung von 

Arbeitslosen hinreichend gesorgt. 

 

12 

Hauptversammlung der Lebensmitteleinkaufsstelle Diez am Samstag den 16.10.20 in 

Camberg ( Verteilung des Reingewinns). 

An der Hauptversammlung in Camberg wird der stellvertretende Bürgermeister teilnehmen. 
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13 

Das Kreiswohlfahrtsamt ersucht den Rest der Krankenhausrechnung für die Frau Meurer im 

Betrage von 96,66 M auf die Stadtkasse zu übernehmen. 

Die Ortskrankenkasse ist zu bitten, mit Rücksicht auf die Bedürftigkeit der Frau Meurer auch 

den Restbetrag von 96,66 M auf ihre Kasse zu übernehmen. 

 

14 

Das Finanzamt beabsichtigt, von den an die Stadt vermieteten Räume das sogenannte 

Weinzimmer zurückzumieten und fragt an, ob 11 – 1200 M dafür angemessen sind. 

Der Betrag von 1200 M als jährliche Entschädigung für die Rückgabe des sogenannten 

Weinzimmers an das Finanzamt wird als angemessen betrachtet. 

 

15 

Das Kreiswohlfahrtsamt sendet die Rechnung des Johannesstiftes in Wiesbaden über 

Beerdigungskosten des Kindes des Fürsorgezöglings Christmann zur Zahlung. 

Nach § 15 des Gesetzes über die Fürsorgeerziehung Minderjähriger vom 2. Juni 1900 sind die 

Kosten vom Ortsarmenverband zu zahlen. Die Rechnung ist daher zur Zahlung anzuweisen. 

 

16 

Antrag des Landesbauamtes auf Abschluss eines Nachtragsvertrages über Benutzung der 

Bezirksstraße für elektrische Anlagen aufgrund des Beschlusses des Landesausschusses vom 

8.6.20. 

Das Landesbauamt ist zunächst um leihweise Überlassung der neuen Grundsätze des 

Landesausschusses über die zukünftige Erhebung von Anerkennungsgebühren zu bitten um 

festzustellen, inwieweit die bereits abgeschlossenen Verträge davon betroffen werden. 

Endgültige Entschließung erfolgt in der nächsten Magistratssitzung.  

 

Gez. Gaul, Philippi, Germann, Bahl 
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Sitzung vom 21. Oktober 1920 

 

Anwesend die Herren: Germann, Philippi, Bahl, Dr. Wentrup, Flügel, Gaul 

 

1 

Beschlussfassung über die Verwendung des Jagdpachtgeldes im Jahresbetrage von 615 M 

Der Magistrat beschließt, dass das gesamte Jagdpachtgeld, welches unverkürzt der Gemeinde 

verbleibt zur gemeinnützigen, auf dem Domänen- und forstfiskalischen Interesse dienenden 

Zwecken, wie Kulturanlegen, Abfuhrwege, Be- und Entwässerungsgräben, Wehre, Schützen, 

Instandhaltung der Feldwege pp. verwendet wird. 

 

2 

Erhebung einer Platzgebühr von den Vereinen für Benutzung des Jugendspielplatzes zu 

sportlichen und festlichen Veranstaltungen. 

Bei größeren Veranstaltungen der Vereine insbesondere bei Festlichkeiten, Wettspielen usw. 

bei denen ein Eintrittsgeld erhoben wird, ist eine Platzmiete von 100 M für den Tag – auch 

bei Halbtagsbenutzung – zu zahlen. Übungsspiele der hiesigen Vereine bleiben frei. 

 

3 

Bewilligung eines Darlehens in Höhe von 4.400 M für den Wohnhausbau des Gärtners Jakob 

Schneider. 

Das Darlehen wird bewilligt. Die Verzinsung hat mit 5 v. Hundert zu erfolgen. 

 

4 

Antrag des Stadtverordneten Eberz auf Abgabe von je ½ Klafter Scheit- oder Knüppelholz für 

die Bürger, welche eigenen Haushalt haben. 

Der Antrag ist zunächst der Forstverwaltung zur gutachtlichen Äußerung vorzulegen. 

 

5 

Das Elektrizitätswerk beantragt Erhöhung des Stromgeldes und der Zählermiete (3,-- M bzw. 

1,- M) 

Von einer weiteren Erhöhung des Stromgeldes soll vorläufig 
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abgesehen werden. Desgl. von einer Erhöhung der Zählermiete. 

 

6 

Mitteilung und neues Angebot des Dr. Wild´ schen Buchdruckerei Gebr. Parens München 

betr. Herstellung von Papiergeld. 

Die Bildausführung nach dem Muster Lobenstein mit einer Aufschrift nach dem Muster Caub 

wird für geeignet gehalten. Die Firma ist mit der Anfertigung und Vorlage der Entwürfe zu 

betrauen. 

 

7 

Gesuch des Joh. Kunst auf Verleihung einer Präbarandenstelle des Hospitalfonds. 

Das Gesuch wird genehmigt. 

 

8 

Der Arbeiter Bahl bittet um Lohnvorschuss zur Beschaffung der Winterkartoffel. 

Der Lohnvorschuss wird genehmigt. Die dem Bahl als Kriegsbeschädigter zu bewilligende 

Beihilfe ist auf den Vorschuss anzurechnen. Bahl hat sich schriftlich zu verpflichten, den 

Vorschuss zurückzuzahlen, sobald ihm von der Rentenstelle, der dort beantragte Vorschuss 

gezahlt wird. Die Fürsorgestelle ist entsprechend in Kenntnis zu setzen. 

 

9 

Einspruch des Finanzamtes gegen die Veranlagung des Wassergeldes. 

Der Einspruch wird abgelehnt. 

 

10 

Antrag des Totengräbers Ph. Ringer auf Erhöhung der Gebühr für Herstellung der Gräber. 

Es ist zunächst mit Frau Noll zu verhandeln, dass sie von der mit ihr getroffenen 

Vereinbarung bezüglich Reinigung der Friedhofwege pp. vom 1.11.20 ab zu Gunsten des 

Ringer Abstand nimmt, weil sie sich doch demnächst verheiraten will. 

 

11 

Anfrage des Wasserwerkes, ob vom Schuldiener Hammerstein nunmehr Wassergeld erhoben 

werden soll. 
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Von Hammerstein soll Wassergeld nicht erhoben werden, weil auch die übrigen Schuldiener 

vom Wassergeld befreit sind. 

 

12 

Antrag der amtlichen Fürsorgestelle auf unentgeltliche oder billige Lieferung von Kartoffeln 

und Holz an bedürftige Kriegsbeschädigte und Kriegshinterbliebenen (vergl. auch Nr. 8 der 

Magistratssitzung vom 23.9.20). 

Bei der Stadtverordnetenversammlung soll beantragt werden, zu genehmigen, dass die in der 

beigefügten Liste aufgeführten Kriegsbeschädigten bzw. Kriegshinterbliebenen und 

Kriegereltern als Beihilfe für die Kartoffelbeschaffung aus der Stadtkasse 15 M je Zentner der 

benötigten Kartoffeln erhalten, bezüglich Abgabe verbilligten Holzes wird weitere 

Entschließung vorbehalten. 

 

Gez. Gaul, Flügel, Philippi, Bahl, Germann, Dr. Wentrup 

 

Sitzung vom 28.10.20 

 

Anwesend waren die Herren: Bahl, Flügel, Germann, Philippi, Gaul 

 

1 

Eingabe der Lehrer Laux und Manker an die Regierung betr.  Zahlung von Wassergeld durch 

Lehrer in Dienstwohnungen. 

Der Regierung ist zu berichten, dass das von der Stadt erhobene Wassergeld den Charakter 

einer Gebühr hat, die jeder zahlen muss, der Wasser aus der städtischen Leitung bezieht. Eine 

öffentliche Abgabe, die auf den Grundstücken bzw. Gebäuden ruht, ist der Wasserzins nicht. 

 

2 

Krankenhauskosten der Ehefrau des städtischen Arbeiters Meurer. 

Nachdem die Krankenkasse 50% übernommen hat, soll 
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Der Restbetrag von 46,60 M auf die Stadtkasse übernommen werden. 

 

3 

Gesuch des Schuldieners Hammerstein um Erhöhung seiner Gehaltszulagen. 

Das Gehalt des Schuldieners Hammerstein wird auf 200 M für den Monat erhöht. Außer 

seiner Wohnung und Licht sollen auch Feuerungsmaterial und Wasser frei geliefert werden. 

 

4 

Erhebung von Anerkennungsgebühren durch den Bezirksverband. 

Vom Abschluss eines neuen Vertrages für die Benutzung der Bezirksstraße von Stat. 18.1 + 

50 (Winterschule) bis 21.6. + 50 (Henritzi Cobl. Str.) für elektrische Lichtanlagen, soll 

abgesehen werden, weil die dadurch zu zahlende Gebühr von 225 M die im anderen Fall zu 

zahlende Gebühr von 3 x 13 = 39 M bedeutend überschreitet. Dem Landesbauamt ist unter 

Rückgabe der überlassenen Grundsätze über die Erhebung der Anerkennungsgebühren von 

dem Beschluss Mitteilung zu machen. 

Die angefügte Verhandlung vom 17.4.96 ist ebenfalls zurückzugeben. 

 

5 

Bürogehilfe Willi Fischer verheiratet keine Kinder beantragt eine kleine Wohnung im 

Elektrizitätswerk (Wohnküche, 2 kl. Dachbodenzimmer) 

Der Antrag wird genehmigt. Als monatliche Miete wird der Betrag von 20 M festgelegt. 

 

6 

Einspruch der Ortskrankenkasse gegen die Beschlagnahme einer Wohnung im 

Krankenkassengebäude. 

Vom Einspruch wird Kenntnis genommen. Nachdem der Vorsitzende der Krankenkasse 

diesen vom Geschäftsführer ohne sein Wissen gemachten Einspruch zurückgenommen hat, ist 

derselbe als erledigt zu betrachten. 

 

7 

Beschlussfassung über die neue Besoldungsordnung 

Die Besoldungsordnung wird genehmigt und der Stadtverordnetenversammlung zur 

Beschlussfassung überwiesen. 
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8 

Gesuch der Nachtwächter Strunk und Pilgenröther um Gehaltserhöhung. 

Das Grundgehalt von Nachtwächter wird um 1.000 M erhöht. 

Das Diensteinkommen der Nachtwächter beträgt danach vom 1.10.20 ab 

Grundgehalt   3.100 M 

Kleidergeld      100 M 

Teuerungszulage 420 M 

Zusammen       3.620 M 

 

9 

Wahl von 2 Magistratsmitgliedern zum Schulvorstand der gewerbl. Fortbildungsschule 

Es werden zunächst die Magistratsschöffen Philippi und Germann gewählt. 

 

10 

Hermann Löb bittet 

a) Um Herstellung eines Rezessionsschachtes bei der Brücke im Feldweg nach 

Wirzenborn 

b) Um Genehmigung und Herstellung eines Anschlusses der Mühle an das städt. 

Elektrizitätswerk 

a) Die Herstellung des Schachtes auf Kosten des Herrn Löb wird genehmigt. 

b) Der Anschluss an das Elektrizitätswerk wird ebenfalls genehmigt. Die Kosten sind 

mit 4 ½ % zu verzinsen und 2% abzutragen, falls nicht Barbezahlung der Anlage 

vorgezogen wird. Vor der Ausführung ist vom Elektrizitätswerk ein 

Kostenanschlag vorzulegen, welcher von Löb anzuerkennen ist. 

 

11 

Verpachtung der Kleingärten 

Die Verpachtung wird genehmigt mit Ausnahme der Gärten am Wassergraben, soweit sie 

nicht mindestens den Betrag von 20 M einbringen. Falls die Pächter diesen Betrag nicht 

nachbieten, sind die betr. Gärten neu zu verpachten. 

 

Gez. Gaul, Bahl, Flügel, Philippi, Germann 
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Sitzung vom 4.11.20 

 

Anwesend die Herren: Bahl, Germann, Dr. Wentrup, Philippi, Flügel, Gaul 

 

1 

Antrag des Kaninchenzuchtvereins und des Brieftaubenvereins „Falke“ um Überlassung der 

Turnhalle für die Ausstellung am 12.12.20 

Das Gesuch wird genehmigt. Die Vereine haben dafür aufzukommen, dass die Turnhalle nach 

Beendigung der Ausstellung wieder tadellos gereinigt wird. Dem Gymnasiumdirektor ist von 

der Genehmigung Mitteilung zu machen. 

 

2 

Beschaffung von 5 Milchkannen 

Es sollen 5 Milchkannen angekauft werden. Angebote sind einzuziehen von den Firmen Peter 

Weyer, Weyand (Klempner), Hanni Müller Wwe. Eisenhandlg., H. Stern u. Endris und der 

Firma Schmidt und Melmer in Heidenau, ferner Ww. Hugo Kogler, seiner Ww Hugo 

Kochem. 

 

3 

Die Eheleute Math. Ringer hier feiern am 3.12.20 ihre goldene Hochzeit. 

Als Geschenk der Stadt Montabaur werden bewilligt 

a) Zahlung der noch rückständigen 40 M Pflegekosten an das Krankenhaus (Feststellen 

welches Krankenhaus) 

b) Zu den noch fehlenden Kartoffeln zahlt die Stadt pro Zentner 15 M (Menge ist noch 

festzustellen). 

4 

Der Kreis-Chauffeur Herm. Görg bittet (außer der Reihe) die Wohnung der Frau Bilger beb. 

Kadesch mieten zu dürfen. 

Falls Schmidt mit der Wohnung Görg bei Löb zufrieden ist, soll die Wohnung der Frau Bilger 

geb. Kadesch an Görg überwiesen werden. 

 

5 

Antrag des Aufsichtsrates der Lebensmitteleinkaufsstelle den Nassauer Vorschlag über die 

Art der Verteilung des Gewinnes anzunehmen. 

Der Magistrat glaubt nicht im Interesse der Stadt zu handeln, wenn er dem Vorschlag 

„Nassau“ zustimmt. Er hält also  
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an den gesetzmäßigen Bestimmungen des Vertrages, wonach der Überschuss nach den 

Geschäftsanteilen zu verteilen ist, fest. Wenn ein Verlust zu verzeichnen wäre, hätte die Stadt 

auch mit ihrem Geschäftsanteil haften müssen. 

 

7 

Bewilligung eines Zuschusses für die landwirtschaftliche Winterschule.  

Der Magistrat beantragt, die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen, dass als 

Zuschuss der Stadt Montabaur für jeden Montabäurer Schüler 150 M mindestens jedoch 200 

M und höchstens 600 M gezahlt werden. Der Magistrat hält das vom Kuratorium der 

Winterschule festgesetzte Schulgeld von nur 150 M pro Schüler und Semester für zu niedrig 

bemessen. 

 

8 

Beitrag zum Reichsstädtebund für 1920 (Einmalige Abgabe)  

Der Beitrag wird bewilligt. 

 

9 

Gesuch des Gerhard Schneider um Überlassung billigen Holzes aus dem Stadtwald. 

Wegen Abgabe des Bauholzes soll zunächst mit der Forstbehörde in Verbindung getreten 

werden, nachdem Schneider eine genaue Holzliste seines Bedarfs vorgelegt hat. Der Preis soll 

nach dem Durchschnitt des sonst zum Verkauf kommenden Bauholzes berechnet werden. 

 

10 

Gesuch der Ortsgruppe Montabaur heimattreuer Oberschlesier um Erlass der 

Lustbarkeitssteuer für die am 14.11.20 abzuhaltende Festlichkeit. 

Für die Abhaltung eines Konzertes soll Lustbarkeitssteuer nicht erhoben werden. Für 

Tanzbelustigung kann aus grundsätzlichen Erwägungen die Steuer nicht erlassen werden. 

 

Gez. Gaul, Germann, Philippi, Bahl, Flügel, Dr. Wentrup 
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Sitzung vom 11.11.20 

 

Anwesend die Herren: Bahl, Gaul, Germann, Philippi 

 

1 

Antrag der Schwester Johanna – Selekta – auf Erlass der Lustbarkeitssteuer für eine 

Theateraufführung der Schülerinnen. 

Für derartige Aufführungen wird die Lustbarkeitssteuer ein für allemal erlassen. 

 

2 

Übertragung der Stelle des Totengräbers von Herrn Ringer auf Adolf Meurer 

Die Übertragung der Stelle von Ringer auf Meurer wird genehmigt. Die Instandhaltung des 

Friedhofs soll der Frau Neu bis 1. Januar 1921 für die seitherige Vergütung belassen werden. 

Am 1. Januar 21 findet eine Neuvergebung statt. 

 

3 

Antrag des Rhein. Verkehrsvereins e.V. auf Erhöhung des Mitgliedsbeitrags um mindestens 

50%. Der Mitgliedsbeitrag beträgt z.Zt. 20 M. 

 

4 

Soll die monatliche Vergütung von 20 M an Christian Brühl für Reinhaltung des Tiergartens 

auch in den Wintermonaten – 15.10 bis 15.4 – gezahlt werden. 

Die monatliche Vergütung von 20 M soll einstweilen nur für die Zeit vom 15. April bis 15. 

Oktober Geltung haben. 

 

5 

Am 15.11.20 vorm. 10 Uhr werden Baustellen im Tiergartengelände versteigert, darunter 

auch die Baustelle 23, die an die von der Stadt beantragten Baustellen angrenzt. 

Soll diese Baustelle erworben werden? 

Die Herrn Beigeordneten Bahl und Magistratsschöffe Philippi erhalten Vollmacht, die 

Baustelle Nr. 23 für die Stadt zu erwerben. 
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6 

Stellungnahme zum Erlass des Herrn Minister des Innern vom 23.10.20 Nr. IV a V 1464 -  

Reg. Präs. Wiesbaden vom 4.10.20 Pr. I 2 G.3496 betr. Gehaltszahlung an Bürgermeister 

Reis. 

Es ist zunächst eine Eingruppierung des Bürgermeisters Reis nach den Grundsätzen des 

Beamten-Diensteinkommen-Gesetzes vorzunehmen, die in der nächsten Magistratssitzung 

erfolgen soll. 

 

7 

Bekanntgabe des Schreibens des Vorsitzenden des Kreisausschusses über Zurückziehung des 

Kreisbaumeisters Gaul (stellvertretender Bürgermeister) zum 1.1.21 

Von dem Schreiben wird Kenntnis genommen. Herr Beigeordneter Bahl beabsichtigt 

dieserhalb mit dem Herrn Landrat persönlich Rücksprache zu nehmen. 

 

8 

Bekanntgabe des Schreibens des Bürgermeiser Stellvertreter vom 6.11.20 an den Herrn 

Landrat betr. des Autounfalles in der Gelbachstr.  

Der Magistrat billigt das vom stellvertretenden Bürgermeister an den Herrn Landrat gerichtete 

Schreiben. 

 

9 

 Neuorganisation der Nachtwachen. (Stadtverordnetenbeschluss vom 5.11.20) 

Vom 1.1.21 ab soll die Nachtwache wie folgt gehandhabt werden: Es ziehen gleichzeitig 2 

Nachtwächter auf Wache. Der Posten Nr. 1 bleibt auf der Wachstube während Nr. 2 eine 

Stunde lang möglichst alle Straßen der Stadt durchwandert. Mit Ablauf der Stunde kehrt er 

zur Wachstube zurück um sich durch Nr. 1 ablösen zu lassen. In der zweiten Stunde 

übernimmt Nr. 1 den Straßendienst und lässt sich nach Ablauf der Stunde wieder durch Nr. 2 

ablösen. In dieser Weise ist der Dienst bis zum Schluss der Nachtwache fortzusetzen. Im 

Winter beginnt der Dienst abends 9 Uhr und endigt früh um 5 Uhr. Im Sommer beginnt er 

abends 10 Uhr und endigt früh um 4 Uhr. 

Die Vergütung erfolgt nach den Stundensätzen des Hess. Nass. 
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Wirtschaftsverbandes für gelernte Arbeiter und wird monatlich festgesetzt. Die Nachtwächter 

erhalten Dienstmützen und Waffen von der Stadt gestellt. Außerdem werden sie mit 

Signalpfeifen ausgerüstet um damit die Stunde des Rundgangs durch Pfeifen bekannt zu 

geben. In welcher Weise letzteres zu erfolgen hat, wird noch näher bestimmt. Der 1. 

Polizeiwachtmeister oder sein Stellvertreter ist verpflichtet mindestens dreimal in der Woche 

unvermutet die Wache im Rathaus sowohl auch auf der Straße zu revidieren. Die Stunde der 

Revision hat er ins Wachtbuch einzutragen. Die Polizeiwachtmeister erhalten doppeltönige 

Pfeifen, damit sie bei der Kontrolle auf der Straße dem Nachtwächter durch ein bestimmtes 

Signal mittels dreimaligen kurzen Pfeifens zu antworten und dem revidierenden 

Polizeiwachtmeister entgegenzugehen. Wenn ein Nachtwächter gezwungen ist, polizeiliche 

Hilfe herbeizurufen, so erfolgt dies auch mit der Pfeife durch eine größere Zahl hintereinander 

auszustoßender kurzer Locktöne. Der zweite Nachtwächter oder andere Polizeiorgane, die 

dies hören, haben dem pfeifenden Nachtwächter sofort zu Hilfe zu kommen. Im Übrigen soll 

noch eine den Dienst der Nachtwächter regelnde Dienstanweisung aufgestellt und im 

Wachtlokal ausgehängt werden. 

 

10 

Beschlussfassung über Erhöhung der Unterstützungssätze für Erwerbslose für die Zeit vom 

1.11.20 bis 1.4.21. 

Die unterm 8.11.20 bekanntgegebenen Sätze für die Zeit vom 1.11.20 bis 31..21 werden 

genehmigt. 

 

11 

Abgabe von  Kartoffeln an bedürftige Einwohner. 

An bedürftige Einwohner, insbesondere an Ortsarme soll ebenfalls aus der Stadtkasse eine 

Beihilfe von 15 M für den Zentner der zu beschaffenden Kartoffeln gezahlt werden. Die 

Kopfmenge ist so zu ermitteln, wie es bei den bedürftigen Kriegsbeschädigten geschieht. 

 

Gez. Gaul,  Philippi 
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Sitzung vom 18.11.20 

 

Anwesend die Herren: Flügel, Philippi, Gaul, Bahl 

 

1 

Bewilligung von Reißer- Knüppelholz für ca. 850 Haushaltungen. 

Zu den Äußerungen der Oberförsterei vom 14.11.20 sollen zunächst auch der Stadtverordnete 

Herr Burg und der Holzhauermeister König gehört werden. Wiedervorlage zur nächsten 

Sitzung. 

 

2 

Unterbringung der geistesgestörten Lehrerin a.D. Massenkeil in ein Sanatorium. 

Die Unterbringung ist in die Wege zu leiten, zunächst hier geeignete Anstalten insbesondere 

die Heil- und Pflegeanstalt in Herborn um Auskunft über die Höhe des Pflegegeldes zu bitten 

und zwar für die Klassen II und III. 

 

3 

Platzmiete für die Benutzung des Jugendspielplatzes durch Vereine zur #Abhaltung von 

Festlichkeiten. 

Von der Erhebung einer Platzmiete soll entsprechend den in der letzten 

Stadtverordnetenversammlung zum Ausdruck gebrachten Ansichten, abgesehen werden. Für 

die Unterhaltung des Platzes ist bei der S zum Ausdruck gebrachten Ansichten, abgesehen 

werden. Für die Unterhaltung des Platzes ist bei der Stadtverordnetenversammlung die 

Bewilligung der erforderlichen Mittel zu beantragen. Auch wird von der 

Stadtverordnetenversammlung anzugeben sein in welcher Weise die Ausgaben zu decken 

sind. 

 

4 

Eingruppierung des Bürgermeister Reis nach den #Grundsätzen des BeamtenDienst 

Einkommen Gesetzes. 

Bis zur nächsten Magistratssitzung ist eine Aufstellung darüber vorzulegen, welches 

Einkommen Herr Reis  

a) In Gruppe VIII 

b) In Gruppe IX 

c)  In Gruppe X 

erhalten würde. 
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5 

Monatsvergütung an Chr. Brühl in der Zeit vom 15.10. 15.4. für Reinhaltung des Tiergartens 

Die monatliche Vergütung von 20 M soll an Brühl auch für die Zeit vom 15.10. – 15.4, 

gezahlt werden. Brühl ist anzuweisen, auch während der Wintermonate den Tiergarten in 

Ordnung zu halten. 

 

6 

Der Postschaffner Kunst und der Steinmetzmeister Sturm haben in den Monaten 

Oktober/November durch eigenmächtig von dem Zähler angelegte Abzweige elektr. Strom für 

Lichtzwecke entnommen (Stromdiebstahl). 

Herr Seepe hat zunächst die den Konsumenten seiner Zeit mitgeteilten besonderen 

Bedingungen für die Stromentgelte vorzulegen. Außerdem soll er feststellen und angeben, 

welcher Schaden durch die unberechtigten Eingriffe der beiden Konsumenten Kunst und 

Sturm der Stadt entstanden sind. 

 

7 

Verhandlung zwischen Landesbauamt und Magistrat über die Herstellung einer Seitenabfahrt 

bei Stat. 0,9 + 11 der Straße Montabaur – Elgendorf. 

Die Verhandlung wurde unterschriftlich vollzogen. 

 

8 

Buchdruckereibesitzer Flock bittet um Entbindung vom Amte als Mitglied der 

Wohnungskommission. 

Das Gesuch des Herrn Flock wird abgelehnt, es sei denn, dass er durch ein amtsärztliches 

Attest den Nachweis führt, dass er das Amt nicht begleiten kann. 

 

9 

Schreiben der staatl. Beratungsstelle für Kriegerehrung betr. den Ehrenfriedhof der Stadt 

Montabaur. 

An der auf den 20.11.20 von der Bezirksberatungsstelle anberaumten Ortsbesichtigung wird 

der Beigeordnete Gaul und Magistratsschöffe Flügel teilnehmen. 

 

Gez. Gaul, Philippi, Bahl, Flügel 
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Sitzung vom 25.11.20 

 

Anwesend die Herren: Bahl, Flügel, Gaul, Germann, Philippi 

 

1 

Schreiben des Zentralvorstandes des Gewerbevereins für Nassau vom 17.10.20 betr. 

Änderung der Satzungen für die Neuordnung der gewerblichen Fortbildungsschule 

Das Schreiben ist nebst den Vorgängen zunächst dem Herrn Stadtverordnetenvorsteher mit 

der Bitte um Stellungnahme vorzulegen. 

 

2 

Eingruppierung des suspendierten Bürgermeisters Reis nach den Gehaltsgruppen des Beamten 

Dienst-Einkommen Gesetzes 

Der Magistrat schlägt der Stadtverordnetenversammlung vor, Herrn Reis in die Gruppe IX 

einzureihen. Der frühere Standpunkt, dass Herr Reis die Kinder- und Teuerungszulagen 

vorzuenthalten sind, wird aufgegeben. 

 

3 

Anfertigung von Reiserknüppeln zum Verkauf an die Haushaltungen der Stadt. 

Nach den angestellten Ermittlungen empfiehlt der Magistrat von der besonderen 

Bereitstellung von Reisig und Knüppeln in je einen Holzstoß von 4 Rm Inhalt nach dem 

Antrage Burg abzusehen und stattdessen für jede Haushaltung 50 gute Stammwellen (gleich 7 

Rm) anfertigen zu lassen. 

 

4 

Verkauf einer 33 Ruten großen Wiesenparzelle welche in der Gemarkung Oberelbert liegt. 

Die Parzelle soll nach ortsüblicher Bekanntmachung in Oberelbert öffentlich auf dem dortigen 

Bürgermeisteramte an den Meistbietenden versteigert werden. Genehmigung des Verkaufes 

bleibt vorbehalten. 
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5 

Antrag des Kaninchenzuchtvereins auf Stiftung eines Ehrenpreises für die Prämierung. 

Der stellvertretende Bürgermeister erhält Auftrag nach Benehmen mit dem Vorstand den vom 

Magistrat genehmigten Ehrenpreis dem Verein zur Verfügung zu stellen. 

 

6 

Antrag des August Spiegel auf Unterstützung. 

Dem Antragsteller wird eine monatliche Unterstützung von 60 M genehmigt. 

 

7 

Frau Adam Hoffmann bittet, falls eine Änderung in der Milchverteilung eintreten sollte, ihr 

die Milchausgabe zu übertragen. 

Solange kein Grund vorliegt, der Frau Henritzi die Milchverteilung zu entziehen, soll ihr 

dieses Amt überlassen bleiben. Damit aber bei der jetzigen kalten Jahreszeit eine raschere 

Verteilung erfolgen kann, soll der Lagerverwalter Kratz die Frau Henritzi bei der Verteilung 

unterstützen. Polizeiwachtmeister Helm soll bei der Verteilung die Ordnung aufrechterhalten. 

Eventuell ist die Verteilung unter dem Rathause vorzunehmen. 

 

8 

Entwurf der Ausführungsbestimmungen zum § 12 des Manteltarifs vom 25.3.20 betr. 

Gewährung der Alters- und HinterbliebenenVersorgung der ständigen städt. Arbeiter. 

Der Entwurf ist zunächst dem Stadtverordneten Eugen Stern von der Finanzkommission zur 

Begutachtung vorzulegen. Herr Stern wird gebeten ein kurzes Gutachten schriftlich 

vorzulegen. 

 

9 

Gewährung einer Altersversorgung an die Herren Adam Dommermuth und Nachtwächter 

Pilgenröther 

Es soll zunächst berechnet werden, welche Beträge die beiden Angestellten erhalten würden, 

wenn sie nach dem Entwurf des Wirtschaftverbandes (Vergl. § 8) als Arbeiter versorgt 

werden. 

 

gez. Gaul, Germann, Philippi, Bahl, Flügel 
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Sitzung vom 2.12.20 

 

Anwesend die Herren: Bahl, Flügel, Gaul, Germann, Philippi, Dr. Wentrup 

 

1 

Gesuch der Holzhauer um Erhöhung der von der Oberförsterei festgesetzten Akkordlöhne. 

Nach Mitteilung des Forstmeisters Buse entsprechen die von ihm angegebenen Akkordlöhne 

den von der Regierung für das Holzhauen im Stadtwald vorgeschriebenen Normen unter 

Berücksichtigung der örtlichen Verhältnisse. Die Akkordsätze seien so kalkuliert, dass ein 

gelernter und fleißiger Holzhauer bei 8stündiger Arbeitszeit mindestens 40 M Tagelohn 

verdienen kann. Unter diesen Umständen hält auch der Magistrat die Akkordlöhne für 

angemessen. 

 

2 

Entwurf einer Polizeiverordnung über die Anbringung von Preisschildern an den in 

Schaufenstern ausgestellten Waren. 

Der Magistrat erteilt zu dem Entwurf der Polizeiverordnung seine Zustimmung. 

 

3 

Antrag des Vormundschaftsgerichtes auf Bewilligung eines Zuschusses zum Unterhalt der 

Christina Weyand. 

Herr Magistratsschöffe Dr. Wentrup wird zunächst feststellen, welches Vermögen die p. 

Weyand besitzt und in welcher Weise sie von ihren Verwandten unterstützt wird. 

 

4 

Gesuch der Anna Maus um eine monatliche Unterstützung. 

In gleicher Weise wie bei 3) wird der Bürgermeister Stellvertreter durch Vermittlung des 

Herrn Siegmund die nötigen Feststellungen machen. 
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5 

Vorlage der Berechnung der Ruhegehälter für Dommermuth und Pilgenröther nach dem 

Entwurf des Wirtschaftsverbandes für Arbeiter. 

Die Stadtverordnetenversammlung soll die Bewilligung einer Altersversorgung in dem 

Rahmen wie früheren Pedell des Gymnasiums (Herborn) seiner Zeit bewilligt, vorgeschlagen 

werden. 

 

6 

Die Hospitalkasse beantragt die Erhöhung der Mieten für 3 im Hospital untergebrachte 

Ortsarme. 

Die Mieten werden wie folgt festgesetzt: 

a) Für Frl. Schepping und Anna Bauch je 12 M und  

b) Für Frau Fohs 15 M im Monat. 

7 

Verwendung zur Rückzahlung ausgeloster Landesbankobligationen. 

Mit den zurückgezahlten Summen sind Landesdarlehen abzutragen. 

 

8 

Antrag der Hospitalkasse dem Rentenempfänger August Spiegel eine Präbande von 8,60 M zu 

verleihen, welche auf die aus der Stadtkasse bewilligte Unterstützung von 60 M monatlich 

anzurechnen ist. Spiegel soll die Präbande von 8,60 M, die auf die städt. Unterstützung von 60 

M anzurechnen ist, erhalten. 

 

9 

Beitritt zu der gemeinnützigen Bezirkswohnungsfürsorgegesellschaft Wiesbaden. 

Die Angelegenheit soll zunächst bis 1921 zurückgestellt werden. 

 

10 

Besatzungszulagen für Angestellte 

Den Angestellten ist die Besatzungszulage wie den Beamten auszuzahlen. Arbeiter kommen 

dafür z.Zt. nicht in Frage, weil sie tarifmäßigen Lohn mit Teuerungszulagen erhalten. 

 

11 

Kontrolle der Erhebung von Marktstandgeld. 

Das Marktstandgeld soll von der Stadtkasse, die auch die Kontrolle auszuüben hat, erhoben 

werden. 
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12 

Abgabe einer Wohnung durch H. Volkmann 

Es wird allgemein bestimmt, dass städt. Einwohner, die auf irgend eine Art und Weise für die 

Allgemeinheit Wohnungen bereitstellen, sei es durch Neu- oder Umbauten, oder die 

Einrichtung von Fabrik-, Lager- oder sonstige Räume zu Wohnzwecken, von der 

Beschränkung ihrer eigenen Wohnung zur Unterbringung Wohnungssuchender, verschont 

bleiben sollen. 

 

13 

Änderung des § 2 der Lustbarkeitssteuerverordnung. 

Der § 2 der Lustbarkeitssteuerverordnung ist, wie mündlich besprochen, unter 

Zugrundelegung des vom Reichsstädtebund mitgeteilten Musters abzuändern. 

 

14 

Antrag der Kölner Kurgäste des hiesigen Krankenhauses auf Erlass der Lustbarkeitssteuer für 

eine Wohltätigkeitsveranstaltung (Kölner Abend) 

Nachdem der Anstaltsarzt Dr. Heuster vom hiesigen Krankenhaus sein Einverständnis erteilt 

hatte, wurde das Gesuch unter Befreiung der Lustbarkeitssteuer genehmigt. 

 

Gez. Gaul, Bahl, Dr. Wentrup, Philippi, Germann 
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Sitzung vom 9.12.20 

 

Anwesend die Herren: Bahl, Gaul, Germann, Flügel, Philippi, Dr. Wentrup 

 

1 

Unterbringung der geistesgestörten Lehrerin a.D. Massenkeil in eine Landes- und 

Pflegeanstalt. 

Mit Rücksicht auf die hohen Verpflegungskosten soll von der Unterbringung in einer Anstalt 

abgesehen und die Kranke in ihrem Hause belassen werden. Die mietweise im Hause 

Massenkeil vorhandene Familie Müller soll zur Vermeidung von Zusammenstößen mit der 

Kranken anderweit untergebracht werden. Die Kosten des Umzuges zahlt die Stadt. 

 

2 

Einladung des Ausstellungsausschusses der Brieftauben, Geflügel und Kaninchen Ausstellung 

zur Eröffnung der Ausstellung am 11.12.20 nachm. 2 1/2 Uhr. 

Von der Einladung wird Kenntnis genommen. Der stellvertr. Bürgermeister wird der 

Eröffnung der Ausstellung beiwohnen. 

 

3 

Unterstützung der ledigen Anna Maus. 

Da die Anna Maus ohne Vermögen gebrechlich und daher nicht erwerbsfähig ist, wird als 

Zuschuss zu der geringen von Verwandten aufgebrachten Unterstützung eine monatliche 

Beihilfe von 30 M gewährt. 

 

4 

Unterstützung der Josefine Weiand. 

Aus den Vormundschaftsakten ist festgestellt, dass die Weyand auf einem Sparkassenbrief 

213,50 M und in Kriegsanleihe 500 M angelegt hat. Außerdem ist die Weiand noch 

arbeitsfähig. Eine Unterhaltung durch die Stadt kann daher erst dann in Frage kommen, wenn 

die Weiand mittellos und erwerbsunfähig geworden ist. Die Stadt ist aber schließlich bereit, 

schon von jetzt ab eine laufende Unterstützung zu zahlen, wenn ihr das vorhandene 

Kapitalvermögen der Weiand testamentarisch verrechnet oder auf andere Weise sicher gestellt 

wird. 

 

Gez. Germann, Philippi, Gaul 
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Sitzung vom 16.12.20 

 

Anwesend die Herren: Bahl, Gaul, Germann, Flügel, Philippi 

 

1 

Stellungnahme zum Stadtverordnetenbeschluss vom 14.12.20 betr. Gehaltszahlung an 

Bürgermeister Reis. 

Der Magistrat schließt sich dem Beschluss der Stadtverordnetenversammlung vom 14.12.20 

an. 

 

1 a 

Desgl. betr. Lustbarkeitssteuerordnung 

Die Abänderung der §§ 2, 3 und 4 wird genehmigt. 

 

2 

Desgl. betr. Festsetzung der Milchpreise 

Aufgrund des § 61 Ziffer 2 Abs. 2 der Städteordnung wird dem Beschluss der 

Stadtverordnetenversammlung die Zustimmung versagt, weil das Gemeindeinteresse dadurch 

verletzt wird, dass durch die Festsetzung des Milchpreises der Stadt ein derart hoher 

finanzieller Schaden entsteht, dass ihn der Magistrat nicht verantworten kann. 

 

3 

Neuregelung des Beitrages für die Auskunftstelle preußischer Städte in Angelegenheiten der 

höheren Schulen. 

Der Magistrat beschließt der Auskunftstelle in Hannover beizutreten und den geforderten 

Mitgliedsbeitrag zu zahlen. 

 

4 

Neuregelung der Besatzungszulage für die Zeit vom 1.1.20 bis Ende Juni 1920. 

Die Besatzungszulagen sind der inzwischen eingegangenen Verfügung entsprechend den 

städt. Beamten Lehrpersonen und Angestellten für die Zeit vom 1.1.20 bis 1.7.20 

nachzuzahlen. 

 

5 

Wahl eines Lieferanten für die zu beschaffenden Milchkannen auf aufgrund der 

eingegangenen Angeboten 

Dem Magistrat erscheint das Angebot Jos. Weyand als das 
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vorteilhafteste unter den einheimischen Bewerbern. Vorerst soll aber noch Frau Henritzi 

wegen des Vorschusses gehört werden. Wenn sie die angebotene Konstruktion für gut hält, 

soll zunächst eine Probekanne beschafft werden. 

 

6 

Unterstützungsgesuch der Frau Jos. Form 

Die Familie Form erhält vom 1.1.12 ab bis auf weiteres eine monatliche Unterstützung von 61 

M, sodass sie in Verbindung mit der Unfallrente im Betrage von 139 M monatl. 200 M hat. 

 

7 

Verwendungen der Rückzahlungen von 1200 und 1000 M aus ausgelosten 

Landesbankobligationen. 

Es sollen für die zurückzahlbaren Beträge 4% Landesbankschuldverschreibungen angelegt 

werden. 

 

8 

Beschäftigung des als erwerbslos gemeldeten Dachdeckers Erd. 

Beim Herrn Kreisarzt ist anzufragen, ob der Gesundheitszustand des Erd eine Beschäftigung 

als Holzhauer nicht geboten erscheinen lässt. 

 

9 

Bekanntgabe des Reingewinns aus der Veranstaltung des „Kölner Abend“ 

Von der Abrechnung wird Kenntnis genommen und den um die Fürsorge für die hiesigen 

Kriegerwaisen bemüht gewesenen Herren auch den Dank des Magistrat ausgesprochen. 

 

10 

Anregung zur Errichtung eines Kraftwagenverkehrs der Reichspost zwischen Montabaur – 

Coblenz 

Es wird beschlossen wegen eines Kraftwagenverkehrs zwischen Montabaur und dem Rhein 

(Arenberg, -Ehrenbreitstein oder Coblenz) mit der Oberpostdirektion in Verbindung zu treten. 

 

11 

Antrag des nebenamtlichen Lehrers an der gewerblichen –Fortbildungsschule um Erhöhung 

des Stundenhonorars. 
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Die erbetene Erhöhung des Stundenhonorars von 6 M auf 7,50 M wird mit der Einschränkung 

genehmigt, dass diese besondere Vergütung an städt. Angestellte nur insoweit gezahlt werden 

soll, als die zu erteilende Stunden nicht mit den Dienststunden der städt. Verwaltung 

zusammen fallen. 

 

12 

Antrag des Lehrer Laux um Bezahlung einer Rechnung der Hanni Müller Wwe über eine 

neue Herdanlage (145M) 

Der Antrag wird abgelehnt, weil die Lieferung nicht von der Stadt bestellt worden ist und weil 

der Stadt vor der Beschaffung keine Gelegenheit gegeben wurde sich von der Notwendigkeit 

zu überzeugen und die ihr als angemessen erscheinende Instandsetzung selbst zu veranlassen. 

 

Gez. Gaul, Philippi, Bahl, Flügel 

 

 

Sitzung vom 23.12.20 

 

Anwesend die Herren Bahl, Flügel, Gaul, Philippi 

 

1 

Antrag der Hospitalkasse zur Aufnahme eines Darlehens für die Abtragung von 

Lombardschulden 

Der Antrag wird genehmigt. Ferner wird genehmigt, dass die größeren Unterhaltungskosten 

kapitalifinanziert werden. Das Gesamtdarlehen für beide Zwecke wird auf 33.000 M 

festgesetzt. 

 

2 

Erhöhung der Pachtpreise bei den Grundstücken des Hospitals und der städtischen 

Grundstücken. 
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Die Pachtpreise sollen um 150% erhöht werden. Die Pächter sind dementsprechend zu 

bescheiden. 

 

3 

Genehmigung eines Vorschusses von 50.000 M für das Kaiser Wilhelms Gymnasium 

Der Antrag der Gymnasialkasse wird genehmigt. 

 

4 

 Pensions- und Urlaubsgesuch des Oberstadtsekretärs Blaum 

Der Magistrat bedauert, dass ihm die schätzenswerte Kraft des Herrn Oberstadtsekretärs 

Blaum verlorengeht. Er kann sich jedoch den Gründen, die notgedrungen zu der erbetenen 

Versetzung in den Ruhestand führen, nicht verschließen und genehmigt daher den Antrag. 

Herr Blaum wird vom 1.1.21 wunschgemäß beurlaubt. 

 

5 

Nachtragsvertrag VIII über Mitbenutzung der Bezirksstraße Limburg – Coblenz für elektr. 

Anlagen. 

Der Nachtragsvertrag wird unterschriftlich vollzogen. Für die hiesigen Akten ist eine 

Abschrift des Vertrages zu fertigen. 

 

6 

Wiederholter Antrag des Bürgermeisterbundes um Bewilligung einer Unterstützung für 

ausgewiesene Gemeindevorstandsbeamten aus den abgetretenen Landesteilen. 

Es werden 30 M Unterstützung bewilligt. 

 

7 

Schreiben des Landrats vom 16.12.20 betr. Wasserversorgung des Schlosses. 

In der letzten Stadtverordnetenversammlung ist bereits beschlossen worden, dass aufgrund der 

vom Rutengänger Graf Merfeldt gemachten Angaben Schürfarbeiten und Bohrungen 

ausgeführt werden sollen. Über die Erfolge wird dem Herrn Landrat seiner Zeit Mitteilung 

gemacht werden. 
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8 

Angebot Peter Keil und August Böckling über Bullenhaltung. 

Es ist zunächst noch festzustellen, wie viele zu deckende Kühe im Jahr den heißen Bullen 

zugeführt werden um danach die Höhe des Deckgeldes zu ermitteln. Alsdann zur 

Stadtverordnetenversammlung. 

 

9 

Ablehnender Bescheid des Vorsitzenden des Kreisausschusses betr. Beurlaubung des 

Kreisbaumeisters Gaul zur Weiterführung der Dienstgeschäfte des Bürgermeisters. 

Von dem Bescheid des Herrn Vorsitzenden des Kreisausschusses wird Kenntnis genommen. 

Die Geschäfte des stellvertretenden Bürgermeisters werden vom 1.1.21 ab von dem 1. 

Beigeordneten Herrn Bahl versehen werden. 

 

10 

Eingabe des Leiters der gewerblichen Fortbildungsschule Lehrer Noll, die Vergütung an 

nebenamtliche Lehrer, soweit sie städt. Angestellte sind, betr. 

Die beiden städtischen Angestellten Herr Löwenguth und Hübinger soll das Honorar von 6 M 

für die Stunde bis zum Schlusse dieses Jahres noch gezahlt werden. Vom 1.1.21 ab kann 

jedoch eine Doppelzahlung nicht mehr stattfinden. Von beiden Herren soll die Wahl 

freigestellt werden, ob sie  auf das Schulhonorar oder auf die Besoldung als städtische 

Angestellte für die Zeit ihrer Tätigkeit in der Schule verzichten wollen. Dieselben sollen sich 

bis zur nächsten Sitzung schriftlich äußern. 

 

11 

Rechnung des Rutengänger Graf Merfeldt aus Marienfeld bei Gütersloh 

Die Rechnung ist zur Zahlung anzuweisen. 

 

12 

Angelegenheit der geisteskranken Lehrerin Massenkeil. 

Der Bürogehilfe J. Müller wird ersucht im Interesse der Stadt die ihm beim Dachdecker Joh. 

Müller zur Verfügung gestellten Wohnung zu beziehen. Für den Umzug kommt die Stadt auf, 

ebenso für den Transport der Möbel Eggert aus seiner bisherigen Wohnung in das Haus 

Massenkeil. Falls die Wohnung beim 
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Dachdeckermeister Müller rechtmäßig mehr als 400 M kosten sollte, übernimmt die Stadt die 

Mehrkosten. Der Umzug ist möglichst noch vor dem 1.1.21 zu bewerkstelligen. 

 

13 

Verlegung des Michaelismarktes vom 2. auf den 9. Oktober 1921, wegen des jüdischen 

Feiertages – Versöhnungsfest -  am 2.10.21. 

Die Verlegung des Marktes wird genehmigt. 

 

14 

Kostenanschlag über Instandsetzung des Jugendspielplatzes im Frühjahr 1921 

(Anschlagssumme rd. 6.300 M). 

Der Kostenanschlag ist der nächsten Stadtverordnetenversammlung zur Beschlussfassung 

über die Ausführung der Arbeiten vorzulegen. Die Notwendigkeit der Arbeiten wird vom 

Magistrat anerkannt, für die Deckung der Kosten fehlen jedoch die Mittel, weshalb der 

Magistrat empfiehlt, die Arbeiten solange zu verschieben, bis neue Einnahmequellen 

ausfindig gemacht sind. 

 

15 

Schreiben des Lehrer Laux betr. Ersatzes der Herdplatte bei seinem Küchenherd. 

Der Magistrat erkennt an, dass Herr Lehrer Laux ein teilweises Anrecht auf den Herd 

erworben hat, weil er wesentliche Teile auf seine Kosten ersetzt hat. Damit nun über das 

Eigentumsrecht später keine Differenzen auftauchen, verzichtet die Stadt auf ihren Anteil an 

dem Herd zu Gunsten des Herrn Laux. 

 

Gez. Gaul, Bahl, Philippi 
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Sitzung vom 29.12.20 

 

Anwesend die Herren Bahl, Flügel, Gaul, Germann, Philippi 

 

1 

Beschwerde des Jean Golling über angeblich zu viel berechneten Stromverbrauch. 

Die Beschwerde hält der Magistrat für unbegründet, weil das Elektrizitätswerk, nachdem der 

Zähler versagt hatte, den Bestimmungen entsprechend, die Strommenge in Rechnung gestellt 

hat, die im gleichen Monat des Vorjahres verbraucht wurde. 

 

2 

Antrag der Zahntechniker Müller und Flach auf Erhöhung der Vergütung für Behandlung der 

Volksschüler um 150%. 

Es ist zunächst in den Nachbarstädten Limburg, Westerburg, Diez b. L. anzufragen, welches 

Honorar für die zahnärztliche Behandlung der Volksschüler gezahlt wird und welche 

Verpflichtung die betr. Zahnärzte oder Dentisten dort für das zu zahlende Honorar 

übernommen haben. 

 

3 

Beschaffung von Fensterputzleder für die städtischen Schuldiener bzw. den Hausmeister des 

Gymnasiums. 

Es sind 4 Fensterleder zu beschaffen und an die Herren Germann, Glattfelder, Schmidt und 

Hammerstein zu verabfolgen. Über alle von der Stadt an die betr. Stellen gelieferten 

Putzmittel ist durch Abt. IV eine genaue Kontrolle zu führen. 

 

4 

Gründung einer Imkerschule des Bienenzüchtervereins für den Reg.Bez. Wiesbaden. 

Der stellvertretende Bürgermeister wird zunächst über diese Angelegenheit mit dem Vorstand 

des Bienenzüchtervereins Rücksprache nehmen. 

 

5 

Eingabe des Mühlenbesitzers L. Stendebach, Gg Adam Hermann Müller, und Herrn Loeb 

über Anbringung 
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einer elektr. Lampe am Mühlenberg. 

Herr Seepe soll sich zunächst über die zweckmäßige Anbringung einer Lampe an der 

fraglichen Stelle gutachtlich äußern und einen Kostenanschlag vorlegen. 

 

6 

Bullenhaltung Peter Roßbach I erbietet sich die Bullen weiter zu halten für eine jährliche 

Vergütung von 8.000 M und ein Sprunggeld von 10 M für jedes zu deckende Stück Rindvieh. 

Der Magistrat nimmt das Angebot an, schlägt aber vor, statt 10 M Sprunggeld 20 M zu 

nehmen. Der dadurch erzielte Mehrerlös an Sprunggeld soll auf die zu zahlenden 8.000 M 

angerechnet werden. 

 

7 

Gesuch des Gesellenvereins um Überlassung der städt. Turnhalle am 6. und 9. 1. 21 

Da sich der Gesellenverein in einer Notlage befindet, weil er bereits alle Vorbereitungen für 

die beiden Feste getroffen hat, empfiehlt der Magistrat dem Kuratorium für diesen 

Ausnahmefall die Turnhalle zur Verfügung zu stellen. In Zukunft dürften derartige Gesuche 

abzulehnen sein. Die Herren des Kuratoriums sind sofort durch Umlaufschreiben um ihr 

Einverständnis zu bitten. 

 

8 

Mitteilung der Lebensmittelstelle über Verweigerung der Zinszahlung durch Wwe. Keiner 

Die Zinsen sind vom 1.10.20 ab zu berechnen. Es ergeben sich danach 81 Tage und 135 M 

Zinsen. Der Witwe Keiner ist vom Magistrat mitzuteilen, dass die Stadt selbst diese Zinsen an 

die Kreiskommunalkasse zu zahlen hat und dass sie infolgedessen nicht davon entbunden 

werden kann. Bei weiterer Weigerung der Zahlung muss zwangsweise Beitreibung erfolgen. 
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9 

Gesuch des Anton Bahl auf Ermäßigung der Hundesteuer für einen Zughund. 

Die städtische Hundesteuer im Betrage von 10 M wird im Hinblick auf die geschilderten 

Umstände erlassen. 

 

Gez. Gaul, Germann, Bahl, Philippi 

 

 

Sitzung, den 7.1.21 

 

Anwesend die Herren: Bahl, Gaul, Germann, Philippi, Dr. Wentrup 

 

1 

Eingabe der städtischen Holzhauer um Erhöhung der Akkordlöhne. 

Der Magistrat ist geneigt sich aufgrund der Vorschläge des Schlichtungsausschusses zu 

Limburg mit den Holzhauern zu einigen. Über die Angelegenheit soll in der nächsten Sitzung 

weiter verhandelt werden. 

 

2 

Gesuch der Lehrerin Gr. Reichert um Übertragung einer Lehrerinnenstelle an der 

Volksschule. 

Das Gesuch wird für die nächste Sitzung zurückgestellt. 

 

3 

Bewilligung von 500 M für die Instandsetzung des Wehres am Mühlengraben Müller/Frink. 

Die vom Kreisausschuss erbetenen 500 M werden bewilligt. 

 

4 

Gesuch des kath. Jünglingsvereins um Überlassung der Turnhalle am 16.1.21 zu einer 

Weihnachtsfeier 

Das Gesuch dürfte dadurch hinfällig geworden sein, dass die Vermietung des Schmidt´schen 

Saales an die Raiffeisengenossenschaft rückgängig gemacht ist. 

 

5 

Haltung des Kreisblattes auf städt. Kosten für die Lehrer. 
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Ein von der Stadt gehaltenes Exemplar des Kreisblattes soll den Lehrpersonen zum Lesen 

bereitgestellt werden. Die nähere ist mit dem Rektor zu vereinbaren. 

 

6 

Gesuch des Schuldieners Hammerstein um Übernahme der Beerdigungskosten seiner 

verstorbenen Tochter auf die Stadt. 

Die Bezahlung des Sarges soll auf die Stadt übernommen werden. 

 

7 

Erneute Vorlage des Schreibens des Bienenzuchtvereins betr. Imkerschule 

Der Magistrat empfiehlt dem Bienenzuchtverein folgende Vorschläge zu machen: 

a) Ein genügend großer Platz für das Bienenhaus wird in der östlichen Ecke 

(anschließend an die Kreuzkapelle) zur Verfügung gestellt. 

b) Materielle und finanzielle Unterstützung bei der Errichtung des Bienenhauses wird in 

Aussicht gestellt. Über die Art und Höhe dieser Unterstützung kann aber erst 

beschlossen werden, wenn ein Plan und Kosten anschlag vorliegt. 

c) Ein Lehrzimmer und eine Wohnung für den Leiter werden voraussichtlich in der 

Präparandenschule zur Verfügung gestellt werden können. Bestimmung darüber kann 

aber erst nach dem 1.4.21 getroffen werden. 

d) Die Unterbringung der Kürsisten wird unschwer in Privatquartieren erfolgen können. 

 

8 

Gesuch der Frau Henritzi betr. der Vergütung für Bereitstellung des Milchwagens. 

Der Magistrat ist bereit, für die Benutzung des Wagens monatlich an Frau Henritzi 10 M zu 

zahlen, wenn sie damit einverstanden ist. 

 

9 

Bevollmächtigung eines Vertreters der Stadt zur Gesellschaftsversammlung der 

Lebensmitteleinkaufstelle Limburg am 8.1.21 in Limburg (Lahn) 

  



Übertragung der Stadtratsprotokolle vom 3.2.1919 bis 7.7.1921 

136.1 

Zur Teilnahme an der Gesellschafterversammlung wird der II. Beigeordnete Herr Gaul 

bevollmächtigt 

 

10 

Angebot des Karussellbesitzers Karl Eller in Dotzheim-Wiesbaden für Überlassung des 

Karussellplatzes für 2 Tage im Frühjahr und 3 Kirmestage unter der Bedingung, dass an 

diesen Tagen kein anderes Karussell zugelassen wird. 

Das Angebot in Höhe von 2.200 M einschl. Lustbarkeitssteuer für 5 Tage wird unter 

Anerkennung der Bedingung, dass ein weiteres Karussell nicht zugelassen wird, 

angenommen.* 

 

11 

Herstellung einer Straßenbeleuchtung am Mühlberg. 

Die Herstellung dieser Beleuchtungsanlage wird bis zum Herbst des. Js. verschoben. 

 

12 

Verpachtung von 3 Ackerparzellen und 12 Kleingärten am 7.1.21. 

Die Verpachtung wird genehmigt. 

 

13 

Beauftragung des Technikers Hübinger zur Hilfeleistung auf dem Kreisbauamt. 

Der Techniker Hübinger wird für die Dauer der Beurlaubung des Kreisbaumeisters Gaul zur 

Vertretung des Bürgermeisters dem Kreisausschuss zur Hilfeleistung auf dem Kreisbauamt 

zur Verfügung gestellt. Der Magistrat genehmigt den Antrag des Kreisausschusses, dass außer 

dieser Hilfeleistung vom 1.1.21 ab von der Stadt 8.000 M im Jahr als Entschädigung für die 

Überlassung des Kreisbaumeisters zur Stellvertretung des Bürgermeisters gezahlt werden. 

 

Gez. Gaul, Philippi, Germann Dr. Wentrup 

* Unterverpachtung ist unzulässig! Dr. Wentrup 
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Sitzung vom 10.1.21 

 

In Gemeinschaft mit der Waldkommission  

Anwesend vom Magistrat die Herren: Bahl, Gaul, Flügel 

 

Folgende Änderung des Holzhauerlohn-Akkordes vom 10.12.20 wurde beschlossen: 

Es sind folgende Hauerlöhne zu zahlen: 

Für 1 fm Stamm-Laubholz statt  13 M  14M 

Für 1 fm Stamm Nadelholz statt  8 M 11 M 

Für 1 Rm Derbholz       statt 13 M 17 M 

Für 100 Wellen ausschließl. Bindematerial statt 60 M  68 M 

Für 1 Rm Stockholz statt  20 M 30 M 

Für 1 Stange I. Kl.  statt 2 M  1,90 M 

Für 1 Stange II. Kl.  statt 1,80 M 1,50 M 

Für 1 Stange III. Kl.  statt 1,20 M 1,10 M 

Für 100 Stangen IV Kl. statt    60 M 38 M 

Für 100 Stangen V. Kl. statt  40 M  27 M 

Für 100 Stangen VI. Kl. statt 30 M 22 M 

 

Es sind dies, mit Ausnahme des Derbholzes und der Wellen, die Preise, welche vom 

Schlichtungsausschuss in Limburg a.d.L. vor kurzem (Datum nicht bekannt) den 

Oberförstereien – darunter Montabaur – zur Annahme empfohlen wurden. Der Preis für 

Derbholz (Scheit- und Knüppelholz) wurde gegen den Vorschlag des 

Schlichtungsausschusses um 1 M je Rm und der für Wellen um 6 M je 100 Stück erhöht, um 

eine Vergütung für Schwierigkeiten zu gewähren, die besonders nicht berechnet werden 

sollen. 

Außer diesen Holzhauerlöhnen werden 4% Zulage für Werkzeugabnutzung und 3% des 

akkordmäßigen Lohnes als Vergütung für den Akkordanten gewährt. Die anwesenden 

Vertreter der Holzhauer erklärten sich mit dieser Neufestsetzung der Preise einverstanden. 

 

Gez. Gaul, Flügel 
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Sitzung vom 13.1.21 

Anwesend die Herren: Flügel, Gaul, Germann, Philippi, Dr. Wentrup 

 

1 

Gesuch des Flurhüters Müller an den Herrn Reg.-Präs. betr. Regelung seiner 

Pensionsverhältnisse 

Da die Probe Dienstzeit des Flurhüters Müller erst am 31.3.21 abläuft und über seine 

endgültige Anstellung noch kein Beschluss gefasst ist, kann von der Regelung der 

Pensionsverhältnisse noch keine Rede sein. 

 

2 

Abschluss der Stadtkasse für das I., II. und III. Vierteljahr 1920. 

Antrag auf Verwendung des Reservefonds des Wasserwerks für die auszuführenden 

Schürfarbeiten. 

Von dem Finalabschluss wird Kenntnis genommen. Der Antrag auf Bewilligung eines Kredits 

ist inzwischen vom Stadtrechner mündlich zurückgenommen worden, weil nach einer 

eingegangenen Verfügung der Stadtkasse demnächst ein höherer Betrag an Steuern zufließt, 

als ursprünglich zu erwarten war. Die Kosten für Erschürfung von Wasser im Stadtwald 

sollen aus dem Reservefonds des Wasserwerks bestritten werden. 

 

3 

Antrag des Herrn Ph. Philippi im Weg nach dem Wolfsturm die Straßenlampe wieder brennen 

zu lassen. 

Ein gleicher Antrag liegt vom Postamt bezügl. der Lampe bei der Post vor. 

Beide Lampen sollen wieder in Betrieb gesetzt werden. Es sollen aber keine größeren Birnen 

verwendet werden als unbedingt nötig. 

 

4 

Einspruch der Oberförsterei Montabaur gegen den Beschluss vom 10.1.21 betr. Änderung des 

Holzhauer-Akkords 

Gegen die in der gemeinschaftlichen Sitzung des Magistrats 
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der Waldkommission und der Vertreter der Holzhauerorganisation am 11. Des Mts. 

Festgesetzten Holzhauerlöhne hat die Oberförsterei Montabaur Einspruch erhoben und gemäß 

Ziffer 5 des Holzhauer-Akkordes die Zustimmung dazu versagt. Infolgedessen wurde  

zwischen dem Magistrat und dem Herrn Forstmeister Buse in der heutigen Magistratssitzung 

erneut verhandelt, wobei folgende Einigung erzielt wurde: 

1. Für ein Rm Stockholz wird statt 20 M 30 M Holzhauerlohn gezahlt. 

2. Die erforderlichen Wellenbänder werden von der Stadt allein bezahlt. 

3. Für den Distrikt Kieselbornseite wird zu den Akkordpreisen vom 1.12.20 eine Zulage 

von 10% gewährt. Sollte jedoch bei dieser Zulage und fortgesetzt fleißiger 

achtstündiger Tagesarbeit ein Tagesverdienst von 40 M nicht erreicht werden, dann 

soll der Prozentsatz soweit erhöht werden, dass dieser Tagesverdienst erreicht wird. 

4. Im Übrigen verbleibt es bei dem im Holzhauer-Akkord vom 10. Dezember 1920 

festgesetzten Akkordlohn. 

Sollten die Holzhauer mit dieser Vereinbarung nicht einverstanden sein, dann wird ihnen 

anheimgestellt, den Schlichtungsausschuss anzurufen. 

Anmerkung: Die Holzhauer haben dieses Angebot abgelehnt. Sie bestehen auf Erfüllung des 

Beschlusses vom 10.1.21 (Seite 137). 

 

Gez. Gaul, Dr. Wentrup, Germann 
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Sitzung vom 20.1.1921 

 

Anwesend die Herren: Bahl, Gaul, Germann, Dr. Wentrup 

 

1 

Lohnzahlung an die ständigen Arbeiter für die in der Woche fallenden gesetzlichen Feiertage. 

Die Lohnzahlung soll dem § 8 des Manteltarifs vom 25.3.20 entsprechend vom 1.4.20 an 

erfolgen. 

 

2 

Welche Schritte sollen getan werden um die Verlegung des Eisenbahnbetriebsamtes von 

Neuwied nach Montabaur zu fördern. 

Es soll zunächst die Verbindung mit der Eisenbahndirektion Frankfurt a.M. dieserhalb 

aufrecht erhalten werden. Es muss aber bezügl. Beschaffung von Wohnungen für die Beamten 

des Betriebsamtes abgewartet werden bis sich die Verhältnisse bezügl. des Seminars und der 

Präbarandenschule geklärt haben. 

 

3 

Errichtung einer 7. Schulstelle für die Volksschule. 

Das Gesuch der Lehrerin Reichert und die Schreiben der hiesigen Lehrer sollen zunächst dem 

Kreisschulrat zur Äußerung darüber vorgelegt werden, ob die Errichtung dieser Schulstelle 

zurzeit notwendig ist und ob zweckmäßig eine Lehrer- oder Lehrerinnenstelle zu gründen ist. 

 

4 

Bestimmung von Wahlvorstehern und Stellvertreter für die Wahlbezirke I und II zu den 

Wahlen zum Preuß. Landtag Prov. Landtag und zum Kreistag am 20.2.21 

 

Es werden bestimmt: 

1 

Für den Wahlbezirk I 

1. A.Flügel als Wahlvorsteher 

A. Philippi als Stellvertreter 

2. Für den Wahlbezirk II 

Joh. Bahl als Wahlvorsteher 

N. Germann als Stellvertreter 

 

  



Übertragung der Stadtratsprotokolle vom 3.2.1919 bis 7.7.1921 

139 

5 

Bewilligung einer Familienunterstützung für Köhler 

Herr Köhler soll zunächst einen Vorschuss von 200 M auf eine vom Magistrat noch 

festzusetzende Unterstützung gezahlt werden. 

 

6 

Unentgeltliche Beschäftigung des Bürogehilfen Schmidt in städtischen Büros. 

Die beantragte Beschäftigung wird genehmigt. 

 

7 

Vorführung der Lehr- und Kunstfilmgesellschaft Wiesbaden. 

Die Gewährung eines Zuschusses aus städtischen Mitteln wird abgelehnt. Im Übrigen steht es 

der Firma frei mit dem hiesigen Kinobesitzer Gerz auch mit den Leitern der hiesigen Schulen 

und mit dem Kreisjugendpfleger in Verbindung zu setzen. 

 

8 

 Bericht des Hessisch-Nassauischen Wirtschaftsverbundes über das abgelaufene Geschäftsjahr 

und Einladung zur Sitzung am 25.1.21 in Marburg. 

Von dem Bericht wird Kenntnis genommen. Die Teilnahme an der Sitzung erscheint nicht 

erforderlich. Über die endgültige Beschlussfassung über die Ruhelohnordnung ist dem 

Magistrat sr. Zt. Mitteilung zu machen.  

 

9 

Antrag des Mieteinigungsamtes auf laufende Zahlung der von der ledigen Anna Kaiser nicht 

aufzubringenden Differenz von 3 M monatlich für Bestreitung ihrer Miete. 

Die noch fehlenden 3 M an der monatlichen Miete sollen aus der Stadtkasse an den Vermieter 

Wilh. Michel gezahlt werden. 

 

10 

Bewilligung einer Beihilfe für Unterhaltung des Schuhwerks der mit der Abholung der Milch 

betreuten Arbeiter Franz Disper und Peter Hartenfels. 

Es sollen jedem der beiden Arbeiter nochmals 100 M Beihilfe gezahlt werden. Die betr. 

Arbeiter haben sich aber so einzurichten, 
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dass sie mit der bewilligten Beihilfe von 2 x 100 = 200 M im Jahr auskommen. 

 

11 

Antrag der Frau Henritzi auf Erhöhung und Abnutzungsgebühr für den Milchwagen. 

Mehr wie 10 M monatlich ist der Magistrat leider nicht in der Lage zu zahlen. Frau Henritzi 

wird aber anheimgegeben, einen Zuschuss für die Krankenhausbehandlung infolge der 

verletzten Hand zu stellen. 

 

12 

Erhöhung der Gebühren für die zahntechnische Behandlung der Volksschüler 

Der Magistrat hält eine 100%ige Erhöhung der Gebühren, also von 250 M auf 500 M für 

jeden Zahntechniker für angemessen. Der Rektor soll darüber wachen, dass die Behandlung 

der Schüler auch dem Vertrag entsprechend erfolgt und alljährlich eine Bescheinigung 

darüber vorlegen. 

 

Gez. Gaul, Germann, Bahl, Dr. Wentrup 

 

 

Sitzung vom 28.1.21 

 

Anwesend die Herren: Bahl, Gaul, Germann, Flügel, Philippi, Dr. Wentrup 

 

1 

Gesuch des Flurhüters und Botengängers Kaspar Bohr um Gewährung einer Teuerungs- und 

Besatzungszulage. 

Der Hilfsflurhüter Bohr soll sowohl zum Flurhüter als auch zum Botenlohn eine 

Teuerungszulage von 10% erhalten. Das sich hierdurch im Jahr auf 2.992 M berechnende 

Einkommen soll auf 3.000 M abgerundet werden. Herr Bohr ist darauf aufmerksam zu 

machen, dass seine Beschäftigung bei der Stadt nur 
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eine aushilfsweise und nicht eine dauernde ist und dass seine volle Arbeitskraft von der Stadt 

nicht in Anspruch genommen wird. 

 

2 

Angebote zur Herstellung eines Brunnenschachts am Biebrichskopf 

Von der Ausführung des Schachtes am Biebrichskopf wird vorläufig abgesehen. Dagegen 

sollen an einer aussichtsreicheren Stelle Schürfarbeiten vorgenommen werden. 

 

3 

Gesuch der Bäckermeister um Überweisung von Derbholz und Wellen zu ermäßigtem Preise 

Die Bäckermeister der Stadt können die beantragten 3.000 Wellen im Distrikt Kieselbornseite 

freihändig erhalten, wenn sie den Durchschnittspreis zahlen, der dort aus den übrigen Wellen 

erlöst wird. Die beanspruchten 4 Klafter Derbholz können bei der Versteigerung gekauft 

werden. Für eine freihändige Abgabe ist das Quantum zu gering. 

 

4 

Mitteilung des Oberverwaltungsgerichtes vom 21.1.21 über den Ausgang der Berufung des 

Bürgermeisters Reis.  

Von der Entscheidung des Oberverwaltungsgerichtes wird Kenntnis genommen. 

 

5 

Antrag der Wwe. Marg. Parbel auf Beschäftigung ihres 15jährigen Sohnes bei der Stadt. 

Eine Beschäftigung des Jungen bei der Stadt soll in seinem eigenen Interesse nicht erfolgen. 

Im Übrigen übernimmt es der Magistratsschöffe Germann mit der Frau zu verhandeln. 

 

6 

Antrag der Schreinermeister H. Busch und der Wwe. Joh. Begt. Schepping auf käufliche 

Überlassung der sog. Edelshoh hinter der Peterstorstraße 

Der Antrag wird abgelehnt, da die Stadt das Grundstück, 
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das zum Teil in eine in Aussicht genommene Baufluchtlinie fällt, selbst verwerten will. 

 

7 

Außerordentliche Kassenrevision der Stadtkasse. 

Die Revision soll bei passender Gelegenheit erfolgen. 

 

8 

Bürogehilfe Schmidt 

(siehe Punkt 6 der letzten Magistratssitzung) 

 

9 

Holzhauerlohn-Akkord für Distrikt 27 (Schlosshöber). Schreiben der Oberförsterei Montabaur 

vom 21.5.21 

Der stellvertr. Bürgermeister erhält den Auftrag mit den Vertretern er Holzhauer aufgrund der 

in der heutigen Sitzung festgesetzten Richtlinien zu verhandeln. 

 

10 

Errichtung neuer Wohnhäuser bzw. Gewährung von Baukostenzuschüssen an Private, die sich 

zum Bauen von Häusern entschließen. 

Der Magistrat schließt sich im Allgemeinen en Beschlüssen der Finanz- und Baukommission 

an. 

 

11 

Gesuch des Armenpflegers Glückmann um Überweisung von Brennholz an Marg. Froh. 

Die ledige Marg. Froh soll das benötigende Holz aus dem städtischen Vorrat nach Bedarf 

unentgeltlich erhalten. 

 

12 

Gesuch der Handarbeitslehrerin Hammerstein um Gehaltserhöhung. 

Die Stundenvergütung des Frl. Hammerstein wird von 5 auf 6 M erhöht ab 1.1.21. 

 

13 

Antrag der Wwe. Joh. Schröder auf Tausch einer städt. Wiese, 1 Parzelle Nr. 5603c, gegen 

einen ihr gehörigen Acker, Parzelle Nr. 5609 b, am Himmelfeld.  

Wird der Stadtverordnetenversammlung befürwortend vorgelegt. 

Herr Löwenguth soll vorher das Flächenmaß beider 
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Grundstücke – er durch das Katasteramt – genau feststellen. Falls die Größen verschieden 

sind, ist der Überschuss des größeren Grundstückes vom Besitzer des kleineren Grundstückes 

käuflich zu erwerben. 

 

14  

Beschlussfassung über Streichung der Vorbehalte im Nachtrag zur 

Lustbarkeitssteuerverordnung, welche die Erhöhung von Steuersätzen durch 

Stadtverordnetenbeschluss vorsehen. 

Seitens des Magistrats nichts einzuwenden. Der Stadtverordnetenversammlung ebenfalls zur 

Beschlussfassung vorzulegen. 

 

15 

Antrag der Frau Hartmann-Jung auf Erhöhung des Pflegesatzes für das Waisenkind Helmut 

Becher. 

Es ist zunächst noch festzustellen, 

1) Woher das Kind stammt, 

2) Wer Vormund ist, 

3) Wer unterhaltungspflichtig ist. 

 

16 

Besetzung der Nachtwächterstellen. 

Es ist zunächst die Genehmigung des Reg.-Präs. zur Anstellung eines einheimischen 

Bewerbers herbeizuführen. 

 

17 

Das Elektrizitätswerk teilt mit, dass an einem Motor zur Zusatzmaschine in der Zentrale eine 

Reparatur notwendig geworden ist. 

Über den Umfang der Reparatur und die entstehenden Kosten soll das Elektrizitätswerk 

demnächst berichten. 

 

Gez. Gaul, Philippi, Germann, Flügel, Dr. Wentrup, Bahl 
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Sitzung vom 3.2.21 

Anwesend die Herren: Bahl, Flügel, Gaul, Germann, Philippi, Dr. Wentrup 

 

1 

Erhöhung des Pflegegeldes für die Pflege des Waisenkindes Helmut Becher bei Hartmann-

Jung 

Dem Kind ist zunächst ½ Ltr. Milch auf städt. Kosten zu verabreichen. Im Übrigen wird Herr 

Dr. Wentrup nach Einsichtnahme der Vormundschaftsakten in der nächsten Sitzung 

Vorschläge machen. 

 

2 

Entlastung der Angestellten Dommermuth und Pilgenröther und Festsetzung eines 

Ruhegehaltes für Letzteren. 

Herrn Dommermuth soll es gestattet sein, für die Reinhaltung des Rathauses fremde Hilfe auf 

seine Kosten in Anspruch zu nehmen. Von der Verantwortung für die ordnungsmäßige 

Ausführung dieser Arbeiten kann er jedoch nicht entbunden werden. Es wird auch von ihm 

gefordert, dass er in den Büros die auszuführenden Reinigungs pp. Arbeiten persönlich 

überwacht. 

Bezügl. des Herrn Pilgenröther ist der Magistrat mit den Vorschlägen der Finanzkommission 

einverstanden. 

 

3 

Antrag der Frau Anna Görg um Überlassung von ½ Klafter Holz zu einem billigen Preise. 

Frau Görg soll ½ Klafter Holz zum halben Durchschnittspreis erhalten. 

 

4 

Um Einstellung als städtischen Arbeiter bitten Landwirt W. Lenz, Schmidt, Henritzi. 

Der Landwirt Lenz hat Arbeit im Wald gefunden. Die beiden Arbeiter Schmidt und Henritzi 

sollen an Herrn Fleischhauer und die Firma Kutting und Hambach verwiesen werden. 

Der verunglückte Jakob Schmidt soll für 1 Monat je Tag 12 M oder 360 M Unterstützung 

erhalten. 
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5 

Der Armenpfleger Adam Glückmann beantragt Brennholz für die Wwe. Peter Vetter. 

Der Wwe. Vetter soll Holz aus dem Magazin verabfolgt werden. Abt. VIII hat über jede 

Holzabgabe aus dem städt. Magazin genau Buch zu führen. Die Vermögens- oder 

Einkommensverhältnisse der Frau Vetter sind noch zu ermitteln. 

 

6 

Ortsstatut betr. Einführung einer Altersgrenze für städt. Beamte und Lehrpersonen. 

Das Statut wird der Stadtverordnetenversammlung zur Beschlussfassung vorgelegt. 

 

7 

Anfrage des Magistrates Limburg, ob der Magistrat Montabaur bereit ist, an einer 

Besprechung über die ablehnende Haltung der Regierung in Wiesbaden betr. Zahlung der 

Ausgleichszuschläge und Kinderbeihilfen an pens. Lehrpersonen der höheren Lehranstalten 

teilzunehmen. 

Der Magistrat hält die beabsichtigte Besprechung für wünschenswert. Der Bürgermeister-

Stellvertreter wird beauftragt, an der Besprechung teilzunehmen. Als Ort der Zusammenkunft 

wird Limburg vorgeschlagen. 

 

8 

 Gesuch des Adam Parbel um Vergütung von 150 M für Zeitversäumnis infolge der durch die 

Lohnstreitigkeiten entstandenen Verhandlungen. 

Das Gesuch wird abgelehnt. Die Versäumnis ist nicht im Interesse der Stadt sondern der 

Arbeiter erfolgt. Infolgedessen dürften die Kosten auch von den Arbeitern zu tragen sein. 

 

9 

Eingabe der Anwohner der Alberthöhe Josef Caesar, Gebsv Kirchem und Ernst Göbel auf 

Kanalisierung des Straßengrabens. 

Über die Ausführung der Arbeiten ist durch Abt. VIII 
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bis zur nächsten Sitzung ein Kostenanschlag vorzulegen. Zu berücksichtigen ist dabei, dass 

die Straßenentwässerung gesichert bleibt. Erforderlichenfalls ist die Anlage eines 

Hochbordfußsteiges mit Halbrinne mit zu veranschlagen. Durch V ist bis zur nächsten Sitzung 

das Ortsstatut über Beteiligung der Anlieger zu den Kosten der Kanalisierung und Fußsteige 

schriftlich vorzulegen. 

 

Gez. Gaul, Flügel, Bahl, Philippi, Germann, Dr. Wentrup 

 

 

Sitzung vom 10.2.1921 

 

Anwesend die Herren: Bahl, Flügel, Gaul, Germann, Philippi, Dr. Wentrup 

 

1 

Anfrage der Barmherzigen Brüder, ob ihnen die seit 50 Jahren benutzte Begräbnisstätte auf 

dem städtischen Friedhof dauernd überlassen werden könnte. 

Der Magistrat ist der Ansicht, dass eine dauernde Überlassung der betr. Begräbnisstätte an die 

Barmherzigen Brüder nicht angängig ist. Er will aber damit einverstanden sein, dass der Platz 

noch 30 Jahre den Brüdern zur Verfügung bleibt. Die Brüder werden gebeten, den Entwurf 

über die Einfriedigung und die sonst noch geplanten Anlagen dem Magistrat sr. Zt. 

Vorzulegen. 
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2 

Instandhaltung des Friedhofes. 

Vom 1.4.21 ab wird die Unterhaltung des Friedhofes dem Adolf Meurer übertragen. Zu dem 

Vertrag ist mit aufzunehmen, dass spätestens im Juni jeden Jahres das Gras abgemäht sein 

muss. Die Nutzung des Graswuchses soll Meurer überlassen bleiben. 

 

3 

Anfrage des Finanzamts, ob die Stadt nicht geneigt wäre, gegen Gewährung eines 

Sonderdarlehens für Reichsfinanzbeamte Wohnungen bereit zu stellen? 

Die Stadt hat nicht die Absicht, selbst zu bauen. Sie ist aber bereit, auch für Neubauten des 

Reiches den Zuschuss zu leisten, den sie für Privatbauten beschlossen hat oder noch 

beschließen wird. 

 

4 

Gesuch der Anlieger der Kolpingstraße um Instandsetzung dieser Straße. 

Die Kolpingstraße soll durch Aufbringung von Kohlenschlacke aus dem Elektrizitätswerk 

dauernd in einem ordnungsmäßigen Zustande erhalten werden. 

 

5 

Mitteilung des Katasteramtes, dass die bisher auf 20 Mark festgesetzte Pauschgebühr für 

Abhaltung des Grenzbeganges auf 30 Mark erhöht ist. 

Von dem Schreiben wird Kenntnis genommen und die Zahlung der 
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neuen Gebühr nicht beanstandet. 

 

6 

Mitteilung des Zentralvorstandes des Gewerbevereins für Nassau über die Prüfung der 

Bewerbungen für die Gewerbelehrstellen. 

Der Magistrat hält den in Vorschlag gebrachte Gewerbelehrer Steinebach als Leiter für die 

städtische Fortbildungsschule für geeignet, vorausgesetzt, dass er gesund ist und bei der 

demnächstigen Vorstellung den an ihn zu stellenden Erwartungen entspricht. 

 

7 

Gesuch des Lehrers a.D. Christe einen Vorschuss von 300 Mark auf die am 1.4.1921 fällig 

werdende Pension für das erste Vierteljahr 1921. 

Dem Lehrer a.D. Christe soll ein Vorschuss von 300 Mark auf die am 1.4.1921 fällig 

werdenden Pension gezahlt werden. 

 

8 

Projekt des Ingenieurs Otto Jäger in Frankfurt a.M. über eine Turbinenanlage bei der Hutters-

Mühle. 

Die Stadt kann dem Projekt vorläufig nicht näher treten, weil sie nicht über die Mittel verfügt, 

die zur Verwirklichung des Projektes nötig sind. Sie könnten zu der Ausführung durch einen 

Dritten auch nur dann ihre 
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Zustimmung geben, wenn er Betrieb ihren eigenen, der sog. Stadtmühle durch die projektiert 

Anlage keinerlei Schaden erleidet. 

 

9 

Gesuch der Frau Henritzi um Übernahme eines Teiles der Krankenhauskosten, die infolge der 

Blutvergiftung entstanden sind, die sie sich beim Reinigen rostiger Milchkannen zugezogen 

hatte. 

Die Stadt ist bereit, einen Zuschuss von 180 Mark zu zahlen, in der Voraussetzung, dass auch 

die Krankenkasse einen Zuschuss bewilligt. 

 

10 

Erhöhung der Pflegekosten für das Waisenkind Helmut Becher bei der Familie Jung, bzw. 

Unterbringung des Waisenkindes in der Anstalt zu Marienhausen. 

Die Akten sind an das Kreiswohlfahrtsamt zu schicken, mit dem Ersuchen, den Vormund zur 

Kündigung des Vertrages mit Jung zu veranlassen, weil die Frau Jung mit Rücksicht auf ihren 

Gesundheitszustand als geeignete Pflegemutter nicht angesehen werden kann. Es wird 

empfohlen, das Kind in der Erziehungsanstalt zu Marienhausen unterzubringen, in der 

Voraussetzung, dass der Zentralwaisenfonds seinen Zuschuss den Mehrkosten entsprechend 

erhöht. 

Bis diese Angelegenheit ge- 
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ordnet ist, soll die Familie Jung von der Stadt monatlich einen Zuschuss von 20 Mark zu den 

jetzigen Pflegekosten erhalten. 

 

11 

Bepflanzung von Weiden bzw. Kugelakazien an den Tiergartenstraßen und am Bahnhofsweg. 

Die Angelegenheit ist durch den stellvertr. Bürgermeister den mündlichen Verhandlungen 

entsprechend weiter zu bearbeiten. 

 

12 

Kanalisierung der Elbertstraße und Herstellung eines Hochbordfußsteiges. 

Von den Antragstellern ist auf ihre Eingabe bescheinigen zu lassen, dass es ihnen bekannt ist, 

dass sie zu den Kosten der Kanalisierung und der Anlage des Fußsteiges lt. Ortsstatut ¼ 

beizutragen haben und dass sie sich verpflichten diese Kosten für die geplante Anlage zu 

zahlen. 

 

13 

Baugesuch des kath. Gesellenvereins über Erweiterung des Saalbaues. 

Der Stadtverordnetenversammlung befürwortend vorzulegen. Baugesuch der Barmherzigen 

Brüder über Gestellung eines Schuppens. 

Gegen das Baugesuch der Barmherzigen Brüder ist nichts einzuwenden. 

 

Gez. Gaul, Germann, Philippi 
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Sitzung vom 16.2.21 

 

Anwesend die Herren: Flügel, Gaul, Germann, Philippi. Herr Flügel erschien etwas später und 

Herr Germann musste die Sitzung vor Schluss verlassen, weil er noch verreisen wollte. 

 

1 

Bewilligung eines laufenden Kredits für die Stadtkasse 

Es wird ein laufender Kredit bei der Volksbank bis zu 300.000 M zu dem angebotenen 

Zinssatz von 4 ¾ % zu erbitten, beschlossen. 

 

2 

Beschaffung von Schulbänken für die Selekta 

Die benötigten 8 Stück zweisitzige Bänke sollen durch eine leistungsfähige Schulbankfabrik 

bis zum Beginn des neuen Schuljahres beschafft werden. 

 

3 

Antrag der Ortskrankenkasse auf Überlassung der Selekta und der alten Schule für die 

Neuwahlen der Ausschussvertreter. 

Der Antrag wird genehmigt. 

 

4 

Errichtung der 7. Lehrerstelle 

Die Errichtung der Stelle soll bei der Regierung beantragt werden und dabei der Wunsch 

ausgesprochen werden, dass sie durch Fräulein Reichert besetzt wird. Zur Begründung ist 

anzuführen, dass die Stadt beabsichtigt der gewerblichen Fortbildungsschule eine 

Frauenberufsschule anzugliedern, welche einer weiblichen nebenamtlichen Lehrkraft bedarf, 

zu der Fräulein Reichert als besonders geeignet angesehen wird. 

 

5 

Eingabe der Anwohner der oberen Plötzgasse um Wiederinbetriebsetzung der dortigen 

Strassenlampe. 

Das Elektrizitätswerk wird beauftragt, die betr. Lampe unter Verwendung einer schwächeren 

Birne wieder in Betrieb zu setzen. 
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6 

Besetzung der Stelle des Leiters der gewerblichen Fortbildungsschule. 

Der Magistrat beschließt den zukünftigen Leiter der Schule in Gruppe IX einzuordnen. Für 

den Fall, dass der Gewerbelehrer Steinbach aus Dortmund gewählt werden sollte, soll ihm 

neben den zuständigen Bezügen an Gehalt und Teuerungs pp. Zuschlägen eine Amtszulage 

gezahlt werden, welche so hoch bemessen ist, dass sie den Verlust, den er durch die niedrige 

Ortsklasse von Montabaur gegenüber Dortmund ein Orts- und Teuerungszuschlag erleidet, 

wie er ausgleicht. Bei der derzeitigen Ortsklasseneinteilung beträgt diese Differenz 4.100 M. 

Sollte Montabaur demnächst in eine höhere bzw. teurere Ortsklasse eingereicht werden, dann 

ist die Amtszulage um so viel zu kürzen, als die Orts- bzw. Teuerungszuschläge heraufgesetzt 

werden. 

 

7 

Konzessionsgesuch des Elektromonteurs Joh. König über Ausführung von Installationen in 

der Stadt. 

Wird bis zur nächsten Sitzung zurückgestellt. 

 

8 

Einladung der Lebensmitteleinkaufstelle Limburg zu einer Sitzung am 26.2.20. 

Herr Flügel wird sich in Limburg erkundigen, ob die Teilnahme eines Vertreters aus 

Montabaur unbedingt nötig ist. 

 

Gez. Gaul, Philippi, Flügel, Germann 
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Sitzung vom 24.2.21 

Anwesend die Herren: Bahl, Gaul, Germann, Philippi, Flügel 

 

1 

Antrag des Amtsgerichts, wie groß der Betrag der laufenden Unterstützung für die Christina 

Weyand ist. 

Der stellvertretende Bürgermeister wird beauftragt zunächst festzustellen, welcher Zuschuss 

für den Unterhalt der Weyand nötig ist.  

 

2 

Beschlussfassung über die Zulassung des Elektro-Installateurs Johann König zur Ausführung 

von Installationsarbeiten in hiesiger Stadt. 

Die Zulassung wird genehmigt. 

 

3 

Unterstützung des Holzhauers Köhler. 

Die bisher gezahlten 200 M sollen als Unterstützung gebucht werden. 

 

4 

Aufhebung eines veralteten Vertrages auf Gewährung einer Vorschusszahlung auf das Gehalt 

des Lehrers Wollweber. 

Herrn Wollweber soll sofort ein Betrag in Höhe des Einkommens von 2 Monaten als 

Vorschuss ausgezahlt werden. Die Bundesschulkasse ist davon zu benachrichtigen mit dem 

Ersuchen um demnächstige Rückerstattung dieses Betrages. 

 

5 

Gesuch der ständigen Arbeiter um Bewilligung einer Wirtschaftsbeihilfe 

Da der Hessisch-Nassauische Wirtschaftsverband am Freitag den 4. März über eine 

Neuregelung der Lohnverhältnisse der Arbeiter in Marburg verhandelt, muss das Ergebnis 

dieser Verhandlung abgewartet werden. Es ist auch noch zu bemerken, dass die Städte des 

Wirtschafts- 
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verbandes statutarisch verpflichtet sind, sich genau an die vom Verband erlassenen Tarifsätze 

zu halten. 

 

7 

Gesuch des Wilh. Parbel auf verbilligte Abgabe von 1 fm Kiefern und 1 fm Tannenholz für 

Möbelbeschaffung.  

Das Gesuch wird mit Rücksicht auf das Gutachten der Forstverwaltung und aus prinzipiellen 

Gründen abgelehnt. Letztere sind den Gesuchsteller mündlich mitzuteilen. 

 

8 

Unterbringung des Waisenkindes Becher in Marienhausen. 

Dem Kreiswohlfahrtsamt ist mitzuteilen, dass die Stadt nach Lage der Sache kein Interesse 

mehr daran hat, auf eine Lösung des Vertrages mit Jung hinzuwirken. 

 

9 

Unterstützung für 

1. Frau Peter Weyer Wwe. 

2. Frau Josef Jung, Wwe. 

3. Frau Math. Ringer und 

4. Frau Peter Homann Wwe. 

Zu 1. Die Unterstützung der Frau Peter Weyer wird von 10 auf 30 M erhöht. 

Zu 2. Frau Math. Ringer soll die Hospitalrente von monatlich 8,60 M erhalten. 

Zu 3. Die dadurch freiwerdende Marie D´Avis Tönges´sche Stiftung soll demnächst an eine 

andere bedürftig Person vergeben werden, aber nicht an Frau Peter Homann Wwe., weil 

dieselbe noch im Besitze eines Hauses ist und Nachkommen hat, die in guten Verhältnissen 

leben. 

Zu 4. Von einer Erhöhung der Unterstützung an Frau Homann soll aus den gleichen Gründen 

vorerst abgesehen werden. 
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10 

Antrag des Ortskartells Montabaur um Entsendung einer geeigneten Person der städtischen 

Körperschaften zum Rheinischen Heimstättentag in Köln am 11. und 12.3.21. 

An dem Heimstättentag in Köln soll Kreisbaumeister Gaul teilnehmen. Es wird dabei 

vorausgesetzt, dass ihm das Ortskartell, die in dem Einladungsschreiben in Aussicht gestellten 

Vergütungen, erwirkt. Die Mehrkosten, welche durch die Teilnahme entstehen, trägt die 

Stadt. 

 

11 

Gesuch des Jakob Schmidt um Unterstützung für Februar. 

Eine besondere Unterstützung des Schmidt dürfte sich dadurch erübrigen, dass die Stadt 2 

Söhne desselben als Notstandsarbeiter beschäftigt. Bei dieser Gelegenheit wurde noch 

beschlossen, dass den jugendlichen Notstandsarbeitern, welche mit Steinklopfen im Akkord 

beschäftigt werden, auf jedes cbm geklopfter Steine eine Prämie gezahlt werden soll, damit 

sie auf einen angemessenen Tagelohn kommen. 

 

12 

Antrag des Elektrizitätswerkes um Verkauf der vorhandenen Erdstöcke. 

Von dem Verkauf des Stockholzes des Elektrizitätswerkes soll zunächst abgesehen werden. 

Herr Seepe soll sich aber unter der Hand nach Bewerbern um die Erdstöcke und den zu 

erlösenden Preis erkundigen. 

 

Gez. Gaul, Germann, Bahl 
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Sitzung vom 4.3.21 

 

Anwesend die Herren: Bahl, Flügel, Gaul, Germann, Philippi 

 

1 

Festsetzung einer monatlichen Unterstützung  für Christian Weyand 

Es werden 25 M je Monat bewilligt. 

 

2 

Beschluss über Übernahme der Spezialpflegekosten für die der Krüppelfürsorge zugeführten 

Haus Greiff vom 1.10.20 ab auf die Stadt (Armenverband)  2/3 der Kosten werden vom Kreis  

(Krüppelfürsorge) getragen. 

Die Spezialpflegekosten werden auf den Armenfonds übernommen. 

 

3 

Anfrage der Frau Ignaz Schröder Wwe. die ihr von der Stadt abgegebenen Kartoffel ( 1 Ztr) 

zum Preis von 30 M zu überlassen. 

Dem Antrag wird stattgegeben. 

 

4 

Eingabe des Seminardirektors um Erlass der Lustbarkeitssteuer für zwei Konzerte, deren 

Reinertrag zum Teil dem Oberschlesierfonds zufließen soll. 

Da der Reinertrag der Konzerte zu 2/3 einem wohltätigen Zwecke dient, sollen auch 2/3 der 

Lustbarkeitssteuer erlassen werden. 

 

5 

Erhöhung der Abnahmegebühren zur Prüfung elektr. Installationen die durch 

Privatinstallateure ausgeführt sind. 

Die bezüglichen Vorschriften sind unter I f wie folgt zu ändern: Als Prüfungs- und 

Abnahmegebühr der anzuschließenden Installationen werden seitens des Elektrizitätswerk 

vom Unternehmer erhoben: 

Für 1 – 6 Lampen je Lampe 3 M mindestens aber 10 M 

Für mehr als 6 Lampen je Lampe 2 M. 

Für Motoranlagen 3% des Herstellungswertes bis zum Höchstbetrag von 30 M. 

 

6 

Übernahme der Lichtinstallationskosten für die Wohnung des W. Hartenfels im Armenhaus. 

Die Lichtinstallationskosten für die Wohnung Hartenfels werden 
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zur Hälfte auf die Hospitalkasse übernommen. Die Lichtleitung geht in Eigentum der Stadt 

über. 

 

7 

Gesuch des Heinrich Colombel um Überlassung von Erdstöcken in verschiedenen Distrikten 

des Stadtwaldes zu 10 M für die Klafter. 

Das Gesuch des H. Colombel wird genehmigt. Die Abgabe für jede Klafter Stockholz wird 

auf 10 M festgesetzt. Im Übrigen sind die Bedingungen wie sr. Zt. Bei Joh. Colombel 

vertraglich festzulegen. Die zu hinterlegende Kaution beträgt 300 M. 

 

8 

Endgültige Anstellung des Flurhüters und 2. Pol. Wachtmeister Johannes Müller. 

Der Magistrat ist mit der endgültigen Anstellung des J. Müller als Beamter nach Maßgabe des 

bezügl. Ortsstatut einverstanden. 

 

9 

Besteuerung des Wanderlagergewerbebetriebes (Gesetz vom 27.2.80) geändert durch Gesetz 

vom 14.2.20 

Es wird beschlossen von den Wanderlagerbetrieben neben der Steuer nach Artikel 1 des 

Gesetzes vom 14.1.21 GVO 299 auch den 25prozentigen Zuschlag nach Art, 2 dieses 

Gesetzes zu erheben. 

 

10 

Antrag des Möbelfabrikanten Gebr. Philippi und Gebr. Hermes auf Überlassung von 300 Rm 

Buchenstockholz je Rm zu 150 M. 

Der Antrag wird genehmigt. 

 

11 

Gesuch des Gymnasialpedells a.D. Herborn um Erhöhung der sr. Zt. Bewilligten Beihilfe von 

600 M zu seiner Altersrente. 

Die Beihilfe wird auf 1000 M erhöht an 1. April 1921. 

 

12 

Antrag des Buchdruckers Franz Bechtel auf käufliche Überlassung von 50 R Land an der 

Elgendorfer Straße für einen Bauplatz mit Garten. 

Die Abgabe einer Baustelle kann erst dann näher getreten werden, wenn ein Plan für das zu 

erbauende Haus vorliegt und der Gesuchsteller sich verpflichtet hat, das Gebäude sofort 

auszuführen. 
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13 

Antrag des Fabrikanten Volkmann und Genossen zur Anstellung eines Hydranten auf dem 

Fabrikgebäude jenseits der Eisenbahn. 

Die Stadt ist nach wie vor bereit die Erweiterung der Wasserleitung nach der Fabrikanlage des 

Herrn Volkmann auszuführen, wenn Herr Volkmann entsprechend dem Wasserleitungsstatut  

die Kosten der Erweiterung bezahlt oder verzinst und amortisiert. Die nötigen Hydranten wird 

die Stadt auf eigene Kosten ausführen. 

 

14 

Zuschlagserteilung der bis jetzt getätigten Holzverkäufe in Isbertslust, Pracht, Wildeinerkopf 

und Kieselbornseite sowie Festsetzung des Preises für das an die Bäcker abgegebene 

Brennholz. 

Sämtliche bis jetzt abgehaltenen Holzversteigerungen werden genehmigt.  

Die vereinigten Bäcker sollen für das ihnen zum Bäckereibetrieb überwiesene Holz folgende 

Preise bezahlen: 

1. Für 1 Rm Scheitholz 110 M 

2. Für 100 Wellen 150M 

 

15 

Antrag der hiesigen Sportvereine zur Aufstellung neuer Tore auf dem Jugendspielplatz auf 

städtische Kosten. 

Die Fußballtore sollen der Skizze entsprechend auf städtische Kosten ausgeführt werden. Das 

Drahtnetz kann aber nur dann angebracht werden, wenn die Gesuchsteller den erforderlichen 

Maschendraht liefern. 

 

Gez. Bahl, Germann, Flügel, Philippi 
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Sitzung vom 10.3.21 

 

Anwesend die Herren: Bahl, Germann, Flügel, Philippi 

 

1 

Stellungnahme zur Bedürfnisfrage über die Errichtung einer Privat-Handelsschule durch 

Herrn W. Bach in Montabaur. 

Das Bedürfnis zur Errichtung einer Privat-Handelsschule in Montabaur durch Herrn W. Bach 

ist vorhanden und wird die Errichtung der Schule genehmigt. 

 

2 

Antrag des Verbandes heimattreuer Oberschlesier auf Bewilligung einer Spende durch die 

Stadt Montabaur. 

Dem Verband heimattreuer Oberschlesier wird auf seinen Antrag 50 M bewilligt. 

 

3 

Eingabe des Wilh. Hermes und Genossen betr. Instandsetzung des Verbindungsweges 

zwischen Steinweg und Bahnhofstraße bei Dasbach. 

Die Übelstände dieses Verbindungsweges sollen durch städtische Arbeiter beseitigt werden. 

 

4 

Antrag des Gemeinderechners Jos. Kraus in Wirzenborn auf Abgabe von Bauholz aus dem 

städtischen Wald. 

Die Oberförsterei ist geneigt das Holz am Himmelfeld fällen zu lassen und wird der Antrag 

genehmigt. 

 

5 

Beschwerde des N. Gerlach über Unreinlichkeit der Familie Merten, welche mit ihm die 

Stadtmühle bewohnen. 

Die Beschwerde des N. Gerlach ist nach Feststellung durch den Polizeiwachtmeister Helm 

den Tatsachen entsprechend. Der Familie Merten ist in schärfster Weise bekanntzugeben, dass 

im Wiederholungsfalle sie sich aufs schwerste strafbar macht. 

 

6 

Gesuch des Emil Altenhofen um Erhöhung seines Stundenlohnes als städtischer Arbeiter. 

Dem Gesuch kann nicht stattgegeben werden, da Altenhofen 
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nach dem Lohntarif besoldet wird. Zurzeit ist Altenhofen als ungelernter Arbeiter beschäftigt 

und erhält den für diese Arbeiter festgesetzten Tariflohn von 3 M pro Stunde. Dazu kommen 

10% Teuerungszulage = 0,30 M mithin zus. 3,30 M wie der Tarif vorschreibt. Wenn er früher 

mehr bekam, lag das daran, dass er damals als gelernter Arbeiter beschäftigt wurde. 

 

7 

Gutachten der Oberförsterei Montabaur zum freihändigen Verkauf von Stockholz an die 

Gebr. Philippi und Hermes. 

Wird bis zur nächsten Magistratssitzung zurückgestellt. 

 

8 

Das Krankenhaus der Barmherzigen Brüder beantragt Erhöhung der Pflegekosten für 

Ortsarme ab 1. April von 6 auf 8 M. 

In Anbetracht der billiger gewordenen Lebensmittel, die teilweise bis zu 50% im Preise 

gesunken sind, soll das Krankenhaus gebeten werden von einem Aufschlage abzusehen. 

 

9 

Eingabe des Schneidermeisters Adam Offheim um Überlassung einer halben Klafter 

Buchenholz und 50 Wellen zu ermäßigtem Preis. Mit Rücksicht auf die angeführten Gründe. 

Die Abgabe des Holzes wird genehmigt. 

 

10 

Abgabe von verbilligtem Holz für bedürftige kriegsbeschädigte Kriegerwitwen und 

Kriegseltern. 

Den in dem angeführten Verzeichnis angegebenen Kriegsbeschädigte, -witwen und –eltern 

soll Holz zu halben Preisen abgegeben werden. 

 

Gez. Bahl, Gaul, Philippi, Germann 
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Sitzung vom 17.3.21 

 

Anwesend die Herren: Bahl, Gaul, Germann, Flügel, Philippi, Dr. Wentrup 

 

1 

Antrag der Hospitalkasse auf Überweisung der Präbande der Maria D`Avis, Fringes`schen 

Stiftung an Frau Jos. Lieser Wwe. 

Der Antrag wird genehmigt. 

 

2 

Mietvertrag mit Frl. K. Thevalt über die Wohnung des Bürogehilfen P. Müller. 

Frl. Thevalt ist mitzuteilen, dass der Magistrat als angemessene  Miete 45 M je Monat und 

540 M im Jahr festgesetzt hat. Sollte Frl. Thevalt nicht damit einverstanden sein, dann soll das 

Mieteinigungsamt zur Festsetzung eines Zwangsmietvertrages angerufen werden. 

 

3 

Antrag des Jos. Heisser auf Genehmigung zur Benutzung des Feldweges von Coblenzerstr. 

zum Fischhaus für eine neu zu errichtende Telephonleitung. 

Die Genehmigung wird widerruflich unter der Bedingung erteilt, dass die aufzustellenden 

Masten weder den Verkehr noch die Anlieger in der Bebauung ihrer Grundstücke behindern 

dürfen. 

 

4 

Antrag des Krankenhauses der Barmherzigen Brüder um Erhöhung der Pflegekosten von 6 

auf 8 M. 

Die Erhöhung des Pflegesatzes von 6 auf 8 M wird vorbehaltlich der Zustimmung durch die 

Stadtverordnetenversammlung genehmigt. 

 

5 

Beschlussfassung über erhöhte Anrechnung der während des Krieges zurückgelegten 

Dienstzeit bei Studienrat Prof. Dr. Marx und Oberstadtsekretär Blaum. 

Die Anrechnung der betr. Dienstjahre den gesetzlichen Bestimmungen für Staatsbeamte 

entsprechend wird genehmigt. 
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6 

Der Bürgermeister gibt bekannt, dass der durch Verhandlung mit Holzwerk Seibert & Beck 

die Buchenstämme zu 200 bzw. 180 Mk pro fm verkauft habe. Vergl. Magistratsbeschluss Nr. 

14 vom 21.4.21. 

 

7 

Von der Beitreibung des Differenzbetrages von Frau Frz. Wilh. Klauer Wwe. in Baumbach 

soll abgesehen werden. Vergl. Magistratsbeschluss Nr. 3 vom 21.4.21. 

 

8 

Die Wirtschaftsbeihilfe für Förster Weppler in Horressen wurde in gesetzlicher Höhe 

bewilligt. 

 

9 

Das Gesuch des Frz. Quirmbach auf Anerkennung als ständiger städtischer Arbeiter wurde 

abgelehnt. 

 

10 

Die Bilanz des städt. Lebensmittelamtes per 31. März 1921 wurde durch den Bürgermeister 

vorgetragen. Hierbei wurde die Auflösung des Lebensmittelamtes zum 1. Juni 1921 

beschlossen und sollen die noch vorhandenen Waren unter dem Rathaus an die Bevölkerung 

verkauft werden. Bezgl. des noch vorhandenen Mehles soll dieses den hiesigen Kaufleuten 

zur Verfügung gestellt werden, zum Ausgleich der bei den vorausgegangenen 

Mehllieferungen entstandenen Verluste. 

 

11 

Die Errichtung der 7ten Schulstelle wurde ab 1.4.1920 beschlossen, da diese effektiv bereits 

seit Jahren schon besteht. 

 

Gez. Hartenfels, Germann, Gaul, Dr. Wentrup 
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6 

Preisfestsetzung für das an die Fabrikanten Gebr. Philippi und Hermes abzugebende 

Stockholz. 

Die Erdstöcke sollen bei der nächsten Holzversteigerung öffentlich verkauft werden. 

 

7 

Erweiterung der Wasserleitung im Interesse der Kolonie Volkmann. 

Eine Ausnahme von den statuarischen Bestimmungen kann im vorliegenden Fall nicht 

gemacht werden, zumal in allen ähnlichen Fällen bisher genau nach dem Wasserleitungsstatut 

verfahren worden ist. 

 

8 

Umbau des Trockenschuppens bei der Stadtmühle für Wohnzwecke. Desgl. Einrichtung von 

Wohnungen in der Stadtmühle selbst. 

Herr Löwenguth wird beauftragt ein Projekt im Sinne des Antrages des Stadtverordneten 

Weyer einschl. der erforderlichen Verdingungsunterlagen auszuarbeiten. Das Projekt ist 

demnächst der Baukommission und dem Magistrat vorzulegen. Antrag auf Bewilligung der 

Mittel erfolgt nach erfolgter Vergebung er Arbeiten. 

 

9 

Gesuch des Lehrers Wollweber vom 13.3.21 um eine weitere Abschlagszahlung von 600 M 

auf sein Gehalt. (Bekanntgabe der Reg. Verfüg. Vom 4.3.21, II a s. 

Die Abschlagszahlung wird vorbehaltlich des Antrages auf Rückerstattung aller bis jetzt an 

Lehrer Wollweber erfolgten Zahlungen durch die Reg. Bewilligt. 

Von der Verfügung der Regierung wird Kenntnis genommen, ebenso von der Eingabe des 

Preuß. Städtetages vom 3.3.21, Nr. IV 5430/21 an den Herrn Minister für Wissenschaft, Kunst 

und Volksbildung, welche die Besoldung von Lehrpersonen, welche vertretungsweise bestellt 

sind, betrifft. 
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Wegen des Falles Wollweber soll nach Eingang der von der Regierung in Aussicht gestellten 

besonderen Verfügung und der die Schulangelegenheit bearbeitenden Stelle in Hannover  in 

Verbindung getreten werden. 

 

Gez. Bahl, Gaul, Philippi, Flügel. Germann, Dr. Wentrup 

 

 

Sitzung vom 24.3.21 

 

Anwesend die Herren: Bahl, Gaul, Flügel, Philippi 

 

1 

Eingabe des J. Busch und er Wwe. Schepping um Abstellung der Mängel in der sog. 

Schuttsohle hinter der Peterstorstraße 

Der Magistrat wird demnächst unter Hinzuziehung der Beschwerdeführer eine 

Ortsbesichtigung vornehmen und nach dem Ausfall dieser Besichtigung seine Maßnahmen 

treffen. 

 

2 

Einrichtung eines weiteren Lehrsaales in der Katharinenschule. Anderweitige Unterbringung 

des Schuldieners Glattfelder. 

Mit Glattfelder wurde in der Sitzung persönlich verhandelt. Es ist in Aussicht genommen, die 

beiden Kinder der Familie Glattfelder einstweilen im Hause des Jos. Müller unterzubringen 

und nach Fertigstellung der Wohnungen im Schuppen bei der Stadtmühle der Fam. Glattfelder 

dort eine der neugeschaffenen Wohnungen zu überweisen. 

 

3 

Beschlussfassung über den Verkauf der Erdstöcke bei der Versteigerung am 21.3.21 

Es soll zunächst versucht werden, die Erdstöcke an Krug- und Kannenbäcker freihändig zu 

einem angemessenen Preis, der den bei der Versteigerung am 21.3.21 erzielten 

Durchschnittspreis überschreiten muss, abzusetzen. Diejenigen Nummern, welche den 

Durchschnittspreis bereits überschreiten, werden genehmigt. 

 

4 

Verkauf des Buchenstammholzes im Schoßhöber an das Holzwerk Seibert in Baumbach. 
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Die Buchenstämme sind an die Firma Seibert in Baumbach zu den unterm 7.2.21 gemachten 

Angebot freihändig abzugeben. 

 

5 

Erhöhung des Pachtpreises der Schafweiden. 

Das Angebot Metternich wird genehmigt. Mit dem Pächter Kast, dessen Angebot zu gering 

ist, soll bevor gekündigt wird, noch einmal mündlich verhandelt werden. 

 

6 

Verleihung einer Aufrückungsstelle an Prof. Dr. Marx. 

Die Verleihung der Aufrückung aus Gruppe X in Gruppe IX wird unter der Bedingung 

genehmigt, dass die Ruhegehaltskasse bedingungslos die Zahlung des erhöhten Ruhegehaltes 

übernimmt. 

 

7 

Vollziehung er Ernennungsurkunde für den Leiter der gewerblichen Fortbildungsschule. 

Die Ernennungsurkunde wird unterschriftlich vollzogen. 

 

8 

Entwurf des Stadtbautechnikers Löwenguth über Umbau des Schuppens bei der Stadtmühle 

zu Wohnungen. 

Der Entwurf wird genehmigt. Die baupolizeiliche Genehmigung ist sofort zu beantragen. 

 

Gez. Gaul, Bahl, Philippi 

 

 

Sitzung vom 31.3.21 

 

Anwesend die Herren: Bahl, Gaul, Germann, Philippi, Dr. Wentrup 

 

1 

Aufrückung des Studienrats Prof. Dr. Marx in Gruppe XI mit Wirkung vom 1.4.20 

Wegen Verleihung der Aufrückung aus Anlass der Versetzung in den Ruhestand des Herrn 

Prof. Dr. Marx wird auf den Magistratsbeschluss vom 24.3.21 Nr. 6 Bezug genommen. Ob 

die Aufrückung mit Wirkung vom 1.4.20 erfolgen 
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soll, hängt davon ab, wie die Staatsregierung bezüglich der Studienräte an staatlichen 

Anstalten in gleichen Fällen verfahren wird. Eine endgültige Beschlussfassung bleibt deshalb 

vorbehalten bis die entsprechenden Bestimmungen bezüglich der Aufrückung der staatl. 

Studienräte bekannt sind. 

 

2 

Schafweidenverpachtung 

Das erneut abgegebene Angebot des Jos. Kalb vom 30.3.21 wird genehmigt. 

 

3 

Beschlussfassung über Zahlung der Wirtschaftsbeihilfen an Beamten, Angestellten und 

ständige Arbeiter 

Es wird beschlossen, dass die Wirtschaftsbeihilfe nach den vom Reiche für seine Beamten, 

Lohnangestellten und Lohnempfänger unter dem 16.4.20, 17.5.20 und 5.7.20 bewilligten 

Sätzen auch an die städt. Beamten, Lohnangestellte und Lohnempfänger (ständige Arbeiter) 

gezahlt werden soll. 

 

4 

Besichtigung des Schuttablagerungsabladeplatzes in der sog. Hehl hinter der Peterstorstraße 

(vgl. Magistratsbeschluss Nr. 1 vom 24.321) 

Die Besichtigung hat ergeben, dass dem Übelstand am besten dadurch gesteuert wird, dass der 

z.Zt. durch den Garten des Lehrers Noll unterbrochene Feldweg wieder in seiner 

ursprünglichen Richtung bis zum Hospitalgrundstück durchgeführt und beiderseits es Weges 

durch einen Zaun abgegrenzt wird. Der dem östlich des Weges verbleibende Teil des städt. 

Grundstückes wird zweckmäßig an die Anlieger Schreinermeister H. Busch und Gärtner J. 

Busch verpachtet. Der Lehrer Noll ist von der beabsichtigten Änderung im Bestande seines 

jetzigen Gartens in Kenntnis zu setzen. 

 

Gez. Gaul, Bahl, Germann, Philippi 
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Sitzung vom 7. April 1921 

 

Anwesend die Herren: Bahl, Gaul, Germann, Flügel, Philippi, Dr. Wentrup 

 

Vor Eintritt in die Verhandlung gedachte Herr Beigeordneter Bahl der Wahl des neuen 

Stadtoberhauptes, hieß ihn im Namen des Magistrats herzlich willkommen und wünschte ihm 

eine recht lange segensreiche Wirksamkeit im Interesse der Stadt. 

Bürgermeister Hartenfels dankte in kurzen Worten und versprach alles zu tun zum Wohle 

der Stadt. 

 

1 

Der Antrag auf Genehmigung der Hospitalpräbande an Frau Lorenz Elsen Wwe. in 

Montabaur mit monatlich 8,60 M wird genehmigt. 

 

2 

Der Antrag auf Bewilligung eines Vorschusses von 4.000 M an Studienrat Dr. Marx auf die 

zu erwartende Pension wird gutgeheißen. 

 

3 

Der Familie Jakob Simon, Montabaur soll für den Sohn Alois auf die Dauer von vorläufig 2 

Monaten bezügl. 1 Liter Milch und alle 14 Tage 1 Pfd. Gries verabfolgt werden. 

 

4 

Die Anschaffung von 4 Milchkannen für den Hof Westert wird genehmigt und dem 

Bürgermeister die Anschaffung übertragen. 

 

5 

Bezüglich der Wasserversorgung soll am Dienstag den 12.4.21 nachm. 1 Uhr eine 

Besichtigung im Walde vorgenommen werden und hierzu die Herren Magistratsmitglieder, 

Herr Stadtverordneter Peter Weyer und Barmherziger Bruder Clemens eingeladen werden. 

 

6 

Bezüglich der Beschwerde der Geschw. Hannappel, Kirchstr. betr. Präparandenschule und 

Errichtung eines Gartenzaunes das. soll 
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vorerst die Reinigung des Geländes durch die Stadt vorgenommen sowie Beaufsichtigung 

durch Polizeiwachtmeister Helm ausgeübt werden. 

 

7 

 Die Instandsetzung des Jugendspielplatzes wurde vertagt. Vorerst sollen die beschlossenen 

Tore (gebraucht beim Fußballspiel) errichtet und ein Tennisplatz instandgesetzt werden. 

Wegen eventuell Anlage eines größeren Sportplatzes, vielleicht in der Schneidmühl, soll das 

Ende der Pachtzeit (Martinus 1922) abgewartet werden. 

 

8 

Der Erstattung von 567,-- M Alterszulagen für die Lehrerin Reichert an die Kreiskasse wird 

zugestimmt, weil die Stadt einerseits die Alterszulagenbeträge vom 1. April 1919 ab an dem 

Gehalt der betr. Lehrerin gespart hatte. 

 

9 

Dem Antrage des städt. Kutschers Johann Schröder auf Kinderbeihilfe und Besetzungszulage 

wurde entsprochen. 

 

10 

 Antrag des Flurhüters und II. Polizeiwachtmeister Müller auf Freilieferung von ½ Klafter 

Stockholz wurde genehmigt und die Kosten auf die Stadtkasse übernommen. 

 

11 

Der Magistrat beschließt an Frau Friedr. Fischer Wwe. Montabaur bis zur Regelung der 

Hinterbliebenenbezüge monatlich 23 M vorlagsweise zu zahlen. 

 

12 

Es werden die Mittel für ein Inserat im Westerwaldführer bewilligt. 

 

13 

Von der Entscheidung des Fürsorgeamtes für Beamte aus den Grenzgebieten in Berlin bezügl. 

der Polizeinachtwächterstelle nimmt die Versammlung Kenntnis. 

 

14 

Bezüglich des Holzverkaufes an Holzwerk Seibert, Baumbach billigt der Magistrat das 

Schreiben auf Abnahme des Holzes. 
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15 

In Anbetracht der vorgetragenen Verhältnisse betr. Streit zwischen der Accumulatorenfabrik 

und dem Oberingenieur Börner, wegen Abnutzung der Accumulatorenbatterie wird von einer 

Verfolgung der Angelegenheit Abstand genommen. 

 

16 

Der Antrag des Turnvereins auf Überweisung von 6 fm Holz und 200 mtr. Stangen 2. Klasse 

für das Gauturnfest wird genehmigt unter der Bedingung, dass der bei der Versteigerung sich 

ergebende Durchschnittspreis gezahlt wird. 

 

17 

Dem Orgeldreher Christian Brühl hierselbst werden die Kosten für 1 Platte im Preis von 10 M 

zugestanden. 

 

18 

Der Schuldiener Glattfelder will die Reinigungsarbeiten in der Selekta nicht mehr weiter 

ausführen. Es wird beschlossen, den Barmh. Schwestern für eigene Übernahme der Reinigung 

einschl. Lieferung der Materialien 1.000 M im Jahr anzubieten. 

 

19 

Der Schuhmacher Peter Glattfelder, der im alten Amtsgericht eine 3 Zimmer-Wohnung 

zugewiesen erhalten hat, soll eine jährliche Miete von 400 M ab 1.4.1921 zahlen. 

 

20 

In Ergänzung des Beschlusses vom 24.3.1921 erteilt der Magistrat die Genehmigung zum 

Verkauf von 31 Rm Erdstöcke an Heinrich Colombel zum Preise von 40 M pro Rm. 

 

21 

Das Baugesuch Quirmbach Montabaur betr. Dachaufbau wird genehmigt. 

 

22 

Auf den Antrag des Waisenrats auf Unterbringung des Helmut Becher – in Pflege bei 

Hartmann Jung – in eine andere Pflegestelle wird der Bürgermeister beauftragt mit Herrn Dr. 

Froning bezügl. der Krankheit der Ehefrau 
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Jung Rücksprache zu nehmen. In nächster Sitzung soll nochmals darüber verhandelt werden. 

 

23 

Der Antrag der Steinhauer Lenaif und Gen. auf eine Abschlagszahlung für das 

Kriegerdenkmal wird stattgegeben sobald Herr Kreisbaumeister Gaul einen entsprechenden 

Richtigbefund erteilt hat. 

 

24 

Die Instandsetzung der freien Wohnung im Rathause und Herstellung eines Zimmers wird 

genehmigt. 

 

25 

Die Gewährung der Besatzungszulage an die sog. Notstandsarbeiter wird vertagt. Es soll in 

einer der nächsten Besprechungen, wozu auch die Stadtverordneten einzuladen sind, die 

Materie durchgesprochen werden. 

 

26 

Die Angelegenheit bezügl. der 7. Lehrerstelle wird vertagt bis zum Eingang der gewünschten 

Aufstellung durch den Rektor Stillger. 

 

27 

Bezüglich Bildung eines Ortswohlfahrtsausschusses wird auf die früheren Beschlüsse vom 27. 

August 1920, wonach ein solcher in Montabaur besteht. 

 

28 

Über die Stellvertretung des Stadtrechners referierte der Bürgermeister und schlug vor: 

a) Eine Gegenbuchführung durch Bürogehilfe Hübinger einzuführen. 

b) Eine doppelte Unterzeichnung der Quittungen durch die Gehilfen Helm und Hübinger 

vorzunehmen. 

c) Anzuordnen, dass auf keinen Fall mehr wie 3.000 M täglich in der Kasse bleiben. Das 

überschüssige Geld soll täglich zur Bank gebracht werden. 

d) Abhebungen von dem Bankkonto dürfen nur unter Gegenzeichnung des 

Bürgermeisters erfolgen. 
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 e) von beiden Gehilfen eine Kaution von je 6.000 M zu verlangen. 

 

Der Magistrat genehmigt die Vorschläge und überlässt dem Bürgermeister die weitere 

Ausführung. 

 

Gez. Hartenfels, Gaul, Philippi, Germann, Flügel 

 

 

Sitzung vom 14. April 1921 

 

Anwesend die Herren: Herr Beigeordneter Gaul, Germann, Flügel, Philippi, und Hartenfels 

Entschuldigt: Herr Dr. Wentrup 

 

1 

Milchversorgung 

Herr Bürgermeister referiert über den Erfolg seiner Reise nach dem Kreis Westerburg. Mit 

dem Hof Westert soll ein Lieferungsvertrag abgeschlossen werden. Wie die Sache vorläufig 

liegt, kann auf die Milchlieferung von Haney noch nicht verzichtet werden. 

 

2 

Schuhmacher Peter Glattfelder will den Mietvertrag in der vorgelegten Form nicht 

unterschreiben im Hinblick auf die vorgesehene Mietdauer. Der Magistrat ist mit der 

Abänderung auf unbestimmte Zeit einverstanden. 

 

3 

Der Antrag der Vereinigung der Städte an der Lahn, an der Dill und auf dem Westerwald auf 

Bewilligung eines Betrages von 2 Pfg. pro Kopf der Einwohner wird genehmigt. 

 

4 

Die Versteigerung des Pferdedungs wird genehmigt. Das Wiegen auf der Stadtwaage soll 

unentgeltlich geschehen. 
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5 

Der Bürgermeister gab die Verhandlungen mit Dr. Froming in Sachen Hartmann Jung Helmut 

Becher bekannt. Das Ergebnis der Blutuntersuchung soll abgewartet werden. 

 

6 

Der Jahresbericht des Kaiser-Wilhelms-Gymnasiums für 1921 soll bei sämtlichen Herren des 

Magistrats zirkulieren. 

 

7 

Mit der öffentlichen Ausschreibung der Plätze für Schaubuden pp. zur Kirchweih erklärt sich 

der Magistrat einverstanden. 

 

8 

Der Antrag Johann Wiesemann in Montabaur auf Bewilligung eines Mehrbetrages für 

Instandsetzung des alten Totenwagens soll vorerst Herrn Stadtverordneten Weyer zur 

gutachtlichen Äußerung überreicht werden. Der von dem Sachverständigen ermittelte 

Mehrbetrag wird genehmigt. 

 

9 

Der Familie Adam König, Maurer soll bis 15.5.1921 eine tägliche Unterstützung von 10 M 

bewilligt werden. Der eine Sohn (Installateur) soll bei dem demnächstigen Wasserleitungsbau 

Arbeit suchen und hört dann die Unterstützung auf. 

 

10 

Der Mietzins der Wohnung Fischer im Elektrizitätswerk wird auf 10 M je Monat neu 

festgesetzt. 

 

11 

Der Antrag des Kreisschulrats Kleemann auf Abschluss eines Mietvertrages mit der Stadt 

wurde eingehend beraten. Es wurde beschlossen, sich mit Frau Peters zu vereinbaren und den 

von ihr zu zahlende Mietzins zu kürzen im Verhältnis des Mietwertes der abzutretenden 

Wohnung zu dem des gesamten Anwesens. 

 

12 

Die Erhöhung der Gebühren der Leichenträger auf 5 M pro Beerdigung wird gutgeheißen. 
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13 

Von der Gewährung eines Staatszuschusses zu den Kosten der erhöhten Teuerungszulagen 

vom 1.5. – 31.3.20 für das Gymnasium in Höhe von 3.514 M wird Kenntnis genommen. 

 

14 

Das Schreiben des Prov. Schulkoll. Cassel vom 26.3. 21 Nr. 2209 betr. Verleihung des Titels 

„Oberstudienrat“ an die Herren Weinbecker, Wurm, Becker und Maßfeller und Aufrückung in 

die Gehaltsstufe XI wird verlesen. 

 

15 

Die Zahlung des Kaufgeldes pp an die Domänenverwaltung für Bauplätze im 

Tiergartengelände wird genehmigt. Die Mittel sollen durch eine Anleihe gedeckt werden. 

 

16 

Als geeignete Persönlichkeit für die zu gründende Ortsgruppe des Volksbundes Deutsche 

Kriegsgräberfürsorge wird Herr Studienrat Jäger vorgeschlagen. 

 

17 

Die Vergebung des Reißens, Anfahrens und Zerkleinerns des Schulholzes wird in der 

vorgetragenen Form genehmigt. Adam Maßfeller erhält die in der Erklärung vom 14.4.21 ab- 

gegebenen Preise, das Anfahren wird laut Protokoll gutgeheißen. 

 

18 

Das Abkommen mit Frau Anna Görg bezügl. der Reinigung der Selekta wird genehmigt. 

 

19 

In Anbetracht der schwierigen Verhältnisse bezügl. der Zurücknahme des nicht genehmigten 

Stockholzes wird die abgehaltene Versteigerung vom 21.321 genehmigt. Die in Betracht 

kommenden Käufer sind sofort zu benachrichtigen. Herr Löwenguth soll das Mißfallen des 

Magistrats aussprechen, auch soll von einer Regressnahme abgesehen werden, doch muss sich 

Löwenguth mit dem Käufer Heinrich Colombel auseinandersetzen. Der Stadt darf unter 

keinen Umständen einen Schaden aus der Nichtlieferung entstehen. 

 

20 

Der Schriftwechsel in Sachen Joh. Seibert Baumbach wurde verlesen. Seibert soll von der 

Antwort Buse benachrichtigt 
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und aufgefordert werden den Differenzbetrag zwischen 180 und 350 = 170 M und 140  - 300 

= 160 M innerhalb 8 Tagen zu zahlen, andernfalls Klage erhoben wird. Herr 

Magistratsschöffe Dr. Wentrup soll die Angelegenheit zur gutachtlichen Äußerung 

unterbreitet werden. 

 

21 

Die Holzversteigerung in der Fasanerie wurde durch Umlaufschreiben genehmigt. Die heutige 

Nutzholzversteigerung wurde mit folgender Einschränkung genehmigt: 

a) Die Buchenstämme bleiben zurück bis Antwort von Seibert eingegangen ist (vgl. 

Punkt 20) 

b) Die Eichenstämme Nr. 125 – Käufer Adam Marx – Nr. 132 – Käufer Adam 

Quirmbach, werden zum eigenen Bedarf zurückgelassen. Marx und Quirmbach 

müssen besonders benachrichtigt werden. 

22 

Von dem Schreiben des Forstmeister Buse betr. Ersparnis von Bekanntmachungskosten wird 

Kenntnis genommen, auch die Antwort an ihn gutgeheißen. 

 

23 

Auf Antrag des Bürgermeisters wird Stadt-Assistent Backes vom 1. Mai 1921 ab zum 

Stadtsekretär ernannt, anstelle des ausgeschiedenen Herrn Oberstadtsekretär Blaum. 

Die Stadtverordnetenversammlung ist darüber zu hören. (§61 Ziffer 6 der Städteordnung). 

 

24 

Von den Vorgängen bezügl. des Herrn Noll, gewerbl. Fortbildungsschule, wird Kenntnis 

gegeben, auch von dem Inhalt des Schreibens von demselben de dato 14.4.21. 

Herr Noll soll mitgeteilt werden, dass der Schulvorstand endgültig gewählt sei und danach 

gehandelt werden müsse. Wenn Herr Noll die Annahme seiner Lehrtätigkeit von 

Bedingungen abhängig mache, wie er solche in 1 Schreiben vom 14.4.21 fordere, so müsse 

der Magistrat auf seine weitere Tätigkeit Verzicht leisten. Eine höhere Vergütung wie 7,50 M 

pro Stunde zu gewähren, ist nach Lage der Vorschriften 
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des Zentralvorstandes in Wiesbaden unmöglich. Evtl. soll J. Bach für Lehrer Noll die 

Lehrstunden für die kaufm. Abteilung übernehmen. 

 

25 

Der Bürgermeister ernannte als weiteres Mitglied der Schuldeputation Herr Kreisbaumeister 

Gaul, welcher die Wahl annahm. 

 

26 

Der Kostenanschlag für die Erweiterung der Wasserleitung wurde bekannt gegeben. Gefordert 

werden 200.000 M. In der nächsten Stadtverordnetensitzung soll die Sache eingebracht 

werden zur Beschlussfassung. 

Die notwendigen Mittel sollen im Wege des Kredits aufgebracht werden. Herr 

Kreisbaumeister Gaul wird ersucht, die notwendigen Arbeiten bereits jetzt auszuschreiben, 

die Unternehmer dabei aber zu verpflichten, Montabaurer Arbeitslose bei den Arbeiten in 

erster Linie einzustellen. 

 Der Bürgermeister wird beauftragt, wegen Aufnahme einer Anleihe die nötigen Schritte zu 

unternehmen und demnächst Vorlage zu machen. 

 

Gez. Hartenfels, Gaul, Philippi, Germann 
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Montabaur, den 21.4.21 

 

Anwesend die Herren: Bahl, Gaul, Flügel, Germann, Philippi, Dr. Wentrup u. Hartenfels 

 

1 

Der Vertrag mit Frau Anna Görg geb. Wiesemann betr. Reinigung der Selekta wurde 

unterschrieben. 

 

2 

Unterschrieben wurde ferner der Mietvertrag mit Peter Glattfelder Eheleute. 

 

3 

Der Bürgermeister gab von dem Diebstahl von 3 Klafter städt. Holz Kenntnis. Es wurde im 

Anschluss hieran beschlossen, die fehlenden 3 Klafter aus den zurückgegebenen Beständen 

(11 Klafter) der Frau Frz. Wilh. Klauer in Baumbach zu nehmen. Der Rest von 7 Klafter soll 

freihändig verkauft werden. 

 

4 

Als Baukontrolleur wird Christian Hermes in Vorschlag gebracht. 

 

5 

Die Instandsetzungsarbeiten an der Brücke in Allmannshausen sollen öffentlich vergeben 

werden. 

 

6 

Der jährliche Pachtpreis für kleine Gartengrundstücke an dem alten Schuttabladeplatz am 

Peterstor wird festgesetzt für Heinrich Busch, Schreiner auf 3 M, Heinr. Busch, Gärtner auf 

10 M. Pachtvertrag ist abzuschließen. 
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7 

Die Lieferung der Schreibtinte, Kreide pp für die städtischen Schulen durch Eugenie Neurohr 

wurde genehmigt. 

 

8 

Die Pflasterung des vorderen Rebstocks mit Basaltlavasteinen wurde gutgeheißen und die 

Kosten mit 8.800 M bewilligt. 

 

9 

Bezügl. der Mietfestsetzung für den Kreisschulrat Kleemann wurde das Schreiben des 

Seminardirektors Hölscher verlesen. Nach Vortrag des Herrn Kreisbaumeisters Gaul einigte 

man sich dahin, Frau Peters 1.000 M an der jährlichen Miete nachzulassen unter der 

Bedingung, dass dem Mieter ein größerer Keller zugewiesen wird. Es wurde allgemein betont, 

dass die Kleemann`sche Wohnung mit 900 M vollauf bezahlt sei, da sie noch nicht einmal ein 

Sechstel des ganzen Gebäudes ausmache. Herr Kleemann erhält die Wohnung zum halben 

Preis, muss sich aber verpflichten, die notwendigsten Instandsetzungsarbeiten selbst 

vorzunehmen. Richtet dagegen die Stadt die Wohnung her, so wird eine Miete von1.500 M 

pro Jahr festgesetzt. 

 

10 

Von dem Antrag des Gewerbelehrers Frank auf Gewährung von Teuerungszulagen für 3 

Stiefkinder nimmt die Versammlung Kenntnis, billigt auch das vom Bürgermeister mit Herrn 

Frank getroffene Abkommen. Herr Frank verzichtet hiernach auf die Teuerungszulagen. 

 

11 

Dem Antrag des Schulleiters Frank auf Gewährung von 2.000 M Vorschuss für seine 

Umzugskosten wird stattgegeben. 
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12 

Die Inseratenrechnung Sauerborn betr. Elternbeirat für die Volksschule mit 43,20 M dabei 

wurde wohl genehmigt, doch besonders hervorgehoben, dass in Zukunft derartige 

Rechnungen nicht mehr berücksichtigt werden können. 

 

13 

Die Gewährung von Besatzungszulagen wurde einer eingehenden Besprechung unterzogen 

und in der vorliegenden Form genehmigt. Als ständige städtische Arbeiter wurden 

ausdrücklich nur Wilhelm König und Kaspar Meurer anerkannt. Diese sollen auch Anspruch 

auf Ruhelohn haben. 

Die Arbeiter Kunoth, Hermes und Paulus sollen wohl die Besatzungszulage erhalten, doch 

sollen diese schriftlich anerkennen, dass ihre Beschäftigung nicht ständig sei, dass vielmehr 

bei Mangel an Arbeit oder aus sonstiger begründeter Ursache ihre Entlassung in Betracht 

komme. Anspruch auf Ruhelohn haben diese drei nicht. 

Heizer Elsen und Maschinist Müller werden als zur Vornahme eines dauernden Bedürfnisses 

angenommenen Arbeiter anerkannt, Welche Anspruch auf Ruhelohn haben. Anspruch auf 

Ruhelohn haben vorläufig nicht: Monteur Renzel und Kutscher Schröder. 

 

14 

Herr Magistratsschöffe Dr. Wentrup referierte über die Holzverkaufssache Seibert in 

Baumbach. Er gab die Aussichtslosigkeit eines Prozesses zu, weil versäumt worden sei, mit 

Seibert einen Vertrag abzuschließen. 

Der Magistrat beschließt, das Antwortschreiben 
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Seibert vom 18.4.1921 Herrn Forstmeister Buse zur Kenntnisnahme zu übersenden mit dem 

Ersuchen, durch eine Unterredung mit Seibert eine Entschädigung für die Stadt 

herauszuschlagen. Im Übrigen wurde beschlossen, die Buchenstämme an Seibert im Block  zu 

dem gebotenen Preis von 180 bzw. 140 M zuzuschlagen, um einen weiteren Verlust 

vorzubeugen.  

 

15 

Die Anstellungsurkunde für Bürgermeister Hartenfels wird unterzeichnet. 

 

16 

Die Jesuiten haben bezügl. des Gymnasiums endgültig abgesagt. Die sich hieraus ergebende 

Lage wurde besprochen. Herr Bürgermeister regte den Ankauf des Konvikts an, doch wurde 

der Plan, nach erteilter Auskunft durch Herrn Flügel vorläufig zurückgestellt. Wegen 

Verstaatlichung des Gymnasiums ist bereits nach Cassel berichtet worden. Auch regte Herr 

Flügel den Versuch an, bei einer anderen Ordensgesellschaft die Übernahme des Gymnasiums 

zu erstreben. 

 

Gez. Gaul, Germann, Philippi, Hartenfels 
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Montabaur, den 28.4.21 

 

Anwesend die Herren: Gaul, Germann, Philippi, Dr. Wentrup, Hartenfels 

Entschuldigt: Herr Bahl 

 

1 

Die Reinigung des Tiergartens für 1921 wurde Christ Brühl für monatlich 20 M übertragen. 

 

2 

Unterschrieben wurde 

a) Schafweidepachtvertrag 

b) Anstellungsurkunde für Flurhüter Müller 

c) Ernennungsurkunde für Gewerbelehrer Frank 

d) Geschäftsanweisung für die Schuldeputation 

e) Vollmachten für den Kontokorrentverkehr der Stadtkasse 

3 

Das Gesuch des Gesangvereins „Waldeslust“ Horressen auf Genehmigung zur Abhaltung 

eines Sängerfestes im Schoßhöber wurde genehmigt. 

 

4 

Auf das Gesuch des Postsecretärs Ackva um Ermäßigung des Holzgeldes für 1 Klafter 

Brennholz wurde beschlossen, den Durchschnittspreis der betr. Versteigerung, wo nur 

Montabäurer Bürger zugelassen waren, zu Grunde zu legen. 

 

5 

Adam Offheim soll das ½ Klafter Brennholz für 130 M, die 50 Wellen für 30 M erhalten. Bei 

dieser Gelegenheit wurde durch Bürgermeister angeregt, den alten erwerbsunfähigen Leuten 

die über kein Einkommen und Vermögen verfügen, das nötige Holz aus dem Magazin zu 

geben. Im Übrigen wurde dem Bürgermeister frei Hand gelassen, den Preis des Holzes für 

Kriegsbeschädigte und Arme, nach Lage des einzelnen Falles festzusetzen. 
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6 

Die Wohnungsmiete für Josef Philippi, Kaufmann, dem eine Wohnung im Rathaus 

hergerichtet worden ist, wurde auf 30 M monatlich festgesetzt. 

 

7 

Der Bürgermeister gab die eingelaufenen Offerten der Banken für die Anleihe von 3 – 

400.000 M bekannt. Hiernach ist die Kreissparkasse am billigsten. Der Finanzkommission 

soll die Angelegenheit unterbreitet werden. 

 

8 

Herr Kreisbaumeister Gaul gab an Hand der Vergebungsverhandlungen zur Erweiterung der 

Wasserleitung Aufschluss. Hiernach ist der Maurermeister Adam Parbel in Montabaur mit 

73.325 M am billigsten. Parbel hatte kurz vor der Sitzung dem Bürgermeister die Mitteilung 

gemacht, dass er gerne von seinem Angebot zu Gunsten von Ferdinand zurücktreten möchte. 

Der Magistrat beschließt, Herrn Kreisbaumeister Gaul zu ermächtigen, mit den Firmen 

Niessen und Langenbach zu verhandeln, wegen Herabsetzung ihrer Forderungen. 

 

9 

Die Jesuiten haben durch Vermittlung des Pfarrers Weiand die Anfrage an die Stadt gerichtet, 

wie sich die Stadtvertretung zu dem Plan der Jesuiten, nur das Konvikt zu übernehmen, stelle. 

Die knüpften hieran die Bedingung, dass das Konvikt zu dem Gymnasium bestehen bleibe, 

dass das Konvikt zu den alten Bedingungen zu haben sei und dass der Konviktleiter als 

Religionslehrer am Gymnasium angestellt würde. 

Der Magistrat beschloss den Jesuiten mitzuteilen, dass die Verstaatlichung des Gymnasiums 

mit allen Mittel angestrebt werden soll. Im Falle des Erfolges unserer Bemühungen, wird der 

Plan der Jesuiten gutgeheißen. 
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Montabaur, den 4. Mai 1921 

 

Anwesend die Herren: Bahl, Gaul. Flügel, Germann, Philippi, Wentrup und Hartenfels 

 

1 

Die Anschaffung einer Stoppuhr für Polizeiwachtmeister Helm wird genehmigt. 

 

2 

Dem Erlass einer Ordnung betr. die Erhebung von Verwaltungsgebühren wurde zugestimmt. 

 

3 

Die Vergebung betr. Entleeren und Ausfahren der Jauche aus den Gruben der Selekta, der 

Schulen, des Hospitals sowie des Gymnasiums wurde genehmigt. 

 

4 

In dem früheren Emil Hermes`schen Wohnhaus lässt sich eine Wohnung von 1 Küche, 2 

großen und 1 kleinen Zimmer herrichten. Die vorgelegte Bauskizze wurde gutgeheißen. Die 

Baukosten betragen ca. 17.000 M. 

Der Magistrat beschließt, in Anbetracht der großen Wohnungsnot, die Herrichtung der 

Wohnung. 

Der Stadtverordnetenversammlung soll dieses Projekt in der nächsten Sitzung vorgelegt 

werden. Hierbei wurde ferner beschlossen, das in der letzten Stadtverordnetenversammlung 

abgelehnte Bauprojekt betr. Schuppen bei der Stadtmühle im Sauertal nochmals vorzulegen, 

da die herrschende Wohnungsnot die schnelle Herrichtung von Wohnungen unbedingt 

erforderlich macht. 

 

5 

Bürgermeister machte von dem Kaufangebot der Witwe Hamann Mitteilung. Frau Hamann 

verlangt für ihr Haus 26.000 M. Herr Kreisbaumeister Gaul und Bürgermeister werden 

beauftragt, das Haus zu besichtigen und mit Frau Hamann zu verhandeln. 
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6 

Der Magistrat nimmt davon Kenntnis, dass die Kinder des verstorbenen Wörsdörfer 

nicht als Halbwaisen durch den Landeshauptmann anerkannt sind. Der Magistrat 

beschließt, den Kindern bis auf Weiteres jährlich 360 M zahlbar in monatlichen Raten 

von 30 M als Unterstützung auszahlen. 

 

7 

Der Magistrat nimmt von dem Schreiben der Landesbank bezüglich Auslosung von  

a 200 M 3 ½ % Nass. Landesbank Schuldverschreibungen 

b 500 M 

Kenntnis. Der M 

b 500 M 

Kenntnis. Der Magistrat beschließt, sich das Geld in bar ausbezahlen zu lassen und 

dem Hospitalfond dafür städt. Kriegsanleihe zu geben. 

 

8 

Der Magistrat nimmt von dem Bericht des Kreisbaumeisters Gaul bezüglich 

Besichtigung und Feststellung der Mängel der städt. Wasserleitung Kenntnis. Herr 

Knögel ist zu ersuchen, darüber Bericht zu erstatten, ob die Mängel beseitigt sind. 

 

9 

Der Magistrat nimmt davon Kenntnis, dass der Tagelöhner Philipp Veldenz, 

Montabaur, Rebstock bereits seit längerer Zeit im Krankenhaus der Barmherzigen 

Brüder untergebracht ist. Die Familie kann, nachdem sie dem Krankenhaus einen 

Vorschuss von 50 M geleistet hat, weiter Zahlungen nicht mehr machen. Sie bittet, die 

Krankenkosten auf die Stadtkasse zu übernehmen. Der Magistrat beschließt, 

demgemäß, es soll auch durch Befragen der Kinder des Veldenz festgestellt werden, 

ob sie Zahlungen zu den Kosten der Stadt leisten können. Weiterhin soll geprüft 

werden  
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10 

Die Anlage der Wasserleitung und Abflussanlagen in der Wohnung des Kanzleiassistenten 

Schröder bei Rentner Johann Bahl auf Kosten der Stadt wurde genehmigt. Die entstandenen 

Kosten muss Schröder mit 7% amortisieren. 

 

11 

Die Selekta ist keine Mittelschule, sondern eine höhere Mädchenschule. Ein Antrag auf 

Anerkennung als Mittelschule kommt somit nicht in Betracht. 

 

12 

Der Hausmeister Schmidt am Gymnasium ist nach dem Diensteinkommensgesetz vom 17. 

Dezember 1920 nach Gruppe III zu besolden. Ab 1.4.1920. 

Der Magistrat beschließt demgemäß. 

 

13 

Bezüglich der Beförderung der Studienräte Wurm, Becker und Maßfeller soll vorerst eine 

Entscheidung des Prov. Schulkollegiums eingeholt werden. 

Bei dieser Gelegenheit soll auch die Angelegenheit Dr. Marx behandelt werden. 

 

Gez. Bahl, Gaul, Philippi, Germann, Hartenfels 
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Montabaur, den 12.5.21 

 

Anwesend die Herren: Bahl, Gaul, Germann, Philippi und Hartenfels 

 

1 

Der Magistrat beschließt am Friedhof für sog. Kaufgräber 150,-- M für vorübergehende 

Gräber 50,-- M zu verlangen. Die Friedhofskommission ist mit dem Vorschlag einverstanden. 

 

2 

Die Bestellung der Wetterkarte für die Volksschule wird genehmigt. 

 

3 

Die Angelegenheit betr. Räumung des Aubaches, des Umtausches von einer Wiese der Frau 

Wwe. Braun Eschelbach mit einer Wiese des Hospitalfonds wird der Kommission für 

landwirtschaftliche Fragen und der Finanzkommission überwiesen. 

 

4 

Das Gesuch um Verstaatlichung des Gymnasiums wird gutgeheißen. 

 

5 

Das Gesuch des Prof. Hübinger/Fulda um Aufnahme der alten Wwe. Hübinger ins Hospital 

wurde genehmigt und die Miete auf monatlich 15,-- M festgesetzt. 

 

6 

Anstelle der ausgelosten Landesbank-Oblig. Ga 4898 = 200 M sollen 4% 

Schuldverschreibungen der Landesbank angeschafft werden. 

 

7 

Auf den Antrag des Wilhelm Wingender in Dernbach um Erhöhung der Vergütung für seinen 

Sohn, der Lehrling im Elektrizitätswerk ist, wurde beschlossen, das Fahrgeld von Montabaur 

– Dernbach auf städtische Kosten zu übernehmen. 
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8 

Der Blumenschmuck des Rathauses soll in der seitherigen Weise nicht mehr erfolgen. Es wird 

beschlossen, in die Blumenkasten Samen von Wicken, japanischer Mohn pp zu säen. 

 

9 

Dem Antrag des Kreiswohlfahrtsamtes auf Überlassung des Jugendspielplatzes für die Zeit 

vom 27. Mai – 17.6. wird genehmigt. 

 

10 

Dem Antrag der Barmherzigen Schwestern auf Verputzen des Hospitalgebäudes und 

Herrichten 2er Zimmer soll nur insofern stattgegeben werden als die unbedingte 

Notwendigkeit vorliegt. Die schadhaften Stellen im äußeren Verputz sind instandzusetzen, die 

Stelle, wo früher das Schild hing, soll sauber geputzt, die Zimmer instandgesetzt werden. 

 

11 

Dem Installateur König ist die hinterlegte Kaution von 200 M zurückzugeben, nachdem die 

Betriebsleitung des Elektrizitätswerks die ordnungsmäßige Abkehr bescheinigt hat. 

 

12 

Bezüglich der Zahlung des Krankenlohnes an den Monteur Johann Renzel wurden die nach 

dem Manteltarif vorgesehenen Sätze bewilligt. 

 

13 

Von der Erklärung der Arbeiter Hermes, Kunoth und Paulus nimmt der Magistrat Kenntnis. 

Vergl. Magistratsbeschluss vom 21.4.1921. 

 

14 

Die Genehmigung zur Vergebung der Herstellungsarbeiten an der Brücke zu Allmannshausen 

wurde ausgesetzt und die Angelegenheit der Stadtverordnetenversammlung überwiesen. 
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15 

Die Vergebung der Wasserleitungsarbeiten wurde zur Genehmigung an die 

Stadtverordnetenversammlung überwiesen. Herr Kreisbaumeister Gaul erklärte, dass er als 

Bauleitung der Wasserleitung zurücktreten müsse. 

 

Gez. Gaul, Germann, Bahl, Philippi, Hartenfels 

 

 

Montabaur, den 19.5.21 

 

Anwesend die Herren: Bahl, Gaul, Germann, Flügel, Philippi, Hartenfels 

 

1 

Auf Antrag des Bürogehilfen Müller ist demselben ein Vorschuss von 500 M bewilligt 

worden. 

 

2 

Anforderung des Landeshauptm.  in Wiesbaden über 102,85 M Unterhaltungskosten des 

Straßenpflasters gemäß Vertrag vom 22.5.1889 wurde genehmigt. 

 

3 

Die Genehmigung der Gemeinde Staudt zur Vornahme von Schürfarbeiten ist eingegangen. 

Es soll gleichzeitig der Preis für das etwa findende Wasser festgestellt werden. 

 

4 

Auf den Antrag des Polizeiwachtmeisters Strunk auf anderweitige Festsetzung seines 

Gehaltes wird beschlossen, demselben die tarifmäßigen Löhne von 3,96 M pro Stunde ab 

1.1.21 zu gewähren. Die Stadtverordnetenversammlung ist zu hören. 
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5 

Die Versteigerung der Plätze für die Kirmes wurde genehmigt. 

 

6 

Von dem Inhalt des Stadtverordnetenbeschlusses vom 12.5.21 betr. Vorlage von Plänen zur 

Erbauung eines größeren Wohnhauses und Ausbau des alten Amtsgerichtes wird Kenntnis 

genommen. 

 

7 

Ebenfalls wird Kenntnis genommen, von dem Stadtverordnetenbeschluss betr. Einholung 

eines Sachverständigen-Gutachtens durch I. Endris aus Köln zur Erweiterung der 

Wasserleitung. 

 

8 

Der Mietvertrag mit Kaufmann Josef Philippi wurde unterschriftlich vollzogen. 

 

9 

Der Antrag des Adolf Meurer auf Erhöhung der Vergütung als Friedhofswärter wurde vertagt. 

 

Gez. Bahl, Philippi, Flügel, Hartenfels 

 

 

Montabaur, den 1. Juni 1921 

 

Anwesend die Herren: Bahl, Flügel, Germann, Philippi, Hartenfels 

 

1 

Die Eingabe des Bautechniker Löwenguth bzgl. des Weges nach dem Gymnasialbadeplatz pp. 

wurde vom Bürgermeister vorgetragen. 

Der Bürgermeister wird beauftragt mit Heinrich Volkmann und Firma Taphorn, Olig und Co 

zu verhandeln. 
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2 

Der Antrag des Amtsgerichtes Montabaur auf Erhöhung der Unterstützung für die Kinder 

Otto und Hildegard Pauline Fischer wurde der Armenkommission überwiesen. 

 

3 

Von dem Bescheid des Ministers auf Verstaatlichung des Gymnasiums wurde Kenntnis 

genommen. 

 

4 

Der Antrag Karl Eller auf weitere Genehmigung zur Aufstellung des Karussells am 14.8.1921 

für 500 M wurde gutgeheißen. 

 

5 

Ferner wurde Kenntnis genommen von der Forderung der Gemeinde Staudt für Abgabe von 

Quellwasser. 

 

6 

Der Unterwesterwaldkreis erhebt für 1921 = 225% Kreissteuer = 45.759,47 M. 

 

7 

Von der Verfügung des Ministers betr. Einziehung des verausgabten Notgeldes wurde 

Kenntnis gegeben. Es soll Antrag auf Verlängerung der Umlauffrist gestellt werden. 

 

8 

Auf die Einladung zur Teilnahme an der Mitgliederversammlung am 10. und 11. Juni 1921 in 

Marburg wurde beschlossen, niemand zu entsenden. 

 

9 

Den Beamten- und Angestellten wurde gestattet, an der neu zu entrichtenden 

Beamtenfachschule in Limburg a.d.L. teilzunehmen. 

 

10 

Die Vergütung des Friedhofsarbeiters Meurer wurde auf monatlich 150 M ab 1.6.21 erhöht, 

nachdem sich die Friedhofskommission damit einverstanden erklärt hat. 
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11 

Dem Antrag des Franz Conradi in Montabaur auf Ausdehnung seiner Schankkonzession in 

eine Gastwirtschaftskonzession wurde zugestimmt. 

 

12 

Die Pflasterung des hinteren Rebstockes bis zum Hause König mit den Steinen vom vorderen 

Rebstock wurde genehmigt. Der Kostenbetrag ist in den Etat für 1921 aufzunehmen. 

 

13 

Der Antrag der Nachtwächter auf Zahlung der Besatzungszulage musste abgelehnt werden, da 

die gesetzlichen Bestimmungen dagegen sprechen. 

 

14 

Der Schaden, den die Besatzung an den Turngeräten und an der Turnhalle angerichtet hat, ist 

von der zuständigen Kommission auf 18.562 M geschätzt worden. Der Kreisausschuss bezahlt 

den Betrag aus, falls die Stadt sämtliche Schadensersatzansprüche der städt. Turnhalle als 

erledigt betrachtet und auf Einlegung eines Rechtsmittels verzichtet. Der Magistrat beschließt 

demgemäß. 

 

15 

Wegen Abschluss einer Veruntreuungsversicherung mit der Stuttgart-Berliner Versicherungs-

Aktiengesellschaft sind Offerten eingezogen worden. Der Magistrat beschließt, die 

Versicherung für 20.000 M anzunehmen. Die einjährige Prämie beträgt 178,-- M. Die 

Finanzkommission ist zu hören. 

 

16 

Der Magistrat ist damit einverstanden, dass dem früheren Nachtwächter Pilgenröther für den 

Rest seiner Dienstzeit ebenfalls den Tariflohn von 3,96 M pro Stunde ausgezahlt wird. Vergl. 

Magistratsbeschluss Nr. 4 vom 19.5.1921. 

  



Übertragung der Stadtratsprotokolle vom 3.2.1919 bis 7.7.1921 

164.1 

17 

Nach der Auskunft des Provinzialschulkollegiums in Cassel steht den Studienräten Dr. Marx, 

Wurm, Becker und Maßfeller die Verleihung von Aufrückungsstellen ab 1. April 1920 zu. 

Die Mehrbelastung beträgt im Rechnungsjahr 1920 = 11.600,-- M 

Der Magistrat beschließt dementsprechend. Die Finanzkommission und das Kuratorium sind 

zu hören. 

 

18 

Der Antrag des Friedrich Franz auf Beschäftigung bei der Stadt wurde abgelehnt, da es an 

Arbeit fehlt. Es soll versucht werden, Franz sonst wie unterzubringen. 

 

19 

Nach dem neuen Ortsklassenverzeichnis ist Montabaur in Klasse C gekommen. Hierdurch 

erhöhen sich ohne weiteres die Gehälter sämtlicher Beamten, Angestellten und der unter den 

Tarif fallenden Arbeitern. Nach den getätigten Aufstellungen kommen für die Zeit vom 1. 

April 1920 – 31. März 1921 folgende Mehrbelastungen in Betracht: 

a) Für die Beamten  3.366 M 

b) Für die älteren Angestellten 2727 M 

c) Für die jüngeren Angestellten3700 M 

d) für Lehrer a.D. Christe   260 M 

e) Für die städt. Arbeiter 9 – 10.000 M 

Bezüglich der Lehrkräfte an der Selekta lässt sich eine Aufstellung noch nicht fertigen,  da 

nicht feststeht nach welchem Gesetz diese besoldet werden. Der Magistrat beschließt die 

erhöhten Gehälter den städt. Beamten, Angestellten, Arbeitern, sowie den Lehrkräften er 

Selekta und des Gymnasiums zu 
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bewilligen. Den Notstandsarbeitern kann die Lohnerhöhung nicht bewilligt werden, da diese 

nicht unter den Tarif fallen. 

 

20 

Das Gesuch der Notstandsarbeiter um Bewilligung einer einmaligen Beihilfe oder um 

Zuweisung eines Klafter Holz wurde abgelehnt. Es soll von Fall zu Fall entschieden werden. 

 

Gez. Bahl, Philippi, Germann, Flügel, Hartenfels 

 

 

Montabaur, den 10. Juni 1921 

 

Anwesend die Herren: Bahl, Gaul, Flügel, Germann, Philippi, Wentrup und Hartenfels 

 

1 

Die Beschlussfassung über Erhöhung des Stromgeldes und der Zählermiete wurde vertagt. Es 

sollen weitere Ermittlungen angestellt werden. 

 

2 

Zur Ergänzung des Beschlusses vom 28. Januar 1921 wurde in der Tauschsache mit Johann 

Schröder Wwe. der Wert der 13 qm Fläche auf 11,-- M pro Rute festgesetzt. 

 

3 

Der Nachtragsvertrag betr. Mitbenutzung der Bezirksstraße durch das Elektrizitätswerk wurde 

abgelehnt, da die Höhe der Anerkennungsgebühr in keinem Verhältnis zu dem Nutzen steht. 
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4 

Von der Kündigung der Hypothek von 7.000 M durch Frau Regierungsrat Schmidt Wwe. in 

Bonn a. Rh. wurde Kenntnis genommen. Der Betrag soll zurückgezahlt werden. 

 

5 

Mit der Unterverpachtung neuer städt. Parzellen an Johann Rossbach erklärt sich der 

Magistrat einverstanden. 

 

6 

Die Ausführung der Arbeiten auf dem Ehrenfriedhof sollen dem Kreisbaumeister Gaul 

übertragen werden. 

 

7 

Der Bürgermeister wurde mit dem Vollzug des Mietvertrages Kath. Thewalt beauftragt. 

 

8 

In Ergänzung des Magistratsbeschlusses vom 1. Juni 1921 wurden die anteiligen Kosten von 

75 M für je 1 Teilnehmer des Beamtenseminars bewilligt. In Betracht kommen: Burg, Helm, 

Kunst und Sack. 

 

9 

Die Rechnung des Gewerbelehrers Frank über seine Umzugskosten in Höhe von 3351,60 M 

soll mit 3.216,90 M bezahlt werden. 

 

10 

Als Mitglieder des Magistrats zum Ortswohlfahrtsausschuss wurden die Herren Germann und 

Philippi gewählt. 

 

11 

Dem Diplom-Ingenieur Endris soll lediglich die Erstattung eines Gutachtens über die 

Wasserleitung übertragen werden. Was in dem Gutachten verlangt wird, soll Herr Endris bei 

Herrn Kreisbaumeister Gaul erfahren. 

Bei der Stadtverordnetenversammlung soll angeregt werden, die Bauleitung und Bauaufsicht 

Herrn Kreisbaumeister Gaul weiter zu übertragen. Herr Kreisbaumeister Gaul hat auf Bitten 

des Magistrats 
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die Arbeiten wieder übernommen. 

 

12 

Der Magistrat beschließt die Erhebung von 500% Real- und 300% Betriebssteuern für 1921. 

 

Gez. Flügel, Philippi, Hartenfels 

 

Montabaur, den 15. Juni 1921 

 

Anwesend die Herren: Bahl, Flügel, Philippi, Hartenfels 

 

1 

Der Preis für den Ziegenbock der Stadt betrug bei der Tierschau am 14.6.21 = 25,-- M 

Der Magistrat beschließt, den Preis dem Bockhalter Gerlach als Belohnung zu überlassen. 

 

2 

Von der Abgabe von 100 Ztr. Kohlen an die Firma Kutting u. Hambach wird Kenntnis 

genommen. Die Firma hat sich zur Rücklieferung verpflichtet. 

 

3 

Der Mietvertrag mit Eheleuten Kramm wurde unterzeichnet. 

 

4 

Der Hauungs- und Kulturplan für 1922 wurde unterschrieben. 

 

5 

Unterschrieben wurden 2 Vollmachten in der Kauf- und Tauschsache mit dem 

Domänenfiskus und Joh. Schröder Wwe. 

 

6 

Dem Jacob Schmidt hier werden vorläufig auf die Dauer von 3 Monaten 100 M Unterstützung 

monatlich bewilligt. 
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7 

Dem Sportverein 1912 soll für den 19. Juni 1921 von 12 – 4 Uhr nachm. der Jugendspielplatz 

überlassen werden. 

Bezüglich der Benutzung des Spielplatzes soll eine Neuverteilung der Vereine erfolgen. 

 

8 

Die vorgelegte Urlaubsordnung für 1921 wurde genehmigt. Bürgermeister beantragt und 

erhielt für den Monat Juli Urlaub. 

 

9 

Von der Zahlung der Besatzungszulage für die Notstandsarbeiter wird abgesehen. 

 

10 

Der Vorschlag des Bürgermeisters bezügl. eigener Bewirtschaftung der anzulegenden 

Sandgrube wurde gutgeheißen. Hiernach soll der Sand von den städt. Arbeitern gegraben und 

vom städt. Fuhrwerk gefahren werden. 

 

11 

Der Antrag der Ehefrau Joh. Müller auf Genehmigung zum Ausschank von Mineralwasser, 

Limonade, Kaffe, Wein und Bier wurde nur insoweit genehmigt, als alkoholfreie Getränke in 

Betracht kommen. 

 

12 

Der Bürgermeister wurde ermächtigt, in der Bausache Jakob Schneider, Ernst Stunz, Johann 

Müller, Anton Ehrenstein, Adam Schlemmer eine Erklärung dahin abzugeben, dass die Stadt 

als Beihilfedarlehen 12.000,-- M pro Wohnung von 70 qm zur Verfügung stellt. Joh. Müller 

will 4 Wohnungen schaffen und erhält somit 4 x 12.000 = 48.000 M. 

Ernst Kugel kann nur einen entsprechenden Teil des städt. Darlehens erhalten, da sein 

Wohnhaus 49 qm Wohnfläche besitzt. 

 

Gez. Hartenfels, Bahl, Philippi 

  



Übertragung der Stadtratsprotokolle vom 3.2.1919 bis 7.7.1921 

167 

Montabaur, den 23. Juni 1921 

 

Anwesend die Herren: Gaul, Bahl, Germann, Philippi, Hartenfels 

 

1 

Die monatliche Revision der Stadtkasse hat stattgefunden und hat sich nichts zu erinnern 

gefunden. 

 

2 

Der Erhöhung der Unterstützung für die beiden unehelichen Kinder der Mina Fischer wurde 

zugestimmt. Frau Fischer erhält ab 1. Juni 1921 monatlich 60,-- M. 

 

3 

Die Vorschläge zur Verwertung der Inventarstände der Eisenbahnstelle wurden genehmigt. 

Was die gewerbliche Fortbildungsschule gebrauchen kann, soll ihr als Lehr- und Lernmittel 

überwiesen werden. Im Übrigen muss auf bestmögliche Verwertung gesehen werden. 

 

4 

Die Vergebung der Bauarbeiten in der Stadtmühle und dem früh. Emil Hermes´schen 

Besitztum an die Wenigstfordernden wurde genehmigt. 

 

5 

Die Angelegenheit betr. Errichtung des Eisenbahn-Betriebsamtes wurde der Finanz- und 

Baukommission überwiesen. 

 

Gez. Germann, Gaul, Hartenfels 
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Montabaur, den 30. Juni 1921 

Anwesend die Herren: Gaul, Germann, Flügel, Hartenfels 

 

1 

Die Vergebung der Linzinischen Stiftung ist, unter Einverständnis eines aus der 

Verwandtschaft zugezogenen, erfolgt an: 

Johann Scheidt f. Sohn Johannes  42,00 M 

Josef Pöhler f. Sohn Jacob   42,00 M 

Wwe. Anna Himmerich f. Tochter Christa 42,00 M 

 

2 

Von dem Abkommen mit der Gemeinde Stadt betr. Wasserlieferung wurde Kenntnis 

genommen. 

 

3 

Die Wasserversorgung der Stadt wurde eingehend durchberaten. Der Plan, die eine Hälfte der 

Stadt nur vormittags, die andere nachmittags mit Wasser zu versorgen, wurde genehmigt. 

 

4 

Die Erd- und Betonarbeiten für den Ehrenfriedhof sind ausgeschrieben und die Offerten heute 

eröffnet worden. Der Wenigstfordernde sind die Gebr. Burg in Montabaur mit zus. 11.295,00 

M, welche der Zuschlag erteilt wird. 

 

5 

Wegen Belassung des Helmut Becher bei der Familie Hartmann Jung soll vorerst Herr Dr. 

Froming über den Zustand des Kindes befragt werden. Lautet dieses günstig, dann bleibt das 

Kind bei Hartmann Jung. 

 

Gez. Bahl, Germann, Philippi, Flügel 
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Montabaur, den 7. Juli 1921 

 

Anwesend die Herren: Flügel, Germann, Philippi, Bahl 

 

1 

Verfügung der Regierung vom 13. Juni, dass den Hilfslehrern am Gymnasium 480,00 M für 

die Wochenstunde jährlich 8 x 480 = 3.840,-- M gezahlt werden, wird genehmigt. 

 

2 

In der Wegesache gegen Marx Wirges wegen Wasserstauung ist Einigungstermin auf den 9. 

d.M. vormittags 10 Uhr anberaumt. Wenn Marx sich verpflichtet, bei Wiederholung von 

Wasserstauungen ohne Vorausklage für jeden Übertretungsfall 5.000 M zu zahlen, dann ist 

der Magistrat bereit, die Klage zurückzunehmen, wenn Marx die ganzen Prozesskosten trägt. 

 

3 

Gesuch des Jac. Bohr hier um Unterstützung infolge Krankheit. 

 Für den laufenden Monat wird eine Unterstützung von 100 M gewährt, jedoch soll erst bei 

der amtl. Fürsorgestelle für Kriegsbeschädigte angefragt werden, ob von dort aus bisher keine 

Unterstützung gezahlt worden ist. Nach Rücksprache mit Bohr erhält derselbe vermutlich 

39,60 M. 

 

4 

Eingabe unserer früheren Notstandsarbeiter Joh. Ferd. Geyer, Ph. Veldenz, Joh. Nebgen, Jac. 

Bahl, Franz Disper, Peter Meurer um Nachzahlung der Besatzungszulage. Wenn den 

Notstandsarbeitern nun 
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die Besatzungszulage nicht gezahlt werden kann, dann ersuchen dieselben, wenigstens eine 

Zahlung der Differenzbeträge, die dieselben nach der Ortsklasseneinteilung C zukommen. 

Nach § 1 Ziffer 2 des Manteltarifs der Hess. Nass. Wirtschaftsverbandes vom 25.3.1920 fallen 

die Notstandsarbeiter nicht unter den Lohntarif des Verbandes. Sie haben daher auch kein 

Recht auf Nachzahlung der durch die Ortsklassenerhöhung wie Lohntarif vorgesehenen 

Lohnerhöhung. 

 

5 

Frau Simon beschwert sich, dass ihr bisher immer noch keine andere Wohnung überwiesen 

wurde. Die im Umbau befindliche Wohnung in unserer Mühle soll (teilweise), der Familie 

Simon überwiesen werden. 

 

6 

Herr Löb will seinen Mieter in der Stuntzenmühle (Schmidt) heraus haben, da das Wohnhaus 

nach Gutachten des Herrn Baurats Stracke wegen Baufälligkeit der in Frage kommenden 

Wohnung und deren Ausbesserung geräumt werden muss. Das Gesuch wird dem 

Wohnungsamt übergeben. 

 

7 

Termin beim Mieteinigungsamt am 8. d. M. nachmittags 5 Uhr gegen Hermes. Da Herr 

Bürgermeister Hartenfels und Herr Beigeordneter Gaul beurlaubt sind, der Beigeordnete Bahl 

aber den Vorgang nicht kennt, wurde Antrag auf Vertagung gestellt und genehmigt. 
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8 

Vergebung von Spritzenschläuchen, Termin am 7. Juli d.J. 

Auf Antrag der Interessenten Schnupp und Vohs, welche von ihren Lieferanten noch keine 

Offerten hatten, wurde der Termin um 8 Tage, also auf den 14. d.Mts. vertagt. 

 

9 

Wohnungsbeschlagnahme durch die franz. Zollbehörde bei Rechtsanwalt Oskar Wentrup und 

Betriebsleiter Fleischhauer wurde beschlossen eine Eingabe an das Reichsvermögensamt 

Coblenz zu machen, dass ebenso wie in Diez, Coblenz usw. in Montabaur Neubauten errichtet 

werden um dieselbe der Besatzungsbehörde zur Verfügung zu stellen, damit unsere 

Bürgerschaft in Zukunft mit diesen Beschlagnahmen nicht mehr belastet werden. 

 

10 

Für den Ausbau des früheren Hermes`schen Hauses fehlen uns ca. 5 Kubikmeter Bauholz. An 

Offerten gingen ein: 

Adam Quirmbach hier 540,-- M ab Holzwerk 

S. Hannappel hier  550,-- M frei Baustelle 

Die Lieferung wurde Hannappel übergeben, da dessen Offerte sich frei Baustelle billiger 

stellt. 

 

11 

Erhebung von Schulgeld für unsere Gewerbeschule: 

Vorschlag des Schulleiters Frank: 

Gewerbesteuerklasse IV u. freie Betriebe  30,-- M 

Gewerbesteuerklasse III    50,-- M 

Gewerbesteuerklasse II    75,-- M 

Gewerbesteuerklasse I    100,-- M 
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Dieser Vorschlag hat die Zustimmung des Magistrats gefunden. 

 

12 

Roßbach wünscht auf Kirmes Tanzmusik zu halten und zwar will er in seiner anliegenden 

Wiese den Tanzboden aufschlagen. 

Da die polizeiliche Genehmigung auf Kirmes unbedenklich erteilt werden kann, die Stadt auf 

eine Tanzsteuer-Einnahme von 300 M hat, wurde die Genehmigung vom Magistrat erteilt. 

 

13 

Das Gesuch des Gesellenvereins, die bestehende Schankwirtschaftskonzession auch auf den 

neuen Saal auszudehnen, wurde genehmigt. 

 

Gez. Bahl, Germann, Flügel 

 

 


